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EINLEITUNG 

Das Tempo seiner Zeit, der Spanne von 1848 bis 1871, hat 
Daumier einmal geistvoll cbarakterisiert, indem er Kronos 
auf das Fahrrad setzte. Der Zeitgeist kam heraus aus dem be- 
dächtigen Biedenneiertrott der voraufgegangenen Jahrzehnte, heraus 
aus der Enge der Gassen und Winkel auf die freie Straße der 
Geschichte, wo der Wind bläst und die eigenen Kräfte sich mit 
ihm erproben. 

Das Tempo von heute ist das des Aroplans, das Hundert-Kilometer- 
Tempo, das Tempo, das im Fluge die Länder überquert, das keine 
Grenzpfähle duldet, und über die nationale Idee erhebt, den Hori- 
zont gewaltig erweitert und uns in Kontinenten denken lehrt. Dieses 
Budi bringt es uns zu Bewußtsein. Wie — fünf bis zehn Jahre 
nur liegen diese Probleme und diese Kämpfe hinter uns und schon 
so ferne? Zwischen heut und damals liegt in dicken Schwaden 
der Pulverdampf des Weltkrieges und lodern die Flammen der 
Revolution. Zwischen heut und damals haben wir unser Denken 
und Wollen so entschieden umgestellt, sind unsere Aufgaben und 
Vorsätze so riesig gewachsen, daß wir heut lächelnd auf manchen 
Streit zurückschauen, den wir damals so blutig ernst nahmen. 
Wozu aber dann dieses Buch? Wir sitzen im Flugzeug und müssen 
vorwärts blicken, die Sinne konzentrieren auf die unbekannte Zu- 
kunft, die im Fluge Gegenwart sein wird. Gegenwart mit ihren 
Gefahren, ihren neuen Zielen, Aufgaben und Kämpfen. 
Dies Buch will kein beschauliches Versenken in die Vergangenheit. 
Sein Verfasser ist so eingestellt auf das Heute und Morgen, daß 
es für ihn das Erledigte, Überwundene, Tote nicht mehr gibt. Er 
ist so voller Aktion, so erfüllt von dem Streben, alle Kräfte für 
dta Kampf der Gegenwart mobil zu machen, daß es ihm ein Ver 
brechen erscheinen müßte, die Streiter abzulenken. Dies Buch dient 
ausschließlich dem Kampf von heute. Es will die Ereignisse, die 
wir jetzt erleboi und an denen wir handelnd beteiligt sind, in die 
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8 EINLEITUNO 

richtige Perspektive setzen. Es will uns den Blick schärfen für die 
historischen Tatsachen, uns Rücksichtslosigkeit im Denken lehren und 
die leitenden Gesichtspunkte für taktische Entscheidungen geben. 
Die richtige Perspektive! Darauf kommt es wesentlich an. Wer 
die Revolution nur als die Folge des Zusammenbruchs im Kriege 
ansieht, und den Krieg selber als das Produkt einer wahnsinnigen 
Politik verwegener und verantwortungsloser Glückspieler, d(^ 
kdnnen die heutigen Ereignisse nur die Wirren einer Zeit sein, (üe 
aus ihrem Geleise geworfen ist, Wirren, die es zu besänftigen gilt, 
um die alle Ordnung wieder herzustellen. Wem es aber gelingt, 
Krieg und Revolution als unvermeidliche Notwendigkeiten der Ge- 
schichte zu erkennen und zwar nicht als Folgen zufälliger Einzel- 
ursacben, sondern als Produkte des alles umfassenden sozialen 
Prozesses, wer daraus die Unentrinnbarkeit der Forderungen unserer 
Zeit erkennt, der wird jede schwächliche Ausflucht ausschlagen 
und kühn der Geschichte ehernes Muß vollstrecken helfen. Die 
Rückschau erSKnet uns den Blick in die Zukunft. 
Tiefschürfend wie kein, anderer Praktiker der deutschen Politik, 
ausgerüstet mit den Erfahrungen einer Revolution (Rußland 1905) 
und der lebendigen Krantnis der Klassenkämpfe anderer Völker, 
hat Karl Radek in den letzten anderthalb Jahrzehnten die Einzel- 
tatsachen der weltpolitischen Entwicklung verfolgt, ihren Zusammen- 
hängen nachgespürt und mit dem Stereoskop der marxistischen 
Methode die weiteren Etappen auf den einzelnen Entwicklungs- 
linien und deren gemeinsamen Knotenpunkt abgesteckt. Hegels 
Grundsatz: Alles was ist, ist vernünftig! leitete ihn beim Studium 
des modernen Imperialismus, indem er jede moralische Entrüstung 
über die Politik, die die Arbeiterschaft knebelte und sie zum Kriege 
trieb, verschmähte, lind statt dessen die Triebkräfte zu erkennen 
suchte, die jene Politik erzwang. Er fand bei jeder Einzelheit der 
modernen sozialen Entwicklung die Auffassung bestätigt, die er 
zusammen mit den anderen Radikalen, mit Rosa Luxemburg, 
Pannekoek usw. verfocht. Danach sank bei gleichzeitiger riesiger 
Entwicklung der Produktivkräfte die Profitrate immer tiefer. Die 
Lebenshaltung der Arbeiterklasse in den modernen Industrieländern 
mußte niedrig gehalten werden. [>ie Folge war, daß der innere 
Markt für die gesteigerte Produktion relativ immer weniger auf- 
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10 EINLEITUNG 

Erbärmlichkeit der Orgacisationsinstanzen fand hier ihre „wisseo- 
schafttich" begründete Rechtfertigung. Kautsky, der selbst als einer 
der ersten auf die Konsequenzen der imperialistischen Politik hin- 
gewiesen hatte, war zum Verteidiger einer seicht opportunisfisdien 
Taktik geworden, die im Kielwasser der Forischrittler und Pazifisten 
schwamm. Hattm Radek und seine Verbündeten nachgewiesen, 
daß der Imperialismus die Politik des krachenden Kapitalismus 
war, so suchte Kautsky nach Beweisen dafür, daB der Kapitalismus 
noch eine andere, sanftmütigere Politik treiben könne. Zeigte Radek 
immer wieder an den Tatsachen, wie die Entwicklung der Welt- 
marktkonkurrenz dem Weltkriege zueilte, so glaubte Kautslqr in 
starken Schichten der Kapitalistenklasse ein Interesse an der Auf- 
rechterhallung des Friedens und damit eine Garantie gegen den 
Krieg zu finden. Während Radeks Taktik darauf hinauslief, die 
Massen in einen konsequenten Kampf gegen den Imperialismus 
zu führen, anknüpfend an die Tagesfragen, appellierte Kautsl^ 
zusammen mit dem Parteivorstand an das Bürgertum und die 
Regierungen der Oroßmächte, indem er die pazifizierenden Wir- 
kungen der Bündnisse, der Abrüsttuig und der internationalen 
Schiedsgerichte pries. In alle Schlupfwinkel der Sophistik ist ihm 
Radek nachgekrochen und hat das Illusionäre dieser Auffassung 
in jeder ihrer Nuancen nachgewiesen. Kautsky freilieb ist dadurch 
von seinen Illusionen nicht gdieilt worden. Er spielte weiter den 
Landpastor noch in der Zeit, als die Tragikomödie mit dem Völker- 
bund längst ausgespielt war. 

Dem Kampfe gegen die Kriegsgefahr diente auch die Propaganda 
des Milizgedankens. Hier zeigte sich deutlich Kautskys Spieß- 
bürgertum. Er fand, daß die Miliz ebenfalls eine teure Sache für 
den Staat werden könne, und de^alb jagte er weiter dem bunten 
Schmetterling der Abrüstungsidee nach. Radek dagegen stellte 
sich mit beiden Füßen fest auf den Boden der Tatsachen. Er 
untersuchte die Entwicklungstendenzen des Militarismus und er- 
klärte es nach marxistischem Grundsatze als die Aufgabe der 
Partei, das ganze Gewicht auf die Förderung jener Tendenzen zu 
legen, die auf eine IDemokratisierung des Heeres hinausliefen und 
es dadurch für imperialistische Raubkriege und arbeiterfeindliche 
Unternehmungen immer mehr unbrauchbar machen mußten. Heute 



dby Google 



dbyGoogle 



EINLEITUNO 



Mebring, Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht. Das war so 
ziemlich alles. 

Aber mit Klagen hielt sich Radek nicht auf. Er stellte sich auf 
den neugeschaffenen Boden und wirkte im alten Sinne. Schon in 
dem erwähnten Briefe gab er eine Analyse und umriß die Auf- 
gaben der Radikalen. Er benutzte die geringe Bewegtmgsfreifaeit, 
die er unter dem Druck der Zensur und angesichts der Angsllidi- 
keit Henkes in der „Bremer Bürgerzeitung" noch hatte, und setzte 
diese Arbeit dann in den Blättern der Schweizer Linken fort. Die 
Ergebnisse seiner Untersuchungen gab er dann konzentriert in der 
1916 von Knief in Bremen gegründeten „Arbeiterpolitik". Dabei 
zeigte sich die Tatsache: Wie der Weltkrieg die Konsequenz, die 
Fortführung der allen Politik mit großkalibrigen Argumenten war, 
so zeigten sich in dem sozialdemokratischen Rdlex der Situation 
die alten Tendenzen, nur schärier gefaßt und zu ihren Kon- 
sequenzen getrieben. Der redite Flügel der Partei, wie sich jetzt 
herausstellte, ihr Gros, ging zum Oegner über. Das Parteizentrum, 
die späteren Unabhängigen haschten nach paziästiscben Illusionen, 
verkündeten den Arbeitern stets aufs neue das Nahen des Heilands : 
Versländigungsfrieden, Stockholm, Wilson, Völkerbund, und hoffte 
auf die Sittlichkeit und Einsicht der Regierungen, solange die 
Arbeitermassen das Objekt der Geschichte blieben, welches das 
Parteizentrum trotz aller Geschwätzigkeit selbst war. Die Aufgatw 
der Linken blieb hier die Zerstörung aller Illusionen. Sie war zu 
steigern auf unmittelbare Vorbereitungen der Massen für den 
revolutionären Kampf. Diese Vorbereitung hatte zu geschehen in 
der Klärung der weltpolitischen Probleme, in der Ausrodung aller 
nationalistischen Gedankengänge und moralischen Schwächen, der 
Ausnutzung aller Rebellionen der Arbeiterklasse gegen die sich 
verschärfende wiriscbaftlicbe Lage zu politischen Aktionen und 
scblleBlich in der moralischen Zermürbung der Front. Die alten 
Aufgaben also im wesentlichen, aber in einer höheren Qualität. 
Das Grundproblem war jetzt die Frage «ler Landesverieidigung 
geworden. Hier stieß Radek vriederum mit Kautsky zusaounen. 
Um nicht zu Konsequenzen gezwungen zu sein, tüftelte dieser aus, 
daß der Weltkrieg keinen imperialistischen Charakter habe. Er 
glaubte weiter besonders marxistiscb zu handeln, wenn er die 
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Parolen von Marx und Engels bei früheren internationalen Kon- 
flikten oline Rücksicht auf die gründlich veränderten Verhältnisse 
übernahm. Radek wandte im Gegensatz dazu die marxistische 
Methode zur Untersuchung der augenblicklicheo Situation an und 
zog die der Gegenwart entsprechenden Schlüsse. Da zeigte sich, 
daß die Unterscheidung von Angriffs- und Verteidigungskrieg sinn- 
los geworden und auch kein historischer Fortschritt vom Siege 
einer bestimmten Ländergruppe zu erwarten war. Die Schluß- 
folgerung müßte sein, das internationale Proletariat aus seiner 
Selbstzerfldschung im Interesse seiner Herren herauszureißen und 
es in den Kampf gegen den Kapitalismus überhaupt zu führen. 
Das hieß aber Zertrümmerung der ausgehöhlten 2. Internationale 
und Vorbereitung einer Internationale der revolutionären Tat 
(Zimmerwald, Kiental). Das hieß zugleich Schaffung der Kampf- 
kaders für das revolutionäre Proletariat in den einzelnen Ländern, 
Zermürbung des alten Parteiapparates und Zusfunmenfassung der 
Revolutionäre in einzelnen Gruppen mit dem Ziele der Bildung 
einer revolutionären Partei. Für diese Aufgaben hat Radek von 
Bern, von Stockholm und Petersburg aus aufklärend, beratend 
und anfeuernd gewirkt. Damit bereitete er mit den Boden vor für 
die Kommunistische Partei Deutschlands und ihre Taktik, der er 
seitdem in allen schwierigen Situationen mit seinem klaren Urteil 
zur Seite gestanden hat. 

Die heutigen Differenzen in der Arbeiterklasse Deutschlands sind 
im Grunde dieselben, die Radek in der Zeit der nahenden Revo- 
lution untersucht bat : Unterwerfung der Arbeiterklasse unter den 
Kapitalismus, Ausflucht in pazifistische Illusionen oder Führung 
des Proletariats in den Kampf. Und erst wenn man das Wesen 
dieser Differenzen der vergangenen Zeit richtig erkannt hat, kann 
man die taktischen Wendungen der verschiedenen Parteien und 
die Notwendigkeiten der Stunde richtig erfassen. 
In Karl Radeks wissenschaftlichen Arbeiten offenbart sich das, 
was er auch in der Regierung SowjetruBlands praktisch gezeigt 
bat: er ist Realpolitiker. Freilich nicht so, wie ihn der Klein- 
bürger auffaßt. Nicht jener pßffige Geschäftsmann, der wunder 
denkt, wie praktisch er ist, wenn er nur sieht, was vor seiner Nase 
kriecht, der als kleiner Räuber mit den großen Hain jagt, sich zu 
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allem miBbraucben lassen muß und als Regierungsmann nach dem 
Geständnis eines sozialdemokratischen Ministers stets in die 
Klemme kommt zwischen zwei Dummheiten, eine zu wählen. Radek 
ist der Realpolitiker großen Wurfs wie die Lenin, Bucharin, Trotzki. 
Sein stärkster Cbarakterzug ist die Kühnheit des Gedankens und 
der Tat. Die Kühnheit, die dem Bewußtsein der geistigen Beherr- 
schung des gesellschaftlichen Prozesses entspringt. Und diese 
geistige Herrschaft ist bei ihm die Frucht eines von eisernem Willen 
vorwärts gepeitschten Fleißes, der nicht ruht, bis er £Üles Tatsachen* 
material in seinen Einzelheiten aufgenommen hat, wie der unerbitt- 
lichen Selbstkritik, die ihn treibt, den Problemen bis auf den Grund 
zu gehen, die keinen Zwiespalt zwischen Erkenntnis und politischer 
Entscheidung duldet. Für jeden seiner Entschlüsse aber wirkt 
und kämpft er mit der verhaltenen Begeisterung und Leidenschaft 
einer starken Seele. Sein klarer Blick in die Dinge und sein ent- 
schlossener Wille zum Handeln haben ihn zu einem der ersten 
Politiker des Proletariats geschmiedet, zu einem Staatsmann der 
Revolution. 

BREMEN, den 7. August 1920. 

PAUL FRÖLICH. 
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Die AUSWÄRTIGE POLITIK 



Krieg gc^en die drei GroBmäctite der Konterrevolution, ein Kri^, 
der PreuBen in Deutschland wirklieb aufgehen läßt, der die Allianz 
der Polen zum unumgänglichen Bedürfnis macht, der die Freilassung 
Italiens sofort herbeiführt, der gerade gegen die alten konterrevolu- 
tionären Alliierten von 1792 bis 1815 gerichtet ist, ein Krieg, der 
das ,Vaterland in Gefahr' bringt und es gerade dadurch rettet, 
indem er den Sieg Deutschlands vom Siege der Demokratie ab- ' 

hängig macht." 1 

Im Juni des Jahres 1859, während der europäischen Krisis, die mit 
dem Kriege Österreichs gegen Italien endete, schrieb Fr. Engels an 
Lassalle: „Vive la guerre (Es lebe der Krieg), wenn Franzosen und I 

Russen uns zugleich angreifen, wenn wir dem Ertrinken nahe sind, | 

denn in dieser verzweifelten Situation müssen sich alle Parteien 
von der jetzt herrschenden bis zu Zitz und Blum abnutzen, und 
die Nation muß, um sich zu retten, sich endlich an die energischte [ 

Partei wenden." (Zitiert im 47. Briefe Lassalles an Marx: Briefe . 

von Ferdinand Lassalle an Karl Marx und Friedrich Engels. Stutt- 
gart 1902, S. 185.) I 
Sdt dieser Zeit war die Hervorhebung der Notwendigkeit des Krie- 
ges mit Rußland ein steter Bestandteil der auswärtigen Politik der 
deutschen Sozialdemokratie, bis in die neunziger Jahre des vori- ' 
gen Jahrhunderts. Wie sich aber selbst diese Losung veränderie, ] 
zeigt die folgende Ausführung Liebknechts, eines Hüters der tra- | 
ditionellen auswärtigen Politik Marx auch in Zeilen, als dieselbe 
schon teilweise der internationalen Situation nicht mehr entsprach : 
„Wenn die Regierungen Österreichs, Englands, Frankreichs klar 
und nett vor die Alternative gestellt würden : kosakisch oder demo- 
kratisch, sie würden unbedingt und ohne sich zu besinnen antwor- 
ten: kosakisch. Indes, wenn auch von den jetzigen Staaten kein | 
radikales Vorgehen g^en Ru'ßland zu erwarien ist, so folgt daraus i 
doch nicht, daß man fatalistisch die Hände in den Schoß l^en 
solle. Es ist richtig: die russische Macht kann nur bis zu einem 1 
gewissen Punkt anschwellen, und dann muß von seiten der erwach- j 
ten und mündig gewordenen Völker der vernichtende Rückschlag 
kommen, at>er die Frist bis zu diesem Rückschlag wird dadurch, 
daß man den Völkern die Tragweite der orientalischen Frage zeigt, 
wesentlichabgeküfzf'DieseWortesdirieb Liebknecht im Jahre 1878, 
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aus dem Grunde Propaganda für den Krieg, weil er den Bann der 
Konterrevolution in Deutschland — wie sie glaubten — brechen 
und der Revolution zum Durchbruch verhelfen würde. Wie falsch 
auch manche ihrer Voraussetzungen und ihre taktische Position 
waren — und daß sie falsch, bewies Lasalle in einer genialen Aus- 
einandersetzung, in der er einen wunderbaren Einblick, man kSnnte 
sagen, eine Vorahnung der künftigen proletarischen auswärtigen 
Politik an den Tag legt ■), — ihre Position hatte nichts zu tun mit 
„patriotischen" Erwägungen ä la Leuthner oder Maurenbrecher, und 
wir glauben, daß man ihre tiefsten Beweggründe besser in der in- 
timen Äußerung Engels gegenüber Lasalle, als in seiner Broschüre: 
Po und Rhein (Berlin 1859, bei Dunker), welche anonym heraus- 
g^eben, sich an das bürgerliche Publikum wandte tmd nach Meh- 
rings Zeugnis allgemein für das eines hochgestellten und vorzüg- 
lich unterrichteten Militärs gehalten wurde, finden kann. 
Die Herrlichkeit des neugegründeten Reiches und der Niedergang 
des Liberalismus führten dazu, daß bei den Föhrem der deutschen 
Sozialdemokratie der Glauben an die Möglichkeit eines Vorgebens 
des Deutschen Reiches gegen Rußland zerstob ; die veränderte Situa- 
tion der Ära des bewaffneten Friedens hätte die Agitation für einen 
Krieg in die pure Agitation für militärische Rüstungen verwandelt. 
Das führte, zusammen mit Momenten, über die wir noch sprechen 
werden, dazu, daß die kriegsfreundliche Stellung der Sozialdemo- 
kratie nur noch in der Form zu finden ist, die ich in der oben an- 
geführten Äußerung Liebknechts wiedergegeben habe. In dieser 
Fassung wandelte sich die auf direkte, sofortige Beeinflussung der 
bürgerlichen auswärtigen Politik gerichtete Agitation in eine agi- 
tatorisch-propagandistische Vorbereitung zukünftiger Kämpfe. Zur 
Beurteilung dieser Position muß noch ein Moment hervorgehoben 
werden. Während dieser Epoche kann man eigentlich nur von der 
auswärtigen Politik der Führer der Sozialdemokratie, nicht aber 
von der des Proletariats sprechen. An dem Fehlen des Proletariats 
starb eben die deutsche Revolution; dieses Fehlen sdiob die Führer 

■) ShIw BrHc Luullu u Mux. S. IS»— («0. Dk iiau Kon' rönne Ic^t Mthrinf uhr Uardu 
In MlDtn AamcrkuDSTD ni der KarropoKkoz, S. 3(K>— 313, in doMn er >l<h lul dit Sdie LaMalln 
■teilt. Der Aufuu >chi Hugo Scbuli «Kimpf, Nr.S. M(l 1909, „FDcdrldi En^eli Dtier «kn Belcr- 
nlihbclwn FudZMc in Jahn IBH") liU IteiDn iihOrigra Betriff vm der KooipliileitiHlt da- 
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der Sozialdemokratie auf die Bahn des Spekuliereos auf revolu- 
tionäre Situationen, die das Kleinbürgertum revolutionieren würden ; 
es führte dazu, daß sie mehr an eine den Interessen der Revolu- 
tion dienende auswärtige Politik der Bourgeoisie, als an die des 
Proletariats dachten. Nach dem Jahre 1848 sprachen sie über aus- 
wärtige Politik nicht von proletarischen Tribünen, sondern anonym 
in bürgerlichen Blättern, in Broschüren, von denen fast niemand 
wußte, daß sie die revolutionäre „Schwefelbande" zu ihren Ver- 
fassern hatten. Diese Umstände gaben ihran Standpunkt eine ge- 
wisse Färbung, eine Abtönung, deren Entstehen wir bei der Be- 
urteilung itirer Positionen nicht aus den Augen verlieren dürfen, 
wenn wir nicht blinde Nachbeter unserer Altmeister sein, sondern 
sie gerecht, d. h. historisch beurteilen wollen. 



DIE SOZIALDEMOKRATIE ALS HORT DES FRIEDENS. 

Nach dem Deutsch-Französischen Kriege wuchs mit jedem Jahre die 
Last der Rüstungen in Deutschland und den boiachbarten Staaten. 
Im Jahre 1868 behauptete Moltke, die Einigung Deutschlands sei 
der beste Weg zur Abrüstung Europas. Zwanzig Jahre später, 
während des Kri^srummels des Jahres 1887, erklärte er: „Meine 
Herren, ganz Europa starrt in Waffen. Wir mögen uns nach links 
oder rechts wenden, so finden wir unsere Nachbarn in voller Rü- 
stung, die selbst ein reiches Land auf die Dauer nur schwer er- 
tragen kann." Das Land, d. h. die Arbeiterklasse, mußte sich jedoch 
das Wachsen der Kriegslasten gefallen lassen, weil sie noch nicht 
die genügende Kraft besaß, das von der Bourgeoisie im Jahre 1 848 
versäumte Werk zu vollbringen. Sie mußte sich noch mehr gefallen 
lassen. Es hagelten auf ihren Rücken die Skorpione Bismarcks, 
die Verfolgungen des Sozialistengesetzes. Und die klassenbewußten 
Arbeiter bildeten schon kein kleines Häuflein mehr; die Zeit, da 
Lassalle als letzter Mohikaner der Revolution in Düsseldorf lebte, 
war schon vorüber. Hunderttausende deutsche Art)eiter kämpften 
unter der roten Fahne. Die Rüstungen gingen vonstatten unter der 
Losung; eines Krieges mit Frankreich. So bekam die Solidarität 
mit der französischen Arbeiterklasse eine praktische Bedeutung, 
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eine konkrete Außeniogsf orm : sie wurde der Beweggrund der scharf 
ablehnenden Haltung gegen die Rüstungen, gegen die Franzosen- 
hetze; sie wurde zum ebemen Fundament einer ffiedlichen aus- 
wärtigen Politik, der die Arbeiterklasse das Wort sprach. Zwar 
kehrte, wenn die theoretische Möglichkeit eines Abwehrkrieges gegen 
Rußland besprochen wurde, die alte Erklärung: diesen Kampf 
machen wir mit, wieder, wer aber den Geist der Parteipresse aus 
diesen Zeiten kennen lernt, der spürt in ihr nicht einmal den Hauch 
des Willens zum Kriege. 

Auf das Entstehen dieser Atmosphäre des Krieges gegen die Bour- 
geoisie und der Friedfertigkeit dem Auslande gegenüber wirkten neben 
den angezeigten noch andere Momente ein. Trotz des von Zeit zu 
Zeit entstehenden Kriegsrummels, der die Motive zum weiteren Rüsten 
liefern sollte, waren die letzten Jahrzehnte des 19. Jahriiunderts 
keine Kriegszeiten. Die Grenzen der Staaten schienen unwandelbar 
zu sein. In diesen Jahren entstand die bekannte Theorie des Bankiers 
Bloch von der Unmöglichkeit der Kriege. Die Bourgeoisie richtete 
sich in dem neuen Hause gemütlich ein, sie nutzte in schnellem 
Tempo den neugeschaffenen einheitlichen inneren Markt aus, sie 
schuf eine enorme Industrie und ein stets anschwellendes Proletariat. 
Die Arbeiterklasse entwickelte in itirem Gesamtbewußtsein den Ant- 
agonismus zum kapitalistischen System, sie organisierte im natio- 
nalen Rahmen den Kampf gegen die Bourgeoisie. Und wie die 
Bourgeoisie wirklich an keinen Krieg dachte, so floß auch die fried- 
liche auswärtige Politik der Arbeiterklasse mehr aus ihrer Oppo- 
sition gegen die innere Politik der Bourgeoisie und der Regierung, 
aus der Auflehnung gegen die Verrücktheit der Rüstungen, als aus 
der Bewertung der Gefahr eines bevorstehenden Krieges. 
In dem letzten Jahrzehnt des vergangenen Jahrii'underts begannen 
sich die Verhältnisse zu ändern : Die schon in den achtziger Jahren 
b^onnene Ära der Kolonialpolitik fing an, ihre Folgen in der 
internationalen Situation anzukündigen. Der Kapitalismus stieß 
auf dem nationalen Markte auf ein Hindernis: das unter seiner 
Herrschaft waltende Lohngesetz, das der Masse der Arbeiterklasse 
nur die notwendigsten Unterhaltungsmittel gewährie, beengte die 
Möglichkeit einer dem Wachstum der Produktivkräfte entsprechen- 
den Ausbreitung des Absatzes. Dieses Hindernis wurde desto be- 
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Spiele sein. Die Arbeiterklasse bekämpft die kapitalistische Kolonial- ] 

Politik nicht nur darum, weil diese ohne Unterdrückung der Ein- | 

geborenen unmöglich ist, sie bekämpft sie in erster Linie aus dem I 

Grunde, weil sie in ihr eine Flucht vor dem Sozialtsmus sieht. Die '. 

Ökonomischen Verhältnisse Westeuropas sind schon für den Sozialis- ' 

mus reif. Nur die Schnitter fehlen noch, denn der Prozeß des Be- i 

wußtwerdens proletarischer Massen geht nicht so schnell vonstatten, 
wie die ökonomische Entwicklung. Diese macht die weitere Ent- 
wicklung der Produktivkräfte auf kapitalistischer Grundlage mit 
jedem Jahre mehr zur Unmöglichkeit. Dem Kapitalismus drohen Er- 
schütterungen, in denen das Bewußtsein der Massen in wunderbarer 
Eile reifen würde. Die soziale Revolution rückt in greifbare Nähe. 
Der Kapitalismus will eine Zuflucht und Rettung in den Kolonien 
finden. Es wird nur eine Galgenfrist sein, das weiß die Arbeiterklasse. 
Soll sie ihm diese aber gewähren? Die Kolonialpolitik der Re- 
gierungen kann zu einem Zusammenstoß der konkurrierenden Groß- 
mächte führen, der den Zusammenbruch des Kapitalismus beschleu- 
nigen würde. Das weiß die Arbeiterklasse und trotz des Schreckens 
der Kriege graut ihr nicht vor ihrem Ausgang. Sie weiß erstens, 
daß der Krieg die Geister der Arbeiterklasse zur Auflehnung gegen 
das ganze System des Kapitalismus, zum Kampf um den Sozialis- 
mus aufpeitschen wird, je kriegsfeindlicher die Masse „verseucht" 
ist. Zweitens erblickt sie ihr spezifisches Kampfesmittel im Kampfe 
gegen die Kapitalistenklasse, der die Proletarier aller Länder ver- 
eint, im Klassenkampf, und. nicht im Kriege, der sie, wenn auch 
nur auf kurze Zeit und ungewollt, entzweien könnte. 
Darum wächst der bewußte Wille zum Frieden in den letzten Jahren 
so gewaltig im Proletariat, der proletarische Gedanke arbeitet und 
sucht nach Mitteln, um die Kriege unmöglich zu machen, darum 
erklärt seine Vertretung, der internationale sozialistische Kongreß, 
daß es die Pflicht des Proletariats ist, alles zu tun, um den Aus- 
bruch des Krieges zu verhindern, und falls dies nicht gelingt, die 
von ihm geschaffene Situation für einen kräftigen Vorstoß der pro- 
letarischen Armee zu benutzen. Untersuchen wir jetzt die inter- 
nationale Lage und die konkreten Resultate einer solchen prole- 
tarischen Politik. 
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DIE OEFÄHRUCHERE ENOUSCHE - 
DIE FRIEDUCHE DEUTSCHE AUSWÄRTIOE POUTIK. 

Die oben geschilderte Stellung der deutschen Sozialdemokratie zu 
den Fragen der auswärtigen Politik äußerte sieb in den letzten 
Jahren konteret in der Stellung zu dem Streit um Marokko und 
zu der viel wichtigeren Angelegenheit der deutsch-englischen Be- 
ziehungen- Während aber im ersten Falle die Haltung der Partei 
eine allgemeine Anerkennung in der Internationale fand, wird sie 
im zweiten von einigen Genossen kritisiert. Ohne darauf einzu- 
gehen, wie einheitlich diese Kritik ist und aus welchen Quellen sie 
fließt, wollen wirhierganz ruhig ihre wichtigen Einwände besprechen. 
Als erstes Argument gegen die Stellung der deutschen Sozialde- 
mokratie kommt die folgende Behauptung in Betracht: der eng- 
lische Imperialismus ist gefährlicher als der deutsche; die aus- 
wärtige Politik der deutschen Regierung ist friedlich. Betrachten 
wir diese Argumentation etwas näher. 

Worin t>esteht der englisch-deutsche G^ensatz? In erster Linie in 
der Furcht Englands vor dem Verlust seiner außereuropäischen 
Besitzungen, in Indien und Ägypten entwickelt sich eine Bewegung 
der einheimischen Bevölkerung, die Selbstverwaltung für sich fordert. 
MitdemFortschrittderkapitalistischenWirischaftwird die Bewegung 
in diesen Ländern an Kraft zunehmen und in anderen entstehen. Um 
sich in diesen Ländern zu befestigen, steuert die englische Politik in 
der Richtung der direkten oder indirekten Beschlagnahmung des gan- 
zen Gebietes der Türkei und Persiens, das zwischen Ägypten und 
Indien liegt. Wenn man also fragen würde, ob diese Politik für 
Indien, Ägypten, Persien und die Türkei gefährlich ist, so müßte 
man diese Frage bejahen. Aber nicht darum geht es den Gegnern 
unserer Position. Für den europäischen Frieden wird sie erst da- 
durch gefährlich, daß die deutsche Bourgeoisie diese Pläne der 
englischen kreuzen will. 

Die deutsche Bourgeoisie und ihre auswärtige Politik wird von den 
Genossen Kenner und Leutbner als friedlich dargestellt. Würden 
diese Genossen dabei auch nur an die Pläne der führenden Par- 
teien und der deutschen Regierung denken, so würden sie schon 
Unrecht haben. Das deutsche Kapital schreit nach Kolonien, wie 
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jedes andere, und daß die deutsche Regierung es bis jetzt nur mit 
Brocken speisen konnte, verdankt die deutsche Arbeiterklasse nur 
der Tatsache, daß die deutsche Kolonialpolitik sehr spät begonnen 
hat. Die deutsche Bourgeoisie aber verliert nicht die Hoffnung : sie 
war schon auf dem Sprunge, beim chinesischen Raub mitzumachen, 
und noch jetzt, wo der Prozeß der Regenerierung Chinas im Flusse 
ist, will sie Kiautschou nicht aus den Händen lassen, um einen 
Anhaltspunkt für eine Aktion zu haben, wenn sich eine entsprechende 
Gelegenheit zu ihr biete, d. h. wenn andere Großstaaten auch 
zugreifen. Selbst Paul Rohrbach, der immer eine friedliche aus- 
wärtige Expansion des Kapitals befürwortete, bekämpft in seinen 
„deutsch -chinesischen Studien" (Berlin 1909) die Idee der Auf- 
gabe Kiautscbaus mit obigen Argumenten. So steht es selbst mit 
den friedlichen Plänen der deutschen R^erung. Noch weniger 
kann man an die Friedlichkeit ihrer auswärtigen Politik glauben, 
wenn man ihre Wirkung und eventuellen Ergebnisse ins Auge faßt. 
Nehmen wir die deutsche Politik in der Türkei. 
Das deutsche Kapital sucht in der Türkei Anlagegelegenheit und 
einen Marid. Eine starke tüilcische Regierung würde ihm die Sicher- 
heit seiner Zinsen garantier«). Darum unterstützte es Abdul Hamid, 
darum wird es auch die Jungtürken aufrichtig unterstützen. Es 
hat einstweilen zu viel in der Türkei zu verdienen, um jetzt auf 
ihre Teilung hinzuwirken. E>iese friedliche Politik des deutschen 
Kapitals würde aber augenblicklich in eine kriegerische umschlagen, 
sowie es sich zeigen würde, daß das neue Regime in der Türkei den 
schwierigen Aufgaben nicht gewachsen ist, daß es dem deutschen 
Kapital die Sicherheit für seine Zinsen nicht garantieren kann. 
Die deutsche Regierung würde dann selbst die nötige Sicherheit 
der deutschen Bourgeoisie zu schaffen versuchen, indem sie die vom 
deutschen Kapital ökonomisch eroberten Teile der Türkei mit der 
Waffe in der Hand besetzen würde. Die friedliche Politik der deut- 
schen R^ierung kann also in ihrer Entwicklung zu solchen gar 
nicht friedlichen Resultaten führen. Dasselbe würde der Fall sein, 
wenn England seine Pläne in der Türiiei zu realisieren versuchte. 
Das deutsche Kapital würde streben, auch sein Schäfchen ins 
Trockene zu bringen. In beiden Fällen könnte es zu einem Kriege 
zwischen Deutschland und England kommen. So ist es um die 
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für sich als ein Glück der Arbeiterklasse ansieht. Würde es der 
englischen Arbeiterklasse nicht gelingen, parallel zur deutschen, die 
englischen Jingos zu bezähmen, würde also die deutsche Bour- 
geoisie nur zusehen müssen, wie die englische neue Kolonien be- 
schlagnahmt, so würde die deutsche Arbeiterklasse dabei nichts 
verlieren. Die Produkte der deutschen Industrie — wenn sie durch 
ihre Oüte konkurrenzfähig sein werden — könnten schon ihren 
Weg in die englischen Kolonien finden, wie sie ihn auch jetzt nach 
England finden. Und darum könnte es sich für die deutsche Ar- 
beiterklasse höchstens handeln. 

Kurz gesagt; erstens: würde man auch die Richtigkeit der be- 
sprochenen Argumeote zugeben, so brauchte die Sozialdemokratie 
noch keinesfalls ihren Kampf gegen den deutschen Imperialismus 
einzustellen; zweitens: diese Argumente, konsequent durchdacht, 
sind nur möglich im Munde von Leuten, die grundsätzlich An- 
hänger der Kolonialpolitik sind. 

DIE PANSLAWISTISCHE GEFAHR. — 
DIE SODOSTUChEN NATIONALEN BEWEOUNOEN. 

In den Angriffen auf die auswärtige Politik der deutschen Sozial- 
demokratie fehlte nicht der Hinweis auf die russische Gefahr. In 
den Aufsätzen Leuthners finden wir Erzählungen vom „Anmarsch 
des Slawentums gegen Mitteleuropa", von der Macht des Pansla- 
wismus usw. Diese Erzählungen hnden selbst bei kritischeren Köpfen 
Gehör. So schreibt z. B. Renner: „Die proletarische Internationale 
bat keine Ursache, moralische Unterscheidungen zu machen, poU- 
tisch aber bildet der mächtigere Despotenwille des Moskowitertums 
die größere Bedrohung des europäischen Proletariats in sich, als 
die durch drei Millionen sozialdemokratischer Stimmen gebändigte 
Imperatorenromantik Wilhelms 11. Die auf dem Wahlunrecht auf- 
gebaute Duma und die vorübergehende englische Entente ändern 
nichts an der Tatsache, daß der Zarismus der Hauptfeind des 
europäischen Sozialismus ist und bleibt." (Der„Kampf", J. II, Nr.4.) 
Wären diese Behauptungen so richtig, wie sie unrichtig sind, sie 
würden auch dann nichts gegen die auswärtige Politik der deut- 
schen Sozialdemokratie beweisen. Die Sozialdemokratie fordert doch 
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die Verwandlung der stehenden Heere in eine Miliz, also das beste 
Mittel, vermittels dessen das deutsche Volk seine Ünahhängigkeit 
auch gegen „den Despotenwillen des Moskowitertums" nötigenfalls 
verteidigen könnte. Leuthner hat auch bis jetzt noch nicht so weit 
„umgelernt", daß er von der Sozialdemokratie verlangte, für den 
Militarismus zu stimmen. Wozu also die Behauptung? Sie soll 
die Lage E>eutscblands als von Rußland bedroht erscheinen lassen, 
damit die englische Gefahr eine noch größere Bedeutung für den 
Leser bekommt. Wir haben schon gezeigt, wie es mit dieser Gefatir 
bestellt ist, jetzt wollen wir zur russischen übergehen. Gegen die 
Oberschätzung der Gefährlichkeit Rußlands für Europa kämpften 
schon im Jahre 1896/97 in der Diskussion über die orientalische 
Frage Kautsky und Luxemburg. Kautsky bewieß dann in seinem 
lehrreichen Aufsatz über die Flottenvorlage (Schippel, Brentanus 
und die Flottenvorlage; Neue Zeit XVIII, 1. Bd., S. 771) wie sich 
die Gefahr seitens Rußlands vermindert. Seit dieser Zeit erlebten 
wir den Russisch-Japanischen Krieg, der nicht nur die innere Faul- 
heit Rußlands an den Tag legte, sondern auch den Prozeß des 
weiteren Verfalls der russischen Macht — wenn sie nicht inzwisdien 
durch einen Sieg der Revolution gerettet wird — beschleunigt. 
Angesichts^es Hervorhebens der russischen Gefahr ist es am Platze, 
kurz auf die Ursachen der Ohnmacht Rußlands einzugehen, um so 
mehr, als sie noch jahrelang einen dauernden Einfluß auf die 
internationale Politik ausüben wird. Vielleicht werden bei dem Ge- 
nossen Leuttmer diese Ausführungen metir Glauben finden, wenn 
sie sich nicht an die Analyse der russisfhen Verhältnisse eines 
Plechanow, Lenin, Parvus ~ diese vermaledeiten Kerle gehören nicht 
zu denen, die so schnell „umlernen" — , sondern an die Ausfüh- 
rungen eines bürgerlichen Politikers anleimen. Wir können das an 
der Hand einer tiefen Analyse Paul Rohrbachs tun, eines der 
wenigen bürgerlichen politischen Schriftsteller Deutsdilands, die 
mit viel Wissen und Gründlichkeit, wenn auch nicht immer mit der 
■ nötigen Konsequenz vom bürgerlichen Standpunkt aus die Fragen 
der auswärtigen Politik besprechen. 

In semem lehrreichen Buche: „Deutschland unter den Weltvölkem" 
beweist Rohrbach, daß Rußland für absehbare Zeit überhaupt aus 
der Reihe derjenigen Mächte zu streichen ist, die imstande sind. 
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einen großen modernen Krieg zu führen, d. b. sich einen maßge- 
benden Einfluß auf die Weltpolitik zu wahren (S. 78). Er beweist i 
diese These nicht nur mit der kompletten Zerrüttiuig der Wirtschaft ' 
Rußlands, nicht nur mit dem unabwendbar bevorstehenden Zu- ' 
sammenbruch seiner Finanzen. Um die in Rußland angelegten { 
Kapitalien nicht zu verlieren und Rußland gegen E>eutscbland i 
eventuell auszunutzen, könnten England und Frankreich das erstere 
in der Oefahr vermittelst großer finanzieller Opfer als ihren Prä- i 
tohaner über dem Wasser halten. Aber der Einfluß des Wirtschaft- i 
liehen Ruina Rußlands beschränkt sich nicht auf die Zerrüttung 
seiner Finanzen, er zeigt sich auch in dem menschlichen Material, I 
über das Rußland verfügt. Mit dem Fortschritt in der Technik i 
des Kri^swesens, der Tragweite der Infanteriewaffen und der Ge- , 
schätze, der Vergrößerung der Heere, der komplizierten Ausgestal- r 
tung des Signal- und Meldewesens, des Aufklärungsdienstes, mit | 
der beinahe ins Unendliche wachsenden Vergrößerung des Gefechts- 
feldes und vor allem mit der notwendigen Auflösung der fechten- 
den Truppe während des Kampfes in immer kleinere Körper, ja 
schließlich in die einzelnen Individuen und der damit zusammen- 
hängenden Notwendigkeit einer steten Erhöhung der Selbständig- 
keit bei Mannschaften und Offizieren, mußte der MomAt eintreten- 
in dem das Material der russischen Armee versagte. Der Feld- 
zug g^en die Japaner hat gezeigt, daß mit den heutigen Anfor- 
derungen an ein Heerwesen großen Stils der Punkt, bis zu dem 
die Leistungsfähigkeit des russischen Durchschnittssoldaten und { 
Offiziers unter den obwaltenden Verhältnissen noch gesteigert wer- \ 

den konnte, bereits überschritten ist Rußland ist nicht ] 

imstande, im Gebrauch der Mittel, die in der heutigen Kriegs- 
technik zur Anwendung gelangen müssen, mit geistig und moralisch | 
höher entwickelten Völkern Schritt zu hallen. 
Wir können an dieser Stelle nicht alle anderen Momente, die in 
dieser Frage in Betracht kommen, besprechen. Das Gesagte ge- ! 
nügt, um zu beweisen, daß es keine Abhilfe für das zariscbe Ruß- 1 
land gibt, daß ihm England und Frankreich hie und da zu einem 
Knochen verhelfen können, daß es als Parasit des deutsch-englischen 
Gegensatzes sich weiter als Großmacht gebärden kann, daß es aber 
als Land des Absolutismus seine Rolle im Konzerte der Mächte 
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KRITISCHES UND TAKTISCHES. 

Wir versuchten in kurzen Zügen die Entwicklung der auswärtigen 
Politik der deutschen Sozialdemokratie darzustellen und die gc^en 
sie hervorgehobenen Einwendungen als unrichtig zu beweisen. An 
dieser Probe auf das Exempel, an der Stellung der deutschen 
Sozialdemokratie zum deutsch-englischen Gegensatz, bewiesen wir, 
daß die Haltung der Partei in den Fragen der auswärtigen Politik 
den Interessen der Arbeiterklasse entspricht. Natürlich ließe sich 
noch viel über diese Angelegenheiten s^en, wir müssen jedoch 
unsere Artikelserie beenden und können uns nur noch einige kritische 
Bemerkungen erlauben. 

In erster Linie fällt es in die Augen, daß nicht nur die Masse 
des Proletariats, sondern die Partei selbst zu wenig auf die Vor- 
gänge der internationalen Politik reagiert, was man auch von fast 
allen ausländischen Bruderparteien sagen kann. Die Ursache dieser 
Erscheinung ist nicht nur darin zu suchen, daß in der Arbeiter- 
klasse, die ihr ganzes Leben in der Tretmühle des Kampfes um 
ihr bißchen Brot verlebt, das Interesse'für die „fernen Fragen" 
schwer zu wedcen ist; eine große Rolle spielt bei dieser Gleich- 
gültigkeit die Tatsache, daß es seit dem Französisch- Deutschen Krieg 
keinen Krieg zwischen den großen Kulturvölkern gab, was in der 
Masse den Glauben erweckte, es könne niemals zu ihm kommen; 
dazu kommt noch eine gewisse Blasiertheit mancher Parteikreise, 
die den Massenkundgebungen in den Fragen der auswäriigen Politik 
keine praktische Bedeutung zuschreiben.. Die Erschütterung des 
europäischen „Gleichgewichts" durch den Zusammenbruch der rus- 
sischen Macht, das Gären und Brodeln, das an allen Ecken der 
Welt in den letzten Jahren bemerkbar ist, das alles wird schon Be- 
wegung in die Massen bringen, und es ist die Sache der aufge- 
klärtesten und energischesten Parteikreise, dafür zu sorgen, daß die 
Sozialdemokratie diese Bewegung ausnützt, sie belebt und vorwärts- 
treibt. In einem Aufsatz über die Lehren des Kriegsrummels in 
Osterreich fragt Genosse M. Schacherl (Kampf Nr. 10) ganz richtig : 
Wo war die Internationale während des serbisch-österreichischen 
Konflikts? Es lohnt sich, auf diesen Fall speziell einzugehen, denn 
an ihm läßt es sich kraß zeigen, wie sich die internationalen Ver- 
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hältoisse jetzt verzweigea, wie es an einer internationalen Aktion 
des Proletariats mangelt. 

Scbacberl weist darauf hin, daß die Lage der österreichischen 
Sozialdemokratie während des Konflikts sehr schwierig war, denn 
sie befürchtete, durch ihre Aktion gegen die österreichische Kriegs- 
partei die serbische aufmuntern zu können. Wie kritisch wir auch 
der Taktik der österreichischen Genossen gegenüberstehen, müssen 
wir jedoch das Vorhandensein dieser Cefahr rücksichtslos zugeben. 
Aber diese Oefahr eben könnte durch die Aktion der Internatio- 
nale erbeblich vermindert werden. Wir brauchen hier nicht wieder 
breit auseinanderzusetzen, daß die serbische Regierung nur darum 
an einen Krieg mit Österreich denken konnte, weil sie auf eine 
dirdde Unterstützung seilois Rußlands und eine indirekte seitens 
Englands rechnete, denn das ist eine bekannte Tatsache. Eine 
energische Aktion des französischen Proletariats würde die fran- 
zösische Regierung zu einem gesteigerten beruhigenden Einfluß in 
Petersburg bewegen — Frankreich war schon von vornherein aus 
sehr wichtigen Gründen gegen einen Krieg — und eine ähnliche 
Aktion des englischen Proletariats würde die englische Regierung 
nötigen, etwas vorsichtiger, als sie es tat, mit.dem Feuer am Bal- 
kan zu spielen. Andererseits würde eine Massenbewegung in 
Deutschland die Machthaber von der Wilhelmstraße — wie gering- 
schätzig sie auch von der Politik der Hasenbeide zu sprechen be- 
lieben — belehren, daß es gefährlich ist, die Wiener Draufgänger 
durch ein Säbelrasseln in Berlin zu ermutigen. Auf diese Weise 
würde die mtemationale Aktion der österreichischen Sozialdemo- 
kratie ermöglichen, eine klare Position während des Konfliktes ein- 
zunehmen und eine kräftige Aktion zu entfalten, was sie keines- 
wegs getan hat. 

Mdir aktiv sein in den Fragen der auswärtigen Politik, gemein- 
sames Vorgehen mit der Internationale, die Massen während 
ernster Konflikte aufpeitschen, sich nicht auf Parlamentsreden 
beschränken — das fordert die Zeit nicht nur von der deutschen 
Sozialdemokratie, sondern von der ganzen Internationale. 
Femer. Maurenbrecher wies in einem Aufsatz auf die Tatsache 
hin, daß z. B. während des Marokkokonfliktes die französische 
Sozialdemokratie, um die französische Regierung zu bekämpfen. 
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4ie Richtigkeit der Forderungen der deutschen Regierung bewies, 
während umgekehrt die deutsche Sozialdemokratie zwecks Be- 
kämpfung der deutschen Regierung die historisch begreiflich grö- 
ßere Interessiertheit der französischen Regienmg unterstrich, wo- 
durch sich beide Bruderparteien entgegenarbeiteten. Die Bemerkung 
Maurenbrechers ist sehr richtig, nur der Schluß, den er aüs ihr 
zieht, ist von unserem Standpunkt aus verkehrt. Natürlich fordert 
Maurenbrecher, daß wir die „berechtigten Wünsche" der deutschen 
Regierung gegenüber dem Ausland würdigen und unterstützen 
lernen. Ebenso natürlich fordern wir, daß die Sozialdemokratie 
die Rolle einer politischen Partei nicht mit der des Historikers 
verwechselt. Historisch ist nicht nur die englische Kolonial poIitik, 
sondern auch die deutsche b^reifbar und „berechtigt", die eine 
mehr, die andere weniger. Aber wir bekämpfen die Kolontalpolitik 
grundsätzlich, wir verwerfen sie gleichmäßig im Interesse der deut- 
schen, der französischen wie der englischen Arbeiterklasse. Wozu 
also das Hervorheben der Grade ihrer historischen Berechtigung? 
Der Parlamentarier ist geneigt, sie hervorzuheben, um die Politik 
der Regierung auch vom bürgerlichen Standpunkte aus zu be- 
kämpfen. Er überzeugt mit seinen Argumenten die bürgerlichen 
Abgeordneten nicht, denn sie wollen nicht überzeugt werden. Aber 
er erreicht das, daß er erstens der Bourgeoisie des Konkurrenz- 
Staates Argumente liefert und so der Arbeiterklasse in diesem 
Lande den Kampf erschwert, zweitens, daß er die Aufgabe der 
prinzipiellen Aufklärung seiner Wähler — und dies ist seine wich- 
tigste Aufgabe — vernachlässigt. Also prinzipielle und immer nur 
prinzipielle Bekämpfung der Kolonialpolitik! 
Punkt drei! Bei der Beurteilung einzelner Probleme der auswär- 
tigen Politik, bei der taktischen Stellungnahme zu der Politik der 
Regierung, kann man ihre Schritte nicht nur darnach beurteilen, 
ob sie in der gegebenen Situation nicht anders vorgehen konnte. 
Der sozialdemokratische Abgeordnete muß daran denken, daß die- 
ser Schritt ein Olied in der Kette ist, die wir vom ersten Moment 
unserer Politik an zu zerreißen bemüht sein müssen. Wenn wir 
überhaupt die Bündnispolitik der Regienuigea bekämpfen, weil sie 
die Gefahr der Konflikte nur vergrößert, so können wir uns nicht 
mit einer Handlung der Regierung einverstanden erklären, die 
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finden die Leiden dieser Völker nirgends ein sympathischeres Echo, 
als in dai Herzen der Arbeiteildasse, die unter der größten Un- 
terdrückung leidet At>er die Arbeiterklasse muß sieb gegen 
alle diese „edlen" Vorsätze ihrer Regierungen aufldiaen, sie darf 
sich durch ihre Oefühle nicht zur Aufstellung der Forderung der 
Einmischung in fremde Angelegenheiten verleiten lassen. Sie muß 
daran denken, daß sie selber ein Sklave ist, und daß ihre Be- 
herrscher die Befreierrolle in fremden Ländern nur dazu benutzen 
werden, um das Joch der Arbeiterklasse noch schwerer zu machen. 
Darum muß jetzt die Losung der Arbeiterklasse heißen: Keine 
Einmischung in die tfirkischai, persischen usw. Angel^enheiten. 
Das wären die taktischen Grundlinien der auswärtigen Politik der 
deutschen Sozialdemokratie. (Bremer Bürser-Zeltuas, Juli 1909.) 
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erzeugte, und das Bewußtsein, daß das Kapital dem Anschwellen I 

der roten Welle nicht ruhig zusehen wird. Darum ist es eine Le- | 

gende, wenn die Revisionisten den Jenaer Beschluß als bloße Rück- •. 

Wirkung der russischoi Revolution darzustellen suchen, um ihn zu ' 

jener, die einstweilen begraben, ins Grab legen zu können. Mit I 

Freuden gedenken wir jener frischen Brise, die von der Ostgrenze i 

kam und die Wellen der deutschen Arbeiterbewegung zum Branden 
brachte. Aber es ist falsch, in dem russischen Einfluß die Ursache I 

der stärkeren Belebung der deutschen Arbeiterbewegung zu sehen, | 

wie sie im Jahre 1905 bemerkbar war. Sie entsprang, wie gesagt, l 

der Entwicklung der inneren deutschen Verhältnisse, und der Einfluß 
der russischen Revolution äußerte sich nur darin, daß dank dem I 

Beispiel der glorreichen Kämpfe der russischen Arbeiterschaft die | 

Zuspitzung der Klasseng^ensätze in Deutschland schneller einen < 

scharfen Ausdruck fand, als es sonst der Fall gewesen wäre. Daß | 

aber die Jenaer Resolution dem Stande der deutschen Entwicklung | 

entsprach, beweist schon die Tatsache, daß sie in der Form, in i 

der sie die Massenstreikidee akzeptierte, weit vom russischen Bei- I 

spiel entfernt bleibt, daß sie sich strikte an die von dem Stande der ' 

deutschen Klassenkämpfe geschaffenen geistigen Voraussetzungen i 

hält. Die russischen Massenstreiks zeigten, wie eine geknechiete 
Klasse, fast noch gar nicht aufgeklärt und organisiert, sich den- | 

noch zu heroischen Massenkämpfen aufschwingt, sobald die sie nie- 1 

derdrückenden Mächte abgewirtschaftet haben und sie selbst von . 

ernsten Ereignisseh aufgepeitscht wird. Die deutsche Resolution 
hält den mögliebst hohen Stand gewerkschaftlicher und politischer I 

Organisation für die Vorbedingung eines Massenstreiks und sieht 
in ihm ein Abwehrmittel für den Fall des Angriffs der Reaktion 
auf die wichtigsten Rechte des Proletariats. Darin äußert sich die 
Tatsache, daß, obwohl der Jenaer Beschluß unter Einwirkung der 
russischen Revolution entstanden ist, er in den deutschen Verhält- 
nissen wurzelt, daß er den erreichten Grad der Entwicklung der 
deutschen Arbeiterbewegung spiegelt. Nach vierzig Jahren ruhiger, 
allmählicher Entwicklung konnte sich die Idee von der Offensive der 
an Macht gewinnenden Arbeiterklasse nur in der Form der Defensive, 
der Abwehr von Anschlägen, den Weg bahnen, und vierzig Jahre 
des unermüdlichen Ausbaus der proletarischen Organisationen 
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mußten zu der starken Betonung der großen Bedeutung der Orga- 
nisation in revolutionären Massenkämpfen führen. 
Der Jenaer Beschluß bedeutete einen mächtigen Schritt nach vor- 
wärts, lodem er der Reaktion zurief: bis hierher und nicht weiter, 
sagte er der Arbeiterklasse : in deinen eigenen Händen ruhen deine 
Geschicke, bereite dich vor, denn es naht die Zeit, in der über sie 
zu entscheiden sein wird! 

Indem die Sozialdemokratie in einem konkreten Falle an die Massen 
appellierte und ihnen sagte, was für eine wuchtige Waffe sie in 
ihren Händen haben, räumte sie für die weitere selt>ständige Arbeit 
des Gedankens den nötigen Platz. Warum sollte der Massenstreik 
nur anwendbar bei Verteidigung des Reichstagswahlrechts sein, 
warum nicht auch bei Eroberung des preußischen Wahlrechts, gilt 
doch diese Eroberung derselben Sache, wie jene Verteidigung. 
Und soll das Proletariat ruhig zusehen, wenn es auf die Schlacht- 
bank geführt wird, soll es sich gegebenenfalls nicht zur Wehr 
setzen? 

So wird der Massenstreik in den Augen immer breiterer Arbeiter- 
massen zum schärfsten Kampfesmittel in allen ernstesten Situatio- 
nen, dessen Anwendbarkeit diskutiert, durchdacht werden muß, weil 
seine Anwendung gewollt wird. Wer die Entwicklung der Partei 
in den letzten sechs Jahren aufmerksam verfolgt hat, und wem nicht 
die opportunistischen Scheuklappen den Ausblick einengen, der 
muß zugestehen, daß die in Jena vor sechs Jahren proklamierte 
Massenstreikidee in den Arbeitermassen mächtig Fuß gefaßt hat. 
Daß dem so ist, hat seine Ursachen in erster Linie in der Ent- 
wicklung der deutschen Politik in den letzten sechs Jahren. Die 
Wahlniederlage im Jahre 1907 zelgtfe den Massen, daß es ein 
Wahn wäre, zu glauben, die Bourgeoisie würde dem Wachstum der 
parlamentarischen Macht der Sozialdemokraten in Ruhe zusehen. 
Sie zeigte ferner, daß auch ohne Wablrechtsraub die Einigung der 
Bourgeoisie zu einem reaktionären Block den Weg zu Reformen 
verrammeln kann. Und der Kampf um das preußische Wahlrecht, 
der aus dem Gefühl geboren worden Ist, es sei nötig, zur Offen- 
sive ge^en die Reaktion ül)erzugehen, zeigte er nicht, daß ohne den 
stärksten Druck von unten der preußische Olymp nicht nachgeben 
wird? Je mehr aber eine bürgerliche Schicht nach der anderen 
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politisch abwirtschaftet, sich als Garde der Reaktion entpuppt — 
und was konnte in dieser Hinsicht lehrreicher sein als die Ge- 
schichte des konservativ-liberalen Blockes im Jahre 1907—08 und 
der imperialistische Koller aller bürgerlichen Parteien im laufen- 
den Jahre — desto mehr gehen die Hofinungcn auf die Verbes- 
serung der Lage der Arbeiterklasse durch allmählichen friedlichen 
Aufstieg zugrunde, desto mehr greift der Gedanke an eine General- 
abrechnung um sich. Und arbeitet die Teuerung nicht in derselben 
Richtung: gibt es eine Hoffnung auf den Kampf gegen sie durch 
eine geänderte Wirtschaftspolitik vermittels parlamentarischer Schie- 
bungen? 

Aufs Ganze geht der Kurs der deutschen Politik, und darum kSnnen 
wir auf die sechs Jahre, die wir seit dem Jenaer Parteitag hinter 
uns haben, mit Zufriedenheit zurückscbauen. Die Kräfte, deren 
Entwicklung den AnstoB zum Jenaer historisch so bedeutsamen 
Beschluß gegeben hat, sind an der Arbeit und verrichten unge- 
stört ihr Werk weiter, obwohl gute Leute, aber schlechte Musikanten 
diesen Beschluß als nutzlos verpufftes Feuerwerk ansehen.— 

DIE POUTISCHE LAOE UND DIE SOZIALDEMOKRATIE. 

Einer Austragung des großen Gegensatzes zwischen Kapital und 
Arbeit, einem Kampfe, in dem nur ein Hüben oder Drüben gilt, 
geht die Entwicklung der deutschen Verhältnisse entg^en. Die 
Arbeiterklasse fühlt es, und ihre Stimmung zeigt auf Sturm. Nichts 
entflammt ihre Begeisterung so sehr, als der Hinweis auf die großen 
kommenden Kämpfe, in welchen es sich nicht um kleinere Schie- 
bereien, sondern um einen gewaltigen Ruck nach vorwärts handeln 
wird. Äußert sich die Tatsache nun im Leben der Qesamtpartei 
in genügender Weise? 

Aus allem Tun und Denken der Partei tönt seit zwei Jahren ein 
Leitmotiv heraus : die Reicbstagswahlen ! Es tönt wie eine Verbei- 
ßung auf Kampf und Sieg, aber es wird begleitet von einem zweiten 
Ton : nur vorsichtig, sonst verderbt ihr die schöne Situation ! Als 
in Moabit die Polizeisoldateska vandalisdi hauste, galt der erste 
Gedanke unserer leitenden Kreise nicht der Offensive, nicht dem 
Ruf: Proletarier, auf gegen die Herrschaft des Säbels! sondern vor- 
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sichtig: daß uns daraus kein Strick gedreht wird. Als die Regie- 
rung sich ins Marokkoabenteuer stürzte, waren Wochen nötig, bis 
die ganz unbegründete Furcht, der Marokkorumniel könnte unsere 
Wahlchancen stören, dem Druck des Sozialrevolutionären Hügels 
der Partei gewichen ist und die Partei zum Angriff gegen den 
Imperialismus überging. (Wie sehr das den reformistischen Kreisen 
wider den Strich ging, wird dadurch bewiesen, daß ein bedeuten- 
des süddeutsches Parteiblatt den Aufruf des Parteivorstandes nicht 
einmal unverkürzt abdruckte. Es ließ den Passus, daß wir keine 
Kolonien wollen, einfach aus, was selbst dem isegrimmig reforme- 
rtscben und ehemaligen „Jungen" Max Scbippel über die Hutschnur 
zu gehen scheint.) 

In den führenden Kreisen der Partei scheint die günstige Wahl- 
situation als ein Produkt des Streites, zwischen den Liberalen und 
Konservativen, nicht aber als ein Resultat der Versippung aller 
besitzenden Klassen in Deutschland zu gelten. Denn handelt es sich 
darum, daß eine stark gewachsene Proletariermasse durch die Taten 
aller bürgerlichen Parteien von dem volksfeindlichen, erzreaktio- 
nären Kurs der deutschen Politik in das Lager der Sozialdemo- 
kratie gedrängt, von prinzipieller sozialdemokratischer Agitation 
um die rote Fahne geschart wird, dann kann es für die Sozial- 
demokratie nach der Arbeit des Jetzten Reichstages keine schlechte 
Wablsituation geben. Je mehr sich das Bürgertum zusammen- 
schweißt, desto klarer ist die Lage, desto aussichtsvoller unsere 
Agitationsarbeit. Anders wenn unser Sieg darin bestehen soll, daß 
verärgerte Philister, durch keine große prinzipielle, bevorstehende 
Schlacht in das Lager der Reaktion, dem sie angehören, gestoßen, 
heute für uns stimmen, um morgen mit der patriotischen Hurra- 
kanaille zu gehen I Dann gilt es fein sachte auf den Socken schleichen, 
damit kein frischer Ton des realen Lebens das lustige Gespenst 
des junkerlich-bürgerlichen Gegensatzes verscheuche. 
Die Grundlage der ersten Auffassung, die immer. voll Angst vor 
der Versumpfung der günstigen Wahtsituation war, bildet eine 
Unterscbätzung der Stufe, die die Entwicklung der Dinge in E)eut$ch- 
land erreicht hat Wie den Verfechtern dieser Ansicht die günstige 
WahlsituatioD nicht darin besteht, daß alle bürgerlichen Parteien 
in immer grellerer Weise ihre Volksfeindschaft zur Schau tragen 
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und tragen müssen, so sehen sie noch merkliche Unterschiede in dem 
Orad der Volksfeindlichkeit verschiedener bürgerlicher Schichten, 
trotz des Scbandwerks des Steuerraubes, an dem alle bürgerlichen 
Parteien schuldig sind, trotz des Knecbtungswerks des Versiche- 
rungsgesetzes, für das selbst Naumann stimmte, und trotz der von 
ihnen allen genährten Kriegshetze. In dem Moment, da die Bour- 
geoisie in allen ihren Schattierungen immer stärker zusammenhält, 
trotz aller Scheingefechte, wird von den Führern der Partei, als des 
Marxismus erste politische Regel die Pflicht proklamiert, die Volks- 
feinde nicht über einen Kamm zu scheren. Da sie sich aber nur 
durch die Art der Demagogie unterscheiden, so folgt aus diesem 
Willen zur Unterscheidung die Notwendigkeit, sich Illusionen zu 
machen. So lasen wir in der „Neuen Zeit", es gelte angesichts der 
Teuerung zwischen den Gegnern zu unterscheiden, wodurch nur die 
Meinung erweckt werden konnte, als seien die Natioaalliberalen 
und Freisinnigen nicht mitschuldig an den Hungertarif von 1912, 
der so eminent zur Entstehung der Teuerung beigetragen hat. So 
lasen wir wieder in unserem wissenschaftlichen Organ zwei Monate 
vor dem Einsetzen des imperialistischen Fiebers, das jetzt das Bür- 
gertum schüttelt, von der Friedenssirömung in einem Teil des Bür- 
gertums, die wir unterstützen müssen. 

Diese illusionäre Politik der führenden Parteikreise ist ein Produkt 
der Obergangszeif, die wir jetzt durchleben. Entscheidende Kämpfe 
bereiten sich vor, sie werfen ihre Schatten voraus. Aber sie sind 
noch nicht da. Das Auge des Organisators, der vierzig Jatire hin- 
durch nur die steigende Zahl der Organisierten und der abgege- 
benen Wahlstimmen nachzählte und nur sie für reell hielt, sieht 
sie noch nicht. Das, was kommen wird, ist noch Vermutung, kann 
sich als Trugbild des Theoretikers zeigen. Und dieser fühlt jetzt 
eine große Verantwortung, größer als je: Jahrzehntelang lehrte er 
von dem Mechanismus der kapitalistischen Gesellschaft, von den 
Grundlinien ihrer Entwicklung. Seine Lehre sollte der Arbeiterbe- 
w^ung klarmachen, was sie von der ganzen Situation getrieben, im 
großen ganzen tun müsse. Wenn man die Geschichte der taktischen 
Wendungen der deutschen Arbeiterbewegung studiert, so findet man 
fast keine, die von der Theorie bestimmt worden wäre. E>ie marxi- 
stische Theorie erklärte mehr, behütete mehr vor Entgleisungen, als 
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— ihren eigenen Schutzwall ! — zu erstürmen drohen. O^en die 
Bourgeoisie als Ganzes gdit der Kampf jetzt mehr als jemals, 
darum konnte die Parole: stille, die Reichstagswahlen nahen und 
die zweite, nicht anmutigere, gegen den schwarz-blauen Block! 
nicht lange hochgehalten werden. Es genügten wieder einige kri- 
tische Attacken der Gegner dieser Halbheiten, daß sie — wenn auch 
formell weiter aufrecht erhalten — in der Praxis doch nur noch 
wenig zur Geltung kamen. 

Die Parole : gegen das kapitfdistische System ! ist als aktuelle Kampf- 
losung so sehr einschneidend, sie erfordert solche Konsequoizen 
in der Stellungnahme zu allen aktuellen Fragen, daß sie bewußt, 
als Resultat der ganzen Auffassung der Situation ausgegeben 
werden muß. Es erzeugt nur ein Chaos, wenn die führenden Partei- 
reise erst nach Auseinandersetzungen, von den Ereignissen ge- 
stoßen, diesen taktischen Kurs einschlagen. Auf dem Parteitag 
muß das klipp und klar ausgesprochen werden, aus den Polemiken 
über die Haltung der Reichstagsfraktion in der Abrüstungsfrage, 
des Parteivorsiandes in der Marokkofrage, der „Neuen Zeit" zu 
der Wahlkampfparole muß es herausgeschält und als zentrales 
Problem aufgestellt werden. 

Zum Parteitag. 
DURCH KLARUNO. 
Der Gegensatz zwischen der wachsenden revolutionären Stimmung 
in den Massen und der keinesfalls einheitlichen Leitung der Partei, 
die aus Vertretern der radikalen Parteimebrheit zusammengesetzt 
ist, kann natürlich nicht zur Erhöhung des Ansehens der radi- 
kalen Richtung der Partei bettragen. Der Teil der Radikalen, der 
in dieser Stimmung der Masse nur den Vorboten von Kämpfen 
sieht, die er auf Grund der Analyse der neuesten Er^twicklungs- 
phase der deutschen Politik für bevorstehend hält und der eine 
entsprechend klare Politik fordert, war genötigt, in einer Anzahl 
von Fragen gegen die leltraden Kreise' der Partei vorzugehen: so 
in der Abrüstungsfrage, in der Frage der Elsaß-Lothringischen 
Verfassung, in der Frage der zu geringen Aktivität der Parteilei- 
tung beim Beginn der Marokkokrise, wie auch g^en die Haltung 
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der Redaktion der „Neuen Zeit" in der Frage der Wahlparole. 
Die AuseinandersetzungHi, bei denen die Gegenseite einer prinzi- 
pielleg, ausführlichen Aussprache aus Rücksicht auf die nahenden 
Reichstagswahlen und aus anderen Rücksichten aus dem Wege 
ging, lösten immer groBe Freude bei den Revisionisten aus. Diese 
glaubten, sich an die Rockschösse solcher Gegner, wie Kautsky 
hängen zu können. Der Parteivorstand und die führenden radika- 
len Genossen müssen jetzt häufiger nach links als nach rechts pole- 
misieren! jubelten die Revisionisten. Wir könnten mit Stillschweigen 
darüber hinweggehen, wenn es nicht im Interesse wäre, das in den 
vorigen Artikeln Gesagte zu unterstreichen und die politische Be- 
deutung der Auseinandersetzungen im radikalen Lager festzustelloi. 
Dies ist um so nötiger, da sie von unseren radikalen Genossen, mit 
denen wir die Klinge kreuzen zu müssen geglaubt haben, falsch 
gedeutet werden. In einem offenen Brief an den Genossen Thal- 
heimer, den Redakteur unseres „Göppinger Parteiblattes", verwahrte 
sich Kautsky gegen die Unterstellung der revisionistischen Presse, 
als hätte er die Genossen, die sich um die „Leipziger Volkszeitung" 
und „Bremer Bürger-Zeitung" gruppieren — um mit der „Schwä- 
bischen Tagwacht" zu reden, obwohl unsere Kritik die Unterstützung 
einer größeren Anzahl von Parteiblättem fand — syndikalistischer 
Neigungen geziehen. Er habe nur vor der Gefahr des Verfallens 
in den Syndikalismus gewarnt — erklärt Kautsky. Die Warnung 
aber war nötig, wie er im Malheft der „Neuen Zeit" aussprach, 
weil wir aus Widerwillen gegen die revisionistische Politik die 
praktische Kleinarbeit zu unterschätzen scheinen ! Wir wissen nicht, 
was den Genossen Kautsky zu dieser Meinung veranlaßt haben 
könnte. Wir unterschätzen die Kleinarbeit auf allen Gebieten der 
ArbdtertKwegung keineswegs. Ohne sie ist die möglichst große 
geistige und organisatorische Vorbereitung der Arbeiterklassen zur 
Erfüllung ihrer Aufgabe unmöglich. Worum es sich bei unserem 
Gegensatz handelt, das ist die Durchdringung dieser Kleinarbeit 
mit dem Geist nicht nur der allgememen sozialdemokratischen Er- 
kenntnis, die in jeder Situation nötig ist, sondern speziell mit dem 
Geiste der revolutionären Initiative, des energischen Zugreifens in 
den Momenten, in denen die Masse handeln muß, um die Erweite- 
rung der Perspektivoi der deutschen Arbeiterbewegung. Nicht uns 



dby Google 



VOR DEM 



droht die Cef abr der Hinneigung zu syndikalistiscben Ldirea, son- 
dern die führenden Parteikreise haben, obwohl radikal, aus der 
Tatsache der ungeheuren Zuspitzung der Klassengegensätze in 
Deutschland nicht konsequent die Folgerungen gezogen. Nicht wir 
unterschätzen die Kleinarbeit, sondern die Mehrheit der radikalen 
Führerschaft der Partei unterschätzt die Möglichkeiten einer sozial- 
revolutionären Massenagitation und Massenaktion, wie sie sich 
der Partei eröffnen. 

Aber diese zaghafte Politik ist nur ein Produkt der Obergangszeit. 
Wie sehr sie auch zu bekämpfen ist, wir sind sicher, daß es sich 
hier nicht um Gegensätze handelt, die tiefere Wurzel haben und 
länger andauern könnten. Zwar kennt die Geschichte der Inter- 
nationale Fälle, wo eine theoretisch am Marasmus festhaltende 
Richtung in der Praxis der Revolution rein opportunistische Politik 
trieb: so die sogenannte Menscbiwikische EÜchtung (in der russi- 
schen Sozialdemokratie) mit dem geistreichen marxistischen Theo- 
retiker Plecbanow an der Spitze. Aber diese Möglichkeif t>esfand 
nur dank den speziellen unentwickelten russischen Verhältnissen. 
In Deutschland erlaubt die scharfe Spaltung der Gesellschaft das 
Fehlen einer wichtigeren Schicht, deren Haltung die Illusion in der 
Arbeiteildasse wecken könnte, als habe sie Bundesgenossen, wenn 
Hart auf Hart stoßen würde, eine solcbe Schwenkung eines der 
Radikalen nicht. Je näher der Moment zur Austragung der großen 
sich sammelnden Gegensätze heranrückt, desto einiger wird das 
radikale Lager werden, wenn auch der eine oder andere, der sich 
aus alter Routine zu ihm zählt, zu den „Staatsmännern" übergehen 
wird. Wir möchten nur wünschen, daß dies bei den Auseinander- 
setzungen zwischen den beiden Teilen des radikalen Lagers, wie 
sie nicht noch einmal entstehen werden, in den Augen bebalten 
wird. Aber noch mehr ist zu wünschen, daß diese Auseinander- 
setzungen ihrer sachlichen Wichtigkeit nach gewertet werden, daß 
man sich darüber Rechenschaft gibt, daß die Diskussion absolut 
notwendig ist, und daß man sie nicht in kleinliche persönliche 
Reibereien verwandelt. Noch nie stand eine so enorme Arbeifer- 
armee einem so mächtigen Gegner gegenüber, wie es jetzt in 
Deutschland der Fall ist, um vielleicht in naher Zeit mit ihm über 
Jahrzehnte der Ausbeutung und Knechtung abzurechnen. Kämpfe 
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DER DEUTSCHE IMPERIAUSMUS 
UND DIE ARBEITERKLASSE. 

IM ZEITALTER DER AKUTEN KRIEGSGEFAHR. 

Von WaffengekliiT hallt die Welt. Vierzig Jahre sind vorüber, 
seitdem der £>eutsdi-Französische Kiieg das Ende der kampf- 
rddieii Periode der Bildung nationaler Staaten in Westeuropa ge- 
bracht' hat. Friede, hieß es, drückte der Zeit den Stempel auf, wenn 
auch ein bewaffneter Friede. Und diesen Zustand erklärend, ver- 
sti^en stdi viele bürgerliche Politiker zu der Behauptung, der Kri^ 
sei unter zivilisierten Völkern nicht mehr möglich. Zwar bedeuteten 
diese vier verflossenen Jahrzehnte eine Periode sprunghafter Aus- 
breitung des europäischen Kolonialbesitzes, 
der Unterjochung von ganzen Völkern in verschiedenen Erdteilen. 
„Vom Hundert der Fläche gdiörten nämlich den europäischen 
Kolonialmächten, wozu wir auch die Vereinigten Staaten rechnen", 
schreibt der Geograph A. S u p a n , „in 

Afrika . . 1876: 10,8, 1900: 90,4, also + 79,6 
Polynesien 1876: 56,8, 1900: 98,9, „ + 42,1 
Asien. .. 1876: 51,5, 1900:56,6, „ + 5,1')" 

Und diese Ausbreitung, die in erster Unie die Aufteilung 
Afrikas und Sprengung der Abgeschlossenheit 
Chinas bedeutet, schritt vor sich unter ununterbrochenen 
kolonialen Kriegen. Im Jahre 1873 ziehen die Russennach 
Chiwa, die Engländer nehmen die Fidschiinseln ein, im Jahre 1874 
folgt der Zug der Japaner nach Formosa, im Jahre 1876 wird 
Fergana russisch, Ketta englisch, im Jahre 1877 Transvaal britisch, 
im Jahre 1878 bricht der Krieg um Afghanistan aus, im Jahre 1879 
wird Bosnien besetzt, im Jahre 1881 wird Transvaal unabhängig, 
Tunis französisch, die Italiener besetzen Massäuah, im Jahre 1882 
t>esetzen die Engländer Ägypten, im Jahre 1884 beginnt offiziell die 

■) Supm: Die terrllorialc Entwi<ilum der europliidKn Kolonien, Qotiu 1906, S. 3M. 
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Mächte, £}eut$cbland und England, bis auf die Zähne gerüstet, und 
man weiß nidit, ob der Kampf wilder Bert>erstämme g^en ihren 
Sultan, der sie ans Ausland wie alte Hosen verbandelt, oder der 
Kampf der türkisdien Truppen g^^ die Araber, denoi die Höbe 
der jungtürkisdien Kultur durch die Vortrefflichkeit der Kruppschen 
Kanonen vordemonstriert werden soll, nicht mit 6sm mgtisch-deut- 
schen Kriege endet. Durch dn weitverzweigtes System von Bünd- 
nissen sorgen Deutschland und England dafür, daß ihre Auseinander- 
setzung sich in einen Weltkrieg auswäcbst. Do'deutsch-österreichisch- 
italieniscbe Dreibund tmd der englisch-französiscb-russiscbe Drei- 
verband, das sind die Lager, in die die kapitalistische Welt geteilt 
ist, und die sich tagtäglich in Kri^slager verwandeln können. Ein- 
mal zerstreut, kehren die Kriegswolken wieder zurück, und von Zeit 
zu Zeit beweist ein Wetterleuchten, dafi verwüstoide Stürme im An* 
zuge sind. Zweimal hielt der Marokkos.! reit Europa in Atem, 
das zweite Mal schon drohte dn Weltbrand aus den ^W i r r e n in 
der Türkei zu entstehen, und viele andere Kri^:sherde gibt 
es noch. 

Mit unverhüllbarer Angst sieht die kapitalistische Welt den Ge- 
fahren entg^en, die sie heraufbeschworen hat; aber sie ist nicht im- 
stande, sie zu bannen. Wie blind wandelt sie an den Abgründen. 
Mit lodernder, wachsender Entrüstung blickt das Proletariat 
auf das verruchte Treiben, das seine Not noch vergrößern, seine 
Leiden ins Unermeßliche steigern soll. Aber es will nicht, wie die 
Bourgeoisie, den Dingen freien Lauf gewähren. Im Kampfe gegen 
den Kapitalismus lernte es, sein eigenes Los zu schmieden, und es 
sucht auch der Kri^sgefahr Herr zu werden. Aus seinen Kampfe 
gegen den Kapitalismus weiß es, daß man nur die Elemente zu über. 
wältigen und zu beherrschen imstande ist, deren Quellen und 
Triä)kräfte man kennt. Darum sucht es zuerst den Grund der nicht- 
nadilassenden Kriegsgefahr kennen zu lernen. Auch der oberfläch- 
lichste Blick auf die Geschichte der letzten Jahrzehnte sagt ihm, 
daß der Gegenstandder Konflikte, die den Friedai be- 
drohten, das Streben nach Besetzung von unent- 
wickelten Ländern (Kolonien) war, die fem von 
Europa, von ganz fremden Völkern bewohnt, den Appetit der ka- 
pitalistischen Regierungen reizten. Nidit um eine Angliederung 
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eigcaier Volksteile, die sich unter fremder Herrschaft befinden, ging 
es den Staaten, smidem um Unterjochung fremder Völker, um Ver- 
wandlung ihres freien Bodens in ein Gebiet, auf dem der europäische 
Kapitalismus schalten und walten konnte. Was erklärt diesen 
Drang, diesen Kampf um unentwickelte fremde Länder, diese Sucht, 
sie in kapitalistische Kolonien zu verwandeln? Die Antwort auf 
diese Frage wird auch zeigen, warum das Proletariatfremd, 
jafeindlich diesem Bestrebengegenüberstehen 
muB. 

DAS WESEN DES IMPERIAUSMUS. 
1. Kapitalistische Verdunketungsversuche. 
Es ist klar, daß dieser allgemeine Kampf um Irolonialen Besitz, der 
ohne Rast geführt wird unter steter Bedrohung des Friedens, all- 
gemdne Ursachen haben muB. Das Kapital und seine Verfechter 
nennen eine Reihe solcher Ursachen : sie sprechen von der O b e r - 
vötkerung der alten kapitalistischen Länder, von der Notwen- 
digkeit der Zufuhr von Rohstoffen, ohne die die Industrie 
nicht existieren könne. Und wo diese Gründe nidit verfangen, dort 
greifen sie zu hochklingenderen Redensarten. Sie sprechen von dem 
Recht, ja von der Pflicht der höheren Zivilisation, sie 
den unentwckelten Ländern beizubringen. 

Es genügt, die Stichhaltigkeit dieser Argumente kurz zu prüfen, um 
einzusdien, daß es sich hier um Scheinargumente handelt, 
die die wahren Ursachen des kapitalistischen Ausbeutungsdranges 
versdileiem sollen. Wenn sich die Verfechter der kapitalistisdien 
Kolonialpolitik auf die inuner wachsendeZahlder Bevöl- 
kerung berufen, die auswandern müsse, so fragen wir sie: ja, 
warum kolonisiert denn Frankreich, dessen Bevölkerungszu- 
wachs sehr klein ist, und dessen Kolonien größtenteils von Untertanen 
anderer europäischer Staaten besiedelt werden? In Algerien^) 
hat Frankreich 7 Milliarden Francs verpulvert , und es gdang ihm 
dort insgesamt 364 Tausend Franzosoi unterzubringen. Diese Zahl 
kann aber erst in ihrer wahroi Bedeutung erfaßt werden, wenn man 
sidi erinnert, daß sie nach 70 Jätaen algerischer Politik Frankreichs 
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errddit worden ist, und daß sie eine große Anzahl naturalisierter 
Spanier, Italiener und Etngdrarener enthält. Noch ärger ist es um 
Tunis bestellt : dort beträgt die Zahl der Franzosen nach dreißig 
Jahren französischer Herrschaft nur 24 000, während die der Ita- 
liener 83 000, der Maltaneser 12 000 beträgt ')■ Dabei li^en beide 
Länder dicht vor Frankreich. Diese Zahlen beweisen, daß Frank- 
räch kolonisiert, obwohl es über keine genügende Zahl vm Koloni- 
sten verfügt, wozu noch in Betracht gezogen werden muß, daß die 
französischen Militärkreise jeden französischen Auswanderer als 
eine militärische Schwächung Frankreichs betrachten, weil Frank- 
reicbs Bevölkerung sidi fast gar nicht vergrößert, während die 
deutsdie stark zunimmt. 

Schon dies würde beweisen, daß die Ursache der Kolonialpolitik 
nicht in zu großem Wachstum der Bevölkerung besteht Würden 
aber auch alle Länder, die kolonisieren, emen starken Bevölkerungs- 
zuwachs, ja sogar eine starke Auswanderung besitzen, so könnte 
das nicht als Triebkraft der modernen Kolonialpolitik angesehen 
werden. Denn erstens hängt es ganz von den Umständai ab, ob 
ein starker Bevölkerungszuwachs eme Auswanderung notwendig 
macht. Als Deutschland noch ein Agrarland war, mußten 
jahraus jahrein Zehntausende proletarisierter deutscher Bauern, die 
in Deutschland keine Arbeit finden konnten, übers Meer wandern, 
obwohl Deutschland damals eme viel kleinere Bevölkerung hatte, 
als jetzt. Die deutsdie Auswanderung betrug in den Jahren 1831 
bis 1840 177 000, von 1841—1850 485 000, von 1851—1860 
1 130 000, von 1861—1870 970 000, von 1871—1880 595 000*). 
Obwohl seit dieser Zeit die deutsche Bevölkerung stark zi^enommen 
hat —im Jahre 1871 betrug sie nur 41 Millionen, im Jahre 1880 
45 Millionen, im Jahre 1890 49 Millionen, im Jahre 1900 56 Mil- 
lionen und im Jahre 1910 64 Millionen, — sinkt die Auswande- 
rungszahl in den nächsten Jahrzehnten: in der Zeit vom Jahre 1891 
bis 1900 beträgt sie nodi 529869, und mdem letzten Jahrzdmt nur 
269 441*). Die deutsche Kolonialpolitik beginnt 
also just in einer Epoche, wo trotz der starken 

■) M. Sdum: Alccrica, Tuii, Tr^oUtule«. Verlic! Aacemodlt Qeoen^tt, FmUurt t. M. 
(S. 37, 134). 

■) Roichtr: Koloolco, K<daalilp(dlllk md AmiTuulmias, Ldpilf ISeS (S.37T). 
" ta* Mr l«ll (S.a9). 
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anzieht, um die vom deutsdien Proletariat erreidite Lohnhöhe 
niederzudrücken. Dabei soll dieses aber geneigt sein, Kolonien zu 
gründen und um ihretwillen die Gefahr von Kriegen auf sidi zu 
ndimen, nur um die jetzige, oder zukünftige Arbdtersdiaft von den 
Entbdirungai der Auswanderung in fremde Länder zu retten! 
Glaube das, wer selig sein will! Aber selbst unter den bürgerlidien 
Professoren, die sich das größte Verdienst um die Verbreitung dieses 
Märchens über die Triebkräfte der deutschen Kolonialpolitik er- 
worben haben, findet man Leute, die den Sdbwindd offen oitlarven. 
So sdirieb der Kieler Professor Bernhard H a r m s, der sich speziell 
mit den Fragen der Weltwirtsdiaft befaßt, aus Anlaß der Marokko- 
krise, in der der abgerittene Gaul des Bevölkerungszuwachses wie- 
der mal abgehetzt wurde: „Es ist meines Erachtens ganz über- 
flüssig, davon überiiaupt zu reden, denn im Interesse Deutsdblands 
liegt es, die Masse seiner Bevölkerung im Lande zu bdialtm, um 
vermSge seiner größeren Zahl von hier aus sdne Madit spielen zu 
lassen. Unsere künftige Stellung unter den Weltvölkem wird sehr 
eitieblich durdt die Zahl der Mensdien bedingt, die wir im ge- 
gd>enen Augwiblick aufraffen können. Hättai wir heute schon 
aditzig bis neunzig Millionen Einwohner in Deutsdiland, so gäbe 
es vermutlich gar keine Marokkofrage. Oie wirischaftlidi mit so 
großen Vorteilen verbundene exponierte Lage Deutschlands ist fiir 
uns solange ein Glück, als wir durch unsere militärisdie Macht Im 
Herzen Europas ein unbedingtes Obergewicht haben"*). 
Durch das Bevölkerungsargument versuchen sich die Verfediter 
der deutschen Kotonialpölitik als die größten Volksfreunde aufzu- 
spielen. Demsdben Ziel dient das zwdte Aipunent, durch das sie 
die Notwendigkeit der Kolonialpolitik nachzuweisen sudien. Die 
deutsche Industrie könne nicht ohne Zufuhr überseeischer 
Rohstoffe bestehen. In der deutseben Einfuhr machten die 
RohstoHe und Lebensmittel im Jahre 1898 80, im Jahre 1908 
83 Prozent aus. Diese kolonialen Rohstoffe könnten „wir" selber in 
Kolonien erzeugen, wenn wir solche in genügender Zahl hätten; 
dadurch wäre nicht nur die deutsche Industrie von einem Tribut an 
das Ausland befreit, nicht nur würde die Gefahr, daß uns diese 
Zufuhr eines Tages gesperrt, wie auch, daß uns die Preise willkür- 

■) Dcabcbe Renw, OMobtr l«II. 
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ca. 46 von Britisch Indien, aber für 406 Millionen von den Ver- 
einigten Staaten Nordamerikas, also von einem kapita- 
listischen Lande, bezogen. Diese Abhängigkeit von den 
Vereinigten Staaten, die auf dem Baumwollmarkt fast dn Monopol 
besitzen — macht das europäische Kapital sdir oft zum Opfer der 
willkürlichsten Preisspdculationen. 

Aber die Kolonien können dag^en nldit helfen. Das deutsche 
Kapital versudit zwar in Togo, Kamerun und Ostafrika den Baum- 
wollbau einzuführen, es trifft aber dabei auf schier unüberwindliche 
Schwierigkeiten. Es ist bisher nicht gewiß, ob nicht die klima- 
tischen Verhältnisse alle Versuche des Anbaues von Baumwolle 
in den deutschen Kolonien aussichtslos machen, es ist aber sicher, 
daß sidi ihnen die s o z i a 1 e n Veriiältnisse der deutschen Kolonien 
entgegenstemmen. Bei den Negern selbst ist die Arbeitsteilung so 
wenig entwickdt, daß es undenkbar ist, sie ihrer Arbeit an der Her- 
vorbringung der Lebensmittel zu entreißen und sie zu bew^en, sich 
gänzlich der Baumwollkultur zu widmen. Würde das aber gelingen, 
so würde die Notwendigkeit, für sie Lehensmittel in die Kolonien 
einzuführen, den Preis der kolonialen Baumwolle so eriiöhen, daß 
der Baumwollbau sich unrentabel zeigen würde. Und es ist frag- 
lich, ob er sich selbst bei der Unterstützung der Regierung ent- 
wickeln würde, denn er erfordert nicht nur eine viel höhere Kultur- 
stufe, als die, auf der sich die Neger trotz 25 jähriger deutscher 
Herrschaft befinden, sondern jede größere Preisschwankung auf 
dem Baumwollmaride entmutigt die Neger so, „daß — wie die Denk- 
schrift über die Entwicklung der deutsdien Kolonien im Jahre 1909 
hervortiebt — alle diese Zusidierungen und Bemühungen (Geld- 
belohnung für Fleiß, Versicherung der Mindestpreise) indessen 
nicht imstande waren, die Bedenken der Eingetrarenen ganz zu be- 
seitigen". Noch schlechter st^t es um den Plantagenbetri^. Die 
N^er sind in Ostafrika noch Grundbesitzer und haben Ihre Ver- 
wandtsdiaftsorganisation noch beibehalten. Es ist sehr schwierig, 
sie zu überreden, sich auf den Baumwollplantagen sdiinden zu 
lassen. Dabei wohnen sie großenteils in dem nordwestlichen Teil 
Ostafrikas, während die Küstengebiete am meisten für den Plan-' 
tagenbau geeignet sind. Der Arbeitermangel bestdit also schon 
jetzt, was würde erst sein, wenn die Baumwollernte den Umfang 
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des deutschen Bedarfs — 2 Millionen Ballen — hätte, also 200 000 
Leute erfordern müßte. Die zwangsweise Abordnung der Neger 
zur Aiteit, für die die Kolonialschriftsteller in den verschiedensten 
Formen eintreten, würde den Baumwollbau nicht weiter bringen, 
sondern Aufständehervomifoi. Diedeutsdien Kolonialkreise sind sich 
auch dieser Aussichtslosigkeit gut bewußt: das gäit schon aus der 
Tatsache hervor, daß die Regierungsdenkschrift über die Baumwoll- 
not keine Abhilfemittel vorzuschlagen weiß; und welche Stimmung 
in den kolonialen kapitalistischen Kreisen herrscht, malt ein bekann- 
ter Kolonialschriftsteller mit folgenden Worten aus: „Es läßt sich 
nicht leugnen, daß das vor drei und zwei Jahren, ja im vorigen 
Jahre sehr große Interesse für den Baumwollbau in den deut- 
sdien Kolonien bedeutend nachgelassen hat. Die Gründe da. 
für sind darin zu suchen, daß der auf Eingeborenen-Kultur in Togo 
g^:ründete Baumwollenbau sich als Feblscblag erwiesen hat, 
auch die mit großen Hoffnungen ins Werk gesetzten Plantagen- 
gründungen die hoch gespannten Erwartungen nicht erfüllt 
haben, die vor drd und zwei Jahren gehegt wurden." (Emil Zim- 
mermann im „Reichsboten" vom 7. Januar 1911.) Wenn trotzdem 
die Baumwollfrage immer wieder angeschnitten wird, ja selbst die 
deutschen Arbeiter aufgefordert werden, auch ihre Groschen büzu- 
tragen, damit sie bei zwecklosen Versuchen verpulvert werden, so 
hat dieses zwei Gründe; erstens hilft das Baumwollgeschrei den An- 
schein erwecken, als treibe man Kolonialpolitik im allgemein-wirt- 
sdiaftlichen und nidit im rein kapitalistischen Interesse, zweitens 
erzeugt man dadurch Stimmung für den Eisenbabnbauin den 
Wüsteneien Afrikas, ohne welchen diese zwecklosen Versudie mit 
den Baumwollkulturen nicht durchführbar sind. Aus dem Eisen- 
bahnbau aber, der aus den Steuern des deutschen Volkes in Afrika 
gefördert wird, fließen dan Kapital gesalzene Profite zu! 
Besser noch als dieses Beispiel zeigt das Verhalten des 
deutschen Kapitals in dieser Frage die Schwin- 
delhaftigkeit des Rohstoffarguments. Während 
die Kolonialsdiriftsteller Wagen von Papier zur Darl^ung der Be- 
deutung deutsdier Kolonien für die Versorgung Deutschlands mit 
Rohstoffen verbrauchen, fällt es dem deutschen Kapital nicht im 
Traume ein, sich für die koloniale Rohstoffproduktion besonders zu 
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erwärmen. „Zwar hatte schon Bismarc^ im Jahre 1889 den Plan 
eines kolonialen Baumwollbaues erwogen — schreibt der Handds- 
redakteur des „Ba-liner Tageblattes" O. Jöblinger*) — esge- 
lang indes damals nodt nicht, die beteiligten Krdse von der Not- 
wendigkeit zu überzeugen, und die bereits unternommenen Sduitte 
der R^erung mußten ohne tatkräftige Beteiligung 
der nächsten Interessenten zunächst ergd>nislos bleiben." Und 
später? Bis zum Jahre 1907 kümmerte sich das deutsdie Kapital, 
mit Ausnahme einiger Lieferanten, um die Kolonien seht wenig. 
Für die Baumwollkulturversuche brachte es nach der R^erungs- 
denkschrift über die Baumwollfrage bis Ende 1909 insgesamt 
1 .7 Millionen Mark auf. Und dabei hausiert man mit der Bdiaup. 
tung, von der Lfisung dieser Frage hänge das Los der deutschen 
Textilindustrie ab! 

Und es kann auch nicht anders sein. Erstois kSnnten die deutschen 
Kolonien nach Beredmungen kolonialfreundlidier Schriftsteller *) 
vielleicbt erst nach hundert Jahren den Rohstoffbe- 
darf Deutschlands decken. Auf einen solchen Zeitraum 
gd>en aber die Kapitalisten aus eigener Tasche sehr wenig, sie 
wollen den Profit sofort haben; zweitens sind sie zu gute Geschäfts- 
leute, um nicht zu wissen, daß derPreisderRohstoffe nidit 
in Windhuk oder Dar-es-Salam, sondern auf dem Weltmarkte 
bestimmt wird, daß also die Rohstoffe aus deutschen Kolonien 
ihnen ebenso teuer oder billig zugestellt werden, wie die auslän- 
dischen Rohstoffe. Das deutsdie Kohlen- und Roheisen-Syndikat be- 
weisen durch ihre Praxis genügend, daß sie sich ebenso gut auf die 
Verteuerung der Rohstoffe verstehen, wie die New Yorker Baum- 
wollbörse. 

Wenn aber die Kolonialfexe von der Verbilligung der Le- 
bensmittel durch billige Zufuhr aus den Kolonien sprechen, so 
sollten sie damit nicht einmal den einfältigsten Deutschen zu ködern 
versuchen; als ob es keine deutschen Junker gäbe mit ihrem Brot- 
wucher. Und daß die deutsdien Junker gar nicht gewillt sind, sich 
den aus deutschen Kolonien bezogenen Lebensmitteln gegenüber 
anders zu verhalten, als den aus Amerika und Rußland dngeführ- 
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der „revolutionären Kanaille" sdircien, kurz die Spitzen der ka- 
pitalistischen Gesellschaft sind es, die sich für Kolonialpolitik am 
heißesten ins Zeug l^en. Werden also nicht ihre Wurzeln in den 
Interessen dieser Klassen zu finden sein? Darauf bekommen wir 
am leichtesten eine Antwort, wenn wir uns die Entwiddungsten- 
denzen des Kapitalismus, wie er heute sdialtet und waltet, vor 
Augai führen. 

2. Die Triebkräfte des Imperialismus. 
Die ungeahnte Entwicklung des Kapitalismus, der in der zweiten 
Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts in Europa ein Land nach 
dem anderen erobert, Nordamerika allmählich aus einem Agrar- in 
ein Industrieland verwandelt, beruht auf einer Entfaltung von Pro- 
duktivkräften, deren Grenzen überhaupt nicht vorauszusehen sind. 
Eine technische Erfindung nach der andern hilft die Naturkräfte in 
den Dienst der Produktion stellen, und mit allen ihren Mitteln aus- 
gerüstet, besiegt die kapitalistische Industrie das ffandwerk, die 
bäuerlidie Hausarbeit. Sie reiht den proletarisierten Hfuidweiker 
in die Armee ihrer Sklavoi ein, gesellt ihm den proletarisierten Bauer 
zu, rottet die Reste der Naturalwirtschaft aus und schafft sich einen 
inneren Maiict. Das Kapital triumphiert. Es gibt außer ihm keinen 
Gott mehr auf Erden, und alle alten Mächte paktieren mit ihm und 
dienen ihm. Aber bald zeigt es sich, daß der Altar des kapitalisti- 
sdien Baal auf einem Vulkan steht, und daß seine Priester leidit in 
die Luft fli^en können. Die Produktionskräfte wach- 
sen schneller, als der Markt, der die Produkte der ka- 
pitalistisdien Industrie verschlingen soll, damit der von der Ar- 
beiterklasse erzeugte Mdirwert als blankes Gold — und nur dieses 
ist Gegenstand der kapitalistischen Sehnsucht — in die Schränke der 
Hohepriester des Kapitals zurückkdiren kann. Die Kaufkraft der 
Arbeiter, die sich für kargen Lohn abmühen, wächst sdir wenig, da 
ungeachtet aller kapitalistischen Faseleien die Lage des Ari>eiters 
immer eine schlechte, wenn nicht trostlose bleibt; einen je größeren 
Teil der Gesellschaft die Arbeiterklasse ausmacht, desto enger wer- 
den die Schranlren der Markterweiterung, solange der Kapitalismus 
besteht. Die Entwicklung der Technik aber nimmt auf 
diese Sollen des Kapitals keine Rücksicht. Bevor eine neue Er- 
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findung gdiörig ausgenützt ist, erscheint eine zweite auf der Ober- 
fläche — und w^e dem Kapitalisten, der sich der alten bedient: er 
produziert zu teuer, veilcauft mit Verlust. Die riesig gewachsenen 
Produktionskräfte überschwemmen den Markt mit Waren, die keinoi 
Käufer finden. Es ist aber unmöglich vorauszusdien, welche Masse 
von Waren der Markt fassen kann, wieviel produziert wird, weil es 
keine Organisation der Produktion gibt, und man immer aufs 
Geratewohl produziert, je mehr, desto besser, weil angesidits der 
wachsenden Konkurrenz nur bei vergrößerter Stufe der Pro- 
duktion Erniedrigung der Produktionskosten eintritt. Das Resultat 
dieser Entmcklung sind die Krisen. Es wird anardiisch pro- 
duziert, mehr produziert, als der Markt fassen kann, es muß also 
ein Moment eintreten, wo die Stockung b^nnt Die Waren finden 
keinen Al>satz; ihr Preis stürzt, der Kredit wird verteuert. Die Ver- 
niditung ungdieurer Massoi von Werten ebnet den Weg für die 
weitere Entwicklung der Produktion. Zertrümmerte kleinere Unter- 
nehmungen, die die Krise nicht überstehen konnten, eine Unmenge 
von Leiden der Arbeiter, die keine Arbeit fanden und darbten, wäh- 
rend die Industrie keinen Absatz für ihre Waren fand, dies alles 
bezeugt, daß in der kapitalistischen Gesellschaft nicht Menschen 
über die ökonomische Entwicklung walten, sondern daß sie blindoi 
Kräften unterliegen. Die Leiden der Arbeiterschaft bilden die ge- 
ringste Sorge des Kapitals. Die Arbeiterklasse ist doch nodi 
schwadi, unaufgeklärt, unorganisiert und sieht in ihren Leiden 
Naturereignisse, Fügungen Gottes. Aber die anderen Folgen der 
Krisen, die sich den Taschen der Kapitalistenklasse fühlbar machen, 
reizen zur Abwehr. Das Kapital sucht eine Organisation 
der Produktion durchzuführen, um die Oberproduktion zu 
verhüten, und wenn das nicht gdit, die hohen Preise trotz der Dber- 
produktion aufrechtzueilialten. Es schafft Vereinigungen, die den 
Markt unter den einzelnen Mitgliedern verteilen, die die Höhe der 
Preise bestimmen und mit hohen Strafen jene Fabrikanten bellen, 
die sich erfrechen, billiger abzusetzen, als die andern. Aber die 
Kapitalistenklasse stößt hier auf ein ernstes Hindernis. Was würde 
ihm die Gründung von Trustsund Kartellen helfen, warn 
frandes Kapital dank den immer billigeren Transportkosten 
in ihre Domäne eindringen könnte. Ist das ausländische Ka- 
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pital in der Lage, in den einheimisdien Maitt einzudrii^reii, 
dann würde die Gründung der Kartelle und Trusts nur ein 
Mittel sein, den Maiict für die fremde Wareneinfuhr freizu- 
halten. Darum schreit das Kapital nach SchutzzQUen, 
die sein Ausbeutungsgebiet — es nennt es gefühlvoll nadi 
alter Sitte Vaterland — mit einem Wall vor dem Eindringen fremder 
Waren schützen. Wo schon Schutzzölle aus der Zrit bestdien, in 
der sie die wenig entwickelte Industrie vor der Konlmrrenz der stär- 
keren, ausländischen sdiützen sollten, dort fordert man ihre Bei- 
bdialtung und Erhöhung, obwohl man der fremden Konkuncnz 
vollkommen gerüstet gegenübersteht. Du Sdiutzzoll hat jetzt eine 
Au^abe: er soll dem Kapital die Möglidikeit geben, nadi freion 
Ermessen die Preise zu steigern. So bilden die Trusts und Kartdle 
eine Macht, die zur Einführung der Sdiutzzölle, zu ihrer EitÖhung 
führt, und diese wieder sind die Fittiche, unter welchen diese Aus- 
beutungsinstitutionen ihr Unwesen treil>en können. Aber audi das 
hilft nur eine Zeitlang. Die technische Entwicklung, die Aufspd- 
cherung immer größerer Kapitale treibt zur Ausbreitung, zur Er- 
weiterung der Produktion. Was aber mit ihren Erzeugnissen tun? 
Das Kapital wirft sie zu billigen Preisen, manchmal ohne Profit, 
auf fremde Märkte. So kommt es in die Lage, die Produkti<»is- 
kosten niederzudrücken, und die hohen Preise im Inlande entsdiädi- 
gen es für die profitlose Verschleuderung eines Teils der 
Erzeugnisse auf den ausländischen Märkten. Aber auch diese Poli- 
tik der Kartelle kann nicht für immer Abhilfe schaffen. Die Ka- 
pitalistenklasse des Auslandes kann sidt durdi dieselben Maßr^dn 
ihrer Haut wehren, auch sie versteht es, sich mit einer Schutzzoll- 
mauer zu umgeben, die Erzeugnisse des Art>dterschwei6es auf 
fremden Märkten zu versdileudem. Es gilt, auf anderai Wegen 
dem immer wachsenden Kapital großen Profit zuzuführen. Im 
Kapitalexport findet man die Lösung der Frage. £)ie Ka- 
pitalkönige borgoi den Regierungen der weniger entwidcelten, ka- 
pitalarmen Länder Geld, damit sie nach dem Muster der großen 
Staaten Armeen schaffen, Bahnen bauen, dne moderne Verwaltung 
ausbilden können. Rußland, die Balkanstaaten, die südamerikani- 
schen Staaten, die Türkd, China, sie alle greifen mit vollen Händen 
in die Taschen des westeuropäischen Kapitals, sie lassen sich Be- 
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Die Aufgaben der Bureaukratie wachsen gewaltig. Entspricht sie 
ihnen nicht, beherrscht sie nicht das ganze soziale Leben, so ver- 
liert sie die Macht. Und so trabt sie die Gesellschaft zu immer 
schnellerem Wachstum: das Heer der Bureaukratie schwillt fort- 
während an. 

E)ie ErhaltungskostQi der Armee, der Bureaukratie werden immer 
größer, immer unerschwinglidier. Obwohl der moderne Staat altes 
zu besteuern sucht, obwohl er die Steuerlast immer mehr vergrößert, 
muß er zu Anleihen greifen. Die Staatsschuld wächst 
und mit ihr die Abhängigkeit der R^ierungen vom Kapital, das 
die Anleihen deckt. Denn wie gewinnbringend auch diese An- 
leihen für das Kapital sind, es sdilägt aus ihnen mehr heraus, als 
bloß den Profit : es gewinnt Macht im Staate. Mag die Regierung 
noch so feudal sein, mögen die Spitzen der Bureaukratie eine noch 
so große Verachtung für die bürgerlichen Empoiicömmlinge onp- 
finden, sie können ohne sie nicht auskommen, müssen ihnen dienst- 
bar werden. Und das Kapital geniert sich nicht im Gebrauch der 
Regierungsgewalt: sie dient ihm zur Niederhaltung der Arbeiter- 
klasse und miiß es als ihre wichtigste Aufgat>e betrachten, seine 
Interessen den zahlreicheren, wenn auch schwächeren bürgerlichen 
Schichten gegenüber zu bewachen. Der Willensvollstrecker des Ka- 
pitals im Innern, wird der kapitalistische Staat zum Hüter 
der kapitalistischen Interessen nach außen hin. 
Wie diese Interessen aussehen, haben wir schon geschildert Welche 
Aufgaben übemdtmen ihnen g^enüber die westeuropäischen ka- 
pitalistisdien Staaten? Diese Aufgaben hängen ab von der Eigenart 
des borgenden Staates und den Bedingungen, unter denen seine Unter- 
jochung durch das fremde Kapital stattfindet. Erstens muß es der 
unentwickelte Staat, der die Anleihe aufnimmt, als seine heiligste 
Pflicht betrachten, dem fremdoi Kapital pünktlich die Zinsen zu 
zahlen, selbst wenn er alle Pflichten, die er seinen eigoien Unter- 
tanen gegenüber hat, unerfüllt lassen müßte. Er muß dem fremden 
Kapital nicht nur die Zinsen pünktlich zahlen, sondern auch sdnen 
Warenbedarf bd ihm decken. Und will er das fremde Kapital bei 
gutem Humor erhalten, so ist es notwendig, ihm die Landesreicb- 
tümer zu Spottpreisen zu verschleudern. Abemicht immer kann die 
Regierung eines halbentwickelten Staates die übemommenai Pflidi- 
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In allen diesen Fällen muB die Regierung eines kapitalistischen 
Landes die Interessen ihres Kapitals dem borgaiden Staate g%en- 
über vertreten. Einmal endet die Sache mit einem diplomatischen 
Druck, das zweite Mal mit einer militärischen Demonstration, das 
dritte Mal mit der Besetzung des Landes, mit seiner Angliede- 
rung an das Oläubigerland. So führtder Exportdes Ka- 
pitals in fremde, wenig entwickelte Länder, zu 
der sogenannten friedlichen Expansion, sehr 
oftzuihrerBesetzung. An der goldenoi Schlinge werden 
sie dem Gläubigerstaat näher gebracht, von ihm ausgebeutet, ver- 
lieren schlieBlich, wenn sie sich g^en die sie erdrückende Last er- 
heben und besiegt werden, ihre Unabhängigkeit und verwandeln 
sich in eine Kolonie. Der Kapitalist weist seiner eigenen Re- 
gierung die Rolle zu, die die fremde nicht ausführen konnte oder 
wollte. 

Aber das ist nicht der einzige Weg, auf dem die Kolonien entstehen. 
Oft muß das Kapital die Regierung seines Landes anfangs zur Be- 
setzung eines Fleckens freier Erde bringen, bevor es an seine Aus- 
breitung schreiten kaim. Kapital exportieren bedeutet: Häfen, 
Städte, Eisenbahnen in einem unentwickelten Lande bauen. Wexm 
aber das Land auf einer so niedrigen Stufe der Entwicklung steht, 
daß es übertiaupt keine Staatsorganisation, oder eine so schwache 
besitzt, daß man ihr den Schutz des geborgten Kapitals überhaupt 
nidit anvertrauen kann, so muß das Kapital zuerst eine eigene 
Staaisorganisation dorthin übertragen, d. h. die Bevölkerung unter- 
jochen und sich ihr Land aneignen. So sind z. B. alle deutschen 
Kolonien entstanden ')• Wir sdien nun, welche Kräfte zur Er- 
oberung der Kolonien, d. h. zur imperialistischen Politik treiben. Um 
ihr Wesen aber besser zu erfassen, ist es nötig, genauer zu unter- 
suchen, welche Interessen hinter dieser Politik stdien, und welche 
Schichten sie unterstützen. 

'> NitDrlidi Uult dit Oadaidite nicht in Jahn kipiUllitudiai Uwle In dendboi Tcür ib; ci 
hudelte ildi iber bei die*«' Dinlelluiie nidil um die EatilebunE der IniperUlittiidKa PoIiUk 
in eiaon Ltnde — dm Werdqcuig der deulidiBi werden «ir nodi ipcileli Ktalldcni — , toodera 
nni eine Oiupplennc der illseiiKiDeii TrieNiilIle de* Inperiillum». Einlebender Mbilderi »ie 
Rudolf Hillerding in Nineai FiniDiliapitel, Wien 1910 (S. 374-477), Otto Bauer in der 
NitionilllllenfnK Dnd die Soikldemoktatie, Wien I90T (S. 400-490), Parfua In niner 
KaloniaipoHlik und Zuiammenbrncli (Lei|Big 190;), Kaaltkf in Miner Kolanlelpolltik 
<Uipdg 1»07). 
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stebt, bei dem die Regierung mit ihrer Staatsscbulden-PoliÜlc tief in 
der Kreide sitzt. Das Finanzkapital steht aber hinter ihnen, weil es 
selbst zum guten Teil die schwere Industrie dirigiert. Ihr Umfang ist 
zugroß,alsdaß sie das Eigentum einzelner bilden könnte. Ihr Kapital- 
bedarf wächst zu scbaell, zu enorm, als daß es aus dem von ihren 
Arbeitern erzeugten Mehrwert gedeckt werden könnte. Sie muß immer 
wachsenden Kapitalzufluß haben, und den besorgen die Großbanken. 
Sie sind also an der Entwicklung der schweren Industrie interessiert. 
Auch sem ureigenstes Interesse macht das Finanzkapital zum eif- 
rigsten Anhänger des Imperialismus. Erstens nötigt die imperiali- 
stische Politik den kapitalistisdien Staat zu immer stärkerer Schul- 
denmacberd, was doi großen Banken sehr willkommen ist Zwei- 
tens sind sie es dodi, die den Export des Kapitals in fremde Länder 
vermitteln. Was daraus aber für sie herausspringt, mögen nur 
änige Beispiele beweisen. Wie die Anleihen des letzten ägyptischen 
Khediven aussahen, die später zur Besetzung Ägyptens durch Eng- 
land geführt haben, zeigt Th. Rothstein*) an folgendem Bei. 
spiel. Die Anleihe von 1873 wurde angeblich für 32 Millionen 
Pfund Sterling (640 Millionen Mark) zu 7 Prozent Zinsen und 
1 Prozent Amortisation geschlossen. Die Banken, die diese An- 
leihe unterbrachten, gaben dem Khedivai nur 20,7 Millionai Pfund 
und behielten die übrigen etwa 12 Millionen als Sicherstellung 
gegai Risiko. Damit nicht genug, zwangen sie ihn, 9 Millionen in 
Scheinen semer eigenen schwebenden Schuld zum Kurse von 93 in 
Zahlung zu ndunen, obwohl die Anleihe eben zur Tilgung dieser 
Schuld bestimmt war und die Banken die Scheine zum Kurse 
von 65 erworben hatten. Um ein Beispiel aus jüngerer Ztit zu 
nennen, so haben die Banken, die den ßagdadbahnbau finanzieren, 
100 Millionen Frank für die VermitUung verdient und 180 Mil- 
lionen Frank an den Baukosten gespart, die sie der Türkd 
übermäßig hoch angerechnet haben. So soll das Geschäft nach eng- 
lischen Berechnungen ausseien; nach den Angaben des Dirdctors 
der Deutschen Bank sollen zwar die „Ersparnisse" an den Bau- 
kosten kleiner sein, aber der Vermittlerprofit wird auf 138 Millionoi 
Frank angegeben'). Bei der Anleihe, die der Sultan von Marokko 
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arbeitenden Industrie und des Handels, die füi den 
inneren Markt arbeiten oder aus dem VerlBir mit dem kapitali- 
stischen Ausland ihren Profit ziehen. Sie sind der Zahl nach viel 
größer, als die für die Kolonien und die unzivilisierten Länder ar- 
beitenden Teile der Industrie. [>ie imperialistische Politik erschwert 
ihre Entwicklung, weil sie den Schutzzoll verewigt, die Militärlasten 
vermehrt und den Weltmarkt inuner wieder durch Kriegsgefahr be- 
unruhigt. Aber sie sind nidit imstande, ihr Widerstand zu leisten, 
denn sie sdieint ihnen diePolitik zu sein, die auch ihren Interessen in 
der Zukunft entsprechen wird. Heute geht '•'« der deutschen 
Ausfuhr in kapitalistisch entwickelte Länder. Aber was wird 
der nächste Tag bringen, fragen alle Schichten der Bourgeoisie. 
Alle Länder entwickeln ihre eigene Industrie; werden sie nicht als 
Märkte in immer geringerem Maße für sie in Betracht kommai? 
Mögen die Kolonialländer heute nodi so wenig entwickelt sein, gilt 
es nidit, sie zu entwidceln, damit sie später einen aufnahmefähigen 
Markt für die beimische Industrie bilden? Natürlich wird sieb 
die Bourgeoisie aus Rücksicht auf ihre zukünftigen Interessoi jetzt 
keine Unkosten machen, aber ihre Berücksichtigung genügt, um sie 
mit kolonialfreundltchem Geiste zu erfüllen, und das um so mehr, 
als die Koloniallasten zum größten Teil nicht ihr aufgebürdet 
werden. Den größten Teil des Budgets der kapitalistischen Staaten 
decken die Volksmassen durch indirekte Steuern. Und 
schließlich, wie kann das Bürgerium ohne den kolonialen Traum 
auskommen, was soll es dem aus den Volksmassen immer lauter er- 
schalloiden Ruf nach dem Sozialismus gegenüberstellen? Vor 
Jahrzehnten konnte es den Sozialismus unbeachtet lassen, als Utopie 
verlachen. Jetzt, wo die Vergesellschaftung der Arbeit durch die 
fortschreitende Beherrschung der Indushie durch das Finanzkapital, 
wo die Ausschaltung der Einzeluntemehmer, ihre Verdrängung 
durch unpersönliche Aktiengesellschaften auf die Entwicklung der 
Produktion zur gesellschaftlichen Leitung, d. h. zum Sozialismus, 
hinweist, wo die immer wachsende Macht der Arbeiterklasse be- 
weist, daß auch die Kräfte reifen, die diese Aufgabe aufnehmoi 
können — was kann die Bourgeoisie dem Proletariat g^enüber- 
stelloi? Gibt es für sie noch eine andere Ausflucht als die, daß 
ihrer noch die große historische Aufgal« harrt, in die unzivilisierten 
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Länder den Kapitalismus mit seinen Wmidem der Technik hinein 
zu tragen? Was kann die Bourgeoisie dem Proletariat entgegnen, 
wenn es darauf hinweist, daß die Einengung der Absatzmärkte die 
alten kapitalistischen Länder vor Krisen und Ersdiütterungen stel- 
len wird, in denen das vom Elend gepeinigte Proletariat zu einer 
anderen Organisation der Produktion greifen wird? Sie hat keine 
andere Zuflucht, als den Glaut>en an die Entwicklungsfätiigkeit der 
Kolonien. Darum, mögen auch die breiten Kreise 
des Bürgertums keinen direkten Nutzen von den 
Kolonien haben, ja, mögen ihnen aus der im- 
perialistischen Politik Schwierigkeiten er. 
wachsen, sie werden sich doch im Schlepptau 
dieser Politik bewegen. 

Auch für die gebildeten Schichten, die an der Produktion 
teinen Anteil haben und nur davon leben, was von den Tischen der 
Bourgeoisie 'abfällt, bildet der Imperialismus die einzige mögliche 
Ideologie, wenn sie, aus den Schlupfwinkeln ihrer Interessenlosigkeit 
durdi wichtige politische Ereignisse hervorgescheucht, sich in die 
Politik einmischen. Die Anbetung der starken rücksichtslosen Per- 
sönlichkeit, das ist die am stärksten verbreitete Weltanschauung 
dieser Kreise, die sich nur durch persönliche Tüchtigkeit hervortun 
können. Wo anders aber lebt sich jetzt die bürgerliche „Persönlich- 
keit" am rücksiditslosesten aus, wenn nicht in den Kolonien? Und 
wenn das graue bürgerliche Leben den Intelligenzler anekelt, wo 
sieht er die Leute, die vor Abenteuern nicht zurückschrecken, die 
sich ,^anz" ausleben, ohne Rücksicht auf die Sitten und Gesetze 
und die Heuchelei der Heimat? In den Kolonien! So nimmt der 
Imperialismus dne bürgerliche Schicht nach der anderen gefangen, 
er spannt sie vor seinen Wagen und feiert seinen Triumphzug durch 
die Welt. 

Aus den Ländern des entwickelten Kapitalismus, aus England, 
Frankreich, Deutsdiland, dringt er in die Länder, in denen das Kapital 
noch schwach ist, in denen noch Raum ist für seine weitere Entwick- 
lung, und erobert auch hier die Geister. Italien, Osterreich, selbst das 
sieche Spanien sehen, wie die alten kapitalistischen Länder ein Stück 
Asiens und Afrikas nach don anderen besetzen. Bald wird nichts 
mehr zu rauben sein. Sollen sie sich damit vertrösten, daß sie noch 
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für Jahrzehnte mit sidi selbst zu tun haben, werden nicht später 
dieselt>en Schwierigkeiten vor ihnen auftauchoi, die den alten ka- 
pitaUstiscben Ländern heute schon drohend in den Weg zu treten 
beginnen? Das imperialistische Fieber ergreift auch sie und läßt 
sie eine Last auf sich nehmoi, unter der sie schier zusammen- 
brechen. 

So sehen wir den Imperialismus als die Politik, die den Interessen 
der schweren Industrie und eines Teiles der verarbeitenden, den 
Interessen des Finanzkapitals sdion heute entspricht; die dem Ka- 
pital als die einzige Rettung vor den Schwierigkeiten erscheint, mit 
denen die weitere Entwicklung es bedroht; die die gebildeten 
Schichten der Bourgeoisie als einzige „ganze" Weltanschauung anzieht. 
Nicht mit den Interessen des Volkes, sondern mit 
denen des Kapitals in seiner letzten Entwick- 
lungsphase ist die imperialistische Politik ver- 
knüpft. Sehen wir uns nun den Weg an, den sie in ^Deutschland 
zurückgelegt hat, um ihre Wirkungen und die von ihr heraufbe- 
schworenen Gefahren würdigen zu können. 

DIE ANFÄNGE DER DEUTSCHEN KOLONIALPOLITIK. 

Als in den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts die kolonial, 
politische Welle sich in Frankreich und England zu heben b^ann, 
stand E)eutschland ohne jeden kolonialen Besitz da. Das Fehlen 
eines einheitlichen wirtschaftlichen Gebietes imd einer zentralisierten 
Gewalt hatte es ihm im 16. und 17. Jahrhundert unmöglich ge- 
macht, gleich Frankreich, England und Holland eine koloniale 
Tätigkeit zu entfalten, an die bei Beginn des Zeitalters der ka- 
pitalistischen Kolonialpolitik angeknüpft werden konnte. Als 
Deutschland schließlich durch die wirtschaftliche Entwicklung, so- 
^e durch Blut und Eisen geeinigt wurde, hatten die besitzenden 
Klassen anfangs Wichtigeres zu tun, als auf kolonialen Raub auszu- 
geben. Die Bourgeoisie begann sich in dem neuerbauten Reiche 
häuslich einzurichten, die Junker und die Regierung sorgten dafür, 
daß sie bei dem Umbau keine zu enge Unterhuift bekamen. Für 
das deutsche Kapital war die Eroberung von Kolonien damals dne 
femli^oide Sache. Es hatte noch in Deutschland viel Raum für 
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weit dies ausnahmsweise der Fall gewesen, ist es in Verbindung 
mit ausländisdien Unternehmern, im Dienste ausländischer Inter- 
essen geschehen. Während die englischen, ja sogar die franzö- 
sischen und belgischen Banken mit den großen überseeischen Märk- 
ten in unmittelbarer Verbindung durch ihre Filialen und Kartell- 
banken stehen, ist es uns bis jetzt noch nicht gelungen, für austra- 
lische und viele der südamerikanischen Hauptplätze direkte Bank- 
beziehungen herzustellen, und die englische Vermittlung ist zur- 
zeit noch unentbehrlich. Es ist eine wenig erfreuliche Tatsache, 
daß die 1870/71 von den deutschen Kriegsschiffen in den chinesi- 
scheif Häfen entnommenen Kredite durch Vermittlung dortiger 
französischer Geldinstitute realisiert werden mußten! Daß unter 
solchen Verhältnissen der auf die Erwerbung überseeischer Absatz- 
gebiete bedachte Unternehmungsgeist der deutschen Industriellen 
niedergehalten wird, bedarf keines weiteren Kommentars." 
Für die koloniale Ausbreitung traten nur einige Hamburger 
und Bremer Firmen ein, die Niederlassungen an der West- 
küste Afrikas und in der Südsee besaßen. Sie suchten die Regierung 
dafür zu gewinnen, ihren Handel zu unterstützen; denn sie wußten, 
daß die Regierung, emmal in ihre Händel hineingezogen, nicht 
mdir imstande sein würde, die Finger von ihnen zu lassen. 
Bismarck') stand den Fragen der kapitalistischen Kolonial- 
politik keinesfalls so fremd gegenüber, wie das oft behauptet wird. 
Schon sein durch den Si^ über Frankreich stark gehobenes Macht- 
gefühl spornte ihn an, den anderen kapitalistischen Staaten auf 
diesem Gebiete nachzuahmen. Natürlidi konnte mangels einer ko- 
lonialen Tradition in Deutschland, angesichts der Gleichgültigkeit 
des größten Teils des Bürgertums gegenüber den Kolonialunter- 
nehmungen und der noch größeren Verständnislosigkeit des Junker- 
tums für eine so ausgesprochene kapitalistische Politik, wie die Ko- 
lonialpolitik, keine Rede sein von einem zielbewußten, weitblidcen- 
den Eintreten Deutschlands In die Bahnen der Koloniatpolitik. In 
der ersten Zeit nach der Reichsgründung konnte auch schon deshalb 
keine Rede davon sein, weil die auswärtige Politik') die 
Aufmerksamkeit Bismarcks in Europa festhielt. Die Verschiebungen 
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den der „Heldengreis" einer Abkehr von Rußland entgegenstellte 
Die Familieninteressen — Kaiser Wilhelm war Oheim des Zaren — , 
der felsenfeste Glaube, daß nur die russische Knute für das Hohen. 
zoUemsche Gottesgnadentum in schlechten Zeiten Hilfe gewähren 
könnte, die höllische Angst vor der Macht des Zarismus, machten 
den Kaiser so widerspenstig, daß er sich seine Zustimmung nur 
durch die Rücktrittsdrohung des ganzen Kabinetts abringen ließ. 
Nachdem der Widerstand des Kaisers gebrochen war, stand nichts 
mehr dem Bündnis im Wege. Die büigerlichen Parteien in Deutsch- 
land, obwohl überhaupt nicht befragt, äußerten lärmend ihr Einver- 
ständnis; in Österreich regte sich nur ein schwacher Unwille bei 
den slawischen Parteien; die Furcht vor den Machinationen Ruß- 
lands in Ostgalizien, vor einem Zusammenstoß mit ihm auf dem 
Balkan, war für die österreichische Regierung ausschlaggebend. 
So entstand der österreichisch-deutsche Bund als Abwehrvertrag 
gegen Rußland. Die beiden Mächte gelobten sich Hilfe für den 
Fall, daß eine von ihnen durch Rußland angegriffen, oder daß 
Rußland einem drittm, sie angreifenden Staate seine Hilfe leihen 
würde. Deutschland wollte die Unterstützungspflicht auch auf den 
Fall eines französischen Angriffs ausdehnen, aber dafür war Oster- 
reidi nicht zu haben. 

Diesem Bündnis schloß sich nach langen Vori>eratungen audi 
Italien an, obwohl bei ihm der Gegensatz zu Osterreich w^eo 
Welschtirol und Triest vorhanden war. Aber andere wichtige Mo- 
mente bewirkten, daß das soeben erst geeinigte, mit Frankreich ver- 
feindete Italien sich dem Bunde anschloß: es war die römische und 
die tunesisdie Frage 

Unter dem Einfluß der Klerikalen war Napoleon III. als Verteidiger 
der weltlichen Macht des Papstes aufgetreten. Als nach der Nieder- 
werfung der Kommune in Frankreich die schwärzeste Reaktion ans 
Ruder kam, schtoi sie einen Kreuzzug g^en Italien wegen der 
Einverleibung Roms in das italienische Reich vorzubereiten. Dies 
verursachte noch vor dem Berliner Kongreß eine Annäherung Ita- 
liens an Osterreich und Deutschland. Victor Emanuel reiste 1873 
nach Wien und Berlin. Obwohl die auf dem Berliner Kongreß be- 
schlossene Angliederung Bosniens und Herzegowinas an Oster- 
reich, bti der Italien teine „Entschädigimg" bekam, Italiens Bei- 
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tritt zum Dreibund im Jahre 1879 noch nicht perfekt werden ließ, 
so sorg;te die damals neueinsetzende koloniale Betätigung Frank- 
reichs dafür, daß der Beitritt Italiens nicht lange mehr auf sich 
warten ließ. Im geheimen Einvernehmen mit England — es war 
die Entschädigung für die Eimiahme Cypems durdi England — und 
niit Deutschlemd — Bismarck sah gerne zu, daß Frankreich seine 
Kräfte außerhalb Europas beschäftigte, weil ihm dann keine für 
den Revanchekrieg übrig blieb.en — riß Frankreidi Tunis an sich, 
auf das Italien schon lange Hoffnungen gesetzt hatte. Die außer- 
ordentliche Entrüstung der italienischen Bourgeoisie und der Mili- 
iärkreise fütuie Italien endgültig dem Bunde zu. Sein Bettritt 
sicherte das Land vor Österreich und gab ihm die Unterstützung 
Deutschlands g^en Frankreich. So entstand der Dreibund. 
Obwohl er die größten Befürchtungen Bismarcks bannte, blieb je- 
doch auch feraer das Hauptinteresse der auswärtigen Politik des 
Deutschen Reiches an den Mächteverbältnissen in Europa haften. 
Jedenfalls hatte Bismarck in größerem Maße als früher freie Hand 
auch für die koloniale Ausbreitung. Er wußte jedoch gut, daß 
Kolonialpolitik in erster Unie Geschäft ist, und daß sich kapita- 
listische Geschäfte ohne den Willen der Bourgeoisie überhaupt nidit 
machen lassen. „Um eine überseeische Politik mit Erfolg treiben 
zu können, muß jede R^erung in ihrem Parlament, soweit sie von 
ihm abhängig ist, soweit sie eine konstitutionelle Regierung ist, eine 
im nationalen Sinne geschlossene Majorität, eine Majorität, die nicht 
von der augenblicklichen Verstimmung einzelner Parteien abhängt, 
hinter sich haben. Ohne eine solche Reserve im Hintergrunde ton- 
nen mr keine Kolonialpolitik und keine überseeische Politik trei- 
ben," so ffihrie er im Jahre 1884 bd der Einbringung der Dampfer- 
Subventionsvorlage im Reichstage aus. Daß aber die Mehrheit der 
deutschen Bourgeoisie in ihrem Herzen noch keine Kolonialfreund- 
lichkeit gefunden hatte, zeigte ihm die Haltung des Reichstags in 
der Samoafrage. Als im Jahre 1880 das Hamburger Handelshaus 
Godeffroy, das in der Südsee Handel und Plantageiibau trieb, in 
Bedrängnis geraten war und eine Aktiengesellschaft seine Inter- 
essen nur unter der Bedingung übernehmen wollte, daß die Regie- 
rung die Zinsgarantie gewährte, war Bismarck bereit, das zu tun, 
damit „der deutsdie Name" durch den Untergang des Geschäftes 
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nicht in schlechten Ruf gerate. G^en die Stimmen der Junker, die 
immer dafür zu haben waren, wenn aus den Taschen des Volkes 
Parasiten gemästet werden sollten, und gegen einm Teil der Na- 
tionalliberalen, Idinte die Mdiifaeit des Reichstages, bestehend aus 
Freisinnigen, Zentrum, einon Teil der Nationalliberalen und den 
Sozialdemokraten, die Vorlage der Regierung ab, die der Aktiea- 
gesellschaft eine 3—4^ prozentige Zinsgarantie geben wollte. Nodi 
vier Jahre später hat Bismarck erklärt: „Ich bin durdi die Nieder- 
lage der Regierung in der Samoafrage lange Zeit abgehalten wor- 
den, etwas Ähnliches wieder vorzubringen." Das entsprach aber 
nicht den Tatsachen: als er diese Worte sprach, befand sich sein 
kleiner Finger schon m den Krallen des kolonialen Teufels, der bald 
auch seine Hand umklammern sollte, obwohl die damaligen Inter- 
essen des deutschen Kapitals der Kolonien nicht benötigten und die 
auswärtige Lage des Reiches noch nicht ganz gefestigt war. 
Wie schon erwähnt, standen Bremer und Hambu^er Firmoi in 
Handelsbeziehungen zu Westafrika. Deutsche Missionare hatten in 
Südwestafrika seit den sechziger Jahren gewirkt und den Boden für 
das deutsche Handelskapital vorbereitet. Das nützte die Bremer 
Firma L ü d e r i t z aus, um dort eine Handelsfaktorei zu gründen. 
Sie kaufte von einem EingeborenenhäupUing einen Landstrich an 
der Küste von Angra Pequma im Umfange von 900 deutschen 
Quadratmeilen. Die Regierung gewährte Lüderitz unter der Be- 
dingung Schutz, daß seine Kaufrechte weder gegen die Einge- 
borenenrechte noch gegen die begründeten Ansprüche irgend einer 
Macht verstießen. Zu gleicher Zeit wandte sie sich an die englisdie 
Regierung mit der Anfrage, ob diese Anspruch auf die von Lüderitz 
gekauften Gebiete erhebe. Die englisdie Regierung antwortete, 
sie habe zwar keine Herrschaflsrechte in diesen Gebieten, aber sie 
erhebe auf die Küste zwischen der Kapkolonie und der porti^e- 
sischen Kolonie Angola Anspruch. Da Bismarck diese Antwort als 
völkerrechtlich unbegründet und als Beweis ansah, daß England 
auch in der Zukunft der kolonialen Ausbreitung Deutschlands 
Sdiwierigkeiten bereiten wollte, hielt er es für nicht vereinbar mit der 
Machtposition, die das Deutsche Reidi seil dem Deutsch-Französi- 
sehen Kriege eingenommen hatte, und telegraphierte am 24. April 
des J ahres 1884 — welcher Tag also als Tag der Gründung 
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der deutschen Kolonialpolitik gelten kann — an den deutschm 
Konsul in Kapstadt, daß die Erwertiungen von Lüderitz unter 
deutschem Schutz ständen, worauf die deutsche Flagge in Südwest- 
afrika gehißt wurde. England gab nach und ermutigte dadurch 
Bismarck zum weiteren Zugreifen. Dies schien ihm um so ange- 
zeigter, als der russisch-englische Gegensatz in Mittelasien Eng- 
lands Widerstandskraft gegenüber den kolonialen Gelüsten Deutsch- 
lands schwächte, während bei der weiteren Verzögerung der Ko- 
lonialerwerbungen damit zu rechnen war, daß in der nächsten Zu- 
kunft nichts m^r zu besetzen sein würde. Bismarck begnügte sich 
nicht mit Südwestafrika. Er nützte die Tatsache aus, daß sich in 
Kamerun und Togo einige deutsche Handelsniederlassungen 
befanden und daß deutsche Missionare dort die schwarzen Seelen 
für Gott und das Kapital bearbeiteten. Er wartetenicht mehr, bis sich die 
Firmen an die Regierung wandten, sondern spornte die Firmen 
Woennann, Jsmtzen, Thorwaldten zum Abschluß von Verträgen mit 
den Häuptlingen an der Küste Togos und Kameruns an. Nachdem 
dies geschehen war, wurde auch hier die deutsche Flagge gehißt. 
Das Vorgehen Bismarcks ermutigte schneidige Abenteurematuren, 
und so gründete Karl Peters, der in London die engUsche 
Kolonialpolitik studiert hatte, eine Deutschostafrikanische Gesell- 
schaft, die an der Küste Ostafrikas von den Häuptlingen 2500 
deutsdie Quadratmeilen Land kaufte und erschacherte. Ahnlich 
ging es in Neuguinea zu, wo die „Deutsche Handels- und Plan- 
tagengesellschaft" und die Hamburger Firma Hemsheim Fuß gefaßt 
hatten. Einmal im Sattel, ritt Bismarck auch hier einen scharfen Trab. 
Der Widerstand Englands reizte ihn, und er gewährte auch diesen 
Privatunternehmungen Schutz für ihre territorialen Erwerbungen. 
Die hier kurz skizzierte Geschichte der Erwerbung der deutschen 
Kolonien *) zeigt, daß sie von keinen größeren ökonomischen Inter- 
essen getrieben worden ist. Eine kleine Schicht von Kapitalisten 
ging dan ihr winkenden Profit üi weiten Ländern nach. Sie dachte 
nicht an die wirtschaftlichen Interessen Deutschlands, nicht an alle 
die schönen Argumente, die jetzt von den Verfechtern der Kolonial- 
pohtik ins Feld geführt werden. Da in dieser Zeit Frankreich und 
England m größerem Umfange Kolonialpolitik zu treiben begannen, 

>) M.Koichltzkr:Dar ' ~~ 
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fürchtete die deutsche Regierung, das deutsche Kapital würde, 
wenn es einmal Lust an Kolonialpolitik gewinnen sollte, keinen 
Happen mehr abtiekommen. Sie griff also zu, planlos, ziellos, wo 
auch nur die kleinsten wirtschaftlichen Interessen des deutschen 
Kapitals ihrem Vorgehen einen Sehern der Bereditigung lieferten. 
Und das Bürgertum, das anfangs keine Lust verspürte, sich in ko- 
loniale Nesseln zu setzen, stimmte in seiner Mehiiieit dieser Politik 
zu. Den Vertretern des Großkapitals, den Nationalliberalen, leuch- 
tete es ein, daß gewisse Elemente unter ihnen aus dieser Politik 
große Profite herausschlagen würden; das Zentrum sah in den Ko- 
lonien dn neues Gebiet für die Betätigung der Klerisei; den Kon- 
servativen winkten Beamtenstellen für ihre Sölme. Weitere Kreise 
der Boui^eoisie, die damals absolut tein Interesse an den Kolonien 
hatten, wurden für diese Einschwenkung in das Fahrwasser der 
Kolonialpolitik eingefangen durch eine rührige Propaganda, die 
seit einigen Jahren von einer Schar Ideologen, wie Fabri, Janasch, 
Hübde-Schleiden, getrieben wurde; das Bild der Reichtümer, die 
England aus seinen Kolonien herausholte, das Bild der Verluste 
an Menschen und Kapital, welches von der damals so massenhaften 
deutschen Auswanderung verursacht wurde, verfehlten itire Wir- 
kung nidit, um so mehr, als der nationale Katzenjam- 
mer, der angesichts der Fruchtlosigkeit des Sozialistengesetzes 
und des Kulturkampfes die Bourgeoisie ergriffen hatte, eine „na- 
tionale" Anspomung erforderte, wie sie von dem Trugbild der ko- 
lonialen Ausbreitung geliefert wurde. Wie unvorbereitet aber die 
Regierung für die übernommenen Aufgaben war, geht ^is dem 
Standpunkt hervor, den Bismarck am 26. Juni 1884 im Reidistag 
vertrat : „Den Interessenten der Kolonie soll das R^eren derselben 
überlassen und ihnen, nur für Europäer, die Möglichkeit euro- 
päischer Jurisdiktion und desjenigen Schutzes gewährt werden, den 
wir ohne stehende Garnison leisten können. Ein Vertreter des Rei- 
ches, ein Konsul, wird die Autorität des Reiches wahren und Be- 
schwerden Mitgegennehmen ; Handelsgerichte werden weitere Strei- 
tigkeiten entscheiden. Nicht Provinzen sollen gegrün- 
det werden, sondern Unternehmungen mit einer 
Souveränität, welche dem Reiche Idinbar bleibt; ihre Fortbildung 
bleibt im wesentlichen den Untemehmem überlassen." 
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Aber sdi<»i die nächsten Jahre zeigten, daß die Logik der Ereignisse 
größer war, als die Voraussicht der deutschen Regierung. In 
Südwestafrika sollten die Hoheitsredite auf die „l^eutscbe 
Gesellschaft für Südwestafrika" übergehen, die aus eigenen Mitteln 
eine Truppe zu unterhalten die Pflidit hatte. Aber die Oesellsdiaft 
wollte die entsprechenden Kosten nicht tragen, und so wurde die 
Verwaltung vom Reiche übernommen. In Ostafrika bradi im 
Jahre 1888 ein Aufstand der Eingeborenen aus, die durch die Er- 
hebung der Zölle gereizt waren, und das Reich mußte alsbald mit 
Marine und Landtruppen eingreifen. Es verausgabte bis zum 
Jahre 1891 8}^ MilUonen Mark für die Niederwerfung des Aufstan- 
des, worauf es auch diese Kolonie in eigene Verwaltung über- 
nahm. Ähnlich ging es in Kamerun zu; und auch in den Ko- 
lonien, wo es zunächst zu keinen Aufständoi kam, zdgte es sich, 
daß die privaten Gesellschaften weder die Lust noch die Möglich- 
teit hatten, die großen Kosten der Aufpfropfung eines staatlichen 
Medtanismus auf die primitiven Verhältnisse der unterjochten 
Völker zu tragen. Im Jahre 1895 gestand auch der Direktor der 
Kolonialverwaltung, Kayser, dem Reichstag, daß der bismarcksche 
Plan der Kolonialpolitik Bankrott erlitten habe. „Ulr haben die Er. 
fabrung gemacht", führte er am 28. März 1895 aus, „daß die Zeit 
der privil^erten Kompagnien vorüber ist, und wir dürfen es heute 
wohl auch aussprechen, daß wir uns beim B^inn unsero* Kolonial- 
politik m einem großen Irrtum befunden haben, wenn wir annah- 
men, daß die Kompagnie, eine Privatgesellschaft, in der Lage sein 
könnte, staatliche Hoheitsrechfe auszuüben. Heutzutage verlangen 
wa ja auch in den imzivilisierien Ländern und auch in unseren 
Schutzgebieten sdion eine Art staatlicher Organisation mit einem 
gewissen Rechtsschutz, der unmöglidi von einer Privatgesdlsdbaft 
ün vollen Umfange gewährt werden kann." 
Der Art, wie Deutschland zu seinen Kolonien kam, entsprach 
naturgemäß ihre Entwicklung. Nur da, wo das Kapital stürmisdi An- 
lagesphären, Absatzgebiete heischt, nurrda, wo es durch die Arbeit 
langer Jahre den Boden für sdne zukünftige Kolonie vorbereitet, 
besteht die Möglichkeit des kolonialen Aufschwungs, natürlich, so- 
Uxa die natürlichen Verhältnisse es erlauboi. In den deutschen Ko- 
lonien febltoi alle diese Ent^cklungsfaktoren. Mit Ausnahme Süd- 
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westafrikas bandelte es sich um tropische Kolonien, in denen der 
dauernde Aufenthalt für Europäer nur auf einzelnen Hochebenen 
mSglidi war. Das F^len von schiffbaren Flüssen fast in alloi 
Kolonien erschwerte ihr E>urchdringen. Der sehr niedrige Ent- 
wicklungsgrad ihrer Einwohner eröffnete nur geringe Aussichten 
für den Handelsverkdtr. Wollte die Regierung bei diesen Verhält- 
nissen noch andere Ansiedler als Beamte und Schutztruppen in die 
Kolonien bringen, so mußte sie dem Kapital Vorrechte') 
geben, die ihm die Kolonien direkt auslieferten. Der Neu-Guinea- 
Kompagnie wurde im Jahre 1885 das ausschließliche Recht ver- 
lieben, in dem Schut^ebiete ,4icrrenloses" Land in Besitz zu nehmen 
und darüber zu verfügen, sowie Verträge mit den Eingeborenen 
über Land und Grundberedbtigungen abzusdüieBen. Dasselbe Mo- 
nopolrecht bekam die E)eutsch-Ostafrikanische Gesellschaft. Selbst 
als die Hoheitsrechte dieser Gesellschaft im Jahre 1890 auf die Re- 
gierung übergingen, wurde ihr ein weitgehendes Bodoimonopol 
verlieben. Erst im Jahre 1902 entäußerte sie sich dieser Vorredite, 
die selbst nach amtlichem Urteil die Entmcklung des Schutzge- 
bietes verhinderten. Ahnlidi verhielt es sidi mit dem Bergbau-Mo- 
nopol in Südwestafrika. An fünf Gesellschaften wurden in Süd- 
westafrika 32 Prozent des Gesamtflächeninhalts dieser Kolonie ab- 
getreten. Selbst angenommen, daß dieser Boden wiridich unbewohnt 
war, was für einen großen Teil gar nicht zutrifft, selbst davon ab- 
gesehen, daß der Boden der Schwarzen verschenkt wurde von den 
offiziellen Verfechtern des Eigentums, so genügt nur daran zu er- 
innern, daß Südwestafrika das einzige Land ist, das sich für die 
Ansiedlung einer größeren Masse von Kolonisten irgendwie eignet. 
(Der bekannte blutige Kolonialpolitiker Peters') sdiäizt die 
Aufnahmefähigkeit dieser Kolonie auf 100 000 Kolonisten.) Ange- 
sichts dessen bedeutete diese Politik eine Besteuerung aller An- 
siedler, die in Südwestafrika Farmen anlegen wollen, zugunsten der 
hinter der Kolonialgesellschaft stehenden Berliner Banken. Die 
Kolonialgesellschaften nahmen die ihnen gemachten Millionenge- 
schenke an, aber es fiel ihnen nicht ein, das Land zu erschließen. 

■) KBbvr: Clnldtniv in dk KolnUlpolltft. Joi, Ptedwr I«», S. 310—314. Dr. A. Si^cnnua: 

Kolonialpolitlk. IWS, S. 3«l-3«5. 

■) Kirl Pckn: Zur Wd^litBi. Berlin 1911, Vtrlig Siciummil, S. 154 
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wärtigen, Lord Granville, die Behauptung, Deutschland wolle Eng- 
land nötigen, auf die Aictionsfreiheit in kolonialen Angelegenheiten 
zu verzichten. Gleidizeitig trat es immer klarer zutage, daß die 
Gründung des E)Teibundes Gegenbemühungen geschaffen hatte, die 
auf eine Annäherung der französischen Republik an den russischen 
Zarismus hinarbeiteten. Zwar gelang es Bismarck im Jahre 1&87 
diesen Bestrebungoi die Spitze abzubrechen, indem er dnen Vertrag 
mit Rußland abschloß, nach dem E)eutschland und Rußland, falls 
eines von beiden von irgend einer Seite angegriffen würde, einander 
wohlwollende Unparteilichkeit zusicherten. Aber das Streben Ruß- 
lands, sich in Ostasien auszubreitm, eine Folge des Zurückwei- 
cbens des russischen Einflusses im nahen Osten, und die Notwen- 
digkeit, seine Rüstungen zu modernisieren und aus strat^schen 
Gründen neue Bahnen zu bauen, trieb es in die Arme Frankreichs, 
dessen Geldmarkt eine stärkere Anziehungskraft auf Rußland aus. 
übte, als der viel ärmere deutsche Markt. Die offensichtliche An- 
näherung Rußlands an Frankreich, wie versdiiedene militärisdie 
Maßnahmen an der russisch-österreichischen Grenze kühlten das 
Verhältnis zwischen Deutschland und Rußland ab. Wilhelm 11., 
der kurz vorher den Thron besti^en hatte, suchte durdi die Stär- 
kung des E)reibundes, den er m seiner Antrittsrede im Reichstag 
ein ,4ieiliges'* Vermäditnis nannte, und durch eine Annäherung an 
England die europäische Position Deutschlands zu stäilcen. Diese 
Bemühungen führten zu zweierlei Ergebnissen: im Jahre 1890 
wurde der sogenannte Sansibarvertrag mit England geschlossen, 
und im nädisten Jahre war das französisch-russisciie Bündnis 
fertig. 

Im Sansibarvertrag wurde das Werk, das die kühnen im- 
perialistischen Draufgänger unter der Leitung Karl Petersbe- 
gonnen hatten, zerstört. Peters war es durch Geld tmd Drohungoi 
gelungen, die von ihm im Jahre 1885 erworbenen Gebiete weit nach 
Norden auszudehnen, so daß sie von Sansibar bis zu den Quellen 
des Nils Deutschland gehörten. Diese neuen Erwerbungen, das 
Sultanat Witu, Uganda (das doppelt so groß ist wie Bayern) fiel 
jetzt England zu. Als Entschädigung bekam Deutschland die Insel 
Helgoland, von der aus die Engländer bisher die Mündungen 
der Elbe und der Weser beherrschen konnten. Heute besitzt Hdgo- 
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land für den deutschen Imperialismus die Bedeutung e 
befestigten Stützpunktes g^en die eventuellen Versuche 
die deutschen Küsten während eines Krieges zu blockif 
Entwicklung der Unterseetwote, der Funkentelegraphie un< 
mineo haben Helgoland diese Bedeutung gegeben. Zurze 
stihlusses des Vertrages mit England bedeutete das Ges 
Eintausch eines Hosenknopfes g^en eine Hose — wie 
imperialistisdie Oesdiiditssdireiber A. W i r t h ^) dras 
drüdct. Denn Helgoland besaß für England keine grol 
tung, was sdion aus der Bemerkung des englischen Prei 
voi^g, im Kriegsfalle könne Deutschland eine Streitmac 
Insel schicken vor Ankunft einer en^schen Ersatzflotte. 
die deutsche Regierung bei diesem Austauschhandel sid 
sdir von der hohen Einsdiätzung Helgolands, als von dem 
nach guten Bezidiungen zu England hat leiten lassen, ( 
ausdrücklidi aus der Denkschrift hervor, in der C a p r 
Nachfolger Bismarcks, den stark angefeindeten Vertrag \ 
„Allan voran stand das Bestreben, unsere durdh Sfc 
wandtschaft und durdi die geschichtliche Entwicklung be 
tea gegebenen guten Beziehungen zu England wdter zi 
und zu t>efestigen und dadurch dem eigenen Interesse, wi< 
Weltfriedens zu dienen." Diese guten Beziehungen, i 
Denkschrift weiter aus, seien insbesondere darum notwei 
die kolonialen Bestrebungen Deutschlands Reibungen zwi 
beiden Staaten hervorgerufen hätten, die der allgemeini 
Deutschlands nidit bekömmlich wären. Deutsdilands 
Besitz sei nicht wertvoll genug, daß seinetwegen ein Hadei 
England und Deutschland entstdien sollte. Die Abtretu 
Kolonialgebiete an England wurde zum Schluß mit folg) 
kenntnis erklärt: „Die Periode des Fla^enhissens und 
tragschließens muß beendet werden, um das Erwoitene n 
machen. Es b^nnt Jetzt die Zeit ernster, unscheiabai 
für welche voraussiditlidi auf ein halbes Jahrhundert aus: 
Stoff vorhanden sein wird"'). 
Das deutsdi-englische Abkommen war ein Ausdruck der 
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daß die deutschen Kolonien in den Augen der 
deutschen Regierung noch keine größere Be- 
deutung hatten, daß sie jahrzehntelang an Iceine 
neuen Kolonialerwerbungen denken wollte, daß 
sie die Fragen der Weltpolitik den Schwierig- 
keiten ihrer europäischen Lage unterordnete. 
In diesem seinem Qiarakter gab das deutsch-engUsdie Bündnis 
einen Ansporn zur Ausbreitung der imperialistisdien Bew<^:ung in 
Deutschland. Aus der Empörung über die Abtretung des ko- 
lonialpoliüsdi als sehr aussiditsreidi geltenden Uganda an England 
entstand der AlIdeutscheVerbaiid,die Kampfoi;ganisafiCHi 
des deutschen imperialistischen Gedankens, die eine rührige Agi- 
tation für die imperialistisdie Machtpolitik entfaltete, der sie im 
krassen Nationalismus eine ideologisdie Ausstattung gab. Durdi 
die Agitation des Alldeutschen Verbandes suchten die Nutznießer 
des Imperialismus Anklang in weiteren Schichten des Bürgertums 
zu finden und die Regierung auf die Bahnen des Imperialismus 
zu drängen. 

Ein ähnliches, wenn auch unvoriiergesdienes Ei^ebnis hatte das 
deutsch-russisciie Verhältnis im Gefolge. Dieses Verhältnis war 
schon seit der Gründung des Deutschen Rdches ins Wanken gera- 
ten. Einerseits sah die deutsche R^erung seit jeher im Zarenreich 
dem ihrem Charakter am meisten entsprechenden Verbündeten, an- 
dererseits aber konnte sie sidi dem Zaren nidht so bedingungslos 
ausliefern, wie das vor der Emigung Deutschlands der Fall ge- 
wesen war. Als nun das französisch-russische Bündnis zustande 
kam, suchte die deutsche Regierung nadi einer Oel^aiheit, um sich 
Rußland wieder zu nähern. Neben einem „Erbfeind" an der West 
grenze konnte es einen Feind an der Ostgrenze nicht ertragen, ob- 
wohl es ununterbrochen seine Militärausgaben steigerte. Diese be- 
trugen im Jahre 1872 553, im Jahre 1875 584, im Jahre 1887/88 
632, im Jahre 1890/91 854 MiUionen Mark^. 
E>ie Gel^enhdt zu einer Annäherung an Rußlfmd, die den Ober- 
gang Deutschlands zur Weltpolitik emietten sollte, gaben die o s t- 
asiatischenWirren. Trotz der Siege Englands und Frank- 
reidis über China, die die erste Bresche in die diinesische Mauer 

■) B«b*l: Dil SoiUldanoknUt in DatMAa Rcidwtigc. Berlin IM», S. 437. 
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legten, galt das Riesenreich in den Augen der europäischen Mädite 
als dn KoIoB, mit dem anzubändeln sehr gefährlich sei. Der Sieg 
Japans über China ün Kriege von 1895, der um Korea entbraSnt 
war, zeigte die Verlotterung des chinesischen Militärs, die Fäulnis 
der Verwaltung Chinas und rollte die Frage von der Herrschaff 
über den Stillen Ozean auf ^). Rußland, das sich seit den neunziger 
Jahren immer mehr daran erinnerte, daB es eine asiatisdie Macht 
sei und nach einem eisfreien Hafen im Stillen Ozean strebte, sah 
sich durdi die Vormachtstellung Japans bedroht. E)ie russisdie 
Haltung wurde durch Frankreich unterstützt, das In den Flitter- 
wochen seines Bündnisses mit dan Zarenreidie durdi dick und 
dann mit ihm ging. Deutschland nahm die Oel^enttcit wahr, um 
durch einen „ostasiatischen Dreibund", d.h. durch ein gemein- 
sames Vorgehen mit Rußland und Frankreich die Oefährlidikeit 
des französisch-russischen Bündnisses für die Machtstellung 
Deutschlands abzuschwächen. Es schloß sidi also der Flottende- 
monstration Frankreichs und Rußlands gegen Japan an und übte 
zusammen mit diesen Mächten einen Druck auf Japan aus. Die 
Folge dieser Aktion war, daß Japan die wertvollere Hälfte seiner 
Beute, Port Arthur, die Halbinsel Liaotung, an Qiina zurückgab 
und sidi mit der Insel Formosa und einer Kriegsentschädigung von 
600 Millionen Mark b^nügte. Natürlich wollte Deutsdiland aus 
seiner Einmischung in die ostasiatisdien Wirren mdir als die Ver- 
besserung seines Verhältnisses zu Rußland herausschlagen. Wie die 
Diplomatie anderer Staaten, nahm audi die deutsche an, daß die 
Niederlage Chinas im Kri^e mit Japan den Anfang vom 
Ende der chinesischen Unabhängigkeit bedeute. 
In diesem Glauben wurde sie durch die inneren Wirren bestärkt, 
die in China nach dem Kriege entstanden. Daß sie das Erwadien 
von Elementen bedeuteten, die Chinas Entwicklung beschleunigen 
könnten, war ein zu tief eindringender Gedanke, als daß die deutsche 
Diplomatie ihn hätte fassen können. E)ie deutsdhe Regierung b^ann 
sich mit dem Gedanken an eüie Festsetzung in China vertraut zu 
machen. Ein Teil des mit allen Schätzen der Natur ausgestatteten 
Reidies, mit sdner arbeitsamen Bevölkerung hatte audi in den 
Augen der Bourgeoisie eine Anziehungskraft, wie sie keine tropisdie 
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Kolonie haben konnte. Zwar konnte man sieb bd diesem Ünta- 
nehmen nidit auf die Übervölkerung E)eutschlands berufen, wdl 
China selbst didit bevölkert ist Aber die Aussiditen, die der chine- 
siehe Markt der deutsdien Industrie zu eröffnen sdiien, hatten in 
den Augen der Bourgeoisie eine um so größere Bedeutung. Ete- 
trug doch die deutsche Ausfuhr nadh China, die in den Jahren 1881 
bis 1885 erst U Millionen Mark betrz^en hatte, in den Jaliren 
1886 bis 1890 auf 19 Millionen Mark gestiegen war. im Jahre 1895 
sdion 31 Millionen Mailc; die Einfuhr aus China war üi derselben 
Zdt von 11 auf 50 Millionen Mailc gestiegen^). Und weldhe Aus- 
siditen eröffneten sidi den Banken, wenn Deutsdiland in China Fuß 
fassen wurde: der Eiseobahnbau, der Hafenbau würde in diesan 
kultivierten Reiche in emem ganz anderen Tonpo fortsdirdten, als 
in den Sandbüdisen und Sümpfen Afrikas. Als nun die Nachricht 
kam, daß in der Provinz Schantung zwei deutsche Missionäre ge- 
tötet waren, besetzte die deutsdie R^erung, die jahraus jahrdn 
duldete, daß deutsche Bürger an der russisdien Grenze niedei^e- 
knallt wurden, „zur Sühne" der Verbrechen am 14. November 1897 
den Hafen K i a u t s c h a u. Sie nützte „den gewünschten 
Anlaß" aus, wie der nationalliberale Geschichtsschreiber E g e 1- 
h a a f *) sich oKoiherzig ausdrückt MitderPachtungdes 
chinesischen Hafens trat Deutschland endgül- 
tig in die Bahnen der Weltpolitik ein. 
Dasselbe Einsdiwaiken ins Fahrwasser des Imperialismus vollz<^ 
sich auch in einem anderen Brennpunkte der Weltpolitik: im na- 
hen Osten. Die neuzeitlichen deutsch-türkischen Handelsbe- 
ziehungen'), die kurz nach der Kontinentalsperre angefangen hat- 
ten und über Wien g^angen waren, verminderten sich seit den drei- 
ßiger Jahren. Die Dampfschiffahrt, die damals aufkam und vid 
billiger als der Landveiicehr war, lag zuerst ganz in englisdien 
Händen, was den alten Vorsprung Englands un Levantehandd nodi 
vergrößerte. Als später deutsdie Schiffe von der Nordsee her durdi 
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das Mittelmeer oadi Konstantinopel zu gdiea b^annen, waren sie 
angesichts der politisdien und maritimen Schwädhe Deutschlands 
bis in die sechziger Jahre viel mehr als die französischen und eng- 
lischen der Gefahr ausgesetzt, durch die marokkanischen, algeri- 
sdien und tunesischen Piraten beraubt zu werden. Die Tatsache, 
daß Deutschland gar keine Rolle in den großen Entscheidungen 
über die Geschichte des Orients, im Krimkrieg und bei der Aus- 
einandersetzung von 1877 gespielt hatte, verminderte audi die 
Chancen der deutschen Konkurrenz. Erst nach dem Berliner Kon- 
greß b^pUmt die deutsche Industrie ihren Platz in der Türkei zu 
erobern. Von Einfluß war hier nicht nur das Wachsen des An- 
säiens des deutschen Kapitals nach der Einigung des Reiches, nicht 
nur sein allgemeiner rapider Aufschwung, sondern in erster Linie 
der Bau der vom Baron Hirsdi begründeten Bahnlinien in der 
europäischen Türkei (1874 bis 1888) und der Bau der anatolischen 
Bahnen durch deutsdie Banken, der den Orient mit den Erzeug- 
nissen der deutecien Industrie twkannt machte. Das Aufkommen 
verschiedener Gesellschaften, die sich die Pflege des Orientexportes 
zur speziellen Aufgabe maditen, wandte die Aufmerksamkeit des 
deutsdien Kapitals dem Orient zu. Nicht ohne Einfluß war dabd 
die Bestechung der Presse, die die Bahnkonzessionäre, wie Baron 
Hirsch, in großem Maße betrieben (Hirsch gab 101,8 Millionen 
Franken von 356,4 für die Preßreklame seiner Türicenlose aus^). 
E>ie beiden Kaiseireisen nach der Türkei vom Jahre 1888 und 1898 
waren also sciion ein Ausfluß dieses gestärkten Interesses des deut. 
sdien Kapitals für die Türkei und ebneten ihm ihrerseits die Wege 
durdi Anknüpfung neuer politischer Bezidiungen zum Orient. Der 
neue Kurs unterstützte diese sidi anbahnende Änderung des Ver> 
bältnisses des deutsdien Kapitals zu der Türkei, mdem er sicii zum 
Schutzherm des absolutistischen Hamidschen R^ments aufwarf 
und ihm seine aktive diplomatisdie Beihilfe während der armeni- 
schen Greuel und des Griediisch-Türkisdien Kri^es g^en England 
gewährie. Der Erfolg dieser Politik war die Erteilimg der Bagdad- 
bahnkonzession durdi den Sultan (in provisorischer Form im 
Jahre 1899) an ein deutsches Kapitalisten-Konsortium, das sidi um 
die Deutsdie Bank gruppiert Diese Bahn mußte zusammen mit 
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den anatolischen Bahnen ein gewaltiges Instrument des deutschen 
wirtschaftUchen Einflusses in der Türkei und dadurch des politischen 
Anrechtes auf das türkische Erbe werden, sobald es zur Aufteilung 
der Türkei kommen sollte. Daß aber diese zu den nahen Möglidiltti- 
ten gdiörte, glaubte man vor zwQIf Jahren allenthalben. Der Plan 
der Ausführung der Bagdadbahn stieB daher auf um so größere 
Hindemisse, als diese Bahn dne momentane Stärkung des tüild- 
schen Staates herbeiführen mußte. Denn sie ermöglidite rasdie 
Truppentransporte, die zwar nadi der damaligen Meinung nicht 
imstande sein konnten, die AuflSsung der osmanischen Macht zu 
veihüten, doch aber den Aufteilungsprozeß erschweren und ver- 
langsamen mußten. Gerade das entsprach aber dten den Interessen 
des jungen deutschen Imperialismus, der bei der Aufschiebung der 
Aufteilung inzwischen an Kräften zu gewinnen hoffte. 
Der deutsdie Ausbreitungsdrang halte jetzt Ziele vor sich, für die 
sich weite Kreise der Bourgeoisie begeistern konnten. Und die Be- 
geisterung für Weltpolitik wurde durdh den Anblick des Zusanunen- 
brudis alter Kolonialländer, und des Aufkommens neuer ange- 
spornt Im Jahre 1898 versdiwindet das alte Spanien aus der 
Zahl der Kolonialmädhte, und das junge Amerika, einst selbst 
eine Kolonie, streckt seme Tatzen nach dem Stillen Ozean aus. In 
Südafrika scheute England vor keinem Opfer zurück, um den 
Burenaufstand niederzuwerfen. Und wie die asiatischen Schwierig- 
keiten Englands Anfang der neunziger Jahre als Ansporn gedient 
hatten zur Eröffnung der deutscbm Kolonialpolitik, so erwudisen 
aus dem Kriege mit den Buren neue Hoffnungen für den jungen 
deutsdien Imperialismus. „Vor vier Jahren — so führte Bulow am 
11. Dezember 1899 im Reidistage aus — hat der Chinesisch-Japa- 
nische Kri^, vor kaum einem Jahre der Spanisch-Amerikanisdie 
Kri^ die Dinge weiter ins Rollen gebracht, große tiefeinschnei- 
dende, weitreichende Entscheidungen herbeigdühri, alte Reiche er- 
sdiüttert, neue ernste Fermente der Oärung in die Entwicklung ge- 
tragen. Niemand kann übersehen, weldie Konsequenzen der Kri^ 
haben wird, der seit einigen Wochen Südafrika in Flammen setzt. 
Der englisüie Premierminister hatte schon vor längerer Zeit gesagt, 
daß die starken Staaten immer stäilcer und die schwachen immer 
schwächer werden würden. Alles, was seitdem gesdhehen ist, be- 
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weist die Richtigkeit dieses Wortes. Stehen wir wieder vor 
einerneuen Teilung der Erde, wie sie vor gerade 
hundert Jahren dem Dichter vorschwebte? Ich 
glaube das nidit, ich möchte es namentlich noch nidit glauben. 
Aber jedenfalls können wir nicht dulden, daß 
irgend ein fremderjupiterzuuns sagt: Was tun? 
Die Welt ist weggegeben. Wir wollen keiner fremden 
Madit zu nahe treten, wir wollen uns at}er auch von keiner franden 
Madit auf die Füße treten lassen, und wir wollen uns von keiner 
fronden Madit beiseite sdiieben lassen, weder in politischer nodi in 
wirtsdiaftlicher Bezldiung." 

Das Ziel des deutschen Imperialismus war gesetzt. Himmelhodi- 
jauchzend stürzte er sich an die Arbeit, um den Kämpfen gerüstet 
entgegaizudlen. 

2. Diedeutsche Flotte. 
Der deutsdie Imperialismus hat sidi seme Seewaffen erst schaffen 
müssen. Die kontinentale Macht, das stärkste Landheer Europas, 
konnte für seine Zwecke nidit genügen, da es ihm um die Durdi- 
setzung seines Willens in Gebieten ging, denen er mit seiner Land- 
macht näher zu rücken nicht imstande w£ir. Diese Aufgabe der 
Flotte ergibt sidi direkt aus dem Wesen der imperialistischen Poli- 
tik, wie im besonderen aus der Lage des deutschen Imperialismus. 
Als er nur einige Kolonien besaß, genügten ihm die Kreuzer, 
die die kleine deutsdie aus der preußischen Flotte hervorgegsmgene 
Küstensdiutz-I^otte besaß. Sie dienten zu Flotiendemonstrationen, 
die den jungen kolonialen Erwerbungen die Macht des E)eutsdien 
Rdches vorführen sollten oder zur Ausübung dnes Drucks auf die 
kleinen „Mächte", die oft etwas respektlos mit deutschen Bürgern 
umzuspringen wagten. Sdt dem Aufkommen des Torpedos hidten 
die deutschen Marinekrdse große Sdiladitsdiiffe überhaupt für 
einen Luxus fehlgesdilagener Experimente. Das änderte sich gründ- 
lidi, als bei der deutschen R^erung und der Bourgeoisie der 
Olaube aufkam, die Welt stehe vor dner neuen Tdlung. Mit Kü- 
stenschutz und Kreuzern konnten sie nunmehr nidit auskommen. 
Sollte der deutsdie Imperialismus bd emer eventudlen Tdlung 
Chinas oder der Türkd auf seine Rechnung kommen, so mußte er 
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die Mittel besitzen, den anderen Mächten zu zeigen, daß man ohne 
ihn das Eite nicht teilen durfte. Das Bestdien einer deutschen 
Schlacbtflotte, die audi in weiten Meeren den Willen des deutschen 
Kapitals mit Nadidruck vertreten konnte, sollte also in erster Linie 
dazu dienen, dem deutschen Imperialismus eine Stimme zu gdten im 
Rate der alten imperialistiscben Mächte: im friedlichen Rate — 
wenn es sich um das Verschachern von Völkern und Ländern han- 
delte, im Kri^srate — wenn es galt, gemeinsam mit anderen im- 
perialistischen Mächten auf Raub auszugehen, und endlich auf 
offener See, — wenn die älteren imperialistisdien Staaten dem Aus- 
beutungsdrang des deutschen Imperialismus brüsk in den Weg tre- 
ten würden. Diese letzte Aufgabe drückte die Flottenvorlage von 
1899 in folgenden knappen Worten aus: „Deutschlands Schladit- 
flotte müsse so stark sein, daß ein Kri^ auch für den seemäditigsten 
Gegner mit derartigen Gefahren verbunden sei, daß seine dgene 
Machtstellung in Frage gestellt werde." 

Aus diesen AufgabenJIder deutschen Flotte ei;gab sich der Plan*), 
wie auch, daß sie Gefahren mit sich brachte, denen aus dem W^ 
zu gdien nicht mehr in den Kräften des deutschen Imperialismus 
lag, nachdem er den Weg des Flottenbaues betreten hatte. An der 
Spitze des Flottenplanes stand der Bau von großen Scblachtsdbif- 
foi, die den Feind in offener See angreifen oder abwehren konnten. 
Kreuzer sollten den Aufklärungsdienst leisten, während große 
Kreuzer die Aufgabe haften, auch gewaltsam, seK)st auf die Ge- 
fahr des Kampfes hin, Fühlung mit der feindlichen Flotte zu er- 
halten, und selbständige Untemdbmungen kleineren Staaten gegen- 
über zu übernehmen. Daraus folgte, daß der Flottenbau sich jeder 
wichtigeren technisdien Erfindung, jeder größeren politischen Ver- 
schiebung anpassen mußte. Denn während die technisdien Erfin- 
dui^en die älteren Schiffskonstruktionen in bezug auf Geschwindig- 
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keit und Widerstandskraft entwerteten, wies jede gröBere Verschie- 
bung in den Mäditeverhältnlssen der Flotte neue Aufgaben an. So 
setzte der deutsche Imperialismus mit seiner ersten Flottenvorlage 
dne SchraubeohneEndein Bew^ung. Alle seine Versidie- 
rungen, der auf Jahre hinaus angelegte Flottenplan sei für die Re- 
gierung bindend, waren bewußte Unwahrheiten. Denn wäre die 
R^erung, aus Rücksidit auf den Flottenplan, bei den alten Kri^s- 
schiffen geblieben, während in England seit 1905 die Riesen- 
dreadnoughts gebaut wurden, so hätte sie dem Bestehen der 
Flotte jeden Sinn genommen, was vom Standpunkt der imperialisti- 
schen Politik natürlich unmöglidi war. Die Sdmelligkeit, mit der 
die deutsche R^erung der britistihen im Bau der Dreadnoughts 
nachkam, obwohl ,4m Rahmen des Flottenplanes" jedes Kriegs- 
schiff von nun an fast doppelt so viel kosten sollte, zdgte dies mit 
genügender Klarheit. Dasselbe war der Fall bei der Vermehrung der 
Sdiiffszahl, je nadidem, ob die R^ening und die Bourgeoisie an- 
nahmen, daß sidi Zeiten der imperialistisdien Ernte näherten oder 
nidit. E)er Amerikanisch-Spanische Krieg und die diinesischen Wir. 
ren beschleunigten die Annahme des zweiten f^ottengesetzes. 
Das Gesagte genügt zur Bewertung des Charakters der deutschen 
Flotte: sie ist eüie Angriffswaffe des deutschen Im- 
perialismus, ein Mittel zur Durchsetzung sei- 
ner Ziele, und gegen wen sie angewendet werden 
solljWirdvondenVerhältnissenabhängen. Heute 
kann sie zur Unterstützung der Tüilcei g^en England, morgen zu- 
sammen mit anderen Flotten gegen die Türkei angewendet werden. 
Der deutsche Imperialismus ist es nidit, der die akute Kriegsgefahr 
geboren hat, aber sein Bestehen, wie das ßestdien der deutsdien 
Flotte, beschwören die Gefahr herauf, daß Deutsdiland an allen 
Händeln teilndimen wird, aus denen der Weltbrand entstehen 
kann. 

Die Verfediter des deutsdien Imperialismus, die oft mit einer herz- 
erquickenden Klarheit sein Wesen offenlegen, halten es manchmal 
für nötig, mit der Miene eines Länmichens den Charakter der deut- 
schen Flottenpolitik zu verdunkeln. Sie tun es nidit so sehr, um dem 
Ausland Sand in die Augen zu streuen — dies wäre doch ein ver- 
lorenes Unternehmen, weil die franz&sisdie und englisdie imperial!- 
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stisdie Sippschaft aus eigenem Tun die W^e des Imperialismus 
kennt — , sondern aus Rücksidit auf das deutsche Kldnbürgertum, 
die Handelsboui^eoisie und alle jene Elemente, die kein direktes 
Interesse am Imperialismus haben, aber betrogen werden wollen, am 
imperialistische Politik zu treiben. So erzählen die Imperialistoi, 
die deutsdie Flotte sei gebaut worden, um den Handd Deutsdi- 
lands zu sdiützen, um die Blockade der deutschm Küsten, ja die 
Landung fremder Flotten für den Fall des Krieges zu veriiindem, — 
daß sie also ein reines Abwehrmittel sei. Wir übergehen 
gänzlich die Frage, was dorn die Ursache eines Kri^es Deutsdi- 
lands mit den imperialistisdien Mächten sein könnte, wenn nicht die 
Tatsache, daß E)eutsdiland an der imperialistischen Raubpolitik 
teilnehmen, also andere Staaten oder Völker angreifen will, ein Be- 
weis, daß es in Wirklichkeit selbst Angreifer sein muß, um vor An- 
griffen Furcht zu haben. Wir übergehen das alles, denn es ist leidit 
nachzuweisen, daß selbst dann, wenn E>eutsdiland in die Lage der 
gekränkten Unsdiuld kommen könnte, die Flotte gar nidit imstande 
wäre, seinen Handelzuschützen. Deutschland besitzt 4675 
Handelsschiffe, die den Handel mit allen Weltteilen unterhalten und 
nur 56 klöne und große Kreuzer; dabei besitzt es auf den 
MeeresstraBen, mit Ausnahme von Kiautschau, keine Kohlensta- 
üonen und keine marinistischen Stützpunkte. Was kaim also den 
deutschen Handelssdiiffen die Flotte nützen ? E)ie deutsdiea Flotten- 
Politiker sind zu gute Fachleute, um dieses Argument ernst zu ndi- 
men, und der Admiral Plüdemaan erklärte ausdrücklich: „Man 
darf für den Handelssdiutz nicht ein einziges Schiff, nicht einen 
Mann, nicht ein Oeschütz verwenden, die für die Bekämpfung der 
feindlichen Flottejnutzbringend gemacht werden können. Man wird 
es den Kolonien und den Handelsschiffen überlassen, sidi selbst 
durdizuhelfen"^). 

Was nun die Absperrung der deutschen Küsten zum 
Zweck der Abschneidung der Zufuhr betrifft, so würde sich im 
Kriegsfall für die gegnerischen Mächte — hier kommt in erster 
Linie England in Betracht — die Notwendigkeit der Blockade schon 
dadurch erübrigen, daß sie die deutsdien Handelsschiffe auf der 
See auffangen können. Wenn aber auch die Blockade für ihre Ziele 
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notwendig wäre, so wäre dodi ihre Durdiführung setir sdiwierig: 
sie würde, um wirksam zu sein, eine sehr große Anzahl von Schif- 
fen erfordern. Ihre Durchführung würde auch die Interessen der 
Neutralen treffen und den eigenen Handel der blockierenden Macht 
in einem solchen Maße schädigen, daß es mehr als unwahrscbdnhch 
ist, daß ihr die Bedeutung zugeschrieben werden kann, die ihr die 
offiziellen Flottenpolitiker beilegen, und das um so mehr, als 
schon der Ausbruch des Krieges die Industrie in großem Maße lahm- 
1^ und der Verkehr audi ohne Blockade ruht. Was aber die Le- 
bensmittel betri^, die Deutsdiland meist vom Auslande bezieht, so 
ließen sie sidi durch neutrale, an E)eutscbland angrenzende Staaten 
weiterbezidien. Mit dem dritten Sdieinargument, der Landungs- 
gefahr, betreiben die Imperialisten einen direkten Schwindel. 
Erstens bieten die deutsdien Küsten eine sehr sdilechte Landungs- 
gel^enhdt für fremde Truppen, zweitens kamt die moderne Kriegs- 
fühnmg in den See-Minen, Unterseebooten viel billigere Küsten- 
schutzmittel, als es die Flotte ist. 

Die deutsdie Flotte würde natürlidi in dnem Kriege audi als Ab- 
wehnnittd dienoi, sie ist aber nicht zu diesem Zwecke gebaut wor- 
den. Der Geist der Offensive bdierrscht jedes Machtmittd großer 
Staaten. Wie könnte es also anders bestdlt sdn bd einem Staate, 
der zu spät in die Reihe der imperialistischen Mächte eingetreten 
ist und mit Volldampf das Versäumte nachzuholen sucht? In drd 
Jahren hat die deutsdie Bourgeoisie durchgesetzt, daß Deutschland, 
die stärkste Landmacht Europas, mit dnem Ruck in die ersten Reihen 
der Seemädite getrden ist. 

Am 17. März 1898 setzte der Rdchstag, gegen die Opposition der 
Vertreter der Arbdterklasse und dnes Tdles des Kldnbürgertums, 
den Schiffsbestand der deutsdien Flotte, abgesehen von den Tor- 
pedofahrzeugen, Schulschiffen, Spezialschiffen und Kanonenbooten, 
fest auf a) Verwendungsbereit: 1 Flottenflaggschiff, 2 Oe- 
sdiwader zu je 8 Lmiensdiiffen, 2 Divisionen zu je 4 Küstenpanzer- 
scfaiffen, 6 große Kreuzer, 16 kldne Kreuzer als Aufklärungssdiiffe 
der heimischen Schlachtflotte, 3 große und 10 kleine Kreuzer für 
den Auslandsdienst; b) Materialreserve: 2 Linienschiffe, 
3 große Kreuzer, 4 kleine Kreuzer. Aber schon am 14. Juni 1900 
niirde der SdiiHsbestand in folgender sprunghaften Wdse erhSht: 
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er sollte betragen 2 Flottenflaggschiffe, 4 Geschwader zu 8 Linien- 
schiffen, 8 große Kreuzer, 24 kldne Kreuzer als Aufkläningssdiiffe. 
Die Auslandsflotte sollte aus 3 großen und 10 kleinen Kreuzern 
bestehen ; die Materialreserve aus 4 LinienschiKen, 3 großen und 
4 kleinen Kreuzern. 

Mit Hilfe einer bisher unerhörten Agitation der ganzen bürgerlichen 
Presse wurden die Waffen des deutsdien Imperialismus geschaffen. 
Der Flottenverein, der zur Entfaltung einer Agitation für 
die Flotte ins Leben gerufen war, hatte in kurzer Zeit eine Viertel 
Million Mitglieder. Die deutechen Professoren, das unpolitischste 
Volk der Welt, zogen als Flottenagitatoren im Lande herum und lie- 
ferten dem Imperialismus „wissensdiaftliche" Waffen. Unter dem 
Jubel des ganzen Bürgertums ging die deutsche Flotte vom Stapel. 
Zehn Jahre sind seit diesem Augenblick verflossen, fünf MilUarden 
hat der Bau der Flotte schon versdilungen. Wie sehen nun die Er. 
folge des deutschen Imperialismus aus? 

10 JAHRE DEUTSCHER IMPERIAUSTISCHER POLITIK, 
l. Die Weltlage und der deutsch-englische 
Gegensatz. 
Das EinschwExiken Deutschlands m das Fahrwasser der Welt- 
politik, der Bau dner Flotte, die nicht zum Küstenschutz, sondern 
zur Teilnahme an den Entsdieidungen in fernen Meeren bestimmt 
war, mußte selbstverständlich die internationale Lage von Grund 
aus ändern. Zwar war der Übergang Deufsdilands von der kon- 
tinentalen zur Wdtpolitik nur als eine von vielen ähnlichen Wand- 
lungen in der kapitalistischen Welt vor sich gegangen, deren Aus- 
druck das Eingreifen der Vereinigten Staaten Nordamerikas in die 
Entwicklung Ostasiens, das Aufkommen der japanisdien Madit 
usw. bildete. Aber die Tateadie, daß Deutschland die militärisdi- 
stärkste Landmadit Europas ist — und Europa ist noch immer die 
Grundlage der Politik der imperialistischen Staaten gdjiieben — 
die Tatsache, daß es der stärkste und sidi am schnellsten ent- 
wickelnde Industriestaat des Festlandes ist, hat seinem Eintreten in 
die Weltpolitik, seinem Streben, daß nichts m der Welt ohne sein 
Zutun gediehe, eine besondere Bedeutung verleihen müssen. 
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Zuerst beeinflußte das Eintreten Deutschlands in die Reibe der im- 
perialistischen Staaten seine Stellung in Europa. Wäh- 
rend Deutschland bisher den Ausbreitungsbestrebungen Rußlands 
auf don Balkan, die sidi mit- den ähnlidien Bestrebungen Oster- 
rdcbs kreuzten, selbst uninteressiert g^enüberstand und sie aus- 
nützen konnte zur Stärkung seiner diplomatisdiea Position, bekam 
es jetzt durdh seine türkische Politik selbständiges Interesse an der 
LösungderOrientfrage. Es konnte sidh nicht mehr damit 
belügen, den Appetit Rußlands und Österreichs auf den Balkan 
dazu zu verwenden, um in Österreich die Furcht vor einem Zusam- 
menstoß mit Rußland zu stärken und das Bündnis mit Deutschland 
für die Donaumoaardiie zur Notwoidlgkeit zu machen. Es mußte 
danach tradhten, daß die Törkd weder von Rußland, noch von einer 
anderen Macht in ihren Lebensinteressen getroffen würde, weil sonst 
leicht die türidscfae Frage aufgerollt und entschieden werden 
konnte, bevor der wirtschaftliche Einfluß Deutschlands so stark 
war, daß bei einer eventuellen Teilung des türkischen Erbes auch 
Deutschland einen gdbSrigen Machtzuwacbs bekommen könne. So 
verwandelte sich die Orientfrage, die ßismarck nicht einmal des 
Knochens eines pommerschen Grenadiers wert erschien, in eine der 
widitigsten Fragen der doitschen Wdtpolitik. Während Deutsch- 
lands auswärtige PolltUc seit dem Deutsdi-FranzSsisdien Kri^ vom 
Verhältnis zu Frankreich und Rußland beherrscht war, wbxl sie 
jetzt in entscheidendem Maße vom Verhältnis zur Türicei bestimmt. 
Aber nicht nur die türkische Frage beginnt eine Rolle in der aus- 
wärtigen Politik Deutsdilands zu spielen. Während es früher die 
kolonialen Ausbeutungbestrd>ungen Frankrddis begrüßt hatte, um 
Frankruchs Aufmerksamkeit von seinem Gegensatz zu Deutsdi- 
land, der unglückseligen Folge des Deutsch-Französischen Kric^^ 
abzulenken, bekam es jetzt ein selbständiges Interesse an allen 
Fragen der überseeischen Politik. Es mischte sich in 
die nordafrikanischen, südamerikanischen, ostasiatischen Angelegen- 
heiten nicht nur dort, wo schon größere Interessen des deutsdien Kapi- 
tals vorhanden waren, sondern überafl da, wo nur das deutsche Ka- 
pital in der Zukunft ein Ausbreitungsfeld gewinnen konnte. Obwcdü 
das deutsdie Kapital selbst nach emer Monopolstellung strebt, wo 
eine solchewinkt, trat die deutsdie Regierung, wo keine Aussichten auf 
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eine territoriale Fußfassung bestanden, für die „Freilidt der wiit- 
schaftlidien Betätigung" ein, und wo sdion starke historisch ent- 
standene Interessen anderer imperialistischer Staaten voriianden 
waren, suchte sie dun^ Einmiscbung Entschädigungen auf an- 
deren Gebieten zu erringen oder durch Verzidit auf sie die Minder, 
nisse fortzuräumen, die von anderen Mächten einer aktiven deut- 
sdien Politik bereitet werden oder in ihren wichtigsten Ansatzpunk- 
ten bereitet werden konnten: in China und in der Türkei. Diese Politik 
der Einmtsdiung in alle Welthändel brachte zwar dem deutschen 
Imperialismus immer neue Konflikte ein, at)er gldc&zeitig gab sie 
ihm Trümpfe in die Hand, die er zur Stärkung seiner europäischen 
Position oder zur Unterstützung seiner weltpolitiscben Hauptziele 
ausnützen konnte. Daß dat>ei manchmal der Faden dieser kompli- 
zierien Politik zu reißen drohte, und daß Deutschland in Situa- 
tionen kam, wo es wegen Fragen, die selbst vom imperialistischen, 
geschweige denn vom nationalen Standpunkte keine Lebensfragen 
waren, vor einem Kri^e stand, wird nodh wdter gezeigt werden. 
Aber außer den mannigfadien Konflikten mit Frankreidi, Rußland, 
Amerika usw., in die Deutschland in den 10 Jahren sdner imperia- 
listischen Politik verwickelt worden ist, führte diese Politik den 
deutsch- englischen Gegensatz herbei, der immer grö- 
ßeren Umfang annahm, dem deutschen Imperialismus schwer über- 
windbare Hindemisse in den Weg legte und schließlich in eine akute 
Kriegsgefahr ausmündete*). 

Englands Interessen leiden unter dem Wachstum der allge- 
meinen imperialistisdien Tendenz. Bis in die achtziger Jahre hin- 
ein beherrschte Englands Industrie den Weltmarict und Englands 
Flotte die Bahnen des Weltverkehrs, das Meer. Zwar drohte ihm 
die feudale Ausbreitung Rußlands in Asien und die imperiaUstische 
Frankreichs in Nordafrika, aber keiner dieser G^^er konnte Eng- 
land gefährlich werden. An den Grundlagen der russischen Aus- 
breitung, an der Herrschaft der feudalen russischen Bureaukratie, 
deren Interessen die Triebkraft dieser Bestrebungen bildeten, nagte 
der Wurm der sozialen Entwicklung: der Kapitalismus zersetzte 

■) Ober dk irirtidiifaidKo OnindUgai de« dcutadHOElitdia Oegoiutn« liehe die kuppe abetiul 
infonlüercadeSdirUtvodScbnIie-airernItZTDcutichlaiidnndEiiElaDd, BerliD. VerUg HiUe 
1911 ; Uw die wcItpolitiKtae Seile der Fr*(e, die verhtltDitnilBig objekllvG und nüii|[e Sdüldenui Pult 

Rshrbacb* in idncm Buche: DfuKchiiDd unter den Weltvfllkern, Berlin 1411 (drille Aoigibe). 
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die soziale Ruhe des Zarenreidis, die Grundlage der Ausbreitungs- 
politik des Zarismus. Wenn er audi mandimal, um die inneren 
Unruhen zu beschwichtigen, sich aktiver auf auswärtige Abenteuer 
warf, so mu6te ihm dabei auf die Dauer der Atem ausgehen. Das 
Fehlen einer russischen Flotte verminderte noch dazu die Gefahr, 
und als Rußland zum Bau einer großen Flotte überging, entstand 
eleidizeitig die Madit, die England die Austragung des engllsdi- 
russiscben G^ensatzes ersparen sollte: das moderne Japan. 
Der koloniale O^ensatz zu Frankräch war angesidits der schwa- 
chen Volksvermebrung und des langsamen Tempos der ökonomischen 
Entwicklung dieses Landes fär England nicht gefährlich, obwohl 
er in seinem Verlauf manche ernste Situationen schuf. Im deutschen 
Imperialismus jedoch fand England einen Gegner vor, mit dem man 
ernstlich rechnen mußte. Die deutsdhe industrielle Ausbreitung be- 
drohte das englische Kapital selbst in seinem eigenen Hause, was 
ihm um so gefäbrlidier werden konnte, als es den Höhepunkt semer 
Entwicklung schon übersdiritten hatte und in der Anwendung der 
wissenschaftlidien industriellen Methoden nidit mehr auf der Höhe 
der Zeit stand^). Dazu kam der Gärungsprozeß im britischen 
Wdtrddie, dessen einzelne Teile, wie Südafrika, Australien, Ka- 
nada eine selbständige ökonomisdie Entwicklung b^annen, deren 
Ergebnis leicht für das englische Kapital gefährlich werden 
kann*). Geographisch zerstreut, konnten sie nur durdi starice öko- 
nomisdie und politische Interessenbande an das Mutterrdcb ge- 
knüpft werden. Werden aber diese Bande nicht durch das Auf- 
kommen dner selbständigen Industrie in den Kolonien gdockert? 
Die englische Bourgeoisie ist sich dieser Tendenzen, die auf die 
Auflösung des britischen Wdtrdches hinari>dten, bewußt, und sie 
sucht neue Formen des Verhältnisses zu ihren Kolonien zu hnden, 
die die Gefahr aus der Wdt schaffen könnten. Der Gedanke an eine 
zollpolitische Zusammmfassung des britischen Wdtrdches, an 
seine strammere Bindung durch gemeinsame parlamentarische In. 
stitutionen, dne gemeinsam zu erhaltende Flotte, bahnt sidi den 
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W^, aber er trifft auf große Widerstände in der engUsdien Han- 
del^urgeoisie, die von der Parole: die ganze Welt ist meine Weilc- 
statt, nidit lassen will, auf Widerstände in den Kolonien selbst 
Jahre sind nötig, voll Krisen und Reibungen, bis der imperialistische 
englische Gedanke in irgend einer Form realisiert wöden könnte, 
wenn er überhaupt jemals verwirklicht werden soll, was angesichts 
der großm sozialen und geographisdiai Unterschiede zwischen 
England und seinen Kolonial überhaupt zweifelhaft ist. Da taudit 
die Frage auf: wird die hungrige imperialistische Macht, wird 
Deutschland diese gefahrvolle Dbergangszeit nicht ausnützen, um 
sich auf Kosten der englischen Weltmacht, oder anderer sdiwä- 
cherer Mädite eine Position in der Welt zu erobern, die der eng- 
lischen gefährlich werdenkönnte? Ein Angriff auf die am meisten ent 
wickelten, von Weißen bewohnten englischen Kolonien ist nicht zu be- 
fdrditen, denn weder Kanada noch Australien würden eine Fremd- 
herrschaft dulden, aber eine Ausbreitungsmöglichkeit auf Kosten der 
afrikanischen und asiatisdien Besitzungen Englands und anderer 
schwächerer Kolonialmächte, wie Holland, Belgien, Portugal, war 
nicht von der Hand zu weisen. Aber schon die Ausnutzung vm Ver- 
Wicklungen im britischen Kolonialreidi zur Erringung maritimer 
Stützpunkte an dm bisher von England beherrschten Seew^en, be- 
droht die Weltmadit Englands. Während des Burenkrieges bliä> 
Deutschland neutral; es ließ sich abspeisen mit emem Wechsel auf 
die afrikanisdiai Kolonien Portugals und mit der Gewährung der 
Ellenbogenfreiheit für semen chinesischen Vorstoß. Aber in dieso* 
Zeit befand sich der Ausbau der deutschen Flotte erst in seinen 
Anfängen. In der Zukunft konnte der deutsche Imperialismus don 
englischen noch gefährlicher werden. 

Diese Erwägungen riefen in England große Beunruhigungen her- 
vor. Die „deutsche Gefahr" muß überwunden werden, erklärten die 
imperialistischen Kreise. Sie b^annoi, dem deutschen Imperiali&> 
mus Steine in den Weg zu legen imd ihn die Macht Englands fühlen 
zu lassen, und zu gleicher Zeit versuchten sie, eine Verständigung 
mit ihm anzubahnen. Diese von Chamberlain, dem Haupte 
des englischm Imperialismus am Anfang dieses Jahiliunderts ge- 
machten Annäherungsversudie konnten aber aus leicht faßbaren 
Gründen zu kdnon positiven Ergebnis führen. 
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Die Annäherung an England mußte das deutsdi-russische Verhält- 
nis stören, das angesichts des nahoiden ostasiatiscben Abenteuers 
und der schmachvollen Dienste, die die deutsche Junkerr^erung 
dem Zarismus im Kampfe gegen die russische revolutionäre Bewe- 
gung geleistet hatte, sehr ,^eizh.cb." geworden war. Der deutschen 
R^erung war an diesem Verhältnis sehr gelten, da sie in dem 
Zarismus die Vonnacht der europäischen Reaktion sah, da sie in 
ihrer Anbetung der brutalen Kratt an Rußlands Sieg in der ost- 
asiatischen Krise glaubte, und durch ein gutes Verhälbiis zu Ruß- 
land dem französischen Gegner die Hoffnung auf dne Unterstüt- 
zung seitens des Zarismus nehmen wollte. Aber nidit nur diese Er- 
wägungen hieltoi den deutschen Imperialismus von öner An- 
näherung an England zurück. Er wußte wohl, daß er bei einer 
solchen Annäherung nur mit einem Trinkgeld abgespeist werden 
würde. Er war noch schwach, und nur der Vollbesitz von Kraft 
konnte ihm in den kapitalistischen Machtkämpfen Gehör verschaf- 
fen und die verbündeten wie die verfeindeten Staaten nötigen, den 
Interessen des deutschen Imperialismus Rechnung zu tragen. 
Der deutsch-englische G^ensatz blieb also chronisch. 
Der deutsche Imperialismus begann ihn zuerst in der Türkd zu 
spüren, worauf wir noch weiter ausführlich zurückkommen; aber 
bald überzeugte er sieb, daß er ihm auch in Europa gefährlidi wer- 
den konnte. Im Jahre 1904 einigte sich der englische Imperialismus 
mit dem französischen über die nordafrikanischen Fra- 
gen, nachdem es sich gezeigt hatte, daß von einem Übereinkom- 
men mit Deutsdiland keine Rede sein konnte. Frankreich erkannte 
die Stellung Englands m Ägypten an, und England gab seine Zu- 
stimmung zu den marokkanischen Plänen Frankreichs. Dieses Ober- 
einkommoi leitete eine Verständigung der beiden Staaten ein, die 
die Schwächung des deutschen Imperialismus bezweckte. Die Ver- 
ständigung war für den englischen und französischen Imperialis- 
mus um so nötiger gewesen, als die Niederlage Rußlands im Kri^e 
mit Japan Deutschland von dem Druck an sdner östlichen Grenze 
befreit und seine Aktionskraft nach außen hin verstärkt hatte. Um 
sie im Zaume zu halten, b^ann England, das durch das Bündnis 
mit Japan vom Jahre 1912 von seinen ostasiatischen Soigen befreit 
worden war und sdne Kräfte gänzlich auf die Austragung des Ge- 
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gensatzes zu Deutschland konzmtrieren konnte, diePoUtikder 
Einkreisung Deutschlands. Zu diesem Zwecke schloß 
es auch mit Rußland, das nach der Niederlage in der Mandsdiurei und 
auf den Schlachtfeldern der Revolution England in Asien nicht mdir 
gefährlidi war, ön Abkommen, in dem es Nordpersien als russische 
Einflußsphäre anerkennt Dieses Trinkgeld vertiütete die Annähe- 
rung des gesdiwächten Rußlands an Deutschland und führte den 
Zari^nus in die Arme Englands. So entstand die Tripel- 
entente, als Oegengewicht zum Drdbtmd. Nun konnte sich 
England an die Ai1>eit machen. Es versuchte dnerseits Rußland 
w^en der Balkanfrage in einm Konflikt mit Osterreidi zu ver- 
wickeln und andererseits den G^ensatz Frankrddis zu Deutsdi- 
land zu vertiefen. Im ersten Falle konnte es zu einem Kriege zwi- 
schen Rußland und Österreich kommen, der Deutschland und Frank, 
reich als Verbündete der beiden Staaten in Mitleidenschaft ziehen 
mußte. Das Resultat hätte, gleichviel auf wessen Seite der Sieg aus- 
gefallen wäre, die Kräfte Deutschlands wenn nicht aufgerieben, so 
doch auf Jahre hinaus in Europa festgehalten. Der deutsche Im* 
perialismus hätte dann dem englisdien lange Zeit keine Schwierig- 
keiten bereiten können. Im zweiten Falle hätte vielleidit audi Eng- 
land in die kri^erisdie Auseinandersetzung Deutschlands mit 
Frankreich eingreifen müssen, es hätte aber dne leichte Art>eit ge- 
habt: während die Landkräfte Deutschlands sidi mit denen Frank- 
reichs hätte messen müssen, konnte England seine Oberlegenhdt 
zur See zur Vernichtung der deutschen Flotte ausnützen. 
Drdmal stand Europa amRandedes Krieges: Während des 
russisch-^sterrdchischen Konfliktes im Jahre 1909 und während 
der Marokkokrisen im Jahre 1906 und 1911. Bdde Male zeigte 
sich jedoch, daß weder Rußland noch Frankrdch gewillt waren, 
den G^ensatz zu Deutschland bis zum Kri^e zu trdben, um dem 
englischen Imperialismus die Sorgen zu verscheuchen. Rußland ge- 
dachte seiner Sdiwäche, ging dnem Konflikt mit Osterrddi aus dem 
Wege und verpflichtete sich im November 1910inPotsdam,an 
keinen Machinationen gegen Deutschland teilzunehmen. Frankrdch 
verständigtesichdnjahrspätermit Deutschland über die Marokko* 
frage, wodurch auf eine Zeitlang jedes konkrete Strdtobjekt zwischen 
dem deutschen und französischen Imperialismus verschwindet. 



dby Google 



UND DIE ARBEITERKLASSE 103 

Der deutsche Imperialismus ließ sidi nicht kleinkri^oi. Er hat 
jahrelang gerüstet und steht nun dem englisdiea zwar nicht gleich 
stark g^enüber, jedenfalls aber in solcher Stärke, daß die Austra- 
gung des deutsch-englischen G^ensatzes auch für England nicht 
ohne sehr ernste Gefahren möglich wäre. Der deutsche und der 
englische Imperialismus stehoi fortgesetzt vor der Gefahr des Zu- 
sammenstoßes. Und weil sie beide fühlen, welche furchtbare Verant- 
wortung sie bei der Entscheidung dieser Frage auf sich nehmen, ver. 
sudien sie diesseits und jenseits des Kanals dem Volke anzureden, 
daß seine Lebensinteressen m Gefahr stehen, um auf diese Weise 
die Verantwortung für ihre Katastrophenpolitik dem Volke aufzu- 
bürden. 

Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, welche Interessen den 
deutsch-englischen G^ensatz geschaffen hat>en. Es sei liier noch 
gestattet, diese Ausführungen durch eine knappe sadiliche Zusam- 
menfassung der in Betracht kommenden Momente zu ergänzen, die 
Karl Kautsky im Jahre 1910 in der Mai-Nummer des englischen 
Parteiblattes .justice" den Kriegshetzern ins Stammbuch 
schrieb: 

„Die Verfechter der Seerüstungen m Deutsddand begründen sie da- 
mit, daß Deutschland zur See stark sein müsse, um seinen aus- 
wärtigen Handel zu sdiützen, ohne den seine Industrie nicht exi- 
stieren könne. Andererseits l>ehaupten die Verteidiger der See- 
rüstungen Englands, ihr Land müßte zur See übennächtig sein, 
wdl ihm sonst im Falle emes Kri^es die Ld>ensniittelzufuhr abge- 
schnitten werde. Außerdem sei Deutschland ein Land politischer 
Unfreiheit, und England laufe Gefahr, wenn es nicht zur See Sieger 
bleibe, von einer Invasion Deutschlands betroffen und seiner Frei- 
heiten beraubt zu werden. 

Die Deutschen wie die Engländer, die so sprechm, sind beide gldch 
im Unrecht. NatürUch schädigt jeder Kri^ Handel und Industrie, 
aber Englands Seemacht wäre nie imstande, die Grundlagen der 
Handel^lüte Deutschlands zu zerstören. Sie könnte hödistens die 
deutsche Reederei schädigen, aber nicht einmal während des Krif^es 
den Handel Deutschlands unterbinden, da Deutschland zu viele 
Grenzen besitzt, die für Englands Seemacht unzugänglich sind. Die 
Grundlage der Handelsblüte Deutschlands bildet aber die Ober- 
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legenhdt seiner Industrie, und diese wieder hängt ab teils von den 
natürlichen Hilfsmitteüi Deutschlands und seiner geographischen 
Lage, namentlich aber von der Bildung und Arbeitsfähigkeit seiner 
Arbeiterschaft. Nur durch Deutschlands eigene verderbliche innere 
Politik könnte seine Industrie und sein Handel unteigraben werden, 
nie durdi die äußere Politik Englands, wie gewaltsam diese auch 
werden mag. 

Ebensowenig wie Deutsdiland von England hat aber England vcm 
Deutschland zu fürchten. Um seine Lebensmittelversorgui^ zu 
sichern, braucht Großbritannien keine Dbermacht zur See. Eine 
Änderung des geltenden Seerechts würde genügen, in der die Be- 
stimmungen über Seeleute und Konterbande eine Feststellung er- 
fahren, die Lebensmitteltransporte von der Beschlagnahme durch die 
Kri^führenden ausschließt. Wenn England nur will, kann es dne 
derartige Gestaltung des Völkerrechts erreichen. 
Davon aber, daß Deutschland ein Stück Englands an sich reißt, 
oder Englands Freihdten bedroht, davon könnte selbst im Falle einer 
deutschen Invasion keine Rede sdn. Deutschland wird nicht einmal 
mit seinen Polen fertig und empfindd diese als Pfahl in seinem 
Fleische. Die deutsdie Regierung hat kein Bedürfnis nach anderen 
fremden Untertanen, die nur dne Qudle der Schwäche, nidit der 
Kraft für sie würden. Anderersdts gibt es kdn Land, das dank 
seiner insularen Lage so sehr ein unzerrdBbares Ganze bildet, wie 
England. Seit dm Tagen der römischen Cäsaren ist bd allen Wech- 
sdfällen des Kri^es nie dn Stück Englands in fremdem Besitz 
gewesen, Großbritannien kann man nur ganz oder gar nicht be- 
sitzen. 

Die Freihdten eines sdbständigen Volkes durch äußere Gewalt an- 
zutasten, ist aber im 20. Jahrhundert nicht mehr möglich. Es ging 
schon vor 40 Jahren nicht mehr. Frankrdch wurde von Deutsch- 
land völlig niedergeworfen, trotzdem vermochten Bismarck und 
Wilhdm nicht, Frankrdch die Monarchie aufzuzwingen. Gerade 
der unglücklidie Kri% brachte Frankrddi die Freihdt, die Repu- 
blik. Und heute ist die deutsdie Regierung kaum noch imstande, das 
eigene Volk im Zaume zu halten, das nach mehr Freihdt verlangt. 
Von ihr hat das englische Volk für sdne Freihdt nichts zu 
fürchten." 
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Nidit um die Interessen des Volkes, sondern um die des ausbrei- 
tungslustigen Kapitals handelt es sich bei dem englisch-^eutscben 
Gegensatz, wie bei allen anderen Konflikten, die der deutsche Im- 
perialismus in den 10 Jahren seines Bestehens auszufechten gehabt 
bat. Eine Obersiebt dieser Kämpfe an der Hand konkreter Tat- 
sachen wird nicht nur diese Tatsache bestätigen, sondern in Er- 
gänzung an diesen allgemeinen Ausführungen die Kraft des deut 
sehen Imperialismus, die OrÖße seiner Erfolge zu prüfen erlauben, 
und erst nach Erledigung dieser Fragen wird die Feststellung der 
weiteren Entwicklungstendenzen möglich sein. 

2. Das deutsche Kapital in China. 

In China*) schien zu Ende des vorigen Jahrhunderts dem deut- 
sdien Imperialismus die Oescbichte tüditig in die Hände zu arbei- 
ten. Der Japanisch-Chinesische Kri^ erschütterte das Reich der 
Mitte in seinen Grundlagen. Die chinesische Bureaukratie und die 
Kreise, aus denen sie sich rekrutierte, verloren ihre bisherige Geistes- 
ruhe: es wurde ihnen klar, daß eine ernste Gefahr im Anzüge war. 
Jüngere Kräfte, die auf den Kaiser Einfluß hatten, forderten so- 
fortige wd^ehende Reformen auf sozialem und politisdiem Gebiete; 
die Zentralisierung des Staates und die allmähliche Einführung des 
Parlamentarismus wurde von ihnen auf die Tagesordnung gestellt. 
Natürlich stemmten sich die Nutznießer des alten Systons, die hödi- 
sten bureaukratischen Kreise in Peking, wie die fast unabhängigen 
Provinzmachthaber aus allen Kräften diesen Forderungen entgegen, 
und die alte Kaiserin-Witwe stand an der Spitze der reaktionären 
Cliquen. Aber audi sie fühlten, daß man in alter Weise nicht weiter 
regieren konnte. Li Hung Tschang, der Leiter der diinesisdien 
Politik, wandte sich bei seinem Besuch in Deutschland im Jahre 
1896 an Bismardc mit der Frage: was China tun müsse, um kräftig 
auf den Beinen zu stdim? „Eine Armee bilden und damit die 
Staatsgewalt herstellen, em anderes Mittel außer diesem gibt es 
nicht .... Nur muß man vortier auf Straßen bedacht sein, auf 
denen Truppen fortbewegt werden können," lautete die Antwort*). 

<) ProftM« O. Franke: „OttulitUdic NrnbildinsiD", Huubarf 1911. FOr dicwn ZcitabMJmJtl 

S. 30-96. 

>) Audcm Tigtbucfa LI Hiu« Tiduns«. «Ivednidct bd Fmdic l.c.S.111. 
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,w , ^"riK^^ Schatten springen kann, so 

^4ter wie niemand ^^^ukraüe nidit gegen ihr eigenes Inter- 
konnte die ^^^^tgewaU stärken, und noch viel weniger China 
esse die zca^aleSta^^ ^^^^ bringen. Statt schleunigst ans 
S^t ^^mnabm sie den-Kampf gegen die Refonnpartei auf, 
1* mit der Niederlage der letzteren endete. Die Kaiserin-Witwe 
■ß die Zügel der Regierung an sidi und sperrte den reformfreund- 
lichen Kaiser in einen Harem em. Zu glddier Zeit brachen Volks- 
unruben aus. Die Besetzung Kiautschaus durch Deutschland, Port 
Arthurs durch Rußland, Wei4iei-weis durch England, der Beginn 
von Eisenbahnbauten, das immer frechere Hervortreten christlicher 
Missionare brachte die chinesischen Massen in Erregung. In der 
Hauptstadt Chinas kam es zu Unruhen, die mit der Ermordung des 
deutschen Gesandten und der Belagerung der Europäer endeten. 
Die Großmächte ließen sofort ihre Truppen einmarschieren; die fast 
gänzlich desorganisierte und veraltete Armee wurde aufs Haupt 
geschlagen, der Hof mußte aus Peking flüchten. Aber der Wunsch 
des deutschen Imperialismus, der von emer Besetzung des Hinter- 
landes von Kiautschau, der Provinz Schantung träumte, ging nicht 
in Erfüllung, da die Mächte die chinesische Frucht noch nicht für reif 
zum Aufteilen hielten. Ein Resultat aber hat der Feldzug dodi ge- 
zeitigt. Die deutschen Truppen erfüllten das Geleitwort Wilhelms IL: 
„Pardon wird nicht g^eben. Gefangene werden nicht gemadit", 
und eroberten für den deutschen Imperialismus die Gleidiberecbti- 
gung im Plündern, Sengen und Morden. 

Die Entwicklung der ostasiatischen Verhältnisse erlaubte keine 
weitere Einmischung zum Zweck territorialer Erwerbungen. Vier 
Jahre nach der China-Expedition brach der Russisch-Ja- 
panische Kri^ aus. Die Gefahr, vor die die alten kapitalisti- 
sdien Staaten und das mit ihnen marschierende Rußland China ge- 
stellt hatten, bedrohte auch die Zukunftspläne Japans*). In 
dem jungen ostasiatischoi Reidie wirkten zwar noch kdne modernen 
kapitalistischen Ausbreitungstriebe. Es hatte eine junge kapital- 
arme Industrie, der es noch nicht gelungen war, den tief in der 
Naturalwirtschaft steckenden Bauernmarkt zu erschließm. Aber die 



dby Google 



UND DIE ARBEITERKLASSE 107 

von der Regierung durdi hohe Zölle und Zuwendungen treibhaus- 
mäBig gezüchtete japanische Industrie sudite eben infolge der nur 
langsam sich entwickelnden Aufnahmefähigkeit des inneroi Marktes 
nun auswärtige Märkte an sich zu reißen. Dazu kam noch die 
Furdit der leitenden japanischen Kreise, daß sie in der Zukunft vor 
die Tatsache gestellt werden könnten, sich bloß auf ihre kleinen 
Inseln, die schon jetzt 50 Millionen Menschen ernähren, beschrän- 
ken zu müssen, und daß das japanische Kapital keinen genügenden 
Raum in der eigenen Heimat vorfinden würde. Darum tauchte in 
Japan schon seit den ersten Tagen der Europäisierung der Ge- 
danke auf, an der entg^engesetzten Küste des Japanischen und Gel- 
ben Meeres festen Fuß zu fassen. Das Anrücken Rußlands von 
Norden her, die Absichten Deutschlands auf die Provinz Schan- 
tung, der oiglische Appetit nach dem Jangtsetal, der amerikanische 
Stützpunkt auf den Philippinen, — das alles war eine Mahnung 
für Japan, vorzugehen, solange es noch Zeit war. So kam es zum 
Russisch-Japanischen Kriege, der mit dem gänzlichen Zusammen- 
bruch Rußlands, mit der Festsetzung Japans auf dem ostasiati- 
schen Festlande endete. Der Russisch-Japanisdie Kri^ hat das Auf- 
kommen des neuen China') b«chleunigt, aber es wäre ein 
Fdiler, anzunehmen, daß er es verursacht hat. Unter seiner er- 
schütternden Einwirkung kristallisierte sich alles das, was von der 
sozialen Entwicklung Chinas seitdem Chinesisch-Japanischen Kriege 
gesdiaffen worden ist. Die Einfuhr Chinas, die im Jahre 1890 
640 Millionen Mark betrug, belief sich im Jahre 1909 auf 1 Mil- 
liarde Mailc, die Ausfuhr wuchs von 40O Millionen im Jahre 1890 
auf 800 Millionen im Jahre 1909. Wichtiger als dies ist die Tat- 
sache, daß die chinesische Ausfuhr nicht mdir aus bloßen Roh- 
stoffen besteht, sondern auch sdion aus Produkten der jungen chine- 
sischen Industrie, die auch dnen immer mehr wachsenden Teil des 
dünesischen Konsums deckt. China besitzt sdion eine Bourgeoisie, 
deren Spitzen bei itiren Reisen durch Europa, Amerika und Japan 
die Formen der Kapitalherrschaft kennen gelernt haben. Sie be- 
gnügt sidi jetzt nicht mehr mit dem Streben, die Eroberungspläne 
des europäischen Kapitals zu durchkreuzen, sie will jetzt die Re. 
gierung in ihre Hände bekommen. Sie entwickelt eine eifrige Pro- 

■) A.P>qaet:,.Dit 
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paganda, um die nach altem Brauch ohne Nutzen im Versteck ge- 
baltoieo Schätze in den Verkehr zu bringen. Sie fordert im Namen 
der nationalen Industrie die Auslieferung des Bahnbaues in ihre 
Hände, sie verlangt von der Regierung bei der Verteilung der Kon- 
zessionen an Ausländer, daß sie chinesische Ingenieure beschäfti- 
gen, sie sendet ihre Söhne zwecks technischer Studien nadi Europa, 
Amerika und Japan. Und es gibt keinen einzigen Forscher, der, aus 
China zurückgekehrt, nicht erklären würde, daß die ökonomische 
Selbständigkeit der diinesischen Bourgeoisie mit jetjem Monat zu- 
nimmt. Zum Kampfe gegen die Bureaukratie hat sie im Handum- 
dräien eine große Presse geschaffen, die den Haß gega\ die Man- 
dschuherrschaft, mit ihrer Vettern- und Lotterwirtschaft predigt. 
Um die Bourgeoisie sammelt sich nicht nur die junge chinesisdie 
Intelligoiz, die ihren linken Flügel bildet, sondern auch das Stadt- 
volk, das in ihr, wie es in den europäischen Revolutionen des vorigen 
Jahrhunderts der Fall gewesen ist, die Vertreterin der Nationalinter- 
essra sieht und nicht eine um ihre Herrschaft kämpfende Klasse. 
Während ihr linker Flügel, die Intdligenz, gdiemie terroristische 
Gesellschaften bildet und den Volksaufstand predigt, sucht die 
Bourgeoisie auf legalem W^e zur Herrschaft zu kommen. [>ie 
oppositionelle Bewegung der Bourgeoisie nötigte die R^erung zu 
Zugeständnissen. Nadi der schrecklichen Erniedrigung Chinas 
durch die Mächte im Jahre 1900 begann sie schon Reformen einzu- 
führen. Der Gouverneur von Tschili, Juanschikai, der chinesisdie 
Bismarck, organisierte In seiner Provinz ein Heer nach europä- 
ischem Muster und unternahm später an der Spitze der Rf^ierung 
die ersten Versuche in der Richtung der Zentralisierung der Finan- 
zm und Heeresverwaltung, obwohl er auf jedem Sdiritt den Wider- 
stand der 19 Gouverneure bewältigen mußte, die bisher wie selb- 
ständige Fürsten auf eigene Faust geschaltet und gewaltet haben. 
Aber selbst die Gefahr der Aufteilung Chinas kann die Bureau- 
kratie nicht bewegen, sich freiwillig einer Quelle ihrer Einkünfte zu 
entäußern, wie sie die feudale Unabhängigkeit der Provinzen dar- 
stellte. Im Augenblick aber, da die von den Cliquen zerrissene 
Bureaukratie nicht imstande war, das Werk der Erneuerung Chinas 
zu vollbringen, b^ann der Druck von unten. Wie stark er 
war, beweist die Tatsache, daß die R^erung, die zuerst die Ein- 
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benifung des Parlaments für das Jahr 1915 angekündigt hatte, 
dea Termin verkürzen und vorberdtende Schritte zur Eröffnung tun ' 
mußte. Sie berief die Provinzlandtage und den Vori>erätungs- 
Rddistag ein, die die Vorstufen des chinesischen Parlamentarismus 
bilden sollen. Zwar bestehen sie teilweise aus Beamten und nur zu 
einem Teile aus Deputierten, die auf Grund eines Steuerzensus ge- 
wählt sind; trotzdem aber werden sie ziun Sprachrohr der oppo- 
sitionellen Bew^ung und fordern energisch die Einberufung des 
Parlaments. Dreimal nach Peking gesandte Deputationen, die 
diese Forderung dem Throne überbringen sollten, bildeten eine stets 
in Peking wirkende Liga der Kammer um die Einberufung des 
Parlamentes. 

Aber die Beschleunigung der Arbeitoi zur Einberufung des Par- 
lamentes konnte das Wachstum der revolutionären Bewegung nidit 
aufhalten. Diese schöpfte immer wieder neue Kräfte aus dem Zer- 
setzungsprozeB des alten China, der sich in Hungersnöten äußerte, 
aus der Gier der chinesischen Bourgeoisie, den jetzigen Zuständen, 
die dem ausländischen Kapital die Voriierrschaft einräumen, m5g. 
liehst schnell ein Ende zu bereiten, aus dem Bestrebm der jungen 
Militärs, den dem Rdche drohenden Gefabren durch sdinelle Mafi- 
regeln dn Ende zu bereiten. Nach einer Reihe von kleineren Auf- 
ständen bricht im Oktober 1911 in Südchina die Revolution aus; 
sie bereitet den Regierungstruppen dne Niederlage nach der an- 
deren, veitrdtet sich immer weifer, macht der Herrschaft der Man- 
dscbus ein Ende und rollt wieder die chinesische 
Frage in ihrem ganzen Umfange auf. 
Diese sdt dem Jahre 1900 andauernde Entwicklung erlaubte den 
Orofimächten kdne Emmischung in die chinesisdien Angd^ea- 
hdten, mt sie am Ende des vorigen Jahriiunderts dngddtet zu sdn 
sdiien. Die zunehmende Gärung in China zwang zu großer Vor- 
sidit, da man auf dnen Widerstand stoßen konnte, der vor 10 Jahren 
unmfiglidi gewesen wäre. Dabd kämpften im SdioBe der Regierun- 
gen verschiedene Ansichten über die Bedeutung der bevorstehenden 
Umwandlung Qiinas. Ein Teil der Bourgeoisie Westeuropas und 
Amerikas wies auf den stark zunehmenden Antdl Chinas an don 
Wdtverkehr hk — im Jahre 1901 betrug er 1376,1, im Jahre 1909 
2077,2 Millionen Mark — , und folgerte daraus, daß die Bcschleu- 
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nigung dieser Entwicklung auch den Anteil des europäischen Ka- 
pitals an der Ausbeutung Chinas entsprechend vergrößern würde. 
Man zog daraus den Schluß, daß es im Interesse des Kapitals 
liege, der Entwicklung Chinas keine Steine in den W^ zu legai 
und jedenfalls auf alle Pläne der Aufteilung Chinas zu verachten. 
Ein anderer Teil der bürgerlidien Politiker wies darauf hin, daß 
Japans Lebensinteiessen diese Macht zur Andgnung der Sfidman- 
dsdiurd trieben, und daß Rußland an eine Ausbrdtung in der 
Nordmandschurei, der Mtmgolei und dem Chinesisdi-Turkestan 
denken müsse, da es bä einem wirtsdiaftlidien Wettstreit mit dem 
europäisdien Kapital auf den Märkten des fraen Qiinas den kür- 
zeren werde ziehen müssen. Ließen sich aber die Ausbreitungs- 
gelüste Rußlands und Japans nidit eindämmen, so würden die an- 
deren Mädite und in erster Linie Nordamerika, auch eingreifen, wo- 
durch die chinesische Frage an demselben Wendepunkt angdangt 
sein würde, wie im Jahre 1900, Daran wurde nun die Mahnung ge- 
knüpft, sich in Bereitschaft zu halten, die verstärkt wurde durch die 
Furcht des europäischen Kapitals vor dem chinesischen, und durdi 
die Erwägung, daß die chinesischen Volksmassen, dnmal in Bewe- 
gung geraten, sich an den Vertretern des ausländischen Kapitals 
versündigen könnt«. Und da das letztere sehr möglidi erscheint, 
weit das chinesisdie Volk in dem europäischen Kapital seinen Aus- 
beuter und Unterdrücker sdien muß, so wird das europäisdie Ka- 
pital Vorkehrungen treffen, um in die Entwiddung der diinesischen 
Frage eventuell mit Waffenmacht dngreifen zu können. So 
steuerte das Schiff des europäischen Imperia- 
lismus in der chinesischen Frage ohne festen 
Kurs. 

Was den deutschen Imperialismus betrifft, so zdgte er 
in sdner diinesischen Politik dieselbe Unbestimmtheit der Ziele wie 
der europäisdie überhaupt Der im Jahre 1897 „gepaditete" Hafen 
Kiautschau sollte zum Bollwerk der deutschen Expansion in China 
ausgebaut werden. 150 Millionen Mark wurden für den Ausbau 
und die Verwaltung dieses Stützpunktes verwendet, ohne irgend 
welche ernsteren Ergebnisse zu zeitigen. Auf seine militärisdie 
Ausrüstung mußte man aus Rücksicht auf das erstari^ende China 
verzieht«, und als ökonomisches Einfallslor konnte er keine spezidle 
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Bedeutung erlangen, w^ die industriell vorgesdirittenen Provin- 
zen in Südchina liegen. Zwar ist der Gesamthandel Kiautschaus 
auf 130 Millionen Marie gesti^Qi, aber die deutsche Ausfuhr nach 
Kiautschau war sehr gering und verminderte sich in dem Mafie, 
wie der Ausbau des Hafens und der deutschen Verwaltungsgebäude 
beigelegt wurde. Im Jahre 1909 betrug die deutsdie Einfuhr in 
Kiautschau 3,3 Millionen Maik und die Ausfuhr 147000 Marie. 
Der Erfolg des ersten Schrittes Deutschlands auf dem W^;e der 
territorialen Fußfassung in China war also lächerlidi klein. 
Ungeachtet dessen wiesen die deutsche Bourgeoisie und das deutsche 
Kapital jeden Oedanken an die Aufgabe Kiautschaus von sich, 
weil sie noch immer mit der Möglichkeit eines 
Zusammenbruchs der chinesischen Erneue- 
rungsversucbe und der Wiederkehr der Auftei- 
lungspolitik rechnen. Das deutsche Kapital schafft sich 
angesichts dessoi weltpolitisch das Anredit, an der zukünftige 
Teilung Chinas mitzuwiricen. Es nimmt teil am Wettstreit der ka- 
pitalistischen Mächte auf allen Gebieten des wirtschaftlichen Lebens 
Chinas. Aber die Konkurrenz der Mächte, die wie England durdi 
ihre älteren Beziehungen zu China oder wie Japan und die Ver- 
emigten Staaten Nordammkas durch ihre geograptiische Lage 
einen Vorsprung auf dem cbinesisdien Markte besitzen, erlauboi 
dem deutsdien Kapital auch auf dieson Gebiete keine besonderen 
Erfolge. E)er deutsche Anteil an dem Handelsverkehr Chinas ist 
zwar in dem letzten Jahrzehnt ablolut gestiegen — er betrug im 
Jahre 1901 82,4; 1902 93; 1903 79; 1904 92; 1905 118; 1906 124; 
1907 119; 1908 121; 1909 122 und 1910 161 Millionen Mark — 
aber relativ bedeuten diese Ziffern kein Wadistum: im Jahre 1901 
betrug der Anteil Deutschlands am chinesischen Handel in Prozenten 
5,99 und 1909 bloß 5,87. Berücksichtigt man nun auch, daß ein Teil 
der deutschen Ausfuhr durch England geht, ajso in den Handels- 
ziffem Englands enthalten ist, so kann man dennoch von einem Vor- 
dringen des deutsdien Handels in China nicht sprechen. Ahnlich 
veiibält es sich auch mit dem Antdl des deutschen Kapitals an den 
Industrie- und Bankgründungen in China. Neben der im Jahre 
1889 g^[ründetai Deutsch-asiatischen Bank (Sitz in Schanghai, 
Kapital 20 Millionen Mark), die ziemlidh gute Oesdiäfte madit 
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und itum Tdlhabem 8 Prozent EHvidende zahlt, arbeitet in China 
die Deutsche Schantau-Bergbau-Gesellschaftmit 12 Millionen Marie 
Kapital, die Qiina Export-Import und Bank-Compagme mit 1% 
Millionen Mark und die Schantung-Bahngesellschaft mit 54 Mil- 
lionen Mark Kapital. Dazu kommt noch in Betracht die Teilnahme 
Deutschlands an der Deckung des chinesischen Geldbedarfs, die sich 
in der tdlweiscn Unterbringung chinesischer Staatsanleihen an den 
Börsen Deutschlands äußert; die Höhe der Beteiligung des deut- 
schen Kapitals an diesen Anleihen, die bis zum Jahre 1909 2400 
Millionen Mark betragen, läßt sich jedoch nicht ganz gmau an- 
geben, aber jedenfalls dürfte er nicht groß sein, da er sonst den An- 
teil [)eutschlands am chinesischen Handelsverkehr beschleunigen 
müßte. Verglicht man diese Resultate der wirtschaftlichen Aus- 
breitung des deutschen Kapitals in Qiina mit dem Wachsen der 
Prozentzahlen des japanischen und amerikanischen Handels, so 
muß man zu dem Ergebnis gelangen, daß das deutsche Kapital 
auf seine Errungenschaften in Giina keinesw^;s stolz sein kann. 
Die deutsche Bourgeoisie verhüllt diese Tatsache nicht, sie zidit 
aber aus ihr nur den Schluß, daß es notwendig sei, mit gesteigerter 
Energie an die Eroberung des chinesischen Marktes zu schrdtm. 
Während die Kulturbedürfnisse des deutschen Volkes nur in ge- 
ringem Maße befriedigt werden, gründet das Deutsche Reich dne 
Hochschule in China, um durdi die Ausbildung von Chinesen 
Agenten für das deutsche Kapital zu erziehen, während in E)eutsch- 
land die Teuerung wütet, und die Regierung jeder Forderung des 
deutschen Volkes nach Abschaffung der von ihr mitversdiuldeten 
Wirtschaftspolitik ein schroffes Nein entgegensetzt, ninunt sie sich 
liebreich der hungernden chinesischen Bauern in Schantung an, um 
den Boden für die zukünftige Eroberungspolitik in China vorzu- 
bereiten. Der Ausbrudi der chinesischen Revolution mit ihren nicht 
vorauszusebmden Folgm, weckt den altai Appetit des deutsdien 
Imperialismus. „Schaut auf China und baut neue 
Kriegsschiffe" — schallt es aus den Verhandlungen der 
Schiffsbautechnischen Gesellschaft, und die imperialistische Presse 
vertritt die Ansicht, daß China wieder zum Tummdpiatz des euro- 
päischen Imperialismus werden könne. Das deutsche Kapital wit- 
tert wieder Morgenluft. Was es auf dem W^e der friedlichen 
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Ausbreitung nicht errungen hat, \nll es auf gewaltsamem Wege mit 
einem Schiffe erobern. Und nur von dem Gang der Er. 
eignisse am Gestade des Stillen Ozeans wird es 
abhängen, ob das nächste Jahr den deiitschen 
Imperialismus nicht im Wirrwarr eines neuen 
chinesischen Abenteuers findet. 

3. Das deutsche Kapital in der Türkei. 
Auf dem zweiten Terrain, dessen Unterminierung das deutsche Ka- 
pital sich zur Aufgabe gestellt bat, in der Türiiei, Ist es auf nicht 
mindere Schwierigkriten gestoßen wie in China Sein erstes größeres 
Unternehmen, der Bau der Bagdadbahn, verletzte wichtige 
Interessen Englands. Erstens stärkte es die Lage des jungen 
deutsch«] Konkurrenten, was dem englischm Kapital um so un- 
emgenehmer war, als es diesen Konkurrenten an allen Enden der 
Welt vorfand. Zweitens stärkte es die Türkei, was seit dem Augen, 
blick, wo Rußland das Schwergewicht seiner Ausbreitung nach dem 
femm Osten verl^ hatte, nicht mehr im Interesse des englischen 
Kapitals lag. Dazu kamen noch englische Pläne, die durch die 
Bagdadbahn durchkreuzt wurden; so der Plan einer Bahn, die 
k^ypiea durch das südliche Arabien und Persien mit Indien ver- 
binden sollte, und die großen Pläne über die Besiedlung Südmeso- 
potamiens mit ägypüschen Bauern, d. h. die Vorbereitung der An- 
nexion dieser Gdiiete durch England. Zu dem englischen Wider- 
stand gesellte sich der seines damaligen mittelasiatischen Konkurren- 
ten, Rußlands. Seit den Erfahrungen, die Rußland mit dem be- 
freiten Bulgarien gemacht, seitdem ihm klar geworden, daß es auf 
dem Wege nach Konstantinopel starken Widerstand nicht nur bei 
den westeuropäischen Mächten, sondern selbst bei den erwachenden 
„slawischen Brüdern", finden würde, entdeckte es sein asiatisdies 
Herz und wendete sich in der Richtung des kleinsten Widerstandes, 
zu den Gestaden des Stillen Ozeans, wo es von China keinen nen- 
nenswerten und von Japan nur schwachen Widerstand erwartete. 
In demselben Jahre, in dem die provisorische Konzession der Bag- 
dadbahngesellschaft erteilt wurde, begann der Bau der man- 
dschurischen Bahn. Kein Wunder also, daß die auf die Konser- 
vierung des Status quo gerichtete russische Politik im nahen Orient 
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die Bagdadbahn als eine ernste Störung ihrer Kreise betrachten 
mußte, um so mehr, als sie auf ihre alten Pläne der Erringung 
des Zutritts zum Peisischen Golf nicht verzichtet hatte. E)er zukünf- 
tigra Position Rußlands in einem Hafen Südpersiens konnte die 
Möglichkeit des Aufkommens einer tüildschen oder, was man für 
noch wahrscheinlidier hielt, einer deutseben Flotte im Persischen 
Oolf, in dem Hafen, mit dem die Bagdadbahn enden würde, ebenso 
unangenehm werden wie es England bedrohlich ersdieinen würde. 
Aber auf die Neutralität Deutschlands angesidits der bevorstehen. 
dm Auseinandersetzung im fernen Osten angewiesen, mußte sich 
die russische Gegnerschaft mit zwei Maßr^eln b^nügen: mit der 
Verpflichtung der Türkei, daß alle Bahnbauten am Schwarzen 
Meere nur von Russen oder vom türkischen Staate selbst gebaut 
werden. Die zweite Maßregel bestand in der Einwirkung auf die 
französische Regierung, die Bfigdadbahnwerte zur offiziellen No- 
tierung auf der Pariser Börse nidit zuzulassen, sie sollte nicht aar 
der Bagdadbahn schaden, sondern auch den unermeßlichen Pump- 
plänen Rußlands nützen. Die französische R<^erung nahm 
eme feindliche Stellung dem Bagdadbahnplan g^enüber nicht nur 
unter der Einwirkung Rußlands ein. Angesichts der Schwäche der 
französischen Industrie, ihrer geringen Konkurrenzfähigkeit, mußte 
die französische Regierung die Stärkung des deutschen Exports 
nach der Türkei befürchten. Tatsächlich ist denn audi, während 
der deutsdie Export nadi der Türkei von (in runden Zahlen) 
35 Millionen im Jahre 1901 auf 67 im Jahre 1905 gewadisen ist, 
der französische In derselbm Zeit von 35 auf nur 40 gesti^en, ob- 
wohl in dieser Zrit das m der Türkei angelegte französische Kapital 
auf mehr als zwei Milliarden, das deutsche aber nur auf 300 bis 
500 MilUonen Mark geschätzt wurde. Aber trotz der Feindschaft 
der französischen R^erung und der Gefahr, die dem franzöüschm 
Einfluß in der Türkei drohte, nahm das französische Kapital einen 
starken Anteil an der Finanzierung des Bagdadbahnuntemehmens 
(er beträgt jetzt 30—40 Prozait des Gesamtkapitals). Die hohen 
Profite, die euizehien Banken und den Rentiers winkten, überwi^^ 
das Interesse der französischen auswärtigen Politik. 
Die türkische Regierung ließ sich durdi diese Schwierig- 
keiten nicht abschrecken. Abdul Hamid, ein in wirtschaftlichen 
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Sadien moderner Kopf, wußte die Bedeutung des Eisenbahnnetzes 
als der wichtigsten Vorbedingung der staatlichen Zentralisation 
sdir wohl zu würdigen. Er wußte, daß nur die Bagdadbahn ihn 
zum Herrscher über Mesopotamioi und Babylonien machen konnte, 
über Länder, die jetzt nur ein Tummelplatz der Raubzüge der Be- 
duinoi waren. Und die kurzen Erfahrungen, die er mit den anato- 
lischen Bahnen gemacht hatte, zeigten ihm, wie sehr die Bahnen 
die Steuerkraft eriiöhen. Da aber die türkisdhe Regierung nidit im- 
stande war, selbständig den Bahnbau zu untemdimen, mußte sie 
ihn dner Kapitalistengruppe übergeben, hinter der jene R^erung 
stand, die am meisten Interesse an einem Versdiieben der Auftdlung 
der Tfiricd hatte. Das war Deutschland, und so gewährte Abdul 
Hamid im Jahre 1902 die Kilometergarantie für die 200 Kilometer 
lange Strecke Konia-Eregli, die am 25. Oktober 1904 dem Betrieb 
iU)ergeben wurde. 

Aber die O^^er ruhten nicht. Sie nutzten die finanziellen Schwierig- 
keiten der Türkei aus, um den weiteren Bahnbau zu hintertreiben. 
Wie bdcannt, besitzt die Türkei auf Onmd internationaler Verträge 
iKia Recht, einen autonomen Zolltarif aufzustellen, zur EriiShung 
der Zölle ist die Zustimmung der Mächte nötig, die nach einer 
treffenden Boneriomg Oalsters*) in Konstantinopel als über- 
zeugte Freihändler auftreten, obwohl die Zollmauem von den euro- 
päischen Staaten für ihre eigenen Qebiete dauernd eriiöht werden. 
Und so bewilligten im Jahre 1906 die Westmächte die Erh^ung 
der Wertzölle von 8 Prozent auf 1 1 Prozent nur unter der Bedm- 
gung, daß der Erlös bloß für die Reformen m Mazedonien ver- 
wendet wird. Damit wollten sie mit einem Schlage gleich zwei 
Fliegen treffen: in den Augen der Balkanvölker paradierten sie als 
ihre speziellen Beschützer, und gleichzeitig ^aiüten sie dem Unter- 
neiimen des deutschen Kapitals einen tödlidten Schlag versetzt zu 
haben. Obwohl nach einem früheren Vertrag der Erlös der Zölle schon 
der Bagdadbahngesellscbaftzugebilligtwar, protestierte Deutschland 
gegen die Bedingungen der Westmächte nicht, tmi der Türkei, deren 
Vertrauen zu gewinnen es noch galt, keine Schwierigkeitoi zu be- 
reiten. Die deutsche Regierung und die Deutsche Bank^konnten so 
entg^enkommend sein, weil andere Quellen den weiteren, wenn audi 

■} OaliUr: ,^1* Tlrktl Im Rikmia der W«ltvltt*cbari", Oicifmld 1W7, Seile 63. 



dby Google 



Ii6 DER DEUTSCHE IMPERJ AUSMUS 

langsamen Bau ermöglichten. Im Jabre 1903 fand die Unifizierung 
der vier Serien der tüildschen Staatsschulden statt. Die Ersetzimg 
dieser in schweren Zeiten zu schlechten Bedingungen aufgenommenen 
Anleihen durch einen einheitlichen Anteihewert machte verschiedene 
Einnahmen frei, die bis dahin der Verzinsung der Staatsschuld hat- 
ten dienen müssen. Nach langem Kampfe, den die Vertreter der 
Westmächte %tgta die Oberweisung eines Teiles dieser Einkünfte 
an die Bagdadbahngesellschaft zur Deckung der Kilometergarantie 
führten, erteilte Abdul Hamid im Jahre 1908 die Kilometergarantie 
für die 840 Kilometer lange Strecke bis zum Dorfe El HeUf im 
oberen Mesopotamien, die den schwierigsten Teil des Baues bildet, 
da es sich um die Durchquerung des Taurus und Amanusgebiiges 
handelt. 

E)er Bau dieser Strecke war noch nicht begonnen, als das Hamidsche 
R^me wie ein Kartenhaus unter dem Anprall der j u n g t ü r - 
kiscben Bewegung zusammenbrach. Mit den Jungtürken schie- 
nen die Westmächte die Oberhand in Konstantinopel zu gewinnen. 
Die Jungtürken, die als Flüchtlinge die Gastfreundschaft Englands 
und Frankreichs genossen hatten, während der deutsche Boden die 
Sohlen der Schnorrer und Verschwörer brannte, kamen an das 
Staatsruder mit der Sympathie für die Westmächte, zu der sich die 
Antipathie gegen die Fretmdin Abdul Hamids, die deutsche Regie- 
rung, gesellte. Aber die objeküve Tatsache, daß die Interessen Eng- 
lands die Schwächung und Aufteilung der Türkei erfordern, daß Ruß- 
land den Balkanstaaten durch die neoslawische Bewegung neue HoK- 
nungen einzuflößen suchte, daß es nach dem mittelasiatischen Abkom- 
men mit England die Türkei von der persischen Seite her zu bedrohen 
schien, brachte in sehr kurzer Zeit die auswärtige Politik der Tüikei in 
die alten Geleise. Die Fortführung der Linie von Burgurla an wurde 
im Frühjahr 1Q09 begonnen. England mußte nun dnsehen, daß die 
Vereitelung des Baues der Bagdadbahn nicht leicht sein werde, und 
so versuchte es jetzt wenigstens die Gefahr, die den englischen welt- 
politischen Plänen von der Bahn drohte, nach Möglichkeit zu be- 
seitigen. Sie forderte, die Trace von Adana an sollte entlang dem 
Golf von Alexandrette laufen, was allerdings abgeschlagen wurde, 
obwohl dieser Teil der Bahn zu den wirtschaftlich einträglidisten 
gehören würde. Die türkische R^ierung blieb nach einem gewissen 
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Schwanken bei dem alten Projekt, da nach der Meinung der militäri- 
schen Sachverständigen die Annahme der englischen Pläne den eng- 
lischen Kri^sschiffen die Möglichkeit gcJ^en würde, in Kri^zeiten 
die Truppentransporte nach Arabien und Mesopotamien zu unter- 
brechen. Aber nicht nur die gesteigerte Widerstands- 
kraftderTürkeijZU der er teilweise auch beigetragen hatte, 
kam dem deutschen Imperialismus zugute. Auch die immer mehr 
zutage tretende Schwäche der auswärtigen Politik des konterrevo- 
lutionären Rußlands erwies ihm einen entschiedenen Dienst. Seit 
dem Zusammenbruch der „neoslawischen" Balkanpolitik Rußlands 
wendet sie sich wieder von den Fragen des nahen Orients, denen 
Mittelasiens und des fernen Orients zu. Während sie sich aber im 
letzten Jahrzehnt des vorigen Jahrhunderts dabei nur der Neutrafi- 
tät Österreichs im nahen Orient versichern mußte und Deutschland 
so sehr durch das Bündnis mit Frankreich einzuschüchtern wußte, 
daß sie selbst dessen Unterstützung im fernen Orient nach dem 
Chinesisch-Japanischen Kriege bekam, muß der restaurierte Zarismus 
jetzt seiner geschwächten und der mächtig gestärkten Stellung des 
deutschen Imperialismus Rechnung tragen. Und er erklärt in 
Potsdam, nichts gegen den Weiterbau der Bagdadbahn einwen- 
den zu wollen. Noch mehr, er stimmt dem deutschen Plane zu, nach 
dem eme Zweigbahn nach der persischen Grenze (nach Chanikin) 
gdraut werden soll, die nicht nur dank der Beförderung der persi- 
schen Pilger zum heiligen Orte in Kerbela zu den finanziell einträg- 
lichsten Linien des Bahnsystems gehören wird, sondern noch die 
persischen Märkte dem deutschen Kapital öffnet. Die so geänderte 
Haltung Rußlands ermöglichte der türkischen Regierung die Ertei- 
lung nicht nur des Zugeständnisses zum Bau der weiteren 1435 
Kilometer langen Strecke von Helif nach Bagdad, sondern sie rollt 
die Frage des Baues der letzten 650 Kilometer betragenden Strecke 
von Bagdad zum Persischen Golf auf. Ober diese Strecke werden 
jetzt Verhandlungen zwischen Türkei, Deutschland, England, 
Frankreich und Rußland geführt. Zu ihrer Ermöglichung willigte 
die Bagdadbahngesellsdiaft \\\ die Rüd^abe der Konzession, auf 
deren Grund sie die Bahn bis zum Persischen Golf führen könnte, 
und es wird verhandelt über die Art, wie die letzte Linie gebaut wer. 
den soll, ohne die englischen Interessen zu verletzen, welche die 



dby Google 



DER DEUTSCHE IMPERJAUSMUS 



Tüifcei nicht gänzlidi ignorieren kann, ohne England zu einer offen- 
siven Politik zu rdzen. 

In die Verhandlungen tritt England in ganz anderer Haltung ein 
als im Jahre 1903. Während der letzten Debatten im Oberhaus er- 
klärte der Regienmgsvertreter, Lord Morley, gerade heraus, daß die 
abldinende Haltung Englands „durch die späteren Ereignisse 
keinesfalls gerechtfertigt wurde". Trotzdem wird es wohl nodi 
manche Kämpfe get>en, bis es zu dner Einigung kommen wird. Ihr 
Zustanddconunen wird nicht nur durch G^ensätze in der oiglischen 
Finanzwelt verschleppt, sondern in erster Linie durch die Bemühun- 
gen Englands, selbst nach der bisher verlorenen Kamp^^e zu ra- 
ten, was sich retten läßt. 

Die Bagdadbahn hatte eine große politische Bedeutung 
schon in dem Augenblick, wo ihr Plan gefaßt wurde. Diese Bedeu- 
tung bestand erstens — wie schon erwähnt — m der Sdurffung gro- 
ßer Monomischer Interessen des deutschen Kapitals auf türidschon 
Boden, was ihm die Möglichkeit gab, bei einer eventuellen Teilung 
des türkischen Reiches Erbansprücbe zu erheben, zweitens in der 
militärischen Stärkung der Türkei. Das Erstarken des deutschen 
Imperialismus, dessen erstermitgroßer Müheerrun- 
gener Erfolg die Bagdadbahn ist, der Si% der Revo- 
lution in der Türkei, das Aufkommen einer modernen revolutionären 
Bew^ung in Indien, die natürlich ganz anders zu bewerten ist als 
die früheren zerstreuten Aufstände einzelner Stämme, das Auflroro- 
men der nationalistischen Bew^^ung in Ägypten, der B^[inn des 
Regenerationsprozesses Persiens, das alles hat die politische Bedeu- 
tung der Bagdadbahnfrage mäditig erhöht Zu den Momenten, die 
wir schon gestreift haben, kommen nun noch andere hinzu. Zunächst 
die Bedeutung der Bagdadbahn und der von ihr beschleunigtoi 
Stärkung der Türkei in Arabien und Mesopotamien für den deutsch- 
englischen Gegensatz, worauf Paul Rohrbach in der jüngst 
erschienenen zweiten Auflage seiner Ailtdt „Die Bagdad- 
bahn" m folgenden Worten hinweist: 

„Es gibt für E>eutschland im Grunde nur eine einzige Mj^lichkeit, 
einem englischen Angriffskrieg zu begegnen, und das ist die Stär- 
kung der Türkei. England kann von Europa aus nur an einer Stelle 
zu Lande angegriffen und schwer verwundet werden: in Ägypten. 
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Mit Ägypten würde England nicht nur die Hensdiaft fiber den Suez- 
kanal und die Verbindung mit Indien und Asien, sondern wahr- 
scheiniich auch seine Besitzungen in Zentral- und Ostafrika ver- 
lieren. Die Eroberung Ägyptens durch eine DK^anunedanische Macht 
wie die Türkei könnte außerdem gefährliche Rückwirkungen auf die 
60 Millionen mohammedanischer Untertanen Englands in Indien, 
dazu auf Afghanistan und Persien haben. Die Türkei aber kann 
nur unter der Voraussetzung an Ägypten denken, daß sie über ein 
ausgebautes Eisenbahnsystem in Kleinasien und Syrien verfügt, daß 
sie durch die Fortführung der anatolischen Bahn einen Angriff 
Englands auf Mesopotamien abwehren kann, daß sie ihre Armee 
vermehrt und verbessert, und daß ihre allgemeine Wirtschziftslage 
und ihre Finanzen Fortschritte machen .... Auf der anderen 
Seite aber würde die bloße Erkenntnis, daß die Türkti militärisch 
stark, Ökonomisch gefestigt und im Besitz genügender Eisenbahnver- 
bindungoi ist, für England möglicherweise sdion genügen, um auf 
den Gedanken des Angriffs auf Deutschland zu verzichten, und 
das ist es, worauf die deutsche Politik abzielen muß. Die Politik der 
Unterstützung, die Deutschland der Türkei g^enüber verfolgt, be- 
zweckt nichts anderes als den Versudi, eine starke Versicherung 
g^en die von England her drohende Kri^sgefahr zu schaffen" ^). 
Die Ausführungen Robrbachs stellen sehr weite politische Per- 
spektiven dar, die nur bei der weiteren Erstarkung der Türkei sich 
verwirklichen könnten. Vor wenigen Jahren noch hätte die Möglich- 
keit einer türkischen Offensive gegen England nicht einmal als Ge- 
genstand der BierbankpoUtik, sondern direkt als Hirngespinst ge- 
golten. Heute aber muß man diesem bisher bei der Behandlung der 
Bagdadbahnfrage wenig in Betracht kommenden Moment die ihm 
zukommende Bedeutung zuerkennen. Denn obwohl die Mächte auch 
heute noch mit der M^Iichkeit eines Zusammenbruchs des jung- 
türkiscben R^ments rechnen, so ziehen sie andererseits auch die 
Möglidikeit in Betracht, daß sich die Türkei durchschlagen und 
eine Rolle in den weltpolitischen Auseinandersetzungen spielen wird. 
Was weiter eine besondere Berücksichtigung erfordert, sind die Um- 
wälzungen in Mittelasien, speziell in Persien. Hier läuft die 
englische Politik nach dem Si^e der Revolution auf die Hemmung 

■) RDtirbich: Di« 
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des Reorganisationsprozesses Persiens hinaus. Das ist aber nur 
möglich, wenn das Tempo seiner ökonomischen Entwicklung ver- 
langsamt wird. Ob das geschieht zur Schaffung eines wüstenartigai 
Glacis in Südostpersien, ob zur Vorbereitung der späteren Annexion 
— dies festzustellen ist natürlich unmöglich — , die Eretarkung der 
Türkei in Mesopotamien, die wirtschaftliche Entwicklung dieser 
Stätte alter Kultur würde jedenfalls einen dicken Strich durch die 
englischen Pläne darstellen, und so ist es kein Wunder, daß in der 
jetzigen Situation, wo die Hintertreibung des Baues unmc^lich ist, 
nachdem der Versuch, die Bahn unter die Obhut der englischen 
Schiffskanonen im Golf von Alexandretle zu stellen, mißlungen ist, 
England selbst alles tut, um den bestimmenden Einfluß auf die 
Bahnlinie von Bagdad zum Persischen Golf zu bekommen. 
Welche Trümpfe hat England in der Hand? Neben dem widitig- 
sten, seiner maritimen und finanziellen Macht, die der Türkei nicht 
erlaubt, ohne sehr großes Risiko offen auf die Seite des Dreibundes 
überzugehen, ist es seine Stellung in Koweit, der besten Endstation 
der Bagdadbahn am Persischen Meer. Da der Hafen m Bassora 
sehr kostspielige Arbeiten erfordern vmrde, um als Endstation zu 
dienen, muß der Türkei sehr deiran gelten sein, die Bahn in Koweit 
ausmünden zu lassen. Koweit ist formell seit 1638 dn der Türkei 
untertäniges Sultanat, das, seitdem Midhat Pascha von Bagdad aus 
in den siebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts die türkische 
Herrschaft am Persischen Meer befestigte, als solches selbst von 
England angesehen worden war. Seitdem aber die Bagdadbahn- 
frage England auf die Gefahr der Erstarkung der Tüiitei am Per- 
sischen Meer aufmerksam gemacht hatte, wußte England seine 
Stellung in Koweit so zu befestigen, daß die Türkei genötigt war, 
nach einem von dem bekannten englischen diplomatischen Schrift- 
steller Lucien Wolff gesehenen Dokumente („Daily Graphic" 
vom 20. März 191 1 ) einen Zustand anzuerkennen, nach dem weder 
die Türkei noch England Koweit militärisch besetzen dürfen. Das 
bedeutet, daß ohne Einwilligung Engtands die Bagdadbahn nicht 
in Koweit enden kann, wenn die Türkei nicht einen militärischen 
Konflikt mit England unmittelbar heraufbeschwören will. Der 
zwdte Trumpf in Englands Händen, auf den Sir Edward Grey 
jüngst erst unzweideutig im englischen Peirlament hinwies, ist die 
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Unmöglichkeit der von der Türkei schon so lange beehrten Er- 
höhung der Zölle von 11 auf 15 Prozent ohne Einwilligung Eng- 
lands. 

Welche Forderungen will England vermittels dieser Trümpfe 
durchsetzen? Es ist m erster Linie die Obergabe der Leitung der 
Bahnlinie von Bagdad bis Koweit in die Hände Englands, zweitens 
die überwiegende Anteilnahme des englischen Kapitals an der 
Finanzierung dieser Strecke. Demg^^über erstrebt die Türkei eine 
internationale Verwaltung der Linie und eine solche Beteiligung der 
tüildscben und ausländischen Kapitalistengruppen, daß keine das 
Obergewicht bekommt. Bei den Verhandlungen darüber sacht man 
'einen Mittelweg zwischen den beiden nctremen Standpunkten zu 
finden, und die allgemeine internationale Situation der nächsten 
Jahre wird bestimmen, welche Interessen den Si^ behaupten wer- 
den. Die alldeutsche Presse behauptet, daß der deutsche Imperialis- 
mus ganz um das erstrebte Ziel kommen wird, wenn die Lösung der 
Frage auch nur annähernd den Forderungen Englands entspricht, 
da dann die Bagdadbahn das Los des Suezkanals teilt. Selbst wenn 
man die wirtschaftliche Bedeutung der Bagdadbahn fürs erste ganz 
beiseite läßt, muß man diese Erklärung der Dehn, Plehn und Kon- 
sorten doch lediglich als einen Versuch ansehen, der deutschen Re- 
gierung den Rücken zu stärken, denn die Tatsache schon, daß die 
Türkei ihre Herrschaft in Mesopotamien bis Bagdad festigen würde, 
müßte jeden Versuch Englands, vom Süden her einen Vorstoß zu 
wagen, sehr erschweren, ganz abgesdien von der gänzlichen I>urcb- 
kreuzung der englischen Pläne einer Bahn, die Ägypten mit Indien 
verbinden sollte, oder der Lahmlegung der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung an den Gestaden des Persischen Golfs. 
So bedeutet die ßagdadbahn einen Sieg des deutschen Imperialis- 
mus, selbst wenn bei dem Bau ihrer letzten Linie die englischen 
Interessen mehr berücksichtigt würden, als es nach Lage der Dinge 
heute zu erwarten ist. Aber der moderne Imperialismus ist keine 
Jagd nach Phantomen, nach einer bloß platonischen Weltherrschaft, 
sondern eine Politik des Kapitalismus, seiner reifsten Phase, der 
nach Anlagesphären für das von der sinkenden Profitrate t>e^hte 
Kapital sucht. Von dem wirtschaftlichen Standpunkt gesehen, be- 
deutet der Bau der Bagdadbahn einen vollen Erfolg des deutschen 
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Kapitals. Wie wir schon im ersten Kapitel ausgeführt haben, geben 
die Leiter des Untemdimens den bloBoi Gründe^ewinn auf 138 
Millionen Francs an, gar nicht gesprochen von den „Ersparnissen", 
die sie bei den ihnen von der Türkei zugestandenen Baidcosten ma- 
dien. 1 60 Millionen Francs sollen diese Ersparnisse nach den Be- 
redtnungen englischer Fachmänner betragen. Da& der Bau der 
Bagdadbahn auch den deutschen Handelsverkehr mit der Türkei 
günstig beeinflußt, ergibt sidi schon aus der Tatsache, daß sdne 
Ziffern — die deutsche Einfuhr aus der Tüikd stieg in den Jahren 
1902 bis 1910 von 36 auf 37 Millionen Mark, die deutsdie Aus- 
fuhr in die Türkei von 43 auf 105 Millionen Maik — nicht nur ab- 
solut, sondern audi im Vergldch mit dem Handelsverkdir anderer 
Staatoi stark gewachsen sind. 

4. Die Marokkopartie. 
Wir erwähnten schon in dem dnldtenden Abschnitt dieses Kapitels, 
daß die Konzentrierung der deutschen auswärtigen Politik auf zwei 
der wichtigsten Zide — auf die Erringung dner Position in der 
Tfirkd und in China — kdnesfalls das Vordringen auf anderm Ge- 
bieten ausschloß. Der deutsche Imperialismus benutzte jede Ge- 
legenhdt, Positionen zu erlangen, die wie die nach dem Spanisdi- 
AmerikanJschen Kri^e von Spanien gekauften Karolineninseln, die 
deutschen äUeren Besitzungen m der Südsee abzurunden halfen. Er 
suchte den Einfluß des deutschen Kapitals auch in Gebieten zu ver- 
stärken, die er dank ihrer geographischen Lage und historischen 
Entwicklung nicht in sdne Einflußsphäre zu ziehen vermochte. 
Denn späteihin konnte er für den Verzicht auf politische Ansprüdie 
in diesen, außerhalb der Linie seiner Entwicklung liegenden Gebie- 
ten Entschädigungen in anderoi Gebiden erlangen, sden es poli- 
tische oder territoriale, die wiederum zur Abrundung, zur Kom- 
massaüon der alten Besitzungen dienen konnten. 
Eine ganze Anzahl von Aktionen des deutschen Imperialismus, die 
auf den ersten Blick Ausbrüche dner irren, unstden Politik zu sdn 
scheinen, gehSren bd näherer Betrachtung zu dieser P o 1 i t i k d e r 
Schaffung von Hilfsmitteln zur Unterstützung 
der hauptsächlichsten Ziele des deutschen Im- 
perialismus. So war es mit der deutschen Politik in Per- 
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s i e n , die neben den Handelszjelen den Zweck verfolgte, Trümpfe 
g^en Rußland in die Hand des deutschen Imperialismus zu geben, 
und die übrigens auch dazu verhelfen hat, Rußland von einem zu 
nahen Verhältnis zu dem englischen Imperialismus abzuhalten. Zu 
dieser Politik muß auch die Marokkopolitilc der deutschai 
R^ienmg gerechnet werden, wenn man sie jetzt, beim Abschluß 
der Marokkokrise, rückschauend untersucht. 
Die ganze Entwicklung der nordafrikanischen Geschichte in den 
letzten drei Jahrzehnten wies darauf hin, daß dieses entwicklungs- 
fähige Land^), wenn es nicht imstande sein würde,|' seine Unab- 
hängigkeit zu wahren, Frankreich zufallen müßte. Die deutsche 
Marokkopolitik konnte den Plan der Faßfassung in Marokko nicht 
verfolgen, wollte sie ihre Kräfte nicht gänzlich zersplittern und eine 
ReibungäEläche mit Frankreich schaffen, die der deutschen Regie- 
rung die Hände auf anderen wichtigeren Gebieten binden müßte. 
Deutsdiland griff in die Marokkofrage ein, als Frankreich und 
England hinter seinem Rücken die Geschicke Marokkos im Jahre 
1904 zu entsdieiden suchten. Ein Protest dag^en sollte dartun, 
daß das deutsche Kapital den Anspruch erbebt, bei jeder Welt- 
teilung mitsprechen zu dürfen. Das Ziel dieses Protestes war, den 
Versuch zu unternehmen, ob sich die Unabhängigkeit Marokkos 
nicht retten ließe, und ob es nicht ein Gebiet der gemeinsamen Aus- 
beutung für das internationale, nicht nur französische Kapital, bil- 
den könnte. Wäre die Aktion Deutschlands g^en die französischen 
Marokkopläne im Jahre 1905 von Erfolg gdcrönt gewesen, dann 
hätte das deutsche Kapital zwei Elisen mit einem Schlage getötet: 
es hätte sich ein Feld zur Ausbeutung bewahrt, und könnte als Be- 
schützer der islamitischen Freiheit vor der Türiffii stolzieren. Diese 
Ziele wurden nicht erreicht, obwohl die deutsche R^erung sie durch 
starkes Säbelgerassel unterstützte; Frankreich wurden dank der Un- 
terstützung Englands, Rußlands und Italiens auf der Konferenz in 
Algedras im Jahre 1906 Funktionen in Marokko überwiesen, deren 
Ausübung, bei gleichzeitiger Minierarbeit des französischen Börsen- 
kapitals, MaroÜco mit jedem Tage immer mehr an Frankreich aus- 

1} Aitt der reidibiltlKta, «ber ta vielen FlUa nOU fhaatnäKlMa Litcntor aber die wirlKbitUidMn 
VerfaUtnlMc M«n*ka« IM die obiektiT getdviebae AUuadlme *< 
„MirokkD uod »elae BciiehaBKCa inr denlicheB Votka 
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liefern mußte. Angesichts dieser Tatsache mußte der deutsche Im- 
perialismus auf seine bisherigen Ziele in der MarokkopoUtik ver- 
zichten, denn der diplomatische Kampf gegen die Beherrschung 
Marokkos durch Frankreich mußte mit einem Kri^e enden, Ma- 
rokko aber war eines Krieges für das deutsche Kapital nicht wert, 
denn es lag abseits von den Hauptzielen der deutschen Weltpolitik. 
Es galt hier nun, aus der Anerkennung des französischen Appetits 
auf Marokko politischen Oewinn zu erzielen und zugleich koloniale 
Nebengewiime herauszuschlagen. Diese Politik hatte die deutsche 
Regierung in dem Februarabkommen vom Jahre 1909, wie in dem 
Novemberabkommen des Jahres 1911 verfolgt. Im Jahre 1909 er- 
kannte sie an, daß Frankreich in l\Aarokko politische Interessen be- 
sitzt, und nahm für sich nur Handelsinteressen in Anspruch. Dank 
diesem Zugeständnis schloß sich Frankreich den Versuchen Eng- 
lands nicht an, die bosnische Krise in einen Weltkri^ zu verwan> 
debi. In dem Deutschland und Osterreidi einer englisch-franzö- 
sicb-russischen Koalition gegenübergestanden wäre. Die deutschen 
Zugestandnisse in der Marokkofrage dienten also zur Abwehr 
eines Angriffes der Tripelentente, was zur Durchbrechung des Rin- 
ges, den Engtand um Deutschland gezogen hatte, um den deutsdien 
Imperialismus auf die Knie zu zwingen, führte. 
In den letzten zwei Jahren entwickelte sich die Marokkofrage so- 
weit, daß sie zur Lösung reif wurde. Die Weltlage erlaubte der 
deutschen Regierung nicht, die bisherigen Bahnen ihrer Marokko- 
politik zu verlassen und ein Stück des marokkanischen Bodens an 
sich zu reißen. Die Lage der Türkei war seit dem Frühjahr be- 
droht: der albanische und arabische Aufstand, der Niedergang des 
jungtüikischen Ansehens, das Brodeln auf dem Balkan, ließen Ver- 
schiedenes erwarien. Die Türkei bildet aber, wie hier schon wieder- 
holt ang^feben worden ist, eine wichtige Position in den Berechnun- 
gen des deutschen Imperialismus gegenüber England. Dabei 
näherie sich das deutsch-englische Ringen um die Endlinie der 
Bagdadbahn seinem Abschluß. In einer solchen Situation eine Poli- 
tik zu beginnen, die Frankreich und England fesseln müßte, war 
für die deutsche Diplomatie — schätzt man sie auch noch niedriger 
als gewöhnlich ein, obwohl Obertreibung auch hier die Erkenntnis 
trübt — unmöglich. Umgekehrt: ihre Politik ging darauf hinaus, 
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das Werk von Potsdam weiterzuführen. In Potsdam wurde Ruß- 
lands Verhältnis zur Tripelentente gelockert. Die Liquidation der 
Marokkofrage sollte Frankreich von der Notwendigkeit t>efreien, die 
englische Unterstützung in Marokko mit der Unterstützung Eng- 
lands im nahen Osten zu bezahlen, wo die französischen Interessen 
selbst keine Schwächung der Türkei erfordern. Dieses allgemeine Ziel 
der letzten deutschen Marokkoaktion erklärt zum Teil den nervösen 
und sonst unverständlichen Eingriff der englischen Regierung in 
die deutsch-französischen Verhandlungen durch die Rede Lloyd 
Georges vom 21. Juli vorigen Jahres. Es galt, in Frankreich öm 
Eindruck hervorzurufen, als ständen der deutschen Aktion noch 
andere Ziele als die offiziell zugestandenen, es galt, in der Welt 
den Eindruck zu wecken, Deutschland bleibe in dem Rahmen von 
Entschädigungsforderungen nur dank dem englischen Machtwort. 
Und dieses Ziel war die Ursache, warum es Deutschland so sehr 
daran gel*^M war, daß die Verhandlungen unter vier Augen, nur 
zwischen Frankreidi und Deutschland, stattfanden. Die zweite 
weltpoUtiscbe Ursache, warum Marokko nicht das Ziel der deut- 
schen Politik bilden konnte, war die schon früher bei der Festl^^ng 
der deutschen Marokkopolitik in Betracht gezogene Tatsache, daß 
eine Besitzergreifimg eines Teiles von Marokko ohne Zustimmung 
Frankreichs — selbst wenn sie zu keinem Kriege gefütirt hätte, was 
sehr unwahrscheinlich zu sein scheint — , Deutschland genötigt 
hätte, dort eine große Land- und Seemacht zu unterhalten, das 
heiß^ sich für die nächsten, für die ganze weltpolitische Entwiddung 
so kritischen Jahre, in der Nordsee sehr zu schwächen. E>enn selbst 
wenn die Reichstagsabgeordneten ohne weiteres eme große Flotten- 
vermehrung bemlligen wollten, wurde ihr Ausbau Jahre erfordern, 
in denen die Schiffe in Agadir die Enthlößw^ der heimischen Ge- 
wässer bedeuten müßten. Zuletzt kam in Betracht die Gefahr des 
Krieges, der von vornherein als Angriffskri^ unter für Deutsch- 
land sehr ungünstigen diplomatischen Bedingungen stattfinden 
würde. Schon diese Momente genügten, um den deutschen Im- 
perialismus von allen territorialen Absichten auf Marokko zurück- 
zuhalten. Sie wurden unterstützt durch das Fehlen größerer ka- 
pitalistisdier Interessen IDeutschlands in Marokko, durch die Teil- 
nahme eines Teils des deutschen Kapitals an den französischen 
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Unternehmungen in Marokko und durch die zunehmende Pro- 
testatjon des Proletariats, mit der nicht zu rechnen die R^erung 
keinen Grund hatte, da Marokko nidit zu den Ld>ensiateressen des 
deutschen Kapitals gehört. 

So verfolgte <Ue deutsche Rc^erung auch bei der letzten MaroUio- 
aktion in erster Linie die alten Zide vom Jahre 1909, die Sdiwä- 
chung der Position Englands durch die Wegräumung des Kon- 
fliktsstoffes, der ünmer wieder zu Reibungen mit Frankreich führte 
und es dem englischen Imperialismus in die Arme trieb. Femer 
versuchte sie für die volle Anerkennung der französischen MaroUn)- 
pläne Entschädigung auf kolonialem Gebiet zu erlangen. Die von 
Frankreich abgetretenen Gd)iete vwi Französisch-Kongo*) 
dn Sumpf- und Waldland, das nur dem Finanzkapital Profite at^ 
werfen wird, da es nötig sein wird, aus den Groschen der deutschen 
Arbeiter neue Kolonialbzibnen zu bauen — erlauben aber dem deut 
sehen Imperialismus, den Versudi zu untemdunen, durch wdteren 
kolonialen Schacher mit Belgien und Portugal eme Verbindung 
zwischen den afrikanischen Kolonien Deutsdilands zu sdiaffen. ob 
das Abkommen das erste Zid errdcht, ob es in England den Ein- 
druck erweckt, daß es d>ensowenig auf die aktive Unterstützung 
Frankrdchs wie Rußlands gegen Deutsdiland wird rechnoi können, 
ist eine Frage, die sich jetzt nicht beantwortoi läßt. Diese beiden 
Zide geben der Marokkopolitik der R^erung, obwohl sie zum Ver- 
lust Marokkos für das deutsche Kapital und zur „Kongoentschädi- 
gung" geführt hat, die sdbst für brdte Kreise des Industrie, und 
Handdskapitals wenig verlockend ist, vom Standpunkt ihrer allge- 
meinen imperialistischen Politik einen gemssen Sinn. Die Tatsache, 
daß die deutsche R^ierung kerne territoriale Besitzergrdfung in 
Marokko anstrebte, daß sie also nicht gesinnt war, w^en Marokko 
einen Krieg zu binnen, hat keinesfalls die Gdahr dnes Krieges 
ausgeschlossen. Da der Charakter der deutschen Marokkopolitik 
auch der französischen und englischen Regienu^ bdcannt war, 
konnten sie in ihrer Unnachgiebigkdt wdter gehen, als der deutsdie 
Imperialismus ohne Einbuße an Ansehen zu ertragen vermodite. 
Das hätte Idcht zu dner Besitzergrdfung in Marokko mit allen 

I) SldM Wencr Stahl: Fra 
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ihren Konsequenzen führen können, und audi etwaige Unruhen in 
Sfldmarokko zur Zeit der Stationierung der deutsdten Kriegsschiffe 
in Agadir hätten l^eutschland aus der fes^elegten Bahn heraus- 
werfen können. 

Die Marotdrapolitik des deutschen Imperialismus konnte den Welt- 
kiieg entfesseln wie jede seiner Aktionen, die von Anfang an auf 
Bi^en oder Brechen losging. Dasselbe gilt von allen anderen im- 
perialistiscben Untemehmtuigen, die dem deutschen Imperialismus 
als untergeordnete Trümpfe bei seinen Hauptzügen dienen sollen. 
Es gibt in dieser Zeit der großen weltpolitischen Spannungen keine 
imperialistischen Aktionen, denen nicht die Gefahr des Weltkriq^ 
auf dem Fuße folgen würde. Die Tatsache also, daß der deutsche 
Imperialismus in einer Frage keine territorialen Absichten hat, 
nimmt seiner Einmischung, wenn sie nur ernsterer Natur ist, nicht 
den Giarakter einer imperialistischen, den Frieden gefährdenden 
Aktion. Dasselbe gilt natürlich auch von der Einmischung Eng- 
lands oder Frankreichs in die Hauptaktionen des deutschen Im- 
perialismus. Die imperialistischen Gegensätze können an Punkten 
zur Austragung kommen, die keinesw^^ zu den Brennpunkten der 
deutschen auswärtigen Politik gehören. 

WAS NUN? 

Von Jahr zu Jahr wächst das deutsche Kapital an Macht, und es 
verfügt über eine immer größere Schar von Proletariern. Auf dem 
inneren Marict hat es mit dem alten, selbständig produzierenden 
Kleinbürgertum aufgeräumt Mit jedem Jahre stdit es gefügter da, 
in Kartellen und Aktiengesellschaften zusammengeschlossen, die 
mit jedem Jahre immer einheitlidier von einem halben Dutzend 
Banken kommandiert werden. Nur die Verdnigten Staaten Nord. 
amenkas können sich mit der rapidai Entwiddung des deutsdien 
Kapitals messen. Mit Stolz schaut es auf die Ziffemreihen, die die- 
sen Entwicklungspro^ß illustrieren. Die Kohlen- und Eisen- 
produktion, dieser Maßstab des wirtschaftlichen Fortsduit- 
tes, betrag in der Zeit von 1890 bis 1910^). 

■} NiDllCBi tat 1910: Z«ha Jahre FlottcBgcicti, S. lS-43. 
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Kohlengewinnung (in 1000 metrischen Tonnen): 

1890 1900 1909 

Großbritannien 184529 228795 268007 

Vereinigte Staaten. . . . 143127 244653 397000 

Deutschland 89291 149788 217446 

Frankreich 26084 33405 37116 

Roheisengewmnung (in 1000 metrischen Tonnen): 

1890 1900 1909 

Großbritannien 8031 9103 10547 

Vereinigte Staaten. . . . 9350 14011 27737 

Deutschland 4658 8521 14794 

Frankreich 1962 2714 4001 

Auf dieses Wachstum der Produktionskräfte gestützt, hat das 
deutsche Kapital seinen Außenhandel in den Idzten 25 Jahren mehr 
als verdoppelt. Von 6,5 Milliarden Mark im Jahre 1883 ist er auf 
14,1 Milliarden Mark im Jahre 1908 gesti^en. Das Tempo seiner 
Entwicklung ist derart, daß es unmittelbar hinter den Vereinigten 
Staaten folgt. Der Außenhandel betrug: 

im Jahre 1898 im Jahre 1908 Zunahme 
in Millionen Mark in Proz. 

Deutschland 8837 14062,6 60 

Großbritannien 13142 18170,2 38 

Vereinigte Staaten .... 7549 12834,1 70 

Frankreich 6497 9090,4 41 

Der deutsche Besitz an auswärtigen Wertpapieren wurde im Jahre 
1905 offiziell auf 16 Milliarden geschätzt. Obwohl es an späteren 
Schätzungen fehlt, weist eine ganze Reibe von Tatsachen darauf 
hin, daß der deutsche Wertpapierbesitz in viel schnellerem Tempo 
wächst, als früher. Denn seitdem Deutschland die Bahnen des Im- 
perialismus beschritten hat, sucht das deutsche Kapital, die ihm von 
den imperialistischen Machtmitteln verliehene Position in den wiri- 
schaftlich unentwickelten Ländern auszunützen, und es wird von 
der R^erung angespornt, ihre imperialistischen Aktionen wirt- 
schaftlich vorzubereiten'). Das Machtgefühl des deutschen Ka- 

■} Der fmuBiiKlw Obaoomiil Blondel bcndiaet 1d den „Qnotioni diploniitiqdci et colooiak»" 
{Sommer 1«11), difl der dnitKhe K>pitUe;qiori vor IS Jihrcn tO, vor 10 Jihren 16 MiUUnlem te- 
triKcn hit; Ur d» Jahr IW» beiiHeri er die WadiitunUTite lor T44, fUr du Jitar l«<N luf 9T7 MD- 
lioua. Den Zumdii im Jthre 1910 beredtnet die „Frankfurter Zeitang" mit 30 Pronnl. 
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pitals ist stark gewachsen. Es will sich nicht mehr als Bittender in 
die Fremde hieben, der nachschaut, ob ihm nicht vom Tische der 
älteren kapitalistischen Staaten ein Brocken zufällt, wie das vor der 
Reichsgründung der Fall war. Aber dem wachsenden Machtgefübl 
im Inneren geseilt sich nicht die Durchsetzungsmöglichkeit dieser 
Macht dem Auslande gegenüber. Das deutsche Kapital blickt mit 
Eifersucht auf die Weltstellung des englischen Kapitals: es sieht, 
wie das französische Kapital, das sich weder auf eine zunehmende 
Bevölkerung, noch auf eine rapid wachsende Industrie stützen kann, 
tin großes Weltreich gerundet. Das deutsche Kapital sieht, daß 
der Handelsverkehr seiner Kolonien mit Deutschland nadi 25 jäh- 
rigem Bestehen 100 Millionen Mark beträgt — bd 16 Milliariden 
des deutschen Außenhandels; selbst die Ausbeutung des deutschen 
Volkes vermittels dieser Kolonien geht nur schwer vonstatten. 
Zwei Jahrzehnte tiindurch mußte es die Ausgaben für die Kolonien 
dem Reichstag direkt erpressen, denn jede Geldforderung für den 
Bau von Kolonialbahnen, die dem Kapital fette Zinsen abwerfen, 
wurde selbst von bürgerlichen Parteien mit der Erklärung beant- 
wortet, das bedeute, MilUonen in den Sumpf hineinzustecken. Par- 
teien, die wie der Fräsinn oder das Zentrum einen Anhang von Ar. 
beitem oder Kleinbürgern besaßen, fürchteten die Verantwortung 
für diese offenkundige Verschleuderung von Millionen Steueigro- 
schen für koloniale Ausgaben, von denen nicht einmal breitere Kreise 
der Bourgeoisie irgend dnen Nutzen hatten. 
Der Drang nach neuen Eroberungen, der die Einschwenkung 
Deutschlands in das Fahrw^ser des Imperialismus vor 12 Jahren 
verursachte, nimmt mit jedem Jahr zu. Einmal im Sattel, reißt der 
Imperialismus auch solche Schichten des Bürgertums mit sich, die 
ihm anfangs Widerstand geleistet haben. Das Kleinbürgertum, das 
der Kolonialpolitik feindlich gegenüberstand, wdl sie ihm nur neue 
Lasten auferlegte, die Handdsbourgeoisie, die die geringen Erträge 
des deutschen Kolonialbesitzes den großen Profiten aus dem Han- 
ddsverkdir mit den kapitalistisch entwickdten Ländern gegenüber- 
stellte, alle diese Schichten gerieten in den Bann des Imperialismus, 
als er Aussichten auf neue Eroberungen eröffnete. Das Kleinbür- 
gertum wurde von der nationalen Phrase in Gefangenschaft ge- 
nommen, mit der der Imperialismus sdne Geschäfte zu umgd>ai 
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verstand, während die Handelsbourgeoisie von den Aussichten auf 
Profit geblendet wurde. Don Imperialismus gelang es, einen so 
weitgdienden Umschwung in der Stimmung des deutschen Bürger- 
tums herbeizuführen, daß selbst seine Stellung gegenüber den Ko- 
lonien eine freundlichere wurde. E>er einen Teil des Kleinbüi^er- 
tums und der Handelsbourgeoisie vertretende Freisinn, dessen 
führendes Organ, die „Freisinnige Zeitung", nodi am 10. Novem- 
«v ber'1905 geschrieben hatte: „Die Kolonien lassen sidi nicht aus- 

W beuten, sondern beuten durch ihren ZuscbuBbedarf das Mutterland 

\%/ selbst aus," zog im Verein mit den Konservativen und National- 

liberalen im Dezember 1906 in die Wahlschtacbt unter- dan Zdchen 
der Kolonialpolitik, und während der Marokkokrise des Jahres 191 1 
marschierte er Schulter an Schulter mit ihnen unter dem Banner des 
Imperialismus. Dieselbe Wandlung hat das Zentrum durchge- 
macht Mit der imperialistischen Verseuchung dieser Parteien hat 
der deutsche Imperialismus, soweit es sich um die bürgerlichen Par- 
teien handelt, freie Bahn im Innern erlangt. 
Anders vertiält es sich auf den Gdiieten, wo der Kampf um neuen 
kolonialen Besitz ausgefochten werden muß. Hier stOßt der deutsdie 
lOiperialismus auf Schritt und Tritt auf Hindemisse. Und die 
stärksten werden ihm von der ältesten imperialistisdien Macht, von 
England, in den Weg gerollt Will er türidsche Bauern ausbeuten, 
indem er sich vom türkischen Staate Zinsgarantien bdm Bahnbau 
und gesalzene Preise für Lieferungen bezahlen läßt, so kann er das 
nur tun, nachdem er die zahlreichen Steine fortgeräumt hat, die ihm 
das englische Kapital in den Weg gelegt hat. Und keinen Tag ist 
er sicher, ob England nicht die milchende türidsche Kuh auf die 
Schlachtbank stößt Will der deutsche Imperialismus doi App^t 
des französischen Kapitals auf Marokko ausnützen, um ihm dn 
Stück Mittelafrika zu entreißen, so stößt es wieder auf das oig- 
lische Kapital, das dem französischen den Rücken stärkt, damit 
das deutsdie keinen zu großen Anteil bekommt. Der deutsche In^ 
perialismus weiß hierbei sehr gut, daß es sich nicht um eine vor- 
übergehende Erscheinung handelt. Wie groß die Welt ist, wo nur 
noch etwas zu erobern ist, überall hat das englische Kapital wirt 
schaftliche oder strategische Interessen. Es ist ebm eine Weltmacht 
Es stellt sich den Bestrebungen des deutsdien Kapitals oitg^en, 
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neue Kolonien durdi Neuerwerbungen in Mittel- und Südafrika zu 
vemnigen, weil das England die Mdglidikeit ndimen würde, die 
Bahn, die von Kairo bis weit nach dem Süden von Ägypten und 
vom Kap bis weit nach Rhodesien hinein gebaut wurde, zu einer 
Querbahn zu vereinigen, die Afrika vom Norden bis zum Süden 
durchschneidet. Will der deutsdie Imperialismus Flottenstütz- 
punkte erwerben, ohne die er kernen Kri^ m fernen Ozeanen führen 
kann, so tritt ihm auch hier das englische Kapital in den W^, das 
in ihm seinm gefährlichsten Feind sidit. 

So zeigt sidi der deutsch-englische Gegensatz als ein 
kapitalistischer O^ensatz, der nidit aus der Welt geschafft werden 
kann, solange das englisdie Kapital den Anspruch auf Weltherr- 
sdiaft erhebt und das deutsche einen Teil dieser Herrsdiaft für sich 
gewinnen will. Nach Kämpfen, die, wie z. B. während der Marokko- 
krise, beide Staaten dicht an den Rand des Krieges gebradit haben, 
versuchen sie sich nun zu verständigen. Es ist nicht ausgeschlos- 
sen, daB der deutsche und der enghsche Imperiahsmus eben jetzt 
solche Versuche unteminmit oder untemetunen wird. Es ist mög- 
lich, daß der englische Imperialismus dem deutschen gewisse Zu- 
geständnisse madien wird, um die Spannung auf äne kurze Zeit 
abzuschwächen. Aber keiner von ihnen traut dem anderen über doi 
Weg, keiner glaubt daran, daß sich die Gegensätze zwischen ihnen 
überbrücken lassen, und jeder will weiter rüsten, um in voller Rü- 
stung dem anderen g^enübertreten zu können, wmn die Verständi- 
gungsidylle zu Ende ist. Und dfuiun ist es totsicher, daß diesdbe 
deutsche Regierung, die heute offenkundig eine Verständigung mit 
England über die zentral-afrikanischen Fragen anstrebt, nach den 
Wahlen dem Reichstag eme neue Flottenvorlage auftischen 
wird. Ein Kampf gebärt den anderen, selbst wenn er von einem 
Waffenstillstand unterbrochen wird. Das Wettrüsten hört nicht auf, 
tind der nächste Tag kann emen Zusammenprall zwischen dun 
deutschen und dem englischen Imperialismus bringen. Die Gefahr 
eines solchen Zusammenpralls wird durch die Tatsache eriiöht, daß 
seit einigen Jahren in den Ländern des Orients eine Entwick- 
lung angesetzt hat, die überhaupt, jede imperialistiscbe Politik un- 
möglich machen kann. In dem von England seit hundert Jahren 
ausgesogenen Indien haben sich mit der Zeit Elemente entwickelt, 
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die den Kampf um die Abscbüttelung des englischen Joches mit 
modemea Mittehi zu führen b^innen. Die junge indische Bour- 
geoisie und Intelligenz will nicht länger Sklave des englische Ka- 
pitals sein. In der schon stattlichen Sdiidit des Fabrikproletariats 
beginnt es zu gären, und diese soziale Gärung fließt mit der allge- 
meinen nationalen zusammen. Volksbew^;ungen und terroristische 
Attentate zeigen England, daß es eines Tages genötigt sein wird, 
seine Herrschaft über Indien mit der Waffe in der Hand zu ver- 
teidigen. Dies bringt einen unruhigen Zug in die englische Politik 
hinein, die unter dem fortwährenden Alp lebt, die indischen Schwie- 
riglKiten könnten von anderen Mächten ausgenutzt werden, und 
die in dieser Angst sich auf Kämpfe vorbereitet und zu Kämpfen 
drängt. Dieselben Anzeichen des Erwachens der Orientvölter sehen 
die Franzosen in Indo-China. Die persische Revolution 
spricht dieselbe Spradie. Und die türkische wie die diinesische 
Frage beginnt äne Entwicklung, deren Konsequenzen übertiaupt 
noch nidit abzusdien sind. 

Die ganze imperialistische Welt steht Entwicklungstendenzen ge- 
genüber, die dem Imperialismus die Kehle einzuschnüren drohen. 
Da et^rdft jeden Staat die Lust, nodi vor Torsdiluß auf Beute aus- 
zugdien, damit ihm die anderen Staaten nicht zuvoiicommen und 
ihm die Mfiglichkeit kolonialer Entwicklung nicht gänzlich ver- 
schließen. Rußland steuert auf die Aufteilung P e r s i e n s los, da- 
mit dieser Staat nicht erstarkt und in die Reihen der kapitalistischen 
Staaten einrückt; Osterreich, Bulgarien und Italien bedien sich, 
ihre Beute in Sicherhdt zu bringen, bevor die türiciscbe Revolution 
die Türkei aus einem Objekt der imperialistischen Politik in 
einen mädiUgen Staat verwandelt; andere Staaten lauem auf dai 
Augenblick, wo sie dasselbe tun könnten. In Ostasien drängten 
Rußland und Japan, um im Nordwesten und Nordosten des chine- 
sischen Reiches Fuß zu fassen, und die diinesische Revolution rollt 
auch vor allen anderen Staaten die Frage auf, ob es nicht besser sein 
würde, China aufzuteilen, solange das noch irgendwie möglich ist. 
Die Gärung in den Ländern, die sich der Imperialismus seit Jatiren 
ausericoren, steigert die Gärung in den imperialistischen Staaten. 
Niemand weiß, was er morgen tun wird, niemand, was er heute will. 
Einerseits mahnen die drohenden Gefahren seitens der erwachenden 
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Kolonialländer an die Notwendigkeit, zwischen den alten kapita- 
listischen Staaten ein Einvernehmen herzustellen. So erklärt Eng- 
land sich bereit zu einem Obereinkommen mit Deutschland, das der 
deutschen Kolonialpolitik neue Bahnen in Afrika eröffnen würde; so 
versuchen England, E>eutschland, Frankreich und die Vereinigten 
Staaten zusammen in China einzumarschieren. Aber zugldcb mit 
diesen Tendenzen zur Schaffung eines Abkommens, das die alten 
imperialistischen Raubstaaten in eine Front gegen die Länder des 
erwachenden Orients stellen würde, wirken andere Kräfte, die nicht 
nur diese Tendenzen zu hintertreiben suchen, sondern selbst die 
alten Mächtegruppierungen inOefahr stellen und 
alles ins Wanken bringen. Wenn die Angst vor groBen Verwick- 
lungen im Orient zu Vereinbarungen unter den imperialistischen 
Staaten drängt, so wirkt der Wille zum schneiten Zugreifen zerset- 
zend auf diese Tendenz. Um Persiens Entwicklung zu hemmen, 
schlössen England und Rußland im Jahre 1907 ein Abkommen, 
das die beiden Staaten audi in der europäischen Politik näher 
brachte. Aber Rußland will nicht nur die persische Entwicklung 
aufhalten, sondern auch Nordpersien möglichst schnell in seine 
Hände bringen, wozu England schon darum keine Neigung zeigt, 
weil es in keine direkte Nachbarschaft mit Rußland, aus der nur Strei- 
tigkeiten entstehen körmen, kommen will. Darum näherte sich Ruß- 
land Deutschland, um freiere Hand g^en England in Persien zu 
erhalten. Angesichts dessen gewährt ihm aber auch England eine 
größere Bew^ungsfreihett in Persien, als im Vertrag von 1907 
vorgesdien ist, daß aber dieses Recken und Strecken des Vertrages 
das Zusammengehen Rußlands und Englands in Europa, das zu 
den Grundpfeilern der weltpolitischen Lage gehört, nicht fördern 
kann, ist klar. England, Rußland und Frankreich g^ören zu einem 
weltpoUtischai Lager, aber während England die Aufrollung der 
türkisdien Frage anstrebt, weil seine Bahnbaupläne zwisdien typ- 
ten und Indien, wie seine ganze Stdlung im Orient kdne starke 
Türkei dulden können, wollen Frankreich und Rußland die jetzige 
Lage im nahen Osten aufrecht erhalten, weil das erste in Marokko, 
das zweite in Persien und an den chinesischen Grenzgebieten alle 
Hände voll zu tun hat und sich noch nicht stark genug fühlt, seine 
Kräfte auf dem Balkan mit Österreich, oder in Kleinasien mit der 
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Türkei zu messeu. So schafft die Entwicklung fortwätirend G^eo- 
sätze in demselben imperialistisdien Lager. 
Wie siebt es nun in ratgegengesetzter Lage aus? IDie Annexion 
Bosniens und Herz^owinas durch Osteneidi im Jahre 1907 stellte 
eine Zeitlang die Position des deutschen Imperialismus in Frage, 
der als Verbündeter Österreichs für die Politik der Donaumonarchie 
verantwortlich gemadit wurde. Dieselbe Wirkung hat der Tripolis- 
rauh Italiens herbeigeführt, und es ist noch eine Frage, ob nicht der 
Fortgang des Türidscb-Italienischen Krieges Osterrräch zu dnem 
Vorstoß auf dem Balkan verlocken wird. So zeigt sich der Dreibund, 
der als Organ der kontinentalen Machtpolitik entstanden ist, in den 
Fragen der imperialistischen Politik von G^ensätzen unterminiert. 
Was mm? Diese Frage zu beantworten sind am wenigsten die Re- 
gierungen imstande. In allen Staaten nehmen die imperialistisdien 
Kräfte an Umfang zu. Für alte verschlechtem sidi die Bedingungen 
der imperialistischen Politik. Da nicht alle gleich stark sind, ent- 
steht die Gefahr, daß manche auf eigene Faust Vorstöße im fernen 
und nahen Osten unternehmen werden. Gleichzeitig stehen in Afrika 
Machtverschiebungen bevor, die durch das deutsch-franz&sische 
Kongoabkommen und die Schwäche Portugals aufgerollt worden 
sind. Und in dieser Situation voll Konfliktsmöglichkeiten fehlt den 
Regierungen jeder ordnende, leitende Gedanke. Jede verfolgt ihre 
eigenen Ziele, und wenn sie sich auch zur Erreichung eines gemein- 
samen Zieles heute verständigen, so entzweien sie sich morgen we- 
gen anderer Ziele, die die politische Situation aufgerollt hat. Ein 
Strudel reißt die imperialistischen Staaten mit sidi fori und stößt 
sie aufeinander. Niemand ahnt, was aus diesen Zusammenstößen 
morgen erwachsen kann. Die kapitalistische Entwicklung, die me 
keine andere die Beherrschung der Naturkräfte ermöglicht, hat ein 
noies Gebiet elementarer Kräfte geschaffen, von denen sie beherrsdit 
und wild vorwärts getrieben wird. Sie endet als Gesellschaftsord- 
nut^, die die Gefahr eines Weltkri^es zu dner steten sozialen Tat- 
sache erhoben hat. Die Grundbedingung ihres Bestehens ist die 
Sicherheit und Ruhe der ökonomischen Entwicklung. Sie hat aber 
einen Zustand geschaffen, in dem das wirischaftliche Leben sidi in 
jedem Augenblick vor der Gefahr der gewaltsamen Zerstönuig be- 
findet. 
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Der englische Staatssekretär des AuBem, Sir Edward Orey sprach 
neulich von einem Zustand des politischen AlkohoUsmus, und weder 
die Bourgeoisie noch ihre Rc^erungen kennen ein Mittel, der ihn aus . 
der Welt schaffen könnte. So taumeln sie aus einer Kriegsgefahr 
in die andere, bis sie auf dem Schlachtfelde aufeinander stoßen, oder 
bis die dseme Hand des Proletariats sie an die Gurgel packt, um 
diesem Treiben ein Ende zu machen. 

Das Oerassel der auffahrenden Kanonen, die die zivilisierte Welt 
in ein Trümmer- und Leidienfeld zu verwandeln drohen, vermag 
nicht den dröhnenden Schritt der Arbeiterbataillone zu übertönen, 
die auf dem weltpoUtiscben Kampffelde antreten. Der akuten 
Kriegsgefahr folgt die Gefahr revolutionärer Straßenkämpfe, — 
eineOefabr für das Kapital, ein Hoffnungsstrahl für die Menschheit. 

DER IMPERIAUSMUS UND DIE LAOE DER 
ARBEITERKLASSE. 

1. Das Wettrüsten und seine wirtschaftlichen 

Folgen. 
Der Imperialismus t>edeutet die Politik der Gewalt g^en schwache 
Völker, darum ist er ohne Gewaltmittel, Flotte und Landheer un- 
möglidi. Der Imperialismus erzeugt den Kampf aller Staaten gegen 
alle, darum ist er ohne Wettrüsten undenkbar. Bereit sein ist alles, 
heißt es für jeden imperialistischen Staat, darum spannt jeder alle 
Kräfte an, um seine Machtmittel technisch imd zahlengemäB an 
der Spitze zu erhalten, und zwar in der Stärke, die seinen strategi- 
schen und diplomatischen Notwendigkeiten entspricht. Welchen 
Umfang finanziell das Wettrüsten angenommen hat, zeigt die um- 
stehende Tabelle, die wir nadi den eingehenden Angaben des N a u- 
ticus für 1911 zusammengestellt haben. 
In neun Jahren ist die militärische Belastung Deutschlands auf den 
Kopf der Bevölkerung um mehr als 4 Mark, und für die fünfköpfige 
Familie um 20 Mark gesäten, ähnlich geht es in allen anderen 
Staaten. Dieses Rüsten ohne Ende zerrüttet die Finanzen eines 
Staates nach dem andern und nötigt sie zu immer neuen „Finanz- 
refonnen", d. h. zu einer immer stärkeren Anziehung 
derSteuerschraube. Selbst in Ländern, in denen nicht alle 
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Lasten durch indirekte Steuern aufgebracht werden, stärkt das 
Wettrüsten den Widerstand der besitzenden Schichten gegen eine 
Erhöhung der direkten Steuern und ninunt der Arbeiterklasse die 
Aussicht auf Erfolg im Kampf für die Herabsetzung der indirekten 
UirenLebenshaltbelastendenSteuem. In Ländern, woaufdenjndirekten 
Steuern der ganze Haushalt des Staates aufgebaut ist, verewigt der 
Imperialismus durch seine wachsenden Ausgaben das System 
der Schutzzölle,! ohne die er nicht auskommen kann. Die 
wachsende indirekte Steuerlast bedeutet aber eine wachsende 
Teuerung aller Lebensmittel. Ihr Preis wird nidit nur um den 
vom Staate eingezogenen Zoll erhöht. Unter dem Schutze der Zoll- 
mauer schließt sich das Kapital zusammen, um den von der aus- 
wärtigen Konkurrenz gesäuberten Markt gdiörig auszubeuten. Es 
schraubt den Preis der Waren fast um den ganzen Zollbetrag in 
die Höhe. Nach den Berechnungen Gradnauers betrug diese Preis- 
eiliöhung der wichtigsten und industriellen Produkte in Deutschland 
im Jahre 1908 46 Mark auf den Kopf der Bevölkenmg, d.h. pro 
Familie 230 Mark*)- 

2. Die imperialistische Ausdehnung und die 
Lage der Arbeiterklasse. 
Der Imperialismus verursacht das Wachstum der Steuerlast der Ar- 
beiterklasse und die wachsende Teuerung der notwendigsten Ld>ens- 
mitlel. Diese Tatsache zu leugnen, fällt selbst den rabiatesten Ver> 
tretem des Imperialismus schwer. Sie versuchen deshalb ihre Be- 
deutung durch die Behauptung abzuschwächen, die imperialistische 
Ausdehnung gebe der Arbeiterschaft erhöhte Arbeitsgelegenheit und 
hebe infolgedessen die Arbeitslöhne. Diese Behauptung ist völlig 
aus der Luft gegriffen. Erstens ist eine Produktionserwdtenmg und 
ein größerer Warenverkehr keinesfalls gleichbedeutend mit erhöhter 
Arbeitsgel^enheit. Geht die Produktionserweiterung Hand in Hand 
mit der Einführung arbeitssparender Maschinen, so kann s(^ar eine 
Verringerung der Arbeitsgelegenheit folgen. Dasselbe Resultat er- 
gibt sich, wenn das Kapital Massen von kulturell niedrig stdienden 
Arbeitern aus den Ländern herbeizieht, die durch seine Ausdehnung 
proletarisieri worden sind. Das englische Kapital, das Südafrika 

>) SidR Benchnuivcn iir EkxiK Ortdntncrs „Der Wihlkuapt", S. SO, Drt*d<n 1911. 



dbyGoogle 



UND DIE ARBEITERKLASSE 



a "P i^oM "P *"V 


3,92 
3,73 
1,46 
0,52 
5,60 
8,46 
9,00 
6,65 
6,61 
7,49 


g- TT 0001 ni 
- aaum Ptm J»H 


180113 
174305 
68673 
72484 
272 477 
416464 
448106 
335860 
337826 
387245 


3 -"'P I^"M "»P PV 


£S5S5S5£S2 


d VOOOI m 
■g anuBW pnn aw» 


660164 
928413 
1019759 
972740 
964862 
1085572 
1174551 
1375614 
1214522 
1094020 


V ni SnruaJiigAaa 
g jap jdo)j nap pv 


8,64 
9,95 
10,40 
10,30 
11,03 
9,87 
10,59 
10,99 
12,60 
13,58 


3 TT OOOX 0! 
- Muvyi pon JMH 


282573 
327290 
344287 
342920 
370726 
371298 
359918 
376900 
434725 
472 583 


_ TT ni 3unj3JiißA»g 
1 JapjdoMwpjnv 


8,69 
8,81 
8,95 

10,88 
9,23 
9,18 
8,77 
9,00 
9,01 

10,55 


5 iroooi ni 
a anuFw P"" -imh 
^ jnj iinBsaJsni 


401604 
410215 
420598 
515773 
441073 
442737 
427564 
459081 
463895 
548800 


TT ni annjaJtiQASo 
1 jap I*>M oap jnv 


6,94 
7,19 
7,41 
7,37 
7,16 
7,30 
7,49 
8.31 
8,10 
8,37 


B TT 0001 ni 
5 «iu»W pnn a»»H 
JD] (iuBsaSsni 


958015 
1004091 
1048360 
1068705 
1034501 
1065631 
1106013 
1245607 
1227989 
1285328 


j; TT Hl SnnjajnOAsg 
■ä "P ldo)l nap inv 


21,18 
20,68 
19,68 
21,87 
23,93 
23,21 
23,68 
24,70 
25,27 
29,56 


■3 VOOOIH! 
g anuBw piiii jwH 
'^ JBi iinnaSsai 


827202 
808730 
770682 
857290 
940254 
910127 
932844 
975056 
998180 
1052111 


TT m aniuaiKAag 
1 jap jdoji B3P jnv 


29,07 
32,48 
31,45 
29,24 
27,84 
27,- 
27,25 
28,80 
30,99 
32,14 


M TT OOOX m 
[3 anu»w pm» -»»H 
m paBsaaeni 


1218300 
1370808 
1340069 
1257263 
1208437 
1178308 
1204429 
1284588 
1394619 
1452483 


^ TT ni amuajiiQAag 
S- jap jdo>i nap jnv 


15,08 
14,84 
14,30 
15,32 
16,23 
17,59 
18,70 
19,70 
19,13 
19,16 


1 TT OOOX tn 
Q Jnj TuresaasDi 


874536 
872598 
853633 
928609 
998113 
1097714 
1165167 
1279329 
1241268 
1259029 


1 


0I6I 
6061 
806X 
£061 
9061 
5061 
t061 
£061 
2061 



dbyGoogle 



£38 DER DEUTSCHE IMPERIAUSMUS 

unterjochte, um seine Goldminen besser ausbeuten zu könnoi, wen- 
det dabei chinesische Kulis an, die fast wie Sklaven behandelt wer- 
den. Und die deutschen Reeder, die Chinesen als Matrosen besdiäf- 
tigen, zeigen, daß auch das deutsche Kapital es nicht versdunäht, 
die durdi seme Ausbreitung von der Scholle vertriebenen und prole- 
tarisierten chinesischen Kulis auszubeuten. Ausdem Dai^el^en folgt, 
daß sich aus demvergrOßerten Warenabsatz noch keinesw^s eine He- 
bung der Lageder Arbeiterklasse ergeben muB. Wir wissen aber, daß 
der Wareniabsatz der deutsdien Industrie nur zu einem geringen 
Teil in die Länder der imperialistischen Ausdehnung des deutschen 
Kapitals geht, und daß diese Länder mit ihrer unentwickelten 
ßauembevöUcerung auch in der Zukunft käne großen Absatzmäride 
versprechen. Würde es aber dem Kapital gelingen, dne Industrie 
mit ihnen großzuziehen, so würden sie auch selbst die von Urnen 
benötigten Industrieerzeugnisse schaffen. Zwar wird das nidit mit 
einem Schlage geschehen, und der Prozeß der Industrialisierung 
Chinas wird der europäischen Industrie eine Zeitlang große Märkte 
eröffnen, da er einen großen Bedarf für Masdiinen und Textiler- 
zeugnisse schaffen wird ; es wird sich hier aber dennoch nur um eine 
vorübergehende Beld)ung der europäischen Industrie handeln. 
Denn wenn die industrielle Entwicklung der rückständigen Länder 
früher ihren Warenvericehr mit den älteren kapitalistisdien Ländern 
erhöht hat, so findet dieser Prozeß seine Grenzen in der nur allmäh- 
Uch steigenden Kaufkraft der Länder, in denen das Proletariat mit 
jedem Jahre einen größeren Teil der Bevölkerung ausmacht. 
Die imperialistische Ausdehnung Deutschlands hat bisher der deut- 
schen Arbeiterklasse nicht einmal dne größere Arbeitsgdegenheit 
geschaffen, wenn wir von einem winzigen Teil absehen, der direkt 
für die Flottenlieferanten arbeitet. Würde also die erhöhte Arbeits- 
gelegenheit für einzelne Arbeitergruppen sogar gleichbedeutend sein 
mit der Möglichkeit, eine besser entlohnte Ari>eit zu finden, so hätte 
die Arbeiterklasse als Ganzes dennoch keinen Nutzen davon. Wie 
sich die Verfechter des Imperialismus auch anstrengen, sie sind nidit 
imstande, hgend welche Tatsachen vorzubriogen, die beweisen wür- 
den, daß die zwölf Jahre der imperialistischen Politik, neben der 
wachsenden Teuerung und der Steuerlast, irgend welche Wiriamgen 
herbeigeführt haben, die der Arbeiterklasse günstig waren. In dem 
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bereits zitierten Artilrel ^din Jahre Flottengesetz", den der offiziöse 
NaaticusO im Jahre IQlOgzur Verherrlichung des Rotten- 
gesetzes und seiner Wirkungen veröffentlicht hat, konnte nur aufge- 
führt werden, daß der Konsum pro Kopf der Bevölkerung gestie- 
gen ist: 

an Rc^en von 137,7 kgimJahrel901/2 auf 142,4iinJahrel907/8 
„ Weizen „ 85,0 „ „ „ „ „ 90,7 „ „ 
„ Gerste „ 72,1 „ „ „ „ „ 86,3 „ „ 

„Zucker „ 11,6,, „ „ „ „ 17,1,, „ 
„ Südfrüchte ,, 2,57 „ „ „ „ „ 3,07 „ „ 
Wir lassen die Frage offoi, wieviel von diesem steigendem Konsum 
wiitUch auf die Art>eiterklasse, und wieviel auf die besitzenden 
Schichten entfällt. Wir lassen auch die Frage unberücksichtigt, wie 
die Lage der deutschen Arbeiterklasse ausgesehen hätte, wenn nicht 
die Gewerkschaften und die Sozialdemokratie, die sich des größten 
Hasses der Imperialisten und der R^erung erfreuen, ihren stän- 
digen Kampf im Interesse der Arbeiteildasse geführt hätten. Es 
genügt, daB die R^erung zur Illustrierung der s^ensreichen 
Wirkung des Imperialismus auf die Lage der Arbeiterklasse nichts 
weiter auszuführen hat, als 5 1^ Roggen und Weizen, 5^ \g Zucker 
und 14 Iqf Gerste. Dafi auch dieses Mehr an Lebensmitteln, welches 
die Arbeiterklasse angeblich verbraucht hat, nur in der Phantasie des 
offiziellen Skribenten auf das Konto des Imperialismus gestellt werden 
kann, ist eine besondere Tatsache. Denn wenn sie nicht dem opfervol. 
len Kampfe imserer Gewerkschaftoi und der Sozialdemokratie zu 
verdanken wären, so würde sie lediglich der Arbeitsgelegenheit zuzu- 
schreiben sein, die der Handelsverkehr mit den kapitalistischen 
Ländern Europas bietet, nicht aber dem nur langsam zundimenden 
Handelsverkehr mit den unentwickelten Ländern, auf den das Be- 
stehen der Kriegsflotte einen Einfluß haben kann. 
Ahnlichen Einwendungen, wie die soeben gemachten, begegnen die 
Imperialisten gewöhnlich mit dem Hinweis auf die angebliche He- 
bung der Lage der arbeitenden Klassen in England durch die Ko- 
lonialpolttik. Diesen Einwand hat schon P-arvus*) widerl^, 
indem er nachwies, daß die 21eit der Lohnsteigerungen in England 
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zugleich die Zeit der relativen Verminderung des kolonialen Exports 
war, daß also die Aufbesserung der Lage der Arbeiterklasse in 
England ganz anderen Faktoren zuzuschreiben ist, als der eng- 
lischen Kolonialpolitik. Was Parvus für die Vergangenheit theore- 
tisch nachgewiesen hat, beweisen die kolossalen Arbeitsauf- 
st ä n d e , die in diesem Jahre in ganz England getobt haben, 
noch nachdrücklicher. Welchen Ursachen dieses Sichaufraffen der 
englischen Arbeiter als Musterknaben zuzuschreiben ist, die dn 
halbes Jahrhundert lang von den bürgerlichen Sozialpolitiken) ge- 
feiert wurden, gdit aus einem lehrreichen Artikel des holländischen 
Schriftstellers F. M. W i b a u t ^) : „Ein Menschenalter des Ka- 
pitali^nus" hervor, in dem auf Orund englischer offizieller Mate- 
rialien der Beweis geführt wird, daß die Lage der Art>eiterklasse in 
England sich in den letzten dreißig Jahren {1875—1907) ver- 
schlechtert hat. „Nur in der ersten Hälfte des betrachteten Zeitab- 
schnittes" — so faßt er seine Untersuchungen zusammen — „fand 
eine bedeutende Zunahme des Reallohnes statt, aber sie war haupt- 
sädhlich eine Folge der Senkung der Lebensmittelpreise." In der 
zweiten Hälfte dagegen, seit 1895, sinkt der Reallohn; die Verringe- 
rung der Kaufkraft des Lohnes war größer als die Steigerung der 
Geldlöhne. Auch wird die Sichetfaät der Existenz nicht größer; die 
Sdiwankungen in der Ariieitsgelegenheit werden nicht geringer; der 
Teil der L^nszeit, in dem die Arbeitskraft Käufer findet, wurde 
von 1891 bis 1901 kleiner. Diese Worte des Forschers seien noch 
durch folgende Ziffern ergänzt: In der Zeit von 1875 bis 1905 
wdsen die Löhne eine durdisdinittliche Steigerung von 13 Prozent 
auf. Aber in der Zeit von 1905 bis 1908, verglichen mit der Zelt 
1895 bis 1899, steigen die Preise der Ldiensniittel schneller als die 
Geldlöhne, nämlich um 18 Prozent. Die Lage der englisdien Ar- 
bdterÜasse hat sich also absolut verschlechtert. Und dies geschah 
in der Zeit, wo die Produktionskraft der englischen Arbeiterklasse 
und der Wohlstand der Kapitalisten mächtig gewachsen ist. Die 
englische Einfuhr ist in den letzten 28 Jahren um 92, die Ausfuhr 
um 808 gewachsen, während die Bevölkerung nur um 29 Prozent 
gestiegen ist. Gleichzeitig ist das aus Handel und Industrie stam- 
mende Kapitalisteneinkommen um 92 Prozent gesti^en. Es ergibt 

<) New Zdt (nn 16. Juli l«ll). 
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sidi also : Der Arbeiter lieferte der Gesellsdiaft viel mdir als friUier, 
die Kapitalisten erhöhten ihr Einkommen um 92 Prozent. Würde 
sidi die Lage der Arbeiter gehoben haben, ständen sie absolut 
jetzt besser als vor dreißig Jahren, sie würden relativ trot 
heute schlechter stehen. Aber das nicht emmal ist der Fall. ' 
rend der Wohlstand der Kapitalistenklasse ungeheuer steigt, 
der englische Artnter nicht emmal sagen, daß sein „Wohlsb 
wenn auch nicht in denselben Maße, so doch wenigstens überh 
gestiegen wäre. Die Lage der englischen Arbeiterklasse hat 
positiv verschlechtert. Wer das nicht dem Marxisten Wibaut gU 
will, der vielleicht von der l^endären Verelmdungstheorie 
blendet ist, der lese den Aufsatz des englischen liberalen Statis 
Chiozza-Money m dem Londoner liberalen Wochei 
„The Nation" (vom 30. April 1911) über Lohn und Profit ir 
letzten fünfzehn Jahren. Er findet dort eine Bestätigung der 
fühmngen Wibauts. Dies alles zeigt, daß die Kolonialpolitik 
lands — die erfoigreichste Kolonialpolitik, die jemals in dei 
schichte getrieben worden ist — , die Arbeiterklasse nicht vor 
bittersten Elend hat schützen können. Angesichts dessen verl 
alle Hinweise darauf, daß sidi die deutsche Kolonialpolitk ei 
den Anfängen befinde, selbstverständlich allen Wert. Keint 
lonialpotitik kann die Lage der Arbeiterklasse heben, jede 
führt zu Ergebnissen, die niederdrückend auf sie wirken. 

3. Imperialismus und Sozialreform. 
Der Imperialismus verschlechtert die Lage der Arbeiterklass 

dem er das Einkommen der Arbeiter mit immer wachsenden St 
für den Staat, die Junker und die Schlotbarone belastet. Er si 
der Arbeiterklasse keine Gel^enheit für bessere, lohnendere A 
Das allein würde sdion genügen, um in dem Imperialismus 
Kraft zu sehen, die den Aufsti^ der Arbeiterklasse hemmt un< 
ihre Bemühungen nach Erringung einer höheren Lebenslage 1 
zulegen sucht. Aber damit erschöpft sich keineswegs die n 
drückende Wirkung des Imperialismus auf die Lage der Art 
klasse. Er verstopft auch die Quellen der So: 
r e f o r m , des staatUchen Schutzes der Arbeitskraft vor der 1 
Wirtschaft des Kapitals. Am 4. Februar 1890 kündigte bdcani 
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ein Kaiserlicher Erlaß Reformen an, „die die Eifaaltung der Oesund- 
heit, die Gebote der Sittlichkeit, die wirtsdiaftlichen Bedürfnisse 
der Arbeiter und ihren Anspruch auf gesetzliche Qieichberechtigimg 
waiiren sollten"; am 5. Dezember 1394 erklärte die Thronrede als 
die vomdimste Aufgabe des Staates, die schwächeren Klassen zu 
schützen und ihnen zu einer höheren wirtschaftlichen Entwicklung 
zu verhelfen. Und als einige Jahre später der imperialistische Kun 
in Deutschtand begann, hofften die bürgerlichen Sozialreformer, 
daß er Hand in Hand mit einer Beschleunigung des sozialpoU- 
tiscben Kurses gehen würde: „So treiben wirtsdiaftlicher Fortschritt 
und soziale Reform sich g^enseitig vorwärts, wie zwei indnander 
greifende Zahnräder," schrieb damals der Redakteur der „Sozialen 
Praxis", Professor Franke. „Und darum erheischt eine erfolg- 
reiche WeltpoUtik und WeltmachtpoUtik als unerläßliches Kondat 
(Ei^änzung) auch eine kräftige Fortführung der Sozialpolitik in 
Deutschland . . .WeltpolitikundSozialpolitiksind 
die beiden Pole, an denen sich ein und dieselbe 
Kraft manifestiert. Dem nationalen Drang nach 
außenmuBdersoziale Fortschritt im Innern ent 
sprechen . . . Das Deutsdie Reich muß im 20. Jahrhundert 
Weltpolitik treiben, wenn es seinen Platz an der Sonne haben will, 
und es muß die Sozialpolitik fortführen, wenn dem äußeren Glänze 
auch die innere Kraft den Bestand verleihen soll" ')■ 
Diese guten Leute und schlechten Musikanten bemericten nur nidit, 
daß die Flottenvorlage von der Zuchthausvorlage begleitet wurde. 
Und seitdem Deutschland mit Volldampf den imperialistischen Kurs 
steuert, seitdem es seine Rüstungen von Jahr zu Jahr steigert, ist 
im Deutschen Reichstage kein einziges Gesetz angenommen worden, 
das imstande gewesen ist, die Lage einer breiteren Scbidit des Prole- 
tariats wirklich zu heben. Auch für einen Blinden ist es klar, daß 
zwischen den beiden Tatsachen, dem gänzlichen Versagen der So- 
zialrefonn und dem ununterbrochenen Rüsten ein Zusammenhang 
besteht. Aber es hieße an der Oberfläche der Dinge haften bleiben, 
wenn man annehmen wollte, dieser Zusammenhang bestdie nur 
darin, daß die Rüstungsausgaben das für die Sozialreform not- 

>> HiBdali- and Mich tpnl Ulk. Colti 1900. Vortn« mo Prof . Frukc filwr Wdlpollta uad 
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wendige Geld verschlingen. Der Zusammoibang ist ein \vd tieferer. 
Nicht nur das Geld wird durch die Rüstungen 
verschlungen, die Rüstungen sind zudem Aus- 
fluß desselben Kurses, der die Sozialreform 
zum Stillstand verurteilt. Die Sozialreform entspringt 
entweder dem Kampfe der verschiedenen Schichten der bürgerlichen 
Gesellschaft untereinander, der von der Arbeiterklasse geschickt 
ausgenützt wird, oder sie ist ein Ausfluß des Glaubens der herr- 
schenden Parteien, die Arbeiterklasse durch Zugeständnisse von dem 
revolutionären Kampfe abbringen zu kOnnen. Eben dieser Speku- 
lation verdankt die Arbeiterklasse, daß die deutsche Regierung 
in den neunziger Jahren ihr soziales Herz entdeckt hat, und daß sich 
diese sozialen Gefühle noch verstäiltten, als die Peitsche des Sozia- 
listengesetzes sich als ohnmächtig erwies. Es zeigte sich aber bald, 
daß die deutsche Ariieiterklasse oidit umsonst dreißig Jahre Klas- 
senkampf hinter sich hatte. Es trat bald zutage, daß die Regierung, 
die den „neuen Kurs" inai^uriert hatte, nicht imstande war, ihn 
durdizufiiliren, da die Klassen, deren Willen sie zu vollstrecken 
hatte, ihr das nicht erlaubten. Der hohe Grad des proletarisdien 
Bewußtseins entsprach einer mit jedem Jahre an Kraft zunehmenden 
Macht des Kapitals, das nicht bloß Herr im Hause sdn wollte, 
sondern auch über die fernen Meere seine Herrschaft zu ziehen 
sudite. Dieselbe Macht, die dem Kapital ermöglichte, dem neuen 
Kurs Einhalt zu gebieten, gestattete ihm auch, der Regierung den 
imperialistischen Kurs vorzuschreiben. Die Knechtung der arbei- 
tenden Klasse in Deutschland und die Ausbeutung der fremden, 
wenig entwickelten Völker durch die imperialistische Politik gehen 
Hand in Hand miteinander. 

Daß der Arbeiterschutz und der ImperiaUsmus aus einer Quelle 
fließen, bedeutet aber kdnesw^s, daß die imperialistische Politik 
den ^beitertnitz nidit stärken sollte. Sie tut, es in bedeutendoa 
Maße schon dadurch, daß die Bourgeoisie, die die Eingeborenen in 
den Kolonien wie Sklaven bdianddt, geneigt ist, dieselben Herr- 
schaftanethoden auch g^enüber dem Proletariat im Mutterlande 
zu gebrauchen. Aber nodi stärker beschleunigt der Imperialismus 
diese Rückentwiddung v<hd Arbeiterschutz zum Aibeitertrutz, in- 
don er die Entwiddung des Staates zur Demokratie hemmt. 
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4. Der Imperialismus und die Demokratie. 
Der Imperialismus verschlechtert die Lage der Arbeiterklasse und 
verstopft zugleich die Quellen der Sozialpolitik. Indem er so der 
Arbeitetidasse immer neue Lasten aufbürdet, I^ er ihr zu gleicher 
Zeit Fesseln an, damit sie sich nidit zu wehren vermag. Der Im- 
perialismus hfihlt zuerst den Parlamentarismus aus, der 
für die Arbeiterklasse eine Kampfeswaffe, ein Mittd zur Aufrütte- 
lung der Volksmassen ist» indem er an die Spitze der bürgerlichen 
Interessen solche stellt, die sich öffentlich nicht behandeln lassen. 
Die Bourgeoisie stimmt diesem Vorhaben gerne zu, denn sie sieht 
in dem Parlamentarismus nicht die Form, in der das Volk seine 
Herrschaft ausüben soll, sondern die, in der sie am besten ihre 
eigenen Klasseninteressen vertritt. Sieht also die Bou^eoisie in d»n 
Streben nach Eroberung fremder, kulturell niedriger stehender Län- 
der zwecks ihrer Ausbeutung durch den Export des Kapitals und 
der Waren die ihren Interessen am meisten entsprechende Politik, 
so wird das Parlament zur Waffe des Imperialismus, und von den 
Notwendigkeiten der WeltpoUtik wird es abhängen, inwieweit das 
Parlament selbst die Leitung der auswärtigen, jetzt imperialisti- 
schen, Politik in seinen Händen bdiält. Die Bourgeoisie weiB aus 
historischer Erfahrung, daß es ihren Interessen nicht entspricht, 
wenn sie ihre auswärtigen Interessen gänzlich der Bureaukratie 
überläßt. Bureaukratie heißt Routine, geringe Anpassungsfähig- 
keit an neue Notwendigkäten, und in vielen Fällen Schlendrian. 
Sie veitürgt nicht nur die beste Verwaltung, sondern nicht einmal 
die beste Kenntnis der Sachlage. Besonders was die Kenntnis der 
Kolonialpolitik betrifft, die wirtschaftlidie und wirtschaftspolitische 
Betätigung in fremden Ländern, zieht der Bureaukrat, der an seinem 
Schreibtisch gebunden oder nur auf kurze Reisen angewiesen ist, 
gegen den Kaufmann, den Journalisten, den Gelehrten, die im freien 
Verkehr Land und Leute viel besser kamen lernen können, den tör. 
zeren. Darum befaßt sich die Presse, die Wissenschaft und das 
Parlament der imperialistischen Staaten so viel mit den Ange- 
legenheiten der imperialistischen Politik. Aber ihre Ausführung be- 
findet sich, wie jede Gesetzausführung, in den Händen der Bureau- 
kratie. Während aber bei der Einführung neuer Gesetze, die die 
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innere Politik betreffen, die Bourgeoisie die einzuschlagenden Wege 
sorgfältig im Parlamente prüft und sich die Kontrolle ihrer Aus- 
führung im vollen Umfange vorbehält, vermeidet sie die öffentlidie 
Erörterung bevorstehender Schritte ihrer auswärtigen Politik; selbst 
nachdem sie es schon getan, geht das bürgerliche Parlament sehr 
vorsichtig zur Ausübung seines Beaufsichtigimgsrechts über. 
In England, wo in den Kreisen der Bourgeoisie die Kenntnis der 
auswärtigen Angelegenheiten dank der weitverzweigten Ausbreitung 
der Handelsbeziehungen usw. verhältnismäBig hodi steht und das 
parlamentarische System am höchsten ent\nckelt ist, erfährt das 
Parlament von den Plänen seiner der parlameotarisdien Mehrheit 
entsprossenen Regierung größtenteils erst später, wenn man sidi 
dieselben auch sdion nadi den Taten der Regierung zureditkon- 
struleren kann. Was dem Parlamoit direkt von der Rc^erung 
„eröffnet" wird, sind größtenteils allgemeine Redoisarten über die 
Richtlinien der auswärtigen Politik, die man sich auf Grund der in 
Betradit kommendoi Tatsachen auch ohne „Eröffnungoi" entwofen 
kann, oder Erklärungen, die der Regierung zur Erhöhung des Ein- 
drudcs ihrer Sdiritte im Auslande nötig erscheinen. Und die re- 
gierraden Klassen entäuBem sich gerne ihres Rechts auf bestimmen- 
den direkten Eingriff in die auswärtige Politik. Wissen sie doch sehr 
gut, daß die von ihnen abhängige Regierung keine selbständigen, 
sondern ihre Interessoi dabei vertritt, und daß sie in diesem Sinne 
handelt, wenn sie sich in den Mantel des Schweigens hüllt. Denn 
obwohl es den Kabinetten nur in den allerseltensten Fällen gelingt, 
ihre Töpfe vor doi neugierigen Blicke der ausländischen Diplo- 
matie geschlossen zu halten, und obwohl das Spid zwisdien den 
Diplomaten verschiedener Staaten in Wiiidichkdt größtenteils mit 
aufgedeckten Karten stattfmdet, liegt es im Interesse der Kämpfen- 
den selbst, daß die brdte Masse des Volkes die Zide und Trümpfe 
nidit kennrai lernt. Würde das Spid offen vor der ganzen Welt 
ge^idt werden, so würde es vid schwieriger sein als jetzt, dieser 
Politik des schmutzigsten Profitinteresses das Mäntdchen des natio- 
nalen Interesses umzuhängen. Gerät aber die Politik der Regierung 
in G^ensatz zu den Interessen einer Gruppe der Bourgeoisie, und 
versucht diese durch öffentlidie Debatte die Pläne ihrer Widersacher 
zu durchkreuzen, so läßt die Mehrhdt des Parlaments die Veiliand- 
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lung ubeiliaupt nicht zu, indem sie sich hinter die Unmöglichkeit 
der ofienen Besprediung dieser Angelegenheiten in diesem Stadium 
aus „viteriändischem Interesse" verschanzt. Dies gelingt ihr noch 
Idditer, wenn die Interpellation von einer kleinen Gruppe Ideologen 
ausgeht, die sich mit iliren abstrakten Auffassungen an don koa- 
kreten Schmutz stoßen, oder von den Vertretern der Arbeiterklasse. 
Es genügt, an den Ausgang verschiedener Interpolationen der eng- 
lischen L^wur Party oder des Genossen Jaur&s zu erinnern. Wenn 
man einwenden wollte, daß es die Labour Party an der nSti^ Ge- 
schicklichkeit fehlen ließ, daß sie ihre Position dadurdi schwächte, 
daß sie sich vorher mit der R^erung in Verbindung setzte, so ist 
das bei Jaurte nicht der Fall. Der französische Genosse kennt die 
Interna der Diplomatie, und — was man auch von seiner ininzi- 
pietlen Auffassung der Probleme der auswärtigen Politik denken 
mag — in konkreten Tatsachen läßt er sich keinen Bären aufbinden. 
Daß es ihm aber gelungen wäre, jemals die R^erung ins Bocks- 
horn zu jagen und von ilir mehr zu erfaliren, als sie sagen will, das 
läßt sich auch beim besten Willen nicht behaupten. Das Interesse 
der Bourgeoisie nimmt dem Parlamentarismus den Charakter dner 
Waffe gegen den Imperialismus auch in den Ländern, wo die Dea»- 
kratie in größerem Maße als in Deutschland verwirklicht ist, und wo 
die besitzoiden Klassen viel Sdbstbewußtsein besitzen und sifii 
keinesfalls als Objdcte der bureaukratisdien Verwaltung be- 
trachten. 

In Deutschland, wo das Parlammt niemals eine selbständige 
Kraft besessen hat und wo die Parlamentsbeschlüsse von der Re- 
gierung und dem Bundesrat einfach in den Papiericorb geworfen 
werden können, hat man die Macht des Parlaments überhaupt nicht 
zu schmälern brauchen. Der Impenalismus hat die Ohnmadit des 
Parlaments nur in das rechte Udbt gerückt und gezeigt, daß es mit 
Zustimmung der Bourgeoisie ohnmächtig ist. Der Reichstag hat 
mit Bereitwilligkeit der Regierung die Absolution erteilt, als sie ohne 
seme Genehmigung im chinesischen Abenteuer ungeheure Summen 
verpulverte. Der Reichstag hat dem mit keinem einzigen Wort wider, 
sprochen, daß die R^erung sich heuer in die Marokkokrisen ein- 
gemischt und die Gefahr eines Krieges auf sich genommoi hat, (^e 
der Volksvertretung auch nur ein Wort darüber zu sagen. Als im 
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Jahre 1908 das persdnliche Regiment sich durch die Selbsl 
lungoi des Kaisers im „Daily Tel^raph" in furchtbarster 
kompromittterte, reichte die Erregung der bürgerlichen Parte 
dazu aus, an das persönliche Regiment die Bitte zu richten, e 
doch seine Interessen besser verwalten. Und als heuer sich 
Bourgeoisie die Meinung verbreitete, die deutsche Diplom, 
nicht imstande, ihre Interessen mit Nachdruck zu vertreten, 
feiten ihre Wunsche nicht in dem Rufe nach dem Ausbau dei 
kratie, sondern in der Bitte, die diplomatischen Stellen mit 
liehen Elemoiten zu besetzen, die besser als die Junker in 
sein würden, sidi mit den fremden Diplomaten wegen der 
Interessen berumzusdilagen. 

Der Imperialismus höhlt die Macht des P 
ments aus und stärkt zugleich die Mach 
Bureaukratie. Nicht nur weil die Ohnmacht des Par 
die Allmacht der Bureaukratie bedeutet, sondern auch weil 
perialismus das Wachstum der Machtmittel der Bureaukr^ 
dert, indem er mit jedem Jahre das Budget, die Rüstun, 
sdbwellen läßt. Kein Wunder also, wenn die Bureaukratie 
stärktes Machtgefühl späterhin nich,t nur auf dem Gebiet ( 
wärtigen Politik zur Geltung bringt, sondern die Aiteit 
immer heftiger schurigelt. Nachdem die Quellen der Sozi; 
mit dem Eintritt Deutschlands in die Bahn des ImperialiSE 
siegten, hat die Arbeiterklasse zusehen müssen, wie ihre 1 
liehen Selbstverwaltungsrechte in den Krankenkassen, die 
Mühe zum Wohl der Iddenden Proletarier ausgenützt t 
Bureaukratie ausgeliefert worden sind. 

DER KAMPF GEOEN DEN IMPERIALlSMUt 

Von Jahr zu Jahr wächst die imperialistische Gefahr. Sie v( 
die Resultate jahrzehntelangen Ringens der Arbüterklasse 
Aufbesserung ihrer Lage und droht, die sich immer solid 
fühlenden Proletarier aller Länder auf das blutige Sdiladi 
führen. Je größer ihr Umfang wird, je öfter der Imperialisir 
einer kaum überetandenen Gefahr, vor der es selbst der Boi 
graut, wieder von neuem seine ruchlose Arbeit beginnt, desi 
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tritt es zutage, daß in diesem Wahnsinn ein System stedct, 
desto offensiditlicher wird es, daß es keine bürgerlidie Schicht gibt, 
die ihm Widerstand leisten könnte. Was tun, wie dieses zügellose 
Trdben bändigen, wie diesem Wahnsinn ein Ende bereiten? 
Büiigerliche Friedensfreunde vermeinten der Kri^sgefahr bdkom- 
men zu können, ohne den Kapitalismus absdiaffen zu müssen. Sie 
glauben st^ar, daß der Kapitalismus, nachdem der Imperialismus 
vermittels ihrer unschuldigen Hausmittel überwunden sein wird, erst 
redit aufblühen würde. Da sie gegen die Ausbeutung der unent- 
wickelten Völker durch die alten kapitalistischen Staaten nichts ein- 
zuwenden haben und nur an dem Wettrüsten, an der Gefahr eines 
Kri^es unter den zivilisierten Völkern, Anstoß nehmen, sehen sie 
in dem ganeinsamen Vorgeben der kapitalistischen Staaten das zu 
erstrebende Ziel und glauben, am Kapitalismus sdbst Kräfte zu 
finden, die dieses Ziel verwirklichen könnten. Immer mehr — so 
behaupten die bürgerlichen Friedensapostel — wächst die ZaÜl der 
ganeinsamen Ökonomischen Interessen der zivilisierten Länder, d. h. 
der Bourgeoisie der kapitalistischen Staaten. Deutsches Kapital 
steckt in englischen kolonialen Unternehmungen und französisdies 
in deutschen Industrieuntemehmungen. Der Handelsverkehr knüpft 
diese Länder immer fester aneinander; ein Krieg zwischen Urnen, 
möge er ausfallen wie er will, müßte allen die größten Wundai 
schlagen. Angesichts dessen müßten sich die R^erungen der zivili- 
sierten Länder über ihre kolonialen Streitfragen einigen und 
schließlich lernen, nachdem sie sich über die Teilung der Beute ge- 
einigt, in den Ländern der ökonomischen Ausdehnung des euro- 
päisdioi Kapitals — in Oiina, in der Türkei usw. — goneinsam 
aufzutreten. Wird diese Einigung erzielt, so ist das Ende des 
Wettrüstens da, und es ist nur noch nötig, die verhältnismäßig ge- 
ringen Machtmittel gegen die sich widerstrebenden Baibaren zu 
unterhalten. Alle eventuell auftauchenden Streitigsten würden 
dann von den obligatorischen internationalen Sdiiedsgerichten 
friedlich aus der Welt geschafft werden. 

Die Entwicklung der Orientvölker in den letzten Jahren hat eine 
neue Quelle der Rüstungen eröffnet, die durch keine kapitalistischen 
Abmachungen verstopft werden können. Handelt es sich doch da- 
bei um die Auflehnung der Orientvölker gegen das internationale 



dbyGoogle 



UND DIE ARBEITERKLASSE 



Kaptal. Diese AbmadiungeD könnten nur auf eine Zeitlang die 
Odahr des ZusammenstoBens der konkurrierenden kapitalistisdien 
Staaten vermindern, sie könnten sie aber nicht abhalten, gegen den 
erwadienden Orimt zu rüsten. Können aber solche Abmadiungen 
das Wettrüsten aus der Welt schaffen und die kapitalistischen 
Staaten zu dauernden gemeinsamen Vorgeben bewegen? Dies ist 
mehr als zweifelhaft, obwohl die Interessen des Kapitals der ver- 
sdiiedenen Länder sich in der Tat zu einem Teile immer mehr ver- 
flechten. Die Trusts und Aktiengesellschaften, die von dem sich 
immer mdir mtemational gestaltenden Finanzkapital gespeist wer- 
den, haben mdes auch ihre „nationalen" Interessen. Diese bestehen 
darin, daB einzelne „nattonale" Kapitalistengruppen die Möglich- 
iKit haben, einen schwachen Staat um so stäiker schröpfen zu kön- 
nen, je kleiner der Einfluß der anderen Kapitalistengruppen in ihm 
ist Selbst wenn sie sidi in der Folge über die Auftdiung dieses 
Marktes einigen wollen, müssen sie vorher ihre Kräfte messen, um 
die Beute nach dem Kräfteverhältnis teilen zu kSmien, und wenn es 
sich morgen zeigen sollte, daß eme der „nationalen" Kapitalsgrup. 
pen schwächer geworden ist, so wäre in demselben Augoiblick das 
gestrige Obereinkoomien über den Haufen geworfen, und alle an- 
deren konkurrierenden Gruppen würden sofort versuchen, ihroi An- 
teil an der Beute auf Kosten der schwächeren zu vergrößern. Es 
gibt et>en keinen anderen Teilungsmaßstab als die ökonomische 
Macht, die sich in den staatlichen Machtmitteln äußert. Darum 
fordern die Kapitalisten aller Staaten, selbst wenn sie sich verstän- 
digen wollrai, das Rüsten ohne Unterlaß; denn sie sehen 
in den Rüstungen den Maßstab, nach dem ihr An- 
teil an der Beute bemessen wird, die Garantie, 
daß sie jede Verschiebung in den Kräfteverhält- 
nissen anderer Gruppen auszunützen imstande 
sein werden. Keinem internationalen Schieds- 
gericht wollen sie die Entsdieidung über ihre wichtigen Inter- 
essen anvertrauen, was die Schiedsgerichte zu Institutionen stempelt, 
weldie d i e Konflikte schlichten, die nicht einmal eines diploma- 
tischen Krieges wert sind. Ist also auch die Angst des Kapitals vor 
dem Kriege groß, so vertröstet sich jeder kapiteilistisdie Staat den- 
nodi damit, daß die andern vor ihm werden zurückweichen müssen, 
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sehr stark dastehen würde. So gebt das Wettrüsten immer 
In derselben Richtung wie die politische Entwicklung geht 
linische Fortschritt des Militarismus. Würde auch 
einzelnen Mädbten eine Verständigung wegen ihrer Rü- 
erzidt werden, so würde eine das Kräfteverhältnis von 
lus ändernde neue militärische Erfindung als Ansporn für 
itungen dienen ; denn welche Macht würde sich der Lodnu^ 
:en können, die in ihren Händen behndlichen Trümpfe mög- 
inell auszunützen? Daß die Erfindung schon morgen kein 
is bleiben würde, schuft heute die M^lichkeit nicht aus 
:, mit ihrer Hilfe einen größeren Anteil an der Weltbeute zu 
m. Darum ist das Aufrüsten und nicht das Ab- 
1 das Zeichen der Zeit. 

' Hinsicht hat keine einzige Macht einer anderen etwas vor- 
I. Wenn England seine Rüstungen mit Friedenserklärungen 
Forderungen zu einer Flottenverständigung b^leitet, so tut 
lur, weil es einen Vorsprung in den Rüstimgen besitzt, der 
Bdierrschung der Welt sichert. Rüsten aber alle anderm 
weiter, so verringert sich dieser Vorsprung trotz der größ- 
rengungen Englands. Der deutsdie Imperialismus, der sehr 
gestanden ist und von dem Raubgut nur die schleditesten 
;atteri hat, hofft bei fortgesetzten Rüstungen an Madit zu 
1 und beantwortet deshalb alle englischen Einladungen zu 
)ttenverständigung mit einer glatten Absage. Sollte es aber 
dl wegen des Bautempos seiner KriegsschiHe sich mit Eng- 
rständigen, um koloniale Zugeständnisse zu erbalten, so 
in sicher sein, daß es dann die erste Gelegenheit, die durch 
le politische Mächt^ruppierung geschaffen werden kann, 
I wird, um mit verstärkter Kraft das versäumte nachzu- 

1 den bürgerlichen Friedensfreunden aufgestellte Zid und 
ihnen zur „Zivilisierung" des Imperialismus vorgeschlagen 
dsindalso utopisch. Aber sdbst wenn dieses Zid verwirklidtt 
könnte, wenn in dem Chaos der sidi auflösenden bürger- 
esellschaft und der sie zerfleischenden O^ensätze sidi eine 
ation aller kapitalistisdien Staaten zur scbndleren Ausbeu- 
d Unterdrückung der rückständigen Länder bewerstdligoi 
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ließe, so wäre deis noch immer kein Ziel, das von der A] 
unterstützt werden könnte. Als unterdrückte Klasse kam 
taiiat nidit mithelfen, andere zu unterdrücken, weiß { 
eigaier Erfahrung, daß die Peitsdie, die es zu schwing) 
fen hätte, später auf seinm eigoien Rückm niedersausen 
abgesdhoi davon, daß es auch die Kosten dieser Unte 
Politik tragen müßte. 

Wie die Wundermittel der bürgerlichen Friedensfrei 
Verständigung des Kapitals, die Internationalen Schied: 
keinen Damm gegen die wachsende imperialistische Oe 
kennen, so räumt der Imperialismus auch mit allen ande 
nissen auf, die ihm auf dem Boden des Kapitalismus i 
gestellt werden können. Die parlamentarische Oppos. 
er, wie wir gesehen, ohnmächtig, indem er unter der Zust 
Bourgeoisie don Parlamentarismus jede Widerstandsl 
Stellt sich ihm die Presse in den W^, so knebelt er sie, 
in Deutschland nach dem Hunnenfeldzug tat, als die 
kratisdie Presse die Barbaren der deutschen Zivilisatioo 
-geißeln begann. Es tritt immer deutlicher zutage, da 
RüstkammerderbürgerlichenOesellscl 
Mittel vorhanden ist, das dem tobenden! 
lismus die Kandare anlegen könnte. Mit 
senden imperialistischen Gefahr wächst aber der Orin 
beiterklasse gegen sie. Jede neue Aktion, die die Krii^ 
aufbeschwört, entfacht eine heftige Protestakt 
Proletariats der kapitalistisch entwickelten Läi 
Appell an die „nationalen" Instinirte hilft nunmehr gege 
tig anschwellende antiimperialistische Gesinnung der Vi 
denn unter dem nationalistischen Mäntelchen guckt i 
lidier das kapitalistische Profitinteresse als Triebkraft c 
listischen Aktionen hervor. Istnundiezunebmei 
testaktiondes Proletariats das Mittel, 
kehrdesKapitalismusvonderimperialii 
Politik zu erzwingen? 

Damit das der Fall sein könnte, müßtoi für den Kapit 
dere Entwiddungsbahnen freistehen, als die er eingesd 
Dies ist aber nicht der Fall. Diese Tatsache geht nicht 
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hervor, daß alle kapitalistischen Staaten imperiaUstiscbe Politik 
treiben, sondern auch daraus, daß die Politik des Freihandds, die 
Politik des Abrüstens, die Politik der Demokratie — worin die dan 
Imperialismus entg^engesetzte, aber immer noch bürgerliche Poli. 
tik zusammengefaßt werden kann — nidits anderes bedeutoi würde, 
als die Selbstauslieferung des Kapitalismus an doi Sozialisnus. 
Der Freihandel würde die Produktivkräfte mit soldier Sdinelligkeit 
entfalten, daß die bürgerUche Oesellsdiaft vor die Frage gestellt 
würde: entweder sozialistische Regelung der Produktion oder Lahm> 
l^:ung der Produktion durch Krisen. Und während die ünmanente 
wirtschaftlidie Entwicklung der kapitalistischen Gesellschaft diese 
Frage vorigen würde, würde das in der Demokratie erstarkte, mit 
allen ihren Waffen ausgerüstete, arbeitende Volk einen gelinden 
Druck auf die Kapitalistenklasse ausüben, um die Beantwortung 
dieser Frage im Sinne des Sozialismus zu beschleunigen. Diesen 
Weg, dessen Ziel dem Kapital nicht vert>orgen ist, kann der Ka- 
pitalismus, wenn er nicht zugunsten des Sozialismus abdankoi will, 
nicht besdireiten. Im Imperialismus sieht das Kapital seine letzte 
Zuflucht vor dem Sozialismus. Die Trusts und Kartelle haben ihm 
die Möglichkeit g^eben, sich der Entwicklung der Produktivkräfte 
zu widosetzen oder ihre für das Kapital ungünstigen Folgen — 
wie z. B, den Preissturz — zu vermeiden. Der Militarismus und 
die kolonialen Unternehmungen ersetzen ihm den sich einengenden 
inneren Markt. Die wachsenden Machtmittel des Staates geben ihm 
die Mfiglichkdt, das Proletariat niederzuhalten. Das Kapital weiß 
nicht, daß das nur Notbebelfe sind, die ihm nur eine Zeitlang helfen 
können, sich über Wasser zu halten, und nur eine kurze Galgenfrist 
gewähren. Es hofft durch Entfaltung des Nationalismus, durch die 
kolossalen Gewaltmittel, die ihm der Imperialismus in die Hände 
liefert, allen Gefahren standzuhalten. Die Umwälzungen, die es 
jenseits der großen Ozeane herbeiführt, steigern in ihm den Glauben 
an eine soziale Mission, die es zu erfüllen hat. Es hält am Im- 
perialismus aus allen Kräften fest und ist bereit, jeden Widerstand 
zu bredien, der sich seinen imperialistischen Ld)ensinteressen in 
den W^ stellen sollte. So steht das Proletariat vor der Tatsache, 
daß es von dem Imperialismus mit den größten Gefahren bedroht 
wird, daß es keine Möglichkeit gibt, dem Kapitalismus «ne andere 
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Politik aufzudrängen, ohne die politische Macht aus den Händen 
des Kapitalismus zu entwinden. EMese Situation führt das Prole- 
tariat zum Kampfe um den Sozialismus, denn hat es 
einmal die Madit in Händen, so hat es keinen Grund, für andere 
Ziele als für die Erfüllung seiner eigenen historiscboi Aufgabe zu 
kämpfen. Die historische Entvncklüng bat den Sozialismus schon 
lange aus don Stern, der dem Wanderer aus weiter Feme den W% 
zeigte, zu dner Tatsache gemacht, für die die Gesellschaft öko- 
nomisch reif ist. Der Grad der durch die tedmische Entwicklung 
errdcbten Ausgiebigkeit der mensdilichen Arbeit erlaubt in den 
kapitalistischen Staaten allen Menschen, ihre Bedürfnisse zu decken. 
Der hohe Grad der Vergesellschaftung der Arbeit, die hohe Konzen- 
tration der Industrie, ihre Beherrschung durch die Banken, erlau- 
ben die zentrale Leitung der Produktion. Die Frage des Sozialismus 
ist jetzt eine reine Machtfrage geworden. Hat die Arbeiterklasse 
dem Kapital die Macht entrissen, so gibt es für sie kein anderes 
Ziel, als die Verwirididiung des Sozialismus. Dieses aber bedeutet: 
die einzige gründliche Entwurzelung des Imperialismus drängt die 
Art>eiterklasse zum Kampfe um doi Sozifdismus, vor dem die im- 
periatistische Politik die Boui^eoisie eben retten sollte. 
Hie Imperialismus, hie Sozialismus — das ist die 
Losung, die aus dem Ringen der kapitalistischen Staaten um die 
Welt, aus dem Kampfe des Proletariats gegen den ImperiaUsmus 
hervorgeht. Dafi sie im Sinne der historisdiai Entwicklung gelöst 
wird, daS sie also mit der Zertrümmerung des Kapitalismus enden 
muB, dafür bürgt die Höhe der sozialoi Entwicklung, die der Ka- 
pitalismus in seinen ältesten Domänen erklommoi hat. Der Ka- 
pitalismus ist in seinen ältesten Stättoi kdn Faktor der wirtscbaft- 
Uchen Entwiddung mehr; seine imperialistische Politik entspringt, 
wie wir schon gezeigt haben, in letzter Linie der Tatsache, daß er 
die Produktivkräfte in seinem Mutterlande nicht entväckeln, sondern 
hemmen will. Damit ist sdion gesagt, daß der Boden für den So- 
ziatismus in den alten Ländern der kapitalistischen Entwicklung 
rdf ist, daS die Ernte nur auf die Schnitter wartet. 
Das Proletariat sdbst ist aber in den voi^eschrittenen Ländern 
nur in seiner Minderheit dieser Tatsache sich 
bewußt, und nur zu einon Tdle bereit, sidi für den Sozialismus 
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in die Schanzen zu sdilagen. Das gibt dem Imperialisnius die Mög- 
lichkeit, noch eine Zeitlang die Menschheit zu bedrohen. Aber in- 
dem er dies tut, beschleunigt er auch den Augenblick, da das ganze 
Volk die Sturmglocken vernehmen wird. Jedes neue Briganten- 
stück des Imperialismus weckt eine stärkere Protestaktion des Prole- 
tariats, während die zunehmende Teuerung und die ständig wach, 
senden Steuerlasten dem Heer der Kämpfenden immer neue Ba- 
taillone zuführen. Genügt nicht die Kraft des unter dem Banner 
des Sozialismus gegen den Imperialismus kämpfraden Proletariats, 
um den Ausbruch eines europäischen Krieges zu hintertreiben, so 
werden die Greuel dieses Krieges, die unermeßliche Not, die er über 
die Volksmassen aller Länder ausschütten wird, dafür $oi%en, daB 
die Besiegten wie die Sieger vom blutigen Schlachtfelde als Ge- 
fangene des Sozialismus heimkehren. Das Proletariat kann nicht im 
Kampfe gegen den Imperialismus besiegt werden. Dafür bürgt 
nicht nur die Tatsache, daB das Kapital nicht imstande ist, die Ar- 
beiterklasse zu besiegen, ohne die Wurzeln seiner Macht, die Pro- 
duktion, ihres wichtigsten Betriebsmittels, der Arbeitskraft zu be- 
rauben. Dafür bürgt auch die Tatsadie, daß das moderne Heer, 
das wichtigste Machtmittel des Imperialismus, in muner steigendem 
Maße aus Proletariern besteht. Wie stark audi der EmfluB des 
militärischen Drills und des Kadavergehorsams ist, die den Prole- 
tarier im Soldatenrock von dem im Art>eitskleide zu trenne sudien, 
so muB er dennoch versagen vor den erschütternden Folgen des 
Krieges. 

Es wäre müBig, zu untersuchoi, in welchen Formen die Ausein- 
andersetzung zwischen dem Proletariat und doi Mächten des Im- 
perialismus stattfmden wird. Jedenfalls gdiört eine solche Unter- 
suchung nicht in den Rahmen dieser Schrift, die sich zur Aufgabe 
gestellt bat, die Entwicklungstendenzen des deutschen Imperialisnms 
und die Interessen, die seine Triebkraft bilden, darzustellen. Die 
voi;geschrittenen Elemente der Arbeiterklasse müssen angesichts der 
nahenden großen Kämpfe Aufklärung in die Massen tragen über 
den Charakter des Imperialismus und die historischen Aufgaboi der 
Arbeiterklasse. Je energischer diese Ari)eit geleistet wird, je mdir 
dem Imperialismus die Maske abgerissen wird, desto geringer werden 
die Opfer sem, die der Kampf erfordern wird. DaB sie aber nicht 
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kldn sdn werdoi, weiB das Proletariat sehr wohl. Handelt es sich 
doch um nidits Geringeres, als eine Klasse zu entthronen, die in 
ihrer Maditfülle die Welt beherrscht, die Fesseln zu sprengen, die 
Millionen von Menschen in Sklaven \%rwandeln, und an Stelle des 
Prinzips des weltbeherrsdienden kapitalistischen Besitzes das 
Prinzip der Art>eit zu setzen. Daß die bevorstehenden Kämpfe 
oidit im nationalen Rahmen ausgefoditen werden können, er- 
gibt sich schon aus dem internationalen Charakter 
des Imperialismus. Und die zunehmende Schlagfertig- 
keit, mit der die Arbeiterklasse g^en den Imperialismus manöve- 
rierf, beweist, daß die objektiven Aufgaben, die der internationalen 
Ari>eiterklasse harren, ihre bewußten Träger schon in der ganzen 
kapitalistischen Welt besitzen. Das Band der internationalen Soli- 
darität, das vor fünfzig Jahren noch ein theoretischer BegriK war 
und erst in den wirtschafttidien und politischen Kämpfen des Prole- 
tariats erstarkt ist, verwandelt sich unter dem Einfluß der immer 
wieder vom Imperialismus heraufbeschworenen Kri^gefahr in 
emen eisernen Ring, der die Arbeiterklasse der kapitalistischen 
Länder als eine Kampfkolonne zusammenhält. Inderkommen- 
den Auseinandersetzung zwischen dem Im- 
perialismus und dem Proletariat wird es sich 
aber in einen engeren Ring verwandeln, der den 
Kapitalismus erdrosseln wird. 
Großen Kämpfen schreitet das Proletariat entg^en. Mögen auch 
die Opfer groß sein, die seiner harren, es hat keine Ursache zu 
zaudern, oder nervöse Voreile zu zeigen. Die Artiäterklasse geht 
den künftigen Kämpfen freudig entgegen, denn was auch die Lob- 
redner des Kapitalismus sagen mögen, die Arbeiterklasse hat doch 
nur ihre Ketten zu verlieroi. Ihr urinkt in der Feme der Sozialis- 
mus, dessen Sonne über blutige Schlachtfelder scheinen wird, wenn 
es dem Proletariat nicht gelingt, durdi emen Kri^ g%en das Ka- 
pital den Krieg der Nationen unmöglidi zu machen. 
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DER IMPERJAUSMVS ALS DIE POUTIK 
DES KAPITAUSMUS. 

Die Orundlage aller Differenzen in unseren Vertiälfaiis zum Im- 
perialismus bildet die Fragenach seinemCharak- 
t e r. Was ist der Imperialismas, welches ist sein Verhältnis zur ka- 
pitalistisdien Entwicidung überiiaapt, zur weltwirtschaftlichen Ex- 
pansion im besonderen? Ist er d i e auswärtige Politik des krachen- 
den Kapitalismus oder nur e i n e der noch jetzt möglichen Formen 
der kapitalistisdien Machtentfaltung? Die Bedeutung dieser Fra- 
gen leuchtete dem deutschen Proletariat nur allmählich in den 1^- 
ten Jahren ein. Lange Zeit sdiien der Imperialismus dem doitschen 
Proletariat eine berechtigte, von den geographisdi»i Bedingungen 
aufgezwungene, gewissermafien zur naticmalen Eigenart gewordene 
Politik des englischen Kapitals zu sein. Da die englisdie 
Weltpolitik soldie „Erfolge" aufzuweisen wußte, wie die aufblühen- 
den, sich selbst verwaltenden Staaten Kanadas, Australiens, Neu- 
seelands, bemühte man sidi, selbst die englisdie Ausbeutung In- 
diens gegen die „doktrinäre" Verurteilung eines Hyndman zu ver- 
teidigen, und sogar als der Burenkrieg das Raubgesicht des eng- 
lischen Imperialismus zeigte, verdeckten es später die Zugeständ- 
nisse, die England den Besiegten madite, indem es ihnen die Selbst- 
verwaltung gab. Der französische Imperialismus wurde nur 
nach einer speziellen Seite gewürdigt, als Ausfluß der Sucht, die 
Niederlage des Jahres 1871 durch die Auffrisdiung der Gloire £Uif 
kolonialem Boden wettzumachen. Als sich aber allmählich die 
deutsche auswärtige Politik aus dner Kontinentalpolitik in 
WeltpoUtik zu verwanddn begann, als sie ihr v^cbügstes Madit- 
mittel, die Flotte, auszubauen begann, da schien dieser wichtigste 
Prozeß in der Geschidite des neuen deutsdien Rdches m e h r P r o- 
dukt eines bizarren Cäsarenwahns als histo- 
rische Notwendigkeitzu sein, der man die bi^ere Not- 
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wendigkeit des Sozialismus entgegenstellen moB, die es aber zu 
studieren und zu verstehen gilt, wenn der Kampf g^en sie entspre- 
chend geführt werden soll. Als aber der „Wahnsinn" zum Syston 
wurde, als er das Reich von einem „Abenteuer" ins andere stürzte, 
als er Milliarden zu verschlingen und Kriegsgefahren herauf- 
zubeschwören begann, da wurde sich zwar die ganze Partei klar 
über die gemeinsamen Grundlagen der gesamten imperialistischen 
PoUtik des Kapitalismus, die sdion vor fünfzehn Jahren von 
Kautsky, Parvus in ihren Grundzügen richtig erkannt wurden, aber 
es fehlt bis heute nicht nur eine durchdachte Erkenntnis der Ent- 
wicklungslinien des deutsdien Imperialismus, sondern es mangelt 
an einer konsequenten Anwendung der Analyse 
der Triebkräfte des Imperialismus, wie sie von 
Kautsky und Parvus in ihren verdienstlichen, wenn audi nicht in 
allen Teilen gldchmäBig durchgearbeiteten Brosdiüren über die Ko- 
tonialpolitik aufgestellt und von Hilferding und Otto Bauer vertieft 
wurde, in der täglichen Agitationder Partei, in ihrer 
Stellungnahme zu den konkreten Fragen des Imperialismus ^). 
Die Theoretiker des Marxismus haben den Imperialismus als d i e 
PoUtik des Kapitalismus im Zeitalter des Finanzkapitals dai*ge- 
stellt. Sie haboi die übersedsdie Expansion des Kapitals gesdiildert 
als Folge seiner Flucht vor der sich mindernden Profitrate in den 
Ländern des entwickelten Kapitalismus, sie haben also den Im- 
perialismus als ebenso notwendige Folge dieser Entwicklung ge- 
schildert, wie die Kartelle und die sich in ihre Dienste stellende 
' Schutzzollpolitik. Die überseeische kapitalistisdie Expansion führt 
in ihrer Entwicklung zur Kolonialpolitik, zum Streben nach über- 
seeischen, dem nationalen Kapital gewissermaßen reservierten Ge- 
bieten, die sich mit dem Mutterland, das heißt zur imperialistisdien 
Politik, hl emem staatsrechtlichen Verhältnis befinden. Es gibt 
jetzt keine überseeische Politik, die nicht dem 
Imperialismusdienenwürde. Denn wenn das natiraiale 
Kapital auch nicht alle Qberseeisdien Gebiete, die es wirtschaftlich 

•) Wer lUi die Muht glM, dk Reden aoMrer Reidw<»gM ln e oiilw lai um Elit de* AmwlrtJcca, nm 
Vmar- ODd Miriaeetat fOr die leMea 30 jUin dnrtlmMtBbera, wird Kba, d«e n ildi hier un 
wiiUldie Entiridünogittnfta der ilcb la der PuW dunh^ti end w EifcootDi« dei InperialiMBM 
kttddl. Dm Stadion der BdundlmiE dleeer Fncen In oncreo pvBea BUtleni wird dteie* UrMI 
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„erschließt", in kolonialen Besitz verwandeln kann, ja nicht einmal 
es immer bezweckt — auch auf dem Gebiet der Weltpolitik müssen 
sich die kapitalistisdieii Staaten in den zu verfolgenden Zielen kon- 
zentrieren, und sie kOnnen nicht nach jedem an sidi wünschens- 
werten Objekt greifen — , so dient doch die wirtschaftliche Expan- 
sion in allen Ländern, <Üe eventuell Kolonien werden können, der 
imperialistischen Politik. [>urch die Erweiterung seines ökonomi- 
schen Einflusses an den verschiedensten Stellen der Erde, die er 
nicht zu besetzen gedenkt, wird der imperialistische Staat öko- 
nomisch für seine Hauptziele gestärkt. Indem die Massen der dem 
Kapital zufließenden Profite und Zinsen sich vennehren, bekommt 
der imperialistische Staat ökonomische Mittel zur Durchführung 
seines Willens in den ins Auge gefaßten Gdjieten, und er bdcommt 
politische Trümpfe zur Dwchsetzung seiner Ziele in die Hand. Die 
wirtschaftliche Festsetzung in Marokko schanzte dem deutsdten 
Finanzkapital Millionen aus der Ausbeutung der marokkanlsdien 
Bauern zu, aber noch mehr, sie gab der deutschen Regierung die 
Möglichkeit der Forderung von Kompensationen von Frankreich am 
Kongo, die die ganze mittelafrikanisdie Frage aufrollen. Das Ein- 
dringen des deutschen Kapitals nach Persien, obwohl es sieb erst 
in den Anfängen befindet, gab Deutschland Trümpfe in die Hand 
zur Aufräumung der Hindernisse, die ihm Rußland in der Bagdad- 
bahn stellte, ja zur Lockerung des Verhältnisses Rußlands zu Eng- 
land, wodurdi die allgemeinen Ziele der deutschen Weltpolitik ge- 
stärkt wurden. Der Zusammenhang zwisdien der „friedlichen" 
übersedschen Politik des Kapitals und semer eventuellen Gewalt- 
politik, das heißt dem Imperialismus, ist noch größer. Unter Um- 
ständen kann sich das Zid der friedlichen Expansion eines Landes 
unter dem Drucke der Verhältnisse in das Ziel der gewaltsamen Ex. 
pansicn verwandeln: Unruhen der „friedlich" ausgd>euteten Be- 
völkerung, ein Zusammenstoß mit anderen Mächten, die durch 
weniger friedliche Mittel das strittige Gebiet für ihre ausschließliche 
Exp£uision gewinnen wollen, können unter Umständen sehr leidit 
einen Umschwung der friedlichoi in eine kri^erische Expansion 
veranlassen, selbst wenn sie früher sich nicht auf der bewußt ge- 
wählten Marschroute der Weltpolitik des in Betradit kommenden 
Staates befand. Darin bestand unter anderem mdirere Male die Oe- 
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fahr der deutschen Einmischung in die Marokkowirren, obwohl die 
deutsche R^ening nach unserer festen Oberzeugung, die durdi 
neuere, tiefer eindringende Untersuchungen bürgerlicher Weltpoli- 
tiker bestätigt wild'), kri^eiische Absichten nicht von vornherein 
besaß. In vielen Fällen aber ist die friedUche Expansion überhaupt 
erst mfiglicb als Folge der gewaltsamen. Denn was bildet den wich- 
tigsten G^enstand der überseeischen Expansion? Doch nicht der 
Export der Erzeugnisse des täglichen Gebrauchs, Textilwaren usw., 
nach denen das Bedürfnis in nicht entwickelten Kolonialländem 
nicht nur sehr gering ist, sondern das erst entwickelt werden kann, 
wenn irgend eine staatliche Gewalt an Ort und Stelle sich bdindet 
und dem Handelsverkehr die entsprechende Sicherheit bietet. Eine 
solche Gewalt existiert in den unentwickelten Gebieten nicht, sie 
kann also weder durch geordnete Rechtsverhältnisse noch durch 
Verkehrswege der friedlichen wirtschaftlichen Expansion der ka- 
pitalistischen Länder die Wege ebnen. Das macht den Bau von 
Eisenbahnen und anderen Verkehrsw^en durch das Fmanzkapital 
in den unoitwickelten Ländern zur Vorbedingung der „friedlichen" 
Entwicklung, was wieder die Besetzung dieser Gebiete erfordert. 
Und ebm der Export des Kapitals zum Bau der Verkehrswege, don 
die Aufpfropfung des Staatsmechanismus folgt, bildet den Haupt- 
teil der „friedlichen" wirtschaftlichen Expansi<m. 
Angesidits alles dessen muB aufs energischste die auch unter emem 
Teile der Radikalen verbreitete Auffassung abgelehnt werden, d i e 

■) Wm !■ II 1 PndM« Ober dk lUdcDttchai EalliDlIuBgco Ober dk Ataictal der Recknuv, clwn 

Tdl MtfcUunu ikt nirdSoi, zDbattail«t,uctlrtlleiidderUui]IeUoinpfaPn)l(uorKcruinD 
Oackto: „Oewaft Irii zum InBcntca, ut da Mmmi* Säadde TErUnfau], mr frellldi du gas» 
Spid fOa Aofa^ u. Sdwa nit ikm EndwiMa da .Panlher' rar Afiäii wurde ein MlHel Ecvthlt, 
ihiiM lakMHittgTad uf du iddülitc Oberkct war; d> RippmtoB n» bOdubnOglidKr Eoeriie 
nad DraakMdt, am dk FmuoMa Dbatuupt n Vcrtiudliasca la nOtigtB, nnd docb ccrade nodi 
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itaalwHii auf eine Featattninf in Marokko aelbat abgtadwi ad, nnd dae y«m«f »ogar dk £nglia> 
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Sozialdemokratie sei zwar eine entschiedene 
Gegnerin der Kolonialpolitik, sie trete aber für 
die friedliche überseeische Expansion Deutsch- 
lands ein. Diese Auffassung ist gänzlidi falsch (weil sie den 
Zusammenhang zwischen friedlicher und gewaltsamer Expansion 
übersieht), man könnte sie als Oberbleibsel aus den Zeiten des Ein- 
flusses der freihändlerischen Auffassungen auf das Geistesleben der 
Sozialdemokratie ruhig aussterben lassen, würde sie nidit sehr 
widitige Folgen für unsere Agitation haben: sie bricht jedem 
konsequenten Kampfe gegen die Kolonialpoli- 
tik und den Imperialismus das Rückgrat 
Die Grundlage dieser Auffassung bildet die Annahme, die über- 
seeische Expansion li^e im Interesse der Aiteiterklass^ die durch 
sie Arbeitsgelegenheit bekommt. Würde diese Auffassung von der 
Sozialdemokratie als richtig anerkannt, dann bleibt der imperia- 
listischen Presse nur übrig, zu beweisen — und sie kann es mit 
gutem Erfolg tun — , daß die Zeit der überseeischen friedUchen Ex. 
pansion in Kolonialgebjeten vorüber ist, daß, wer die wirtsdiaft- 
lidie überseeische Expansion als im Interesse der Ari}eiteiklasse 
liegend betrachtet, auch für die Mittel eintreten muß, die ihre Ent- 
wicklung sichern, das heißt für Flotte und Imperialismus überhaupt. 
Wer also die friedliche Expansion als im Interesse der Arbeiterklasse 
betrachtet, der verliert jeden Halt g^enüber dem Imperialismus*). 
Will er aber seine ablehnende Haltung g^oiüber dem Imperialis- 
mus bewahren, so bleibt ihm nur ein W% offen : er muß d i e i m - 
perialistische Politik nicht als die auswärtige 
Politik des krachenden Kapitalismus behan- 
deln, sondern zu beweisen suchen, es bestände für 
den Kapitalismus die Möglichkeit noch anderer 
auswärtiger Politik, die auch im Interesse der 
bürgerlichen Gesellschaft liege. Nur das Unver. 
ständnis der Massen der besitzenden Klassen wolle das nicht ver- 
stehen, und das mache sidi der Eigennutz klehier Cliquen von Inter- 
essenten zunutze, die die Massen des verführten Biligertums vor 
ihren Karren spannen. 
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Diese Art der Behandlung des Imperialismus — auch sie hat im 
Lager des Marxismus in Deutsdiland eine Reihe von Vertr^em — 
schraubt unsere Eiienntnis des Imperialismus um Jahrzehnte zu- 
rück, indem sie an Stelle des Imperialismus, wie er 
lebt und webt, eine ganz andere Weltpolitik zum 
Ausgangspunkt ihrer Stellungnahme nimmt, 
nämlich die Weltpolitik der schon lange ver- 
schwundenen Epoche des englischen Industrie- 
kapitals, deren theoretischen Ausdruck man bei den freihänd- 
lerisdien Nationalökonomen Englands findet. Sie wiesen darauf 
hin, daß die Güte der Ware, nicht aber die Kanonen die kolonialoi 
Märkte erobern, weshalb audi jede Kolonialpolitik vom OI>el sei. 
Man müsse nur für die Sprengung der chinesischen Mauern sorgen 
und das Weitere der Durchschlagskraft der kapitalistischen Wirt- 
schaftsordnung überlassen. Aber die Tatsache beiseite gelassen, 
daß diese theoretische Propaganda nicht einmal zum Aufgeben audi 
nur einer einzigen Kolonie geführt hat, so basierte diese Auffassung 
auf der Vorherrschaft der englisch«! Industrie und auf don Glau- 
ben an die heilvolle Wirkung der frden Konkiurenz. Motivierte doch 
der bekannte englisdie Schriftsteller Josiah Tucker im Jahre 1774 
die kolonialfreundliche Stellungnahme in folgenden charakteristi- 
schen Worten : „Die Kolonien treit>eil immer Handel mit dem Volke, 
das ihnen den größten Nutzen gewährt. Nirgends aber finden sie 
einen so guten Markt für Rohstoffe, kein anderes Land liefert ihnen 
die unentbehrlichen gewerblichen Erzeugnisse so billig wie England. 
Ober Waren, die sie anderweitig vorteilhafter kaufen oder absetzen, 
verfügen sie auch jetzt schon nach Belieben. Damit fällt aber auch 
das Bedenken, daß die Freigabe Amerikas die englische Seemacht 
schädigen könnte^). 

Seit dieser Zeit hat sich vieles geändert. Keine einzige nationale 
Boutgeoisie hat ein Monopol auf den Weltmarkt. Ein wüster Kampf 
tobt auf ihm. Und da dieser Kampf eine so rapide Entwicklung der 
Produktivkräfte fordert, daß diese die kapitalistische Welt ans dai 
Fugen zu heben drohen, ist die Losung des Kapitals nidit die freie 
Konkurrenz, sondern Monopole, auch Monopolisierung der aus- 
wärtigen Märkte durch Schaffung von Kolonien. Denn selbst wenn 

<) A. ZlBUKrauan, KoloaUlpollllk. Ldpilg I90S, S. 4«. 
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Uesen Kolonien das Prinzip der offenen Tür und gleicher zoll- 
tischer Behandlung jeder Ware herrschen sollte — dies wird 
nötig sein aus Rücksicht auf die Finanzen der Kolonie oder 

internationale Verträge — , so gibt der Besitz der politisdien 
/alt der Bourgeoisie des Landes, dem die Kolonie gehört, einen 
p^ßen Vorsprung vor den Konkurrenten, wie es ihr nur nötig 

E)ie sprachliche Gemeinsamkeit mit den kolonialen Bdiörden, 

Versippung mit dem nationalen Kapital, die finanzielle Abhän. 
[eit von dem Mutterland bringen es mit sich, daß die Kolonie 
Ausbeutungsmonopol des kolonisierenden Landes bildet. 
' es also für möglich hält, dem monopoUüstemeQ Kapital unserer 
n die Weltpolitik des englischen Kapitals aus dem Anfang des 
gen Jahrhunderts zu empfehlen, der macht es sich unmöglidi, 
rhaupt die von ihm bekämpfte imperialistische Politik zu oicen- 

und erfolgreich zu bekämpfen. 

Annahme der Möglichkeit einer anderen als der imperialisti- 
91 Weltpolitik des Finanzkapitals führt zu weiteren Irrtümern. 

die Agitation gegen den Imperialismus folgt aus ihr, daß man 

imperialistiscben Affären als Produkt der Treibereien einer 
len Clique darstellt, gegen die die breiten Sdiichten des Bürger- 
s scharf Stellung nehmen können. Da sie es aber nicht tun, so 
)mmt die Haltung des Bürgertums zu den impehzilistischen 
gen den Charakter einer Komödie der Irrungen. Das Resultat 
r solchen Betrachtimgsweise für die Politik der Partei ist, daß 
nidit imstande ist, kühl und richtig die Ursachen des imperia- 
schen Umschwunges in den Schichten des Bürgertums zu wür- 
:n, was zu einer ganzen Reihe allgemeiner Fehlschüsse, beson- 
; in den Fragen des Kampfes g^en den Imperialismus, führt, 
die ich noch im weiteren zurückkommen werde. 

unsere Haltung gegen den ImperiaUsmus dne unverrückbare 
ndlage bekommen, so gilt es, aus dem Geistesleben die O b e r - 

te alter Ideologen auszumerzen, die einmal zum Teil 

wirkliche Basis besaßen, jetzt aber irreführend, weil den Tat 
len nicht entsprechend, sind. 

Imperialismus istdieeinzigmöglicheWeltpolitik 
'jetzigen kapitalistischen Epoche. Er bringt 
r einer eng begrenzten Schicht der führenden kapitalistischen 
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Krdse, den Banken und dcx schweren Industrie, aber hinter ihm 
stdien die weitesten Kreise der Bourgeoisie, Nutzen, weil er ihnen 
Aussichten eröffnet, die, wenn auch unerfüllbar, für die Bourgeoisie 
eine unüberwlndbare Kraft besitzen. Er verhaßt ihr die Schaffung 
von Monopolmärkten, auf denen sie frei von den Sorgen sein wird, 
die ihr jetzt der Weltmarkt venirsadit. Er verheißt ihr Raum für 
die andauernde Entwicklung der Produktivkräfte, also die Ober- 
windung der Gefahr der sozialen Revolution. Er Öffnet ihr in der 
Epoche des Wachstums der materiellen Macht der Bourgeoisie und 
Qires gesteigerten Zerfalls den Ausblick auf eine Machtentfaltung, 
der sie mit höchstem Entzücken erfüllt. 

Es gibt keine andere als die imperialistische Politik des Kapitalis- 
mus unserer Tage. 

ES aiBT KEINE MITTEL IM KAMPFE OEQEN DEN 
IMPERi AUSMUS DES KAPITAUSMUS. 
Die geschilderten Differenzen in der Behandlung des Imperialismus 
führen zu sehr wichtigen Differenzen in der Auffas- 
sungdes Kampfesgegenden Imperialismus. Wer 
im Imperialismus nicht d i e Politik des Kapitalismus sieht, sondern 
nur die Politik kapitalistischer Oiquen, denen die antiimperialisti- 
schen Tendenzen innerhalb des Bürgertums die Wage halten oder 
jedenfalls sich mit Aussicht auf Erfolg entgegensetzen können, dem 
lächelt auch die Hoffnung, daß das Proletariat gemeinsam mit den 
antiimperialistischen büi^erlichen Sdilditen in der Lage sein wird, 
dem Imperialismus die ärgsten Giftzähne auszubrechen. Diese 
Hoffnung scheint von Zeit zu Zeit durdi Tatsachen bestätigt zu 
werden. In Spanien nahm das Kleinbürgertum an dem prole- 
tarischen Aufstand g^en das Riffabenteuer tdl, in England 
drängt das Kleinbürgertum nach einer Milderung des englisch- 
deutschen Gegensatzes. Aber nur wer an der Oberfläche der Er- 
eignisse haften bleibt, kann in diesen Vorgängen Anzeichen einer 
wachsenden bürgerlichen Opposition gegen den Imperialismus 
' sehen. Eine wirkliche Auflehnung des Kleinbürgertums g^en den 
Imperialismus, wie sie Spanien gesehen hat, ist nur in kapitalistisch 
ganz unentwickelten Ländern möglidi, in denen der Imperialismus 
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mit den Interessen oder Hoffnungen weiterer bürgerlidier Schichten 
noch nicht verwachsen, in denen er wirklich nur ein Abenteuer einer 
irioinsn Hofclique ist. Wo die Spitzen der Bourgeoisie an seinen Oe- 
ten interessiert sind, wo die Banken die Presse bdterrschen, 
it selbst in wirtschaftlich noch verhältnismäßig zurücl^reblie- 
1 Ländern, die erst an der Schwelle des Oberganges vom 
rstaat zum Industriestaat stehai,wie Österreich, Japan, 
i e n , keine namhafte büi^rljche Opposition gegen den Im- 
lismus auf. Die Bourgeoisie und das Kleinbürgertum spannai 
lort vor den Wagen des Imperialismus und glauben dabei ihre 
iftigen Interessen zu vertreten, zu verhüten, daß die alten ka- 
stischen Staaten die Welt restlos unter sich verteilen. Die 
xion Bosniens und der Herz^owina hat keine antiimperia- 
:he Opposition des Kleinbürgertums hervorgerufen, otwohl 
sterreich an den Rand des Krieges brachte und seine Finanzen 
1 Mitleidenschaft zog. Dasselbe m Italien. Nadi einer großen 
srlage, wie es die abessinische war, entstdit zwar em Katzen- 
er, aber einige Jahr später beherrscht schon die imperialistische 
:^e die öffentliche Meinung. Vielleicht werden die Folgen des 
itanischoi Abenteuers wieder eine Ernüchterung im Klein- 
!rtum erzeugen, aber es ist klar, daß diese dann für die einst 
n hinter Schloß und Ri^ gebrachte tripolitaniscfae Beute 
Bedeutung haben kann. Und bis Italien die Kräfte zu neuoi 
teuem sammelt, wird auch dieser Katzenjammer verflogen sdn. 
st es aber mit der angeblich antiimperialtstischen bürgerlichen 
gung in England bestellt? Wir lassen ihre Schwäche bd- 
Die „Daily News" fragten mit Recht vor hmxm: Was helfen 
ntiimperialistischen Artikel und Reden der linksliberalen Ab- 
Ineten, wenn ihnen imperiaüstiscbe Taten folgen? Es ist af>er 
roßer Irrtum, in dem „deutschfreundlichen" Gebaren des eng- 
n Kleinbürgertums und eines Teiles des englischen Handels- 
Us — siehe die Haltung des „The Economlst" — dne Oppo- 
gegen den britischen Imperialismus zu sehen. Es ist dne Be- 
ng für die Erhaltung der britischen Weltherrschaft mit billi- 
Mitteln, weil die großen Flottenausgaben zur Belastung des 
bürgertums führen können. Der Schrei: Verständigung mit 
idiland, bedeutet also nicht: nieder mit dem Imperialismus! 
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Aber die HoffnuDg auf eine bürgerlidie Opposition g^en den Im- 
perialismus ist nicht die einzige Folge dieser Untersdiätzung des 
Imperialismus. Nicht einmal die wichtigste. Auch wenn man den 
Imperialismus nicht in seinem Zusammenhang mit der Kartellie- 
nmg der Industrie, mit der Schutzzollpolitik, kurz, als r^elrechten 
Au^uB der letzten Phase der kapitalistischen Entwicklung auf- 
faßt, eriic^ man leicht der Versuchung, die imperialisti- 
schen Gegensätze zu unterschätzen. Da die im- 
perialistischen Interessen nicht als d i e Interessen der Bourgeoisie 
angesehen werden, sondern als die einzelner ihrer Cliquen, hofft man 
durch den Druck der proletarisch-bürgerlichen Opposition die strei- 
tenden imperialistischen Lager zu g^enseitigen Zugeständnissen zu 
bringen, zu einem gewissen Ausgleich, um so mehr, als die Regie- 
rungen erstens — im großen ganzen — die allgemänen bürgerlichen 
Interessen Sonderinteressen der Cliquen gegenüber vertreten sollen, 
zweitens, weil sie die Haltung der Volksmassen während eines im- 
perialistischen Zusammenstoßes fürchten müssen. Diese Auffas- 
sung enthält natürlich einen t>erechtigten Kern: wo keine großen 
ökonomisdien Interessen des Kapitals engagiert sind und die allge- 
meinen weltpolitischen Ziele eines Staates zum momentanen Aus- 
glddi drängen, endet die Krise ohne Zusammenstoß, durch einen 
Schacher. Natüriich kann die MSglicbkeit soldier Ausgleiche 
keinem Zweifel unterli^en. Fraglidi ist in Beziehung auf sie nur 
zweierlei : erstens, obman aus diesen Ausgleichen auf 
die Tendenz zur Milderung der imperialisti- 
schen Gegensätze schließen kann, zweitens, welche 
Stellungnahme das Proletariat dieser Tendenz 
wie einzelnen imperialistischen Schacherge- 
schäften gegenüber einnehmen soll. Wenn man die 
Anleih^eschäfte der europäischen Finanz in China und der Türkei 
für die letztai Jahre studiert — die Oeschidite der letzten türWsch- 
französisdien Anleihe und der augenblicklich verhandelten inter- 
nationalen Anleihe für China kann als Sdiulbeispiel angesehen wer- 
den — , so treten zwei Tätsachen klar zutage: Die Einigung der 
internationalen Finanz auf ein gemeinsames Vorgehen ist sdir 
schwierig, erstens, weil einzelne Gruppen der Finanz im Rahmen eines 
Staates schwer davon abzubringen sind, auf «geneHand ihrGlück zu 
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probieren gegen die andere nationale Gruppe, die sich international 
zu einem Raubzug assoziieren will, zweitens, weil ein Ausgleich 
der Interessen nationaler Gruppen untereinander sdir schwer zu 
finden ist. Die Verteilung der Beute erfolgt nach dem Maditverhält 
nis, und dieses ist weder leicht festzustellen nodi unveränderlich. 
Darum — das ist die zweite Tatsache, auf die es ankommt — 
bildet ein Zusammengehen der nationalkapita- 
listischen Gruppen miteinander bei verschie- 
denen überseeischen Finanzgeschäften absolut 
keinen Ansporn zur Minderung der imperia. 
listischen Machtmittel und Tendenzen, jede na- 
tionale kapitalistische Gruppe will bereit sdn, sich eventuell gegen 
die anderen auf eigene Hand durchzusetzen, gestützt auf die Macht- 
mitid ihres Staates. 

Würde aber auch ein Zweifel über diese Entwicklungsmöglichkeiten 
sachlich zu vertreten sein, so ist es eui Produkt einer gänzlichen Un- 
durchdachtiieit des Problems unserer Haltung zum Imperialismm, 
wenn weite Kreise der Partei den Abstand zu den imperialistisdien 
Vergteichsgeschäften fehlen lassen und in ihnen einen zu berußen- 
den Erfolg unseres Kampfes g^en den Imperialismus, tinm An- 
fang der Annäherung der Völker sdien. Selbst wenn dieser Aus- 
gleich international wäre, also nicht auf eine neue Mächt^ruppie- 
rung, das heißt auf das Ersetzen alter Gegensätze durdi neue hin- 
ausliefe — wie es bisher immer der Fall war — , so wäre sdn Resul- 
tat keinesfalls das, was wir erstreben. Ein internationales Oberein. 
kommen der imperialistischen Mächte könnte naturgemäß kein anü- 
imperialistisches Resultat zeitigen: es würde mit dner Verteilung 
der Erde enden, wie sie schon einigemal stattgefunden hat. Solch 
ein Zustand, der den bisher mit Kolonien wenig beglückten Ländern 
frden Raum für die koloniale Tätigkät eröffnen würde, kann schon 
darum kein von uns zu begrüßendes Ziel des proletarischen Kampfes 
bilden, weil wir doch prinzipielle Gegner der Kolonialpolitik sind. 
Aber nodi ärger sidit die Sache aus, wenn man sie nicht in der luft. 
leeren Region der Ahstraktion behandelt, sondern auf dem Boden 
der Wiriclicbkeit, an der Hand der geographischen, wirtscbafüichen 
und machtpolitischen Faktoren, die über den Gang der WeltpoUtik 
entscheiden. Die Welt ist ganz ungleidimäßig unter die Mächte 
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verteilt. Eine von G. Hildebrand zusammengestellte Tabelle 
überdies Vertiältnis von Hauptland und Kolonien zeigt dies sehr grell : 



Bdewn 

NiederUade .... 
Portugal ■ . ■ 
FraDknicb .... 

EagUnd 

DcutschUnd . . . 
Otterrelch'Ungarn 
Italien 



1910 
1909 
1900 
1906 
1910 
1910 
1910 
1910 



58,5 
73,8 



120 
75,8 



8090 
6184 
2258 
1286 
9399 
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Die zuräckgesetzten imperialistischen Staaten können freien Raum 
für ihre wirtsdiaftliche Entfaltung nur auf Kosten Dritter 
erlangen. Geschieht das durch macbtpolitisches Kräftemessen, so 
ist klar, daß neue G^ensätze aufgerissen werden, die an Schärfe 
die jetzigen übertreffen. Aber selbst wenn es zu einem Abkommen 
zwischen England und Deutschland über die belgischen und por- 
tugiesischen Kolonien käme, das mit pekuniärer Abfindung der be- 
raubten Staaten enden würde, so ist auf lange Zdt dn Element 
der Unruhe in die Weltpolitik gebradit, und Rüsten bis zum 
Weißbluten müßte die Parole der schwächeren und infolgedessen 
auch der stäilceren Mächte sön, denn kerne würde sich dann vor 
einem neuen „Ausglddt" auf ihre Kosten sicher fühlen. Nicht 
nur neue koloniale Lasten, sondern auch neue 
Militärlasten werden die Folge aller Verständi- 
gungsaktionen sein. Und deshalb ist nur eine einzige Hal- 
tung der Sozialdemokratie ihnen gegenüber möglich: die De- 
maskierung der volksfeindlichen Ziele dieser 
Aktionen, der Hinweis, daß die Arbeiterklasse 
nichts von ihnen zu erwarten hat, daß ihre Auf- 
gabe nur im entschiedensten Kampfe gegen den 
ganzen internationalen Kurs des Imperialis- 
mus besteht. 

Oft wird gegen diesen Standpunkt der Hinweis ms Feld geführt, 
wir könnten doch nicht mit versdiränkten Armen dem sich immer 
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mehr verschärfendoi deutsdi-englischen G^ensatz g^;enüber$tdien, 
wir müBtoi ihn dnzusdiräiiken suchen, ihm die Gefahr einer kne> 
gerisdien Auseinandersetzung ndimai. Wer von dieson Standpunkt 
aus sich, wenn auch nur im Prinzip zustimmend, zu den Aus- 
gldchgesdiäften der imperialistischen Staaten stellt, der errdcht 
alles andere als das ihm vorschwebende Ziel. Denn unser hemmen- 
der Einfluß auf die imperiaUstischen Treibereien wädist propor- 
tional zu dem Mißtrauen, das die Volksmassen gegen die imperia- 
listische Politik und ihre Leiter fühlen, proportional zu der anti- 
imperialistisdien Stimmung und Aktton der Arbeiterldasse. Nur die 
Furcht vor dem Proletariat steigert die Vorsicht der Regierung in 
der Vertretung der imperialistischen Interessen. Was kann aber die 
Aktionskraft der Arbeiterklasse mehr schwächen als die Hoffnung — 
und die, wie wir es gezeigt haben, nodi dazu gänzlich unbegründete 
— auf die Verständigungsaktionen der imperialistischen Mächte? 
Was kann ihren scharfen G^ensatz zum Imperialismus fester 
einsdiläfem als die Taktik, die darauf hinausläuft, den Kampf 
gegen neue koloniale Erwerbungen zu schwächen, aus Rüdcsicht 
auf die angebliche Milderung der imperialistischen G^^ensätze und 
des Rüstungstempos, das durch kolonialen Schacher errdcht inrd? 
Wir stellen die Frage unseres Verhältnisses zu den Ausgldchsak- 
Uonen allgemein und verzichten zunächst auf die konkrde Schilde- 
rung der jetzigen Phase des deutsch-englischen Gegensatzes, der 
Rolle der Rüstungsfrage in ihr und der Behandlung, die diese Fra- 
goi in unserer Presse gefunden haben. Es handdt sich mir augen- 
blicklich nur um die Feststellung der Haup^ichtspunkte, unter 
denen sich eme proletarische Taktik im Kampfe ge^en den Im- 
perialismus aufbauen läßt. 

Da der Imperialismus die Politik des Kapitals unserer Tage ist, da 
er in den kapitalistisch entwickelten Stziaten alle bürgerlichen 
Schichten mitrdßt, da er immer neue G^ensätze unter den Staaten 
sdiafft, liegteinedauerndeMilderungderimperia- 
[istiscben Gefahr nicht im Bereich der Möglichkeit. 
Momentane Versudie ihrer Absdiwächung, wie sie von den Groß- 
mächten vorgenommen werden, zdtigen rein imperialistisdie Re- 
sultate, Verschiebungen im Kolonialbesitz der imperialistischen 
Staaten, die, wie sie durch Machtverschiebungen ^tstanden sind. 
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ZU immer größerer imperialistischer Machtentfaltung führen. An- 
gesidits dessen kann die Sozialdemokratie sich nicht auf die Suche 
nach wdBen Salben auf die Wunden, die der Imperialismus schlägt, 
verl^en, sondern sie muß im prinzipiellen Kampfe gegen den Im- 
perialismus, in der Ablehnung und Bekämpfung seiner Kombi. 
national ihre Aufgabe sehen. 

SOZIAUSMUS GEOEN IMPERJAUSMVS. 
Der Kampfg^endieimperialistischen Abenteuer nimmtin derganzen 
proletarischen Welt an Stärke zu. In Deutsdiland hat er während der 
Marokkokrise einen Umfang angenommen, wie es noch vor kurzem nie- 
mand erwarten konnte. Die vortrefflich gelungene Versammlungs- 
aktion der Sozialdemokratie zeigte, daß es der imperialistischen 
Agitation nicht gelungen ist, die kapitaUstischen Ziele des Imperia- 
lismus vor den Massen zu verstecken, sie in nationale Ziele umzu- 
lügen. Und wem es g^önnt war, während der Wahlfigitation selbst 
in Ideinen Orten über die deutsche Weltpolitik zu sprechen, der 
mußte das Fdilen aller nationalistischen Regungen m der Art)eiter- 
masse mit der größten Freude feststellen. E>iese Tatsache erübrigt 
dn besonderes Eingdien auf die Frage von den Grenzen 
unseres Kampfes gegen den Imperialismus. Wor- 
auf es ankommt, das ist die ununterbrodiene Agitation, welche die 
Kluft zwischen dem Imperialismus und der Arbeiterklasse erweitert 
und vertieft und den objektiven Gegensatz des Imperialismus zu den 
Interessen der Arbeiterklasse aufzeigt. Aus diesen Tatsadien ergibt 
sidi von selt)st, daß in der ernsten Situation, in der es aufs Bi^en 
oder Brechen gehen wird, der Imperialismus die Arbeiterklasse auf 
seiner Seite nicht finden kann. 

Der größte Teil der Fehler, die im Kampfe gegen den Imperialismus 
selbst bei seinen prinzipiellen Gegnern unterlaufen, resultiert aus 
der Eigenart des- deutschen Imperialismus. Die 
geographisdie Lage Deutschlands bewirkt, daß der deutsche Im- 
perialismus sehr stark in der Kontinentalpolitik verankert sein muß. 
Er muß damit rechnen, daß bei jeder machtpolitischen Entscheidung 
die Würfel auf dem Kontinent fallen werden, und daß sein diploma- 
tischer Aufmarsch immer mit der Schaffung einer günstigen Konstel- 
lation auf dem Kontinent beginnen muß. Das hat bri dem deutschen 
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Bürgertum sdüieBIich die Einsicht in die Notwendigiceit der Vereini- 
gung von Kontinental- und Weltpolitik, des Ausbaus von Heer und 
Flotte erweckt. Restlos ist der Gegensatz der beiden Strömungen in 
der deutschen Politik noch heute nicht au^emerzt, früher aber mußte 
sich die weltpolitische Richtung sehr mühselig ihren Weg bahnen. 
Sie wurde bekämpft durch die Junker, da diese in ihr einen Ausfluß 
der scheel angesehenen Industrialisierung £}eutscblands sehen, und 
von dem Konkurrenzneid der OKizierskrdse des Landheeres, die ein 
Ast am Baume des Junkertums sind. Die tiberalen Bourgeois waren 
auch keine Freunde der Weltpolitik. Schon lange, nachdem Deutsch. 
lands Handelspolitik sich auf dem Boden des Schutzzolls befand, 
hielten sidi die Liberalen bis weit m das nationalliberale Lager — 
siehe die Haltung Bambergers zu der Kolonialpolitik') — in 
den Fragen der Weltpolitik an die fFdhändlerische Auffassung von 
der Oberflüssigkeit der WeltpolitiL Von dem Bürgertum kühl be- 
handelt, wie konnte der deutsdie Imperialismus von den Vertretern 
der Arbeiterklasse anders als eine erotische Pflanze betrachtet wer- 
den, bei deren Bekämpfung man auf Bundesgenossen rechnen kann? 
Und daß der Kampf gegen den Imperialismus auf die leichte Achsd 
genommen, daß er nicht mit der ganzen prinzipiellen Sdiärfe geführt 
wurde, ist auch zu einem großen Teile der Eigenart des deutschen Im- 
perialismus zuzuschreiben. Die langen Jahre der gänzlichen Ver- 
sumpfung der deutschen Kolonialpolitik reizten 
zu allem anderen äier als zu einem prinzipiellen Kampfe g^en sie, 
als den letzten Zufluchtsort des Kapitals vor dem Sozialismus. Viel 
leichter war der Kampf g^en sie mit dai Ziffern des kolonialai 
Handelsveitehrs und des Kolonialetats in der Hand, wobei man auf 
die Unterstützung dnes großen Teiles der bürgerlichen Presse 
rechnen konnte. 

In derselben Richtung wie die Versumpfung der deutsdien KoioniaL 
Politik und die Kolonialmüdigkeit der Bourgeoisie wirkte auf unseren 
Kampf g^en den Imperialismus die Art, wie er sich sein Flußbett 
suchte. Jetzt, nach zwanzig Jahren imperialistischer PoUtik, kann 
man auf Grund ihres Studiums ihre Riditlinien wohl ericamen*). 



nunkt HaterUI. waia aiidi nicbt vertieft, dullber i> den (ul doknneatkrtai Wtifee Dr. Kart 
nhrtt: FOrtt Bilrnarck aad die Kolonlalpolitlk. Berlla 1900. 
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>, Brems, Verlas der Brem. BDrserztl., 1013, t 
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Aber sie sind nicht das Produkt eines von Anfang an bewußten 
Strdiens der deutschen Regierung; der imperialistische Kurs machte 
viele Schwankungen durch, er wurde von den verschiedensten Ein- 
flössen nach allen Riditungen gezerrt, bis er sich irgendwo 
stabilisierte. Diese Irrungen und Wirrungen mußten den Ein- 
druck eines persönlichen Zickzackkurses erwecken, sie wurden 
von bürgerlidier Seite scharf ang^riffen. Und obwohl die 
bürgerliche Kritik der auswärtigen deutschen Politik noch we- 
niger Zeichen einer durchdachten Richtung aufweist, noch mehr 
in eine Zickzackkurspolitik ausmündet als die amtliche Politik, 
die schließlich unter dem Drudce der objektiven Bedingungen in 
die richtige — vom imperialistischen Standpunkte! — Bahn ein- 
lenkte, so weckte diese bürgerUcbe Unzufriedenheit mit den ersten 
Schritten des Imperialismus Hoffnungen auf das Bürgertum, sie 
drückte den Kampf der Sozialdemokratie aus der Bahn des prin- 
zipiellen Kampfes gegen den Imperialismus, weil er kapitalistische 
Politik ist, in die des Kampfes g^en ihn als schlechte ka- 
pitalistisdie Politik. 

Die sprunghafte Entwicklung des deutschen Imperialismus, die 
seine ,4iormaIeii" EntvNcklungstendenzen verdeckte, zeltigte noch 
dne Verirrung der Taktik, an die wir bisher nicht erinnert haben. 
Eben weil die Ziele der imperialistischen Politik anderer Staaten 
klar vorlagen, während die deutschen in der Luft zu schweben 
schienen, wurde im Kampfe gegen d«i deutschen Imperialismus 
seiner Unsmnigkdt oft der Sinn des englischen, französischen Im- 
perialismus, ihre verhältnismäßige B^ründetheit gegenübergestellt, 
worunter nicht nur der prinzipielle Kampf litt, sondern wodurch wir 
uns zugleich auch Blößen unseren G^nem gegenüber gaben und 
unseren ausländischen Bruderparteien den Kampf gegen ihren Im- 
perialismus erschwerten, was sich dokumentarisch belegen läßt. 
Ist die Quelle einer Reihe von Mängeln in unserem Kampfe g^en 
dai Imperialismus in der Eigenart des deutschen Imperialismus zu 
suchen, so li^ die Ursache anderer Fehler auf dnn Gebiete des 
geistigen Lebens der Partei, das nicht Schritt 
hielt mit dem TempQ der kapitalistischen Ent- 
wicklung. Während diese den Boden Deutschlands stürmisch 
für den Sozialismus vorbereitete, die materiellen Bedingrungen der 



dby Google 



173 UNSER KAMPF OEOEN 

sozialen Revolution reifen ließ, entspricht diesem Rdfegrad des 
materiellen Unterhaus nidit die Ausbreitung der sozialistischen Er. 
zidiung der Massen, denen die Ericenntnis nodt nicht eing^angen 
ist, daß der Imperialismus die letzte Karie ist, die der Kapitalismus 
ins Spiel wirft. Nicht nur die breiten Massen, die auB^halb des 
Einflusses der Sozialdemokratie, ohne Glauben an die eigene Kraft, 
unter dem Jodle des Kapitalismus ächzen, wissen nodi nidits vom 
Sozialismus, sondern weite Kreise der Sozialdemokratie halten die 
Erscheinungen des Imperialismus für einen Beweis dafür, daß der 
Sozialismus noch eine Frage einer sebr femai Zukunft ist. Die Tat- 
sache, daß der Sozialismus nur als Bew^ung der großen Mduhdt 
des Volkes si^en kann, verschließt ihnen die Augen für eine zweite 
Tatsache: daß ein namhafter Teil der ArbetterUasse nur in dem 
Prozeß des Maditkampfes der sozialdemokratischen Arbeitersdiaft 
die Cleicbgfiltigkeit, das Mißtrauen gegen die eigene Macht ab- 
streifen und sozialistisch werden kann, daß also der Weg zur Macht 
und der Kampf um Macht nicht erst dann beginnen kann, wenn die 
überwältigende Mehrheit sich unter dem Banner der Sozialdemo- 
kratie sammelt. Das Fdilen dieser Erkenntnis, daß bei der H^e 
und Schärfe der Klasseng^ensätze, die iil Deutschland odstieren, 
die Ära der Massenkämpfe schon angebrochen ist, daß d>enso bti 
Gel^enheit von imperialistischen wie von wirtschaftlichen oder poli- 
tischen Konflikten der Mächte der Reaktion mit der Art>eiterklasse 
der Stein ins Rollen kommen kann, hat Konsequenzen für unseren 
Kampf gegen doi Imperialismus. Da der Sozialismusfür 
weite Kreise der Partei keine „aktuelle" Frage 
ist, kann er nicht als eine konkrete Antwort auf 
die imperialistischen Fragen gelten. Nicht Sozia- 
lismus als G^oiparole auf den imperialistischen Kri^:sruf, son- 
dern realpolitische Antworten werden gesucht. Man kümmert sich 
nicht darum, daß es ganz phantastische Antworten sind und dabei 
rein bürgerlidie, die man in der Form der Befürwortung rein im- 
perialistischer Kombinationen — „deutsch-englische Verständigung" 
usw. — ausfindig macht. Sie haben dai Vorzug, daß sie in dem 
Rahmen des Kapitalismus bleiben, und denen, die beweisen, daß 
dieser „Vorzug" durch den „Naditdl" erkauft wird, daß sie kdne 
Kandaren, sondern Zwirnsfäden für den Imperialismus sind, ant- 
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wortet man mit dem Vorwurf: Das ist doch die lange sdion von der 
Partei verworfene Politik des „Alles oder nichts". 
Eines wird dabei vergessen: Alles oder nichts — Sozia- 
lismus oder Wüten des imperialistischen Bran- 
des— , diese Alternative ist keine Alternative 
derLosangen, diemanstellt,wennman„anarcho- 
syndikalistisch" gesinnt ist, und die man ver- 
lacht, wennman Realpolitikerist. Esisteineob- 
jektive Alternative, die vom Kapitalismus ge- 
stellt ist. Er spielt va banque, und von diesem halsbreche- 
rischen Spiele läßt er sich nicht durch gute Ratschläge abhalten, 
weil er durch seine ganze Lage zu ihm getrieben wird. Will er nicht 
der freien Entwicklung der sozialen Kräfte, das heißt dem Sozialis- 
mus Raum lassen, so muß er sich durch Syndikate, Trusts, Schutz. 
zolle, Kolonien, das heißt durch Imperialismus zu fesseln versuchen. 
Er schafft dabei O^ensätze, die ihn m die Luft sprraigen können. 
Da er aber nicht zurüde kann, so bleibt uns nur eines zu tun : durch 
den Kampf um Demokratie uns im Kampfe g^en den Im- 
perialismus zu stärken und durdi Agitation und Aktion gegen den 
Imperialismus uns für den Augenblick vorzubereiten, in dem wir 
ihm, wenn er durdt Explosion zu Boden geworfen ist, das Gaiick 
brechen können. 

Die Abneigung g^en die Politik der „reinen Negation" in den 
Fragen des Imperialismus schöpft in den radikalen Parteikreisen 
Kraft aus zwei Quellen. EHe erste ist die Tradition der Marx- 
schenauswärtigen Politik, die zweite eine Analogie mit 
unserer reformerischen Tätigkeitin den inneren Fragen. 
Die Väter des wissenschaftlichen Sozialismus seien doch immer für 
konkrete Lösungen der auswärtigen Fragen, für oder gegen Italien, 
für diese oder jene Lösung der Orientfrage dngetretoi, wird oft ein- 
gewendet. Dieser Einwand aber läßt außer adit, daß die Bedingun- 
gen, unter denen die Stellungnahme unserer Altmdster erfolgte, in 
jedem Punkte sich geändert haben. Die Arbeiterklasse war damals 
als dne ihrer besonderen historischen Aufgaben bewußte Klasse 
gar nicht vorhanden, und die Stellungnahme Maix*, Engels oder 
Lassalles zu den Fragen der auswärtigen Politik sollte keinesfalls 
die Marschroute der proletarischen Aktion festlegen. Sie erfolgte, 
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um der bürgerlicfaen E)emokratie zu zeigen, in weldier Richtung sie 
den Gang der Ereignisse beeinflussen soll. Oft erschienen die Ar- 
beiten unserer Altmeister, die dahin abzielten, anonym in bürger- 
lidien Blättern. Und aucta der G^enstand ihrer Stdlungnahme 
war ganz anders: nicht um die Unterjochung anderer Völlor, nicht 
um die Belastung der Arbtiterklasse, nicht um die Schaffung der 
M5glidikeit, die freie Entwicklung der Produktivkräfte auf eine Züt- 
lang zu hemmen, handelte es sich in der Zdt der Kämpfe um die 
Entst^ung nationaler Staaten in Mittel, und SQdeuropa, wie jetzt 
bei den imperialistischen Staaten. Umgdcehrt handdte es sich um 
die Schaffung des Terrains für den Kampf lun den Sozialisnus. 
Und wie es fraglich ist, ob das Proletariat zu dem Träger der aus- 
wärtigen Politik werden konnte, die Marx damals befürwortete, 
wenn es damals als selbständige soziale Kraft existiert hätte — 
denn dann wäre es nicht nötig gewesen, eine bürgerliche Aufgabe 
zu erfüllen, wie die Schaffung des Bodens für die Entwicklung des 
Proletariats — , so kann es keinem Zweifel unterli^en, daß diese 
Politiknichts mitden Aufgabai zu tun hat,die jetzt voridem Proletariat 
der kapitalistisch entwickelten Staaten stehen. Wie interessant die 
Mancsche auswärtige Politik für die historisdie Betraditung ist, sie 
kann uns kemesfalls als Wegwdser für unsere Stellung zum Im- 
perialismus dienoi. 

Noch weniger als der Hinweis auf Marx kann die Analogie mit der 
Taktik der Sozialdemokratie in den inneren Eragen als beweiskräftig 
angesehen werden; sie bildet nur ein Hemmnis der Entwicklung 
einer proletarischen Taktik in den Fragen der auswärtigen Politik. 
Wir kämpfen um Reformen auf dem Gebiet der inneren Politik, aber 
nur so weit, als sie im Rahmen des Kapitalismus durchführbar 
sind. Aber wir haben muner den Kampf um Reformen abgelehnt, 
die undurchführbar waren, selbst wenn er agitatorisch momentan 
sehr wirksam gewesen wäre. Weder für das „Recht auf Arbeit" 
noch für eine allgemeine staatlidie Garantie des Mindestl<dins ist 
die Sozialdemokratie eingetreten, weil sie diese Reformoi für unver- 
einbar mit dem Bestehen des Kapitalismus hielt Wollt ihr g^en 
Arbeitslosigkeit und Elend gesichert sein, so kämpft g^en den Ka. 
pitalismus, das war die Antwort der Sozialdemokratie auf die Wun- 
derrezepte sozialer Quacksalber, die unhdlbare Wunden des Ka- 
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pitalismus heilen wollten. Der Imperialismus ist eine unheilbare 
Kranldidt des Kapitalismus, die die Welt mit allgemeinem Siech- 
tum bedroht. £>er Hinweis auf andere heilbare Krankheiten kann 
nicht als Argumoit gelten geg'oi die, die dem Imperialismus ge^en. 
über erklären: Ignis et ferrum sanat! 

DIE PROBE AUFS EXEMPEL. 
Von neuem ist die R^erung an die deutsche Nation mit enormen 
Rüstungsvorlagen herangetreten, die heute eine halbe 
Milliarde neuer Ausgaben erfordern, morgen eine halbe Milliarde 
neuer Einnahmen erfordern werden und die internationalen Gegen- 
Sätze auf die Spitze treiben. Daß eine Aktion gegen diesen neuen 
gigantischen Vorstoß des deutschen Imperialismus zu entfalten ist, 
braucht nicht gesagt zu werden. In welchen Formen sie einzuldten 
ist, darüber werden die verantwortlichen Parteiinstanzen entschei- 
den. Wir wollen hier nur an diesem praktischen Beispiel zeigen, 
welchen I n h a 1 1 die Aktion haben kann, je nachdem man eine ein- 
heitliche, durchdadite Taktik verfolgt oder unsere Stellungnahme 
von den geistigen OberUeibseln vergangener Epochen beeinflussen 
läfiL 

Im ersten Falle zeigen wir den Massen die Ziele des Imperialismus 
und fragen sie: Wollt ihr diesem kapitalistischen Götzen zuliebe 
neue Lasten und neue Gefahren über euch ergehen lassen? Wir 
zeigen ihnen die Konsequenzen dieser imperialistischai Politik und 
appellieren an ihren Willen zur Befreiung, stärken ihren Glauben 
an sie. 

Im zweiten Falle versuchen wir den Massen zu beweisen, daß selbst 
v<Hn bürgerlidien Standpunkt dieser neue Vorstoß des deutschen 
Imperialismus nicht nötig war, daß das bürgerlidie Deutschland 
auch bei emer Verständigung mit England gut fahren kann. Da- 
bei laufen wir nicht nur Gefahr, daß die Imperialisten uns — mit 
ejnem gewissen Rechte von ihrem Standpunkt aus — antworten wer- 
den : Der kürzeste W% zur Verständigung mit England führt durch 
eme Rüstungsverstärkung — Spitze g^en Spitze soll man Gaben 
empfangen, wie es im Hildebrandlied heißt — , sondern wir haben 
uns die Hände gebunden in der prinzipiellen Agitation gegen die 
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itik, obwohl eine Freimachung der Bahn zu ihr das Zid 
Rüstungsausgaben bildet. 

■n Falle stehen wir klar zum Gefecht, im zweiten 
ir uns in einem Labyrinth von Widersprüchen, sind ge- 
ir, die realpolitisclie Partei — , die Augen vor den wirk- 
immenhängen zu schließen, gehen mit abgd>rochener 
Speeres, mit fremdan Banner in der Hand in den 

ollte doch leicht sein ! 
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WEGE UND MITTEL IM KAMPFE GEGEN 
DEN IMPERIAUSMUS. 

Die Diskussion in der „Neuen Zeit" über unsem Kampf gegen 
den Imperialismus hat sdion zu einem Resultat geführt: sie 
hat das Bestehen zwäer sich entgegengesetzter Auffassungen des 
Imperialismus und unseres Kampfes g^en ihn scharf hervorge- 
hoben. Jetzt gilt es, den Charakter dieser Differenz, ihre Quellen 
und Folgen möglichst klar herauszuarbeiten, denn nur volle Klar- 
heit über faktisdi bestdiende Meinungsunterschiede nimmt ihnen 
den Charakter unnötiger Reibereien und erlaubt, ihre Bedeutung 
für die Parteipraxis zu würdigen. Seiner Form nadi eine Polemik 
gc^en den Gmossoi Kautsky, ist der Artikel ein Versuch einer ab- 
geschlossenen Darstellung des Standpunktes, der in der Frage des 
Kampfes gegen den Imperialismus von Pannekoek, Lensch 
und mir seit einigen Jahren verfochten wird. Wie es dem Charakter 
der ganzen Frage, ihren widerspruchsvollen Tendenzen, dann 
unseren individudlen Ausgangspunkten entspricht, bestehen auch 
zwischen meinen Ausführungen und denen der genannten Genossen 
in einzelnen Teilfragen Meinungsunterschiede, die zu vertuschen wir 
kdne Ursache haben, da ihre Klärung unsere grundsätzliche Ober- 
einstimmung nur festigen kann. 

ZWEI METHODEN DER UNTERSUCHUNO DES IMPERIA- 
USMUS. ZWEI AUFFASSUNGEN DES IMPERIAUSMUS. 

Kaut^ hält das Wettrüsten für den Ausdruck einer Politik der be- 
sitzenden Klassen, die, obwohl in den Interessen sehr einflußvoUer 
Schichten des Kapitals b^[ründet, dodi keine Lebensnotwendigkeit 
des Kapitalismus ist 

Faktoren — schreibt er auf S. 106/07 der „N. Z." 1912 — , die ein 
Ld>enselement des kapitalistischen Produktionsprozesses sind, ohne 
die er nicht zu existieren vermag, können selbstverständlich nur mit 
ihm selbst beseitigt werden. Aber es ist ein grobes Mißverständnis, 
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jede Erscheinung, die ein Ergebnis des kapitalistischen Produk- 
tionsprozesses ist, als sein Lebenselement zu betrachten, ohne das er 
nicht zu existieren vermag. 

Die Gewinnung des Mehrwortes ist ein Lebenselement der ka- 
pitalistischen Produktionsweise. Es erzeugt das StrdKn nach Ver- 
längerung des Arbeitstages. Dies aber ist keineswegs ein Lebens- 
element des Kapitalismus. Er kann audi, und noch besser, bei ver- 
kürzter Arbeitszeit gedeihen. Das Streben nach Vermdirung des 
Mehrwertes wird durch dessen Beschränkung bloß in andere Bah- 
nen gelenkt. Je kürzer die Arbeitszeit, desto stäricer zum Beispid 
das Bestreben, mensdiliche Arbeitskraft durch Maschinen zu er- 
setzen. 

So ist auch die stete Ausdehnung des Marktes eine 
Lebensnotwendigkeitfürden Kapitalismus. Auf 
einer gewissen Höhe seiner Entwicklung erscheint als die bequemste 
Methode, sie zu erreichen, die Erwerbung von Kolonien oder Ein- 
flußsphären, was zum Wettrüsten führt. Wird aber diese 
Methode unterbunden, so bedeutet das nicht den 
Zusammenbruch, sondern nur die Notwendig- 
keit, andere Methoden seiner Expansion in An- 
wendung zu bringen. 

Das Wettrüsten beruht oft auf ökonomischen Ursachen, aber nidit auf 
einer ökonomischen Notwendigkeit. Seine Einstellung ist 
nicht im geringsten eine Ökonomische Unmög- 
lich k e i t. 

Das ist die grundlegende Auffassung des Genossen Kautsky, und 
auf ihr baut er das Gebäude seiner Ausführungen. Weil der Im- 
perialismus nur eine der Methoden ist, durch welche die Le- 
t>ensnotwendigkeit des Kapitalismus verwirklicht wird, so ist nicht 
nur derKampfgegendasWettrflstenals den Ausfluß 
des Imperialismus, möglich, was niemand bestreitet, sondern 
dieAbrüstungistmöglich. Da aber die Sozialdemokratie 
für alle Reformen anzutreten hat, die die Last der Arbeiterklasse 
erleichtem und die Bedingungen des Klassenkampfes bessern, so 
hat sie auch für die Abrüstung einzutreten. Um diese seine Stellung 
zu stärken, begnügt sich Kautsky nicht mit der Behauptung, „unsere 
Obereinstinunung mit den bürgerlichen Verfeditem der Abrüstung 
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beruhe .... auf einer Gemeinsamkeit der Interessen 
der bürgerlidienWelt mit denen des Proletariats in dieser Frage" — , 
was schon eine sehr tröstende Feststellung wäre im „neuen Zeitalter 
der Revolutionen" — , sondern er sdirübt (N. Z., XXIX, 2, S. 101) : 
Das Nächstliege nde ist die Unterstützung und 
V erStärkung der gegen;|den Krieg und das Wett- 
rüsten gerichteten Bewegung des Kleinbürgertums 
und der Bourgeoisie. Man darf diese Bew^ung nicht un- 
tersdiätzen. Sie entspringt ebenso realen Bew^gründen wie die ent- 
g^engesetzte Bew^ung, und wir haben alle Ursache, sie im Gegen- 
satz zu der letzteren zu stärken .... Und wenn von bürgerlicher 
Seite Vorschläge zur Erhaltung des Friedens oder der Einschrän- 
kung der Rüstungen gemacht werden, die einigermaßen dun:hführ- 
bar sind, haben wir alle Ursache, sie zu fördern und die R^erungen 
zu zningen, hierzu Stellung zu nehmen. 

So Kautsigr. Als idi vor einan Jahre in der „B r e m e r Bürger- 
Zeitung" vom 29. April herauszubekommen versudite, wo in den 
kapitalistisch entwickelten Ländern denn die Bew^ung des Klein- 
büigertums und der Bourgeoisie gegen den Kri^ und das W e 1 1 • 
rflsieo (wohl gemerkt: g^en das Wettrüsten) sich bemerk- 
bar gemacht hätte, welche einigermaßen durchführbaren Vorschläge 
zur Einschränkung der Rüstungen von ihr gemacht worden wären, 
da beiTschte Schweigen im Walde. In den heutigen Ausführungen 
Kautslqrs sucht man auch vergebens nach daa Beispiel irgend einer 
solchen Bew^ung. Dean Kautsky verzeihe, daß wir seine Berufung 
(in der „N. Z." vom 6. Sept.) auf die „ansehnliche bü^erliche Ab- 
rüstungf^Kwt^^g" in England, die von der mglischen Regierung 
voireten wird, und die „sicher" auch in Frankreidi bd der Regie- 
rung Gdiör und Unterstützung findet, nicht ernst ndimen können. 
Nidit nur, weil die Zustimmung Frankreichs zu der angeblichen 
eoglisdien „Abrüstungsbewegung" ein nur dem Genossen Kautsky 
von der französischen R^erung verratenes Geheimnis darstellt, 
v<Ki dem kein anderer Sterblicher etwas zu hören bekam, sondern 
weil — wie wir noch weiter zeigen werden — die englisdie Regie- 
rung weder für eine Abrüstung, noch für eine allgemeine Ein- 
sdiränkung der Rüstungen emtritt Und das ist der Punkt, bei dem 
die Revision der Kautsk^chen Auffassung des Imperialismus be- 
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ginnen muß. Denn es ist klar, daß eine Auffassung, die 
keine einzige historische Tatsache aufzuwei- 
se n h a t , auf die sie sich stützen könnte — und es gibt kerne bür- 
gerliche Bewegung gegen Krieg und Wettrüsten, hinter der irgend 
eine soziale Schicht steht — nichts anderes als eine blut- 
leere Spekulation sein kann. 

Stellt man sich den Kapitalismus abstrakt vor, auf Grund eines 
Schemas, das für alle Zeiten, von dem Beginn der kapitalistisdien 
Warenproduktion bis zu doi heutigen Tagen aufgestellt wird, so hat 
der Kapitalismus nur eine Lebensnotwendigkeit: die 
Produktion des Melirwertes und seine Realisierung als Profit. Aber 
dieses allgemeine Schema genügt nicht einmal zur Darstellung 
der allgemeinen Gesetze des Kapitalismus, geschweige denn zu 
seuiem Verständnis in den einzelnen Ländern und Perioden. 
Untersucht man die Entwicklung des Kapitalismus in einzehiai 
Ländern oder seine internationale Entwicklung in dner konkreten 
Periode, in der eine weitergehendeAnderung seiner Politik die Frage 
nach seinen Gesetzen aufwirft, so zeigt es sich, daß er neben 
seinen allgemeinen Lebensnotwendigkeiten 
solche von begrenzterer historischer Bedeu- 
tung besitzt, die aber ebenso wichtig wie die al^ 
gemeinen sind, weil doch die allgemeinen Le- 
bensnotwendigkeiten des Kapitalismus sich 
nur in konkreten Formen durchsetzen können. 
Aus Raumrücksichten muß ich davon absehen, das Gesagte mit Bei- 
spielen über die Lebensnotwendigkeiten der kapitalistischen Ent- 
widdung in einzelnen Ländern zu illustrieren, deren Beachtung 
ziun Beispiel die österreidiische Sozialdemokratie zur Ge^erin 
der Forderung des böhmischen Staatsrechtes, die polnische zur Geg- 
nerin der Forderung der Unabhängigkeit Polens gemacht hat, ob- 
wohl weder die eine noch die andere Forderung mit der so abstrakt 
von Kautsky formulierten einzigen Lebensnotwoidigkeit des Ka- 
pitalismus kollidiert. Etwas länger muß ich verweilen bei der Frage 
von internationalen Lebensnotwendigkeiten des Kapitalismus, wie 
sie in dner historischen Situation seinePolitik bdierrschen, denn eine 
solche Frage stellt eben der jetzige Strdtgegenstand, der Charakter 
des Imperialismus, dar. 
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Die Beweisführung Kautskys, nach der der Imperialismus eine der 
vielen Metboden ist, in denen sich der Ausbreitungsdrang des Ka- 
pitalismus durchsetzen kann, bat zwei Löcher: eines in der Vergan- 
genheit des Kapitalismus, das zweite in seiner absdibaren Zukunft, 
deren Entwicklungslinien schon heute auf Grund von Tatsachen 
festzustellen sind. Was die Vergangenheit betrifft, so steht fest, daß 
der Kapitalismus Englands, Frankreichs, Deutschlands auf einer 
gewissen Stufe der Entwicklung angelangt, zur Kolonialgründung 
als der wichtigsten Form seiner Ausbreitung griff. Ich lasse die 
Frage beiseite, ob sie in jedem der drei Länder schon beim Beginn der 
Kolonialpolitik für das Kapital als Klasse gleich notwendig war, 
aber die Tatsache, daß das Kapital in allen diesen Ländern an ihr 
audi weiterhin festhält, obwohl sie die größten' Gefahren für den Ka- 
pitalismus heraufbeschwört, müßte doch als Symptom dessen gelten, 
daß diese Politik einer historischen Lebensnotwendigkeit des Ka- 
pitalismus entspricht. Diese Lebensnotwendigkeit besteht in dem sich 
mit der kapitalistischen Entwicklung verschär- 
fendenOegensatzzwischen d e m kapitalistischen Lobn- 
gesetz und der kapitalistischen Notwendigkeit 
der Produktionserweiterung, also auch der 
Marktvergrößerung. Denn möge das Lohngesetz alles 
andere als ehern und der Reallohn alles andere sein als um ein sta- 
biles Niveau herumpendelnd, so bleibt es dennoch dabei, daß trotz 
der Widerstandskraft der organisierten Arbeiterklasse gegen die 
niederdrückenden Tendenzen des Kapitalismus die Produktivität der 
Arbeit viel schneller wächst als der Anteil der Arbeiterklasse an 
dem gesellschaftlichen Einkommai, wodurch — je größer die Ar- 
beiterklasse im Vergleich zu den anderen sozialen Klassen wird — 
destomehr auch die Notwendigkeit des Kapitalismus wächst, sich in 
nichtkapitalistischen Staaten durch Warenausfuhr auszubreiten. 
E)iese historisch notwendige Entwicklung hat wdtere Konsequenzen : 
die Notwendigkeit der Aufpfropfung der staathchen Organisation in 
Ländern, die eine solche nicht besitzen, die Notwendigkeit des 
Kampfes g^en s<^che nichtkapitalistische Länder, die der Ausbreitung 
des Kapitalismus entg^entretcn, schließlich die Notwendigkeit des 
Hustens gegen steche kapitalistische Staaten, die diesem Ausbrei- 
tungsdrang anderer entgegentreten. 
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So wird dank diesen ZusammenhängeD — die wir natürlich nur in 
Stichworten anzeigen, weil diese Zusammenhänge als bekannt vor- 
ausgesetzt werden müssen (Im „Finanzkapital" Hilferdings und 
der „Nationalitätoifrage" Bauers sind sie am besten herausge- 
arbeitet, obwohl auch die in diesen Werken gegebene Analyse des 
Imperialismus nicht ersdi&pfend ist und tiefer geführt werden muß.) 
— der Imperialismus zur Lebensnotwendigkeit der ge- 
gebenen historischen Phase des Kapitalismus. 
Um dem Imperialismus den Charakter der Politik abzuspre- 
chen, die einer von Kautsky zugegebenen Lebensnotwendigkdt des 
Kapitalismus entspricht — der Ausbreitungsnotwen. 
digkeit — müßte Kautsky eine Aufgabe auf sich ndmien, die 
für dnen Freund unhistorjscher, rein rationalistischer Spekulationen 
sehr anziehend wäre, die aber nichts mit den Aufgabai eines 
Marxisten zu tun hat: nämlich zu beweisen, daß die eigensinnige 
Dame Historia auch andere sittsamere W^e wanddn kfinnte, würde 
sie in ihren jüngeren Jahren einm einsichtigen Ratgdier getroffen 
haben. Aber leider Gottes ist das nicht mdir gutzumachen, ja, der 
Dame sind verschiedene Malheurs passiert, die sie in manchen Län- 
dern auf den imperiaUstischen Weg trieben, selbst bevor der ge- 
nannte Gegensatz, der die Haupttriebkraft des Imperialismus bildet, 
sich akut fühlbar machte, in andern wird sie von verschiedenen 
zweitgradigen Momenten in einem schnelleren Tempo auf die Bahn 
des Imperialismus gejagt. Und statt der von Kautsicy festgestellten 
Bewegung des Kleinbürgertums und der Bourgeoisie, ist ein Wadis- 
tum der imperialistischai Stimmung m allen Klassen der kapifa- 
listisdien Gesellschaft Westeuropas — mit Ausnahme des Prole- 
tariats — festzustellen. 

In derselben Weise, 'irie die Vergangenheit des Imperialismus, unter- 
sucht Kautsky seine Zukunft Er sucht nicht die wirklichen, durdi 
Tatsachen beweisbaren Tendenzen des Imperialismus festzustdlen, 
sondern kombiniert sich solche zusammen. 
In seinem diesjährigen Maiartikel (letzter Band der „Neuoi Zeit", 
S. 107/108) schreibt er: 
„Was seit zwei Jahrzehnten in steigendem Maße für das Ver- 
hältnis der Betriebe unterünander gilt, beginnt jetzt für das Ver- 
hältnis der kapitalistischen Staaten untereinander wahr zu werden. 
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Sie alle streben nadi Expansion, sie alle genieren dabei immer 
mdir den anderen, stören und hemmen sicti g^enseitig, vermeh- 
ren daher ihre Strdtkräfte und steigern die Kosten des Expan- 
sion^esdiäftes in emer Weise, daß alle Profite darob flöten 
gehen. Nichtsdestoweniger wird diese Methode fortgesetzt, so- 
lange einzelne glauben können, durch ihre Rüstungen ein Stadium 
zu erreichen, in dem sie die Konkurrenz niederwerfen und den 
Weltmarkt monopolisieren. Je mehr diese Aussicht schwindet, je 
klarer es zutage tritt, daß die Fortsetzung des Konkurrenz- 
kampfes alle Beteiligten ruiniert, desto näher rückt das S t a - 
di um, in dem der Konkurrenzkampf der Staaten 
durch ihr Kartellverhältnis ausgeschaltet 
wird. Das bedeutet nichts weniger, als den Verzicht auf die Ex- 
pansion des heimischen Kapitals, es bedeutet nur den 
Obergang zu einer wohlfeileren und ungefähr- 
licheren Methode . . . 

So würden auch die Kapitalisten Deutsclilands und Englands 
nicht das mindeste verlieren, wenn beide Staaten sich über ihre 
auswärtige Politik untereinander verständigen und darauf- 
hinihre Rüstungen einschränken würden. Beide 
Staaten verdnt würden alle anderen Staaten mindestois Europas 
dabin bringen können, sich ihren Abkommen und der Abrü- 
stung anzuschließen, und weit energischer und ungehemmter als 
bisher könnten dann ihre Kapitalisten sich das gesamte Gebiet 
wotigstens der östlichen Halbkugel erschließen. 
Wir wollen jetzt die Nutzanwendung, die Kautsky aus diesen Be- 
trachtungen auf die Frage von unserer Haltung zu den Rüstungs- 
fragen macht, beiseite schiebe, wir wollen die Frage, ob die Sozial- 
demokratie angesichts der Schwann Folgen der fräen Konkurrenz 
jemals ihre Aufhebung durch die Trusts gefordert oder gefördert hat, 
jetzbnidit aufwerfen. Hier wollen wir nur feststellen, daß Kautsky 
diese Entwicklungstendoizen des ImperiaUsmus aus dem blauen 
Himmelscböpft, denn es wäre ihm schwer, auch nur auf eine 
dnz^e Tatsache hinzuweisen, auf die sich seine Ausführungen 
stützen. Tatsachen aus den letzten zehn Jahren der imperialistischen 
Entwicklung weisen darauf bin, daß es in den kapitalistischen Staa- 
ten viele kapitalistische Elemente gibt, die überhaupt am Frieden 
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ein Interesse haben, zum Beispiel das Sdiiffahrtskapital, andere, deren 
Interessen der kriegerischen Austragung eines konkreten kapita- 
listischen Gegensatzes im Wege stehen. (So war z. B. die schwere 
Industrie in Rheinisch-Westfalen fast durchweg g^en dnen Kri^ 
w^en Marokko, sdt zwischen Thyssen, Krupp & Co. und Schnei- 
der-Creuzot ein Zusammengehen erreicht wurde.) Sie sprechen da- 
für, daß die kapitalistischen Staaten die Gefahren eines Krieges 
zwischen den europäischen Großmächten so hoch einschätzen, daß 
sie ihm bis zum äußersten aus dem Wege zu gehen suchen werden. 
Sie sprechen schließlich dafür, daß die konkurrierenden Kapita- 
listengruppen bei imperialistischen Geschäften (exotische Staatean- 
leihen usw.) geneigt sind, sich über die Teilung der Beute zu einigen, 
was beiläufig gesagt nicht leicht ist. Daß aber in irgend 
einem modernen Staate — mit Ausnahme Englands, das 
an der Spitze der Flottenmächte steht, von dem weiteren Rüsten die 
Verschlechterung seiner Position zu erwarten bat und darum für die 
Beibehaltung des jetzigen Verhältnisses in der Nordsee, wohl- 
gemerkt nur in der Nordsee! eintritt — eine dieser am 
Frieden interessierten Schichten gegen das Rü- 
sten wäre, kann ich trotz eifriger Verfolgung 
der entsprechenden Literatur und Presse nicht 
ausfindigmachen. Sie alle treten trotz ihrer Angst vor dem 
Kriege für das Rüsten ein, nicht nur weil sie daran auch materielle 
Interessen haben — Bestellungen, Börsenspiel mit Aktien der an dem 
Flottenbau beteiligten Industrien usw. — , sondern auch, weil sie in 
den Rüstungen ein Maß ihres Einflusses bd den imperialistisdien 
Geschäften besitzen, was schon in der „Neuen Zeit" ausführlicher 
von mir dargestellt wurde '), ohne daß ich eine Antwort von 
dem Genossen Kautsky bdcommen hätte. Die Ausführungen 
Kautskys über die anderen Methoden der Ausbreitung, die dem 
Kapital offen stehen, schweben also völlig in der Luft,. was 
das ungewollte Zugeständnis ist, daß der Imperialismus eine 
Lebensnotwendigkdt für den Kapitalismus ist : denn indem Kautsky 
die Ausbrdtung des Kapitalismus für seine Lebensnotwendigkdt 
hält, aber keinen anderen Weg für sie als den imperialistischen in 
den Entwicklungstendenzen des Kapitals aufzuwdsen wdß, bldbt 

■> Zu noMmn Kunplt gtgcn dto Imperiiliianu. „Nene Zell", Ictiter Biml, S. 233—33«. 
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eben nur der Imperialismus als Lebensnotwendif^dt für den Ka- 
pitalismus. 

Um mit diesem Kapital zu enden, möchten wir noch auf eine Tat- 
sache hinweisen; Selbst wenn irgendwelche Tendenzen zu einem ge- 
meinsamen W^ audi nur des europäische Kapitals existieren 
würden, so würde ihre Durchsetzung — um dauernd zu sein — 
solche Folgen nach sich ziehen müssen, wie eine gemeinsame Han- 
delspolitik der europäischen Staaten, ein gemeinsames Heer zum 
Kampfe gegen den aufwachenden Orient (selbst bei der Waffennie- 
derl^^g zwischen den europäischen Staaten), eine gemeinsame 
Bundesr^erung — das alles aiaa würde ein Aufräumen mit soviel 
zwiscbenstaatlidiem Plunder erfordern, daß es nur von dem dsemen 
Besen der Revolution ausgeführt werden könnte. Kautsky war es 
d>en, der sich in seinem Maiartikd des vorigen Jahres (XXIX, 
S. 105/106) mit der Idee der Vereinigten Staaten Euro, 
p a s befaßte und zu dem Schlüsse kam: Eine sehr schöne Idee, aber 
zu verwirklichen nur auf dem Wege der Revolution. Revo- 
lution bedeutd aber in Westeuropa sozialeRevoIution. Das 
hat Kautsky sehr treffend in seinem „Weg zur Macht" (S. 10) 
au^eführt: 
„Es stdlt sich immer klarer heraus, daß eine Revolution 
nur noch möglich ist als proletarische Revo- 
lution. Daß sie unmöglich ist, solange nicht das organisierte 
Proletariat eine Macht bildd, groß und kompakt genug, um unter 
günstigen Umständen die Masse der Nation mit sich fortzurdßen. 
Wenn aber nur das Proletariat noch eine revolutionäre Klasse in 
der Nation darstellt, folgt anderersdts daraus, daß jeder Zu- 
- sammenbruch des bestdienden Rf^mes, sei er moralisdier, 
flnanzieller oder militärischer Art, den Bankrott sämtlicher bür- 
gerlichen Partden in sich begrdft, die sämtlich dafür verant- 
worUicb geworden sind, daß das dnzige Regime, das in dnem 
solchen Falle das bestehende ablösen kann, ein proletarisches 
ist" 
Der kurze Schluß des langen Liedes ist also: Die Ausbrdtung des 
Kapitalismus ist eine Lebensnotwendigkdt für ihn. Die einzige 
Methode, vermittds wddier er sich ausbrdten kann, ist der Im- 
perialismus. Jede andere Methode, sdbst wenn sie, wofür absolut 
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nichts spricht, möglidi wäre, würde ^di nur auf dem Wege der 
Revolution diudisetzen können. Die Revolution ist aber heute nur 
als proletarische Revolution möglich, und sie würde mit der Zer- 
trümmerung des Kapitalismus, der Quelle des Imperialismus, en- 
den, also ihm auch den Boden für eine andere Methode sdner Aus. 
breitung entziehen. Die kapitalistische Ausbreitung ist daher jdzt 
entweder einzig als imperialistische Ausbreitung möglich, oder sie 
ist unmöglich. 

Der Unterschied in den beiden Auffassungen des Imperialismus 
zeigt sich also als Resultat der verschiedenen Anwen- 
dung der Untersuchungsmethode des Marxis- 
mus. Für uns dient sie zur Untersuchung der 
wirklich stattgefundenen Entwicklung, zur 
Feststellung von Entwicklungstendenzen. Für 
den Genossen Kautsky ist sie nur ein Brett zu 
einem Luftsprung, ein Mittel zu einer Kombi- 
nation auf das interessante Thema: Es könnte 
schöner sein, und was wäre, wenn es wäre. 
Wir überlassen dem Leser das Urteil darüber, wer hier das Redit 
behält, über das Mißverstehen des Wesens der ölconomischen Not- 
wendigkeit zu sprechen und ät>er das sich mandstiscb Verkleiden. 

* 
Es gilt jetzt zu untersuchen, weldie Schlüsse daraus auf Unsere 
Taktik im Kampfe g^en den Imperialismus zu ziehen sind, welche 
Mittel uns g^en ihn zu Gdiote stehoi. Aber vorher gilt es mit 
einem für mich ganz unverständlichen Mißverständnis Kaut^cys 
aufzuräumen. 
Kautsky sdireibt: 
Der Kampf gegen das Wettrüsten ist ein Un- 
ding, solange der Kapitalismus herrscht — das 
ist die jüngste, s^en wir Improvisation unserer jüngsten .Jun- 
gen" (S. 467 dieses Bandes). 

Et>ensowenig wie dzunals brauchen uns heute die notwendigen 
Bedürfnisse der „bürgerlidien Industrie" als notwendige Gebote 
für das Proletariat zu erscheinen, denen sich die Pndetarier nur 
durch eine sozialistische Revolution widersetzen könnec, und 
nicht schon innerhalb der kapitalistischen 
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Produktionsweise. Das Proletariat stellt 
seine Forderungen nicht nach den Bedürfnis- 
sen der Kapitalistenklasse, sondern nach sei- 
nen eigenen, und diese eigenen Bedürfnisse 
erheischen Abrüstung (S. 519 dieses Bandes). 
Darauf ist zu erklären: Nicht nur weder haben ich, nodi Panne- 
kode, noch irgend jemand, der mit uns in dieser Frage zusammen- 
gdit, auch nur ein Wort geschrieben, das sidi in dieser Richtung 
deuten ließe, sondern unser Wirken und Trachten 
warsubjektiv und objektiv immer auf dieVer- 
stärkung unseres Kampfes gegen den Imperia- 
lismus und das Wettrüsten gerichtet Wenn wir den 
Kampf gegen das Wettrüsten auf dem Boden des Kapitalismus für 
dn Unding halten würden, was für Siim hätte unsere Agitation für 
Massenaktionen ge^en den Imperialismus? 

MIUZ UND ABROSTUNQ. 
Wir sahen, daß Kautsky im Kampfe gegen den Imperialismus und 
das Wettrüsten auf die Unterstützung eines Tdles des Bürgertums 
rechnet, wdl er die M^lichkdt einer wdteren Ausdehnung des Ka- 
pitalismus auch ohne Imperialismus annimmt. Wie er zu dieser 
Meinung auf Orund einer rdnen Spekulation gelangt, so wachsen 
auch sdne Losungen im Kampfe gegen das Wettrüsten nicht aus 
der Untersudiung der Wirklichkdt heraus, sondern aus einer ganz 
willkürlichen Bdsdteschiebung dieser Wirklichkeit, wobd jedoch 
seine Spekulation nidit einmal den Charakter eines einhdtlidien 
Gedankenganges besitzt. Ihre Bestandtdle befinden sidi in äbn- 
Hdiem Kampfe mitdnander, wie sie als Ganzes mit der faktischen 
Entwicklung auf dem Kriegsfuß s^en. 

Nach der Darstelliyig Kautskys .genügte" die MUlzlosung, bis 
dne Flotte aufkam. Als das Rüsten zu Wasser b^ann und sich 
berausstdtte, wie verflucht teuer es ist, konnten wir uns nicht mit 
der Milizfordenmg begnügen. 

Erstens, wdl der Milizgedanke der Flotte g^enübcr gänzlidi ver- 
sagt, zweitens, weil es sich gezeigt hat, daß die Miliz nicht billiger 
ist als das stdiende Heer, was für die Marine von noch größerer 
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Bedeutung ist, da bei ihr die Kosteo der Bauten doch viel größer 
sind als die der Menschoierhaltung. 

Prüfen wir die Haltung Kautskys ihroi Grundlagen nach. Er be- 
hauptet, Vit hätten die Milizforderung aus politischen Gründen auf- 
gestellt, um die Macht der Regierung über das Berufsheer zu 
schwächen, während jetzt die Abrüstungsforderung aus ökonomi- 
schen Gründoi zu befürworten sei. 

Seine Bdiauptung ist, insoweit sie sich auf die Milizforderung be- 
zieht, richtig, obwohl unvollständig. Die wissenschaftlichen Befür. 
worter der Miliz in den Reihen der Sozialdemokratie — in erster 
Linie Engels, dessen militärische Sdiriften heute noch eine vor- 
treffliche Einleitung zu militärischen Studien für jeden Sozialdemo- 
kraten bilden — trat für den Milizgedanken nicht nur 
darum ein, weil seine Verwirklichung für die Arbeiterklasse politisch 
nützlich wäre, sondern weil sie sich auf der Liniedermili- 
tärischen Entwicklung befindet. Unsere Hal- 
tung dem Militarismus gegenüber war bei En- 
gels analog unserer Haltung allen kapitalisti- 
schen Institutionen gegenüber. Wir nehmen den 
Militarismus wie den Kapitalismus als Tatsache hin, aufderen 
Boden wir uns stellen müssen, wenn wir sie bekämpfen wollen. 
Der kapitalistische Staat und alle seine Institutionen bestehen imd 
sind Organe der Herrschaft der Bourgeoisie. Der Militarismus ist 
es nicht mehr und nicht weniger als der Parlamentarismus. Weil 
sie Organe der bürgerlichen Klassenherrschaft sind, bekämpfen wir 
sie grundsätzlidi, aber wir können uns nicht außerhalb von ihnen 
stellen, indem wir ihnen Institutionen entgegenstellen, die ihre 
Funktionen aufheben würden. 

Wir gehen ins Parlament, um auf seinon Boden die Arbeiterinter- 
essen zu vertreten. Aber wir erklären nicht: an Stelle des büi^er- 
lichen Parlaments ist ein Volksparlament zu $etzen, das die Inter- 
essen des Volkes gegen die Bourgeoisie vertritt. Das wäre ein pla- 
tonischer Protest, kein Kampf auf reellem Boden. Die gleiche Hal- 
tung nehmen wir dem Militarismus gegenüber ein. Er ist ein Organ 
der Klassenherrsdiaft nach innen und der kapitalistischen Ausbrei- 
tung nach außen. Wir bekämpfen ihn prinzipiell, aber wir können 
ihn nicht ignorieren und erklären: in der kapitalistischen Oesell- 
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Schaft ist ein Militarismits, der weder nach außen noch nach innen 
eüi Organ der Klassenherrschaft ist, unmöglich. Nem, der M i 1 i z- 
gedanke bezweckt nur die Stärkung der Ele- 
mente im Militarismus selbst, die eine glatte 
Ausübung der vom Kapitalismus dem Militaris- 
mus zugewiesenen Funktionen erschweren und 
den Kampf der Arbeiterklasse gegen den Mili- 
tarismus erleichtern. 

Diese Beurteilung des objektiven Qiarakters unserer MiUzforderung 
stdit im Gegensatz zu vielen subjektiven Ansichten, die die Partei 
sidi über die Miliz machte. In meinem Artikel: „Der Miliz- 
gedanke" (Mainummer der „Leipziger Volkszwtung" 1912) ver- 
sucJite ich die historischen Ursachen darzustellen, die der Miliz- 
fordening einen Charakter gaben, den keine andere Forderung un- 
seres Mimmalprogramms besitzt, den Charakter einer rein antika- 
pitalistischen Institution, die im vorhinein alle kapitalisti- 
schen Funktionen des Heeres ün Rahmen des Kapitalismus einbüßt. 
Es war ein Erbe derkleinbärgerlichen Auffassung, 
die wir mit der Milizforderung vom Kleinbürgertum übernommen 
haben. Während aber das Kleinbürgertum in der Miliz eine wirk- 
liche Volkswehr, wie es in der Demokratie die Volksherrschaft, 
sah, waren wir der Demokratie gegenüber sehr kritisch, don Miliz- 
gedanken gegoiüber nicht. Im ersten Falle zeigten Frankreidi und 
Amerika die Merkliche Bedeutung der Sozialdemokratie im Kapita- 
lismus, im zweiten fehlte es an einer im großoi Maßstab durchge- 
führten Probe aufs Exempel. 

Wie wir in die kapitalistischen Parlamente ziehen, obwohl wir dem 
kapitalistischen Parlamentarismus als einem Organ der Klassen- 
herrschaft prinzipiell feindUch gegenüberstehen, und wie wir es tun 
können, weil das Parlament, um seine Funktionen ausüt)en zu kön- 
nen, die Vertreterschaft der Arbeiterklasse benötigt, was uns erlaubt, 
hn Parlament gegca den Kapitalismus anzukämpfen, so stdien wir 
auch dem demokratischen Ausbau der Heeresorganisation gegenüber . 
Und dieselben Momente ermöglichen uns hier, 
wie beim Parlamentarismus die Stärkung der 
antikapitalistischen Tendenz in einer kapita- 
listischen Institution. • 
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Das Parlament äbernimmt der ganzen Nation, also audi der Ar- 
beiterklasse gegenüber die Verantwortung fOr die Staatswirtschaft. 
Es sucht also, um das Volk gefügiger zu machen, in ihm den Ein- 
drudc zu erwecken, als habe es auch einen EinfluB auf diese Wirt- 
schaft. Es ist das Organ, das die zentralen Interessen der besitzen- 
den Klassen g^en die partikularistischea vertritt, darum muß es 
suchen, den paitikularistischen Interessen unm5glidi zu machen, 
sich auf das Volk zu stützen: es zidit also die Vertreter der 
Volksklassen zurück. Das Parlament ist ein Organ zur Ertialtung 
der Klassenherrschaft, es sucht also auch ein Ventil für die Un- 
zufriedenheit des Volkes zu sein. Das alles erleichtert den Kampf 
um das Wahlrecht und erschwert seine Abschaffung, wo es der 
Bourgeoisie ungemütlich wird, weil auf seiner Grundlage die Ar- 
beiterklasse auf dem Boden des Parlaments seine Funktionen umzu- 
wandeln sucht durcb die Hervorhebung ihrer proletarischen Inter- 
essen, durch die Umwandlung der Parlamentstribüne aus einem 
Organ der Klassenherrschaft in das der proletarisch-revolutionären 
Agitation. 

Dieselt>en Tendenz^ sehen wir im modernen Militarismus. Er ist 
das Organ der Klass^errschaft, aber seine Funktion wird durdi 
das Volk in Waffen ausgeübt Man kann im Zeitalter der allge- 
meinen Dienstpflicht das Volk aus der Armee nicht aussdiließen, 
aber man muß versuchen, es gefügig zu madien durch den Drill, 
durch die Aufrichtung einer Mauer zwisdien dem Heer und der 
zivilen Bev&lkerung. Wir können das Heer nicht abschaffen, solange 
der Kapitalismus existieri, obwohl wir ihm prinzipiell abldmend 
g^enübersteben, was wir mit unsenn Votum g^en den Militäretat 
zum Ausdruck bringen. Aber da wir den Militarismus nidit ab- 
schaffen können, versuchen wir im Heere die Elemente zu stärken, 
die die Durchsetzung der Funktion des Heeres als eines Organs 
der Klassenherrschaft nadi innen und der kapitalistischen Ausbrei- 
tung nadi außen erschwert Wir tun es durdi unsere ganze sozia- 
listische Agitation in der Arbeiterklasse, die mit jedem Jahre einm 
größeren Teil der Armee ausmacht, wir tun es besonders durch 
unsere antimilitaristische Aktion, die den Charalder des Heeres auf- 
zeigt. Wir tun es schließlich, indem wir die Abschaffung der 
Scheidewand zwischen Heer und Volk, also der langoi IMenstzeit, 
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des Drills, der militärischen Justiz, fordern. Handelt es siät hier 
um eine platonisdie Forderung? Keinesfalls? unsere Miliz- 
forderung stQtztsich auf schon bestehende Ten- 
denzen des Kapitalismus und Militarismus selbst. 
Indem der Kapitalismus genötigt ist, der Verbreitung der Bildung 
in den Vollcsmassen Vorschub zu leisten, selbst wenn er es nicht will, 
erm^licht er die kurze Dienstzeit. Indem er dank der Verschärfung 
der Gegensätze zwischen den Staaten sie nötigt, eine immer größere 
Masse der Soldatm dnzustelloi und auszubtldoi, stärkt er in ihnen 
die Tendenz — jedenfalls in d^ Staaten, die eine Zunahme der 
Bevölkerung aufwdsen — , die allgemeine Dienstpflicht wiiklidi 
durcbzuführoi, was angesichts der Kostai wieder die Toidenz 
stärkt, die Dienstzeit zu verkurzen. Die kapitalistischen Staaten 
werden es nicht von sdbst tun, weil dieser Tendenz andere entg^en- 
wirten, wie die traditionellen Auffassungen der Oamaschenknöpfe, 
die Fiutht der Boui^^isie vor den Folgen der Vericürzung der 
Dienstzeit usw. Es ist möglich, daß an diesen Widerständen eine 
volle Durdiführung dner demokratisdi»i WehrverfassungO schei- 
tern wird, da aber der Kampf um sie an wiridiche lebendige Ten- 
denzen anknüpft, kann er einen Widerhall in den Massen finden, 
kann sie aufklären über das Wesen des Militarismus, also wieder 
um die antikapitalistischen Tendenzen im Heere stärken. Das Re- 
sultat unseres Kampfes, ob es in der Form einer weniger oder weiter- 
gdiraidm Durchführung des Mtlizgedankens oder nur in der Form 
der Aufwühlung und Aufklärung der Volksmassen sich äußern 
würde, wäre Stärkung der antikapitalistischen 
Tendenzen im Heer, das Ersdiweroi der Durchführung 
derkapitalistischen Funktionen des Heeres. Wie 
utopistiscb und unhistorisdi es wäre, zu hoffen, daß selbst nadi 
Durchführung der Miliz sie sofort aufhört, ein Organ der Klassen- 
herrschaft nach innen und der kapitalistischen Ausbreitung nadi 

■) In ilh»i III SInqc dner vollen Dordifabniiix de« MUixgcdaoknl, der UnnModliuv de« MiUtiriam» 
im doe «irUlcbe Volknrthr, \»\ «ie im Rdunen de* Kipittlinmi* nklit zu verwiiUichen, wie lodi 
dnc nlle Vollittaemchift im KiplfailUnuu uomSglldi iil, nilcr dem du pHnK Eigenlnni «n 
PndnkllODmltlela die Meaacben beberradit. lonrwdl hat Fromd PiDackoek radil, wenn er in 
MinOB AiUkel g^en Oiimni („Leipziger VolktztlluBg" vom 7. Juli) ma der UodurditalirlMiteil 
(kr MUii im Ribmea de« Kipltallunna •priciiL Aber locb kau Jot« weiter. Denn die Dcnnkratl- 
e« Kipitalleimia iMglidi wk jede 
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außen zu sein, so klar ist es, daß, je energischer wir den Kampf um 
die Miliz in den breiten Massen des Volkes führoi, je größere ResuL 
täte er zeitigt, desto sdiwieriger wird es der kapitalistischen Regie- 
rung sein, das Heer als willenloses Instrument zu gebraudien. Da 
aber noch keine herrschende Klasse aus Angst vor dem Untergang 
abgedankt oder sich in ihr O^enteil verwandelt hat, so wird auch 
das Kapital, wenn ihm das Wasser zum Halse steigt, va banque 
spielen, und dann kommt der Gegensatz zwischen den dem Heere 
vom Kapital zugedachten Funktionen und dem proletarisdien In- 
halt der Mehrheit des Heeres zum Ausbruch. Es wäre müßig, zu 
untersuchen, ob es bei erbittertem revolutionärem Massenkampf im 
Innern oder bei Kämpfen nach außen geschehen würde. Es gilt 
norden Zusammenhang zwischen der Milizfor- 
derung und unserem Kampfegegen den Imperia- 
lismus und das Wettrüsten festzustellen. 
Wie wir nicht annehmen, daß sich der Imperialismus im Rahmm 
des Kapitalismus durch eine andere Methode der kapitalistischen 
Entwicklung vertreten läßt, so läßt sich auch die Funktion des 
Heeres durch irgend eine ausspintisierte Heeresform, die alle 
Schmerzen lindert, nicht aufheboi. Sondern die durdi die Ent- 
wicklung des Heereswesens zutage gebrachten Tendenzen verschär- 
fen im Heere den G^ensatz zwischen der Arbeiterklasse und dem 
Imperialismus. Indemwirsie in diepolitische Forde- 
rung der Demokratisierung der Heeresorgani- 
sation, das heißt, der Miliz, übersetzen, stel- 
len wir unsern Kampf gegen den Imperialismus 
auf den einzigen wirklichen, nicht spekulativ 
gewonnenen Boden. 

Kautsky verwirft die Milizforderung nicht. In welchem Zusammen- 
hange ihre alhnähliche Verwirklichung oder der Kampf um sie sich 
zur imperialistischen Entwicklung befindet, legt er nicht klar. Ja, 
er erklärt einmal im Lauf der Diskussion die Milizfrage im G^en. 
satz zur Abrüstungsfrage für nicht aktuell. In seinem diesjährigen 
Maiartikel geht er weiter und erklärt, die Milizidee versage 
der Flotte gegenüber. Diese Behauptung, in der er mit 
Matthias Erzberger solidarisch ist, wird in der Partei- 
literatur zum erstenmal ausgesprochen. In einer Fußnote zu meinem 
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vor zwei Monaten in der „Neuoi Zeit" veröffentliditen Artikel ,^u 
UDserein Kampfe g^en den Imperialismus" fragte ich Kautsky um 
die Gründe seiner Meinung, da sie für die Diskussion eine große 
Bedeutung haboi müßten. Ich entfernte aber diese Fußnote auf die 
Aufforderung der Redaktion, da Kautsky sofort zu antworten ge- 
nötigt wäre, was den Plan der Diskussion stören müßte. Es war zu 
hoffen, daß Kautsky sie später enthüllen wird. Kautsky schweigt 
aber audi jetzt über diese von mir angeschnittene Frage, er schreibt 
nur kleinlaut („Neue Zeit" 1912, Seite 467): „Wie weit bei ihr die 
IDienstzeit reduzierbar ist, entzieht sich meiner Beur- 
teilung." 

Da aber die namhafte Verkürzung der EMenstzeit die wichtigste Vor- 
bedingung der Miliz ist, so bedeutet es, daß es sich der Beurteilung 
' des Genossen Kautsky entzieht, ob die Milizidee der Flotte gegen- 
über versagt. Es sei denn, daß Genosse Kautsky sidi der genialen 
Auffassung von Erzberger anschließen würde, die Milizidee versage 
der Flotte gegenüber auch aus einem anderoi Grunde, weil man 
nämlich dem Soldaten kein Schiff mit nach Hause geben kann. Aber 
dann versagt sie auch der Artillerie g^enüber, weil man den Sol- 
daten kdne Kanone mit nach Hause geben kann, dann versagt sie 
auch der Infanterie g^enüber, weil die drdßig Patronm, die der 
Soldat mit nach Hause nehmen könnte — wie es in der Schweiz 
gesdiidit — , ihm nur auf dne Minute zur Verteidigung genügen, 
während die Maschinengewehre, die man nicht mit nadi Hause 
nehmen kann, eine vielmehr ausdauernde Sprache führen können. 
Kurz gesagt: wenn die Milizidee aus Rücksidit auf die Unmög- 
lichkeit der Mitnahme von Kri^sdiiffen versagt, dann versagt sie 
überhaupt, also auch beim Heere. Da aber Kautsky sie beim Land- 
heere bestehen läßt, so bleibt nur eins übrig: Der Genosse 
Kautsky n a h m a m 26.{April an, daß die Milizidee in 
der Marine dank der Unmöglichkeit der Verkür- 
zung der Dienstzeit versagt, aber am 28. Juni b e- 
kehrteersichzursokratischen Weisheit: ich weiß 
-nur soviel, daß ich nichts weißi)* Er läßt die Frage 
der CMenstzeit bei der Marine offen. 
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Ich überlasse den Genossea das Urteil darüber, welcfam Wert eiiie 
auf so sehr „sidi mtzidiaide Kenntnis" sehr wichtiger faUisdia 
Unterlagen beruhende allgemeine Auffassung des Rüstungspro- 
blems beanspruchen kann und eildäre auf Gnmd eines rddien mir 
zur Verfügung stehenden Materials O* daß wir absolut keine Ur- 
sache haben, Herrn Tirpitz die Fragwürdi^cdt der Mfiglidikeit, 
die Dienstzeit zu vericärzen, zu bezeugen: eine namhafte Ver- 
kürzungderDienstzeitinderMarineist mOglicb, 
und da die Absdiaffung der Militärjustiz in der Marine natüilidi 
ebenso möglich ist wie im Heere, so bleibt als widitigster Einwand 
g^ai die M^lichkdt der Demokratisierung der Marineverfassung 
die Tatsache der Abgeschlossenheit der Marinesoldaten, die durdi 
das Leben an Bord verursadit wird. 

Wenn man aber bedenkt, daß trotz dieser Abgeschlossenheit in der 
französischen Marine immer wieder Revolten ausbrechen, ja wenn 
man die Rolle der Matrosoi in der russischen Revolution berück- 
siditigt, dann ist es klar, daß diese Abgeschlossenheit, wenn die 
Dienstzeit verkürzt wäre, das sozialistische Sedenleben der Matro- 
se, die sich teilweise aus der Mannsdiaft der Handdsmarine, da 
Schiffern, teilweise aus den gut qualifizierten Industrieaitatem n- 
knitieren, also der sozialistischen Agitation zugänglicli sind, nidit 
ertöten könnte. Der Gedanke der Demokratisierung 
der Heeresverfassung ist ebenso bei der Flotte 
wie beim Landheer zu verwirklichen. Der MiliZ' 
gedanke steht vor uns als ganzer Gedanke da, 
der das ganze Rüstungsproblem erfaßt: methodolo- 
gisch und politisch einheitlich. Methodologisch, weil 
die Demokratisierung des Heeres keine zwecks grö- 
ßerer Symmetrie des Parteiprogramms oder dank 
ihrer Vorzüge aus der Luft gegriffene plato- 

tailit dn anbcsnaittt MeoadMomilcrU, *dat Flotte zu vcrmdina, Eaflud Hodtt a tooMf •A>cftr> 

dte iMaai Sdilflc, dk a lut, m temumcn", oder <nwi «r la demMlbca Aitlkd vUlrt, aukr li 

Alrilu nodi In Ailco »Uiidiii grOBere tcrritnrUlc Vcndücbmisia bcmr, ki aaB tMt|aldll «O^a. 

diB Um die ixblidien UnlerUceo feklea. E> >hB fcMguleUl «enlHi am u ~ ' 

■ Wldir, diB, ob«otal*elbltdDMuio,demdiePutdwiiD>adlidividRnli 

UIH tUt Odjtcta <kr PoliUk mit «leidur OrOndlicUcit bcbenwiai mB, ja ki 

DOM Eiwkdumctn doch da grUodlkb* Sudion trfordert. Ohae KcaMsia der Taltadwa «oB ala li 
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nische Forderung ist, sondern weil sie sich auf 
die reellen Entwicklungstendenzen des Ka 
lismus stützt. Politisch, weil der Milizfc 
rung ein Ziel leuchtet: die Stärkung des 
flusses der Arbeiterklasse auf die wichtig 
Organe des Imperialismus, zwecks Schaf 
der Bedingungen in ihrem Innern, unterwel 
sie bei den entscheidenden Kämpfen zwis 
Arbeiterklasse und Imperialismus vers^ 
also die soziale Revolution beschleunigen m( 
Damit soll natürlich keineswegs gesagt werden, daß das M 
Demokratisierung der Flottenorganisation dasselbe sein kai 
muß, wie das des Landheeres. In der Flotte spielt die Bed 
modemer Maschinen die größte Rolle. Der Fabrikproletarie 
dies in kurzer Zeit erlernen, die Verkürzung seiner Dienst 
also mSglidi; je länger er aber dient, desto routinierter band] 
die Masdiinen. Darum ist die Kürzung der Dienstzeit in dei 
wohl möglich, aber von der Entwicklung der Flotte selbst ni 
fordert Audi die Bedeutung der Demokratisierung der Fl 
für die ganze soziale Entwicklung nicht so groß, wie 1 
Heeres. Weder kann die Flotte so stark in die Klassenkäm} 
greifen, wie joies, noch käme in den entscheidenden Kämpfex 
der Geist, der die Massen des Proletariats belebt, so zutage, 
Landheer. Dies darum, weil die Marinesoldaten nicht in 
Massen auftreten, zusammenleben und in der Seeschladit d 
Element der Maschine eine größere Rolle spielt als im Lai 
Diese Mommte werden es wohl sein, die zum Beispiel au 
Genossen L e n s c h dazu geführt haben, sich der Behauptu 
Genossen Kautsky anzuschließoi, als versage der Milizgeda 
der Flotte. Für uns ist die Berücksichtigiuig dieser Moma 
eine Warnung vor der sdiablonenhaften Bewertung des A 
dankens beim Landheer und der Marine. Da wir aber die N 
keit der Vericürzung der Dienstzdt audi bd der Marine ann 
wieandereraufdie Demokratisierung ihrer Organisation hinzi 
MaBnahmen,dawirdiese Demokratisierung auch der Flottenor^ 
üon für einen antümperifdistisdien Faktorbalten, glauben wir 
Milizgedanken festhalten zu kfinnen und zu müssen, auch in da 
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DieAbrQstungsidee,dieKautsky als Ergänzung 
der Mitizidee betrachtet, ist der Milizidee me- 
thodologisch und politisch schnurstracks ent- 
gegengesetzt Die Miliztdee ist zu verwirklichen auf dem Bo- 
den der Entwicklung des Heereswesens. Sie knüpft an die vm der 
Entwicklung gesdiaffenen Tendenzen an. Die Abrüstungs- 
idee soll eine gänzliche Abkehr von dieser Ent- 
wicklung darstellen und trotzdem auf dem Boden des Kapita- 
lismus bleiben. Da, wie wir schon gezeigt haben, Kautsky keinen 
Schatten eines Beweises vom Bestehen irgendwelcher gegen das 
Rüsten sich kehrender bürgerlidier Tendenzen erbringen konnte, so 
stellt seine Abrüstungsidee eine Erfindung im besten oder 
ärgsten Sinne des Wortes dar. Angesichts dessen könnte man sie 
ihrem eigenen Schicksal überlassen, hätte sie nicht in den letzten 
Jahren eine gewisse Verbreitung gefunden. Wir wollen ^e also 
etwas näher untersuchen. Methodologisch widerspricht sie — wie 
gesagt — dem Wege, auf dem eine solche programmatische For- 
derung aufgestellt werden kann: sie ist kein Resultat der Analyse 
der wirklidien Entwicklungstendenzen, sondern entspringt einer 
Spekulation über die Sünden und Irrtümer des Kapitalismus in der 
Vergangenheit und alle möglichen und unmöglichen Wege, die er 
einschlagen könnte, wenn eine Revolution so gütig wäre, mit der ka- 
pitalistischen Sonderstaaterei aufzuräumen, ohne dem Kapitalismus 
den Garaus zu machen. 

Dieser, ihrer methodologischen Fehlgeburt entspricht ihr politischer 
Charakter. Sie ist nämlich nicht zu verwirklichen, nicht nur weil die 
Bourgeoisie nichts von ihr wissen will, sondern weilindervon 
Gegensätzen zerrissenen kapitalistischen Ge- 
sellschaft keine Tendenzen wirken, die diese Gegen- 
sätze aufheben, die die Quellen verstopfen könnten, aus denen 
die Rüstungswellen schlagen. Nicht, weil die Bourgeoisie sie nicht will, 
ist die Abrüstung unmöglich, sondern weil sie sie nicht wollen kann. 
Wenn dem so ist, so ist es gleichgültig, wie Kautsky die Vorzüge 
dieser Idee darstellt. Ob sie die finanziellen Lasten, die die Massen 
tragen müssen, lindert oder nicht, das kann ihr zur Lebensfähigkeit 
nicht verhelfen. Aber wenn es wahr ist, daß die Sozialdemokratie 
für sie eintreten müßte, weil sie den Massen eine große wirtsdiaft- 
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liehe Erleichterung bringen kann, warum dann bei der 
Flotte Halt machen? Kostet das Heer wenig, und ist es aus- 
geschlossen, daß neue große Umwälzungen auf dem Gebiete des 
Schießwesens usw. — Kautsky möge in der militärischen Presse die 
jetzt diskutierte Frage von der Einführung des Selbstladegewehrs 
verfolgm — Hunderte von Millionen in nahester Zdt erfordern 
werden? Aber noch mehr: die Abrüstung auf dem Gebiete des 
Flottenwesens wäre nach den Äußerungen KautsI^ darum durch- 
führbar, weil es mfiglich ist, an Stelle des imperialistischen Wett- 
streits die Aussöhnung der kapitalistischen Staaten herbeizuführen. 
Wenn das der Fall ist, dann verliert auch das Landheer rine seiner 
Funktionen: die des Kampfesorganes nach außen, da doch die 
jetzigen Gf^ensätze der kapitalistisdien Staaten untereinander trotz 
ihrer alten historischen Form — Revancheidee in Frankreich usw. — 
imperialistischer Natur sind. Also fort mit der Miliz, es lebe die 
Abrüstung auf der ganzen Linie. 

Man könnte einwenden, daß das Landheer noch eine zweite Funk- 
tion hat : die der Niederhaltung der Arbeiterklasse. Aber nach der 
Meinung, die Kautsky im Jahre 1898 m seiner Polemik gegen 
Schippel verfochten hat, verschwindet diese Funktion mit der Um- 
wandlung des jetzigen Heeres in eine Miliz. Diese Auffassung hat 
Kautsky bis jetzt nicht revidiert; er muß also aus ihr Konsequenzen 
ziehen. Verschwindet also der Imperialismus und kommt die Miliz an 
die Stelle des Militarismus, dann verliert das Kapital jedes Interesse 
an ihr. Aber selbst wenn sich Kautsky unter dem Einfluß der inter- 
essanten Ausführungen des Genossen G r i m m*) ü b e r d i e Miliz 

1) Der Orimmacbc Artikel rtnmt «dir ElOddid] mit mudKr IddaNIrgcrlidKn Illiulm Ober die 
MUlz wl, dit nn der Sazbldemokntie zuummen mit der Mlliildee vom KkiabarEertum abernoni- 
nem wurde. Warum er ihn polemiidi EcEen nikta zuipitzt, iit mir uDakltrilcta, dl — wie er zuce- 
■tebtn maB - meine Artikel lo eefar von dai laDdHuEgm llluilom Ober die Wunder der Miliz fern 
«irtn, wie meiBea Wiuena keine anderen in der Partelprea*c. Wemi ich trotzdem in der Benrleilung 
Ihr HndittendiieDimiC, wie sie die ^twiddung zur MUlz In Dentacfalaiid berbelfOlirai werde - «aa 
■adi die Soziilpolitik bainHuaaea mOBte — , dem etwas zu engen Standpunkt dea Oegowen Oiimm 
aUl zuMimmBi kann, so geadiictat c* aus den Gründe: Orirara untenodit die Miliz, wie sie unter 
den ElnBuB der Entwidduig der nüllliriadien Tedmik und dea Kapilaliaimn aldi aua dner Uein- 
bargertidicn In tlna ki|ritallitiache verwandelt, wtbreid in Deuladiland zu untersadien ist, wie akb im 
kipllillsliadien MUitarlnnus unter den Drucke de* Proletariats die demdiratiacfaen Tcndioien durch- 
•etzcn. Die Vendiiedeiriieit der Penpcktive sdulH die sdiclnbara DUIercnz In meiner und Qrlmma 



Dia DlSerou wird enul, wenn er aua Katzenjammer Ober den Bankrott UeinbDrgerllciier MllIihoD- 
■nngen in die lilusioMn der AbrDatungaapdnilatlon verfUlt, wai bei Ibm noch durch die Enfc der 
Schweizer VotiUtnlaae enladiDldbar, wenn auch sachlich nicht zu akzeptieren jtt. 
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in der Schweiz (Neue Zeit Nr. 37/38) zu der Meiaimg ge- 
mausert hätte, dafi die Bourgeoisie auch nac^ der Umwandlung 
der stylenden Heere in eine Miliz die Aussicht hätte, diese dne 
Zeitlang zur Niederhaltung des Proletariats zu gebrauchen, wie 
kSnnte Kautsky bei der Aufstellung einer Progranunforderung sich 
darum kümmern? Schreibt er doch mit Redit: 
„Das Proletariat stellt seine FordenmgHi nicht nach den Bedürf- 
nissen der Kapttalistenklasse, sondern nach seinen eigenen, und diese 
eigenen erheischen die Abrüstung." 

Nun also! Revidieren Sie, Genosse Kautsky, das Parteiprogramm, 
merzen Sie die Forderung der Miliz aus. Sie hat mit Ihrer Auf- 
fassung nichts zu tun und fristet ihr Leben nur dank Ihrer Anhäng- 
lichkeit an alte bewährte Ideai. Aber Ideen sind wie reißende 
W61fe, denn sie vertragen sidi nicht, selbst wenn der Besitzer sie 
friedlich beieinander lassen möchte: die noie, weil sie einer neuen 
Situation entsprechen soll, die alte — ja, well man nidit in den Ruf 
eines Revisionisten nach rechts, links oder in die Lüfte konmien 
wiU. 

Das Resultat unserer Untersuchung ist also, daß es sich hier nidit 
um die Ergänzung und B^renzung zweier Losungen bandelt, die, 
obwohl in verschiedenen historischen Situationoi oitstandea, dem- 
selben Ziele dienen: dem Kampfe g^en den Imperialismus. Die 
beiden Ideen bilden die Konsequenz zweier ver- 
schiedener Auffassungen des Imperialismus, 
die auf verschiedenen Wegeq erlangt sind. Ulr 
wollen jetzt die politischen Konsequenzen der einen wie der andern 
prüfen, aber zuerst ist es nötig, noch emem Versuch entgegenzu- 
treten, durch Verschiebungder Streitfrage sie zu ver- 
dunkeln. 

DIE ROSTUNOSBESCHRÄNKUNOEN. 

Es ist dn Versuch zur Verwischung dieses Gegensatzes, wie er in 
letzter Zeit oft in der Parteipresse und den Versammlungen unter- 
nommen wurde, wenn manche Genossoi erklärten : Eine allgemeine 
Abrüstung ist unmöglich, aber eine teilweise, vorüber- 
gehe n d e wäre für das Proletariat von Nutzen. Im Gefühl, daß 
seine Beweisführung der Möglichkeit einer Ersetzung der heutigen 
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imperialistischen Politik diudi ein allgemeines Dberankonunen 
der imperialistischen Staaten zwecks gemdnsamen Vorgehens in den 
kolonialoi Ländern feblgescbiagai ist, klammert sidi Kautsky in 
seinem heiirigrai Maiartikel an diesen Versuch und schreibt (S. 108 
der „Neuen Zeit" von 1912) : 

So wenig der Untemebmerverband die Konkurrenz für immer aus- 
sdialten kann, so wenig ist dne Vereinbarung zwischen den kapita- 
listisdien Regierungen, die alle Konfliktstoffe fOr alle Zeiten zwi- 
schen ilmai aus dem W^e räumte, mOglich. Esistdaherauch 
keine Abmachung zwischen ihnen denkbar, die 
eine völlige Entwaffnung herbeiführte. Aber es 
wäre bereits unoidlich viel gewonnen, wenn es gelänge, aus dem 
jetzigen Stadium herauszukommen, das den Wdtkrieg und zwar in 
nächster Zdt unvermeidlich macht; wenn man an dessen Stelle 
einen Zustand setzte, der den Krieg wohl Dicht 
mit Sicherheit für immer ausschließt, aber ihn 
doch mindestens zurücksdiiebt. Dies könnte sogar bedeuten, 
daß damit dem Kri^ europäischer Großstaaten unterdnander für 
iimner em Ende gemacht wird, denn mit jedem Jahr stdgt die Macht 
des europäische Proletariats, die gf^en einen solchen Krif^ in die 
Wagscbale fällt 

Kautsky bemerkt dabei nidit, daß sidi sdne Befürwortung 
einer Änderung der jetzigen imperialistischen 
Politik in eine friedliche im Nu in eine Anerken- 
nung eben dieser Politik verwandelt, denn wenn 
dieser sdn Satz irgendwelchen Sinn hat, dann nur dnen : wenn es 
nichts zu erlangm gibt, dann wollm wir uns einstwdlen b^;nügen 
mit Bündnissen kapitalistisdier Staaten, die die Kri^:sgefahr 
aus einer täglichen in dne seltener auftrdende verwanddn würden. 
Daß er an diese „momentane" Aussöhnung mit der kapitalistischen 
Bündnispolitik die H<4fnung anknüpft, daß inzwischen das Prole- 
tariat so starte wird, daß es die Krisle zwischen den Großmächten 
unmöglich machen wird (und ein Kolonialkri^ gegen China, wie 
wäre es damit?), so zeugt das zwar vom hoffenden Herzen des Ge- 
nossen Kautsky, aber nicht minder von einer horrenden Be> 
griff sverwirrung. 
Was hat diese Frage von der MögUchkdt imperialistischer AblKOB. 
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men mit der Frage der Abschaffung des Imperialismus in dem Rah- 
men des Kapitalismus zu tun? Und was hat die Frage von der 
Abrüstung zu tun mit der von einem Zustand, von dem Kautsl^ 
sagt, daß er „den Kri% zwar nicht mit Sichertieit für immer aus- 
schließt, aber ihn doch mindestens zurückschiebt". Daß „ein soldier 
Zustand" nichts mit der Abrüstung zu tun hat, sondern die Frage 
von den Rüstungsbeschränkungen aufwirft, ist klar. 
Aber dies ist eine ganz andere Frage. Imperialistische Abkommen 
zwischen den Mächten sind nicht nur mfiglich, sondern gdiörm 
gerade zum Wesen des Imperialismus. Weil das Kri^srisiko im 
Zeilalter des Kapitalismus ungeheuer ist, räumen die Mächte mit 
ihren kleineren G^ensätzen auf, konzentrieren sich auf die haupt. 
sächlichsten Gegensätze, zu deren friedlicher oder kri^erischer 
Lösung sie rüsten. Die Rüstungsübereinkommen könata in diesem 
diplomatischen Aufmarsch einmal eine zu Rüstungen aufsta- 
chelnde, das zweite Mal eine für eine Zeitlang verschlep- 
pende Bedeutung haben, aber Immer sind sie, um mit dem vorigm 
Maiartikel Kautskys zu sprechen, „Palliativmitteldien" . . ., die jedoi 
Moment durchbrochen werden können. Ihr Palliativcharakter 
hängt ebensosehr ab von den wirtschaftlich-politischen Um- 
wälzungen, die das Verhältnis der Staaten zueinander äodent, wie 
von der Entwicklung der Rüstungstechnik. Es ist selbstverständ- 
lich, daß, wenn eine Regierung, auf Grund eines Abkommens mit 
einer anderen Macht, ihr Rüstungstempo auf eine Zeitlang ein- 
schränkt, wir es berußen werden. Aber wir werden dabei der Ar- 
beiterklasse den Palliativcharakter dieser Maßr^el, die Momente, 
die sie über den Haufen zu werfen drohen, aufzeigen. In jedem 
solchen Falle werden wir die Verantwortung für eine solche vorüber- 
gehende Maßr^el ablehnen und sie den besitzenden Klassen zu- 
weisen. 

Dieses Hervorschieben einer anderen Frage an die Stelle derjenigen, 
die uns hier beschäftigt hat, einer simplen, parlamentarischen Tages- 
frage an Stelle der prinzipiellen von dem Charakter unserer auswär- 
tigen Politik, ist aber keine Zufälligkeit und verdient noch eine kurze 
Untersuchung. Kautsky spitzt die Streitfrage einige Male auf die 
Formel zu: er sei ein Anhänger der Reformen, auch auf dem Ge- 
biete des Imperialismus, sdne Gegner seien Revolutionäre, die alles 
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oder nichts wollen. Und eben die Obereinkoimnen der kapitalistischen 
Staaten sollen diese Reform des Imperialismus bedeuten. Wäre das 
in der WlrkÜchkeit der Fall, würden solche Abkommen ein Anfang 
vom Ende des kri^erischen Imperialismus sein, so würde Kautsky 
endlich einen Boden unter den FüBen gewinnen. Da aber die Ab- 
kommen nur ein Mittel bilden, die kleinen Gegensätze zuriickzu- 
stellen, um Kräfte zu sammeln zum Kampfe um die großen, so wäre 
es eine gänzliche Verkennung ihres Charakters, in ihnen eine Ab- 
kehr vom Imperialismus zu sehen. Sie sind die Praxis des Im- 
perialismus. 

Der letzte rettende Sprung Kautskys aus den Wolken stellt einen 
Sprung auf den Boden des Imperialismus dar. Und was Kaufst^ 
als Reform des Imperialismus ansieht, das ist seine Stärkung. Wäh- 
rend aber gewöhnlich die vom Proletariat erkämpften Refonnen es 
stärken, so könnte die Bündnispolitik der Großmächte kein Ziel des 
Proletariats bilden, ohne es zu schwächen. Würde das Proletariat 
zweier Länder, um einen Augenblick Atem schöpfen zu können, ge- 
meinsam auf eine „Aussöhnung" der beiden imperialistischen Re- 
gierungen wirken wollen, so könnte dies nicht geschehen, ohne daB 
es sich auf ihren gemeinsamen Standpunkt stellen würde. Die 
imperialistischen Abkommen sind koloniale Schacfaergeschäfte. Ohne 
sie zu akzeptieren, kann die Arbeiterklasse nicht den „ehrlichen 
Makler" zwischen den Regierungen spiel»i, um das unbewußt 
diese Politik am besten verurteilende Wori des Genossen Lede- 
b u r zu gebrauchen — er gebrauchte es in seiner Reichstagsrede 
zum Etat des Auswärtigen Amtes im Mai dieses Jahres — , denn 
wo ein Makler da ist, muß er den beiden Seiten ein Objekt aiU>ieten, 
das für sie einm Wert hat. Das Resultat einer solchen Politik 
könnte nur die Anerkennung der Kolonialpoütik bilden, das heißt 
die Akzeptierung des kapitalistischen Standpunktes durch das 
Proletariat, denn man kann nicht die „Aussöhnung" befürworten 
und den einzigen unter den g^ebenen Umständen zu ihr führenden 
W% ablehnoi. 

Wenn aber eine Reform das Proletariat abfährt vom Wege des 
Klassenkampfes, dann ist sie keine Reform, die das Proletariat an- 
nehmen oder gar befürworten kann. Sie ist eine gelbe Reform, 
um das Wori Rappaports g^en Millerand zu gebrauchen. Daß 
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Kautsky sie akzeptiert, das ist angesichts seines allgemeinen Stand- 
punktes noch dn Bewds mdir, daß er die Tragweite der jetzigen 
Streitfragen nicht übersidit und nidit mehr übersdien kann, dank 
der Konsequenzen seiner in doi letzten Jahren angeschlagenen 
PoUtik. 

DIE QUELLEN UND DIE FOLGEN. 

Die Unlersudiung der Differenz, die in den Fragen unserer auswär- 
tigen und RQstungspolitik zwisdien einem Tdle der Radikalen und 
dem Genossen Kautsky bestdit, zeigte, daß es dn Untersdiied in der 
Anwendung der marxistischen Methode ist, der ihr zugnmde liegt. 
Aher es wäre sehr unrichtig, anzunehmen, daß dieser Untersdiied 
die letzte Wurzd dieser Differenzen bildd. Wir wolloi hier nicht 
untersuchen, ob Kautsky unsere G^enwartspolitik immer in dieser 
spekulativen Wdse untersuchte und begründete, wdl es sich doch 
nicht um dne persönliche Ausdnandersefzung handdt, obwohl 
Genosse Kautsky die Quellen der Differenz in meinera Eifer eines 
unglücklichen Erfinders und in der Tatsadhe sidit, daß es mir ge- 
lungen ist, dne so unschuldig-ahnungslose Landpomeranze wie 
Paul Lensch zu verführen. Die Tatsache, daß Kautsky den Im- 
perialismus früher mit etwas anderen Augen ansah, und daß Ge- 
nossen für sdnen Standpunkt in diesen Fragen dntrden, von denea 
wir vortrefflidie Analysen der Triebkräfte des Imperialismus be- 
sitzen, wie solche, die, ohne sich mit der Theorie abzugdien, aus 
rdn politischen Gründen für die Abrüstung emtrden, zdgt, daß die 
eigentlichen Qudten der Differenz an anderer Stelle anders liegen. 
Sie sind auf dran Gebiet der allgemeinen taktischen 
Differenzen zu suchen, die in den letzten Jahroi im Lager 
des deutsdien Marxismus entstanden sind. Die Kautskyscbe Me- 
thode brachte nur klarer den Charakter und die Konsequenzen der 
ihm und dnem Teile der Radikalen gemdnsamen, allgemeinen tak- 
tisdien Position zum Ausdruck, wie wieder die Eigenarten des 
deutsdien Imperialismus, den ich in meinem Artikel „Zu unserem 
Kampfe gegen den Imperialismus" in der „Neuen Zeit" darzu. 
stellen suchte, dem Standpunkt Kautsigrs in dieser Frage Freunde 
gewinnen bd dnem Tdle der Genossen, die üi den allgemeinen 
taktischen Fragen mit seiner Position nichts zu tun haben wollen. 
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Was in unserer Position bei Kautsky am meiste AnstoB erregt, ist 
dieses, daß sie die Lage zur Formel zuspitzt: Hie Imperialismus — 
hie Sozialismus, daß sie im Imperialismus die letzte Phase des 
absterbenden Kapitalismus sidit, daß sie alle Illusionen Aber die 
MJ^Iicbkdt der Reform des Imperialismus leugnet, daß sie als eine 
Hauptaufgabe der Arbeiteildasse Massmaktionen g^en die im- 
perialistische Praxis betrachtet, in Momenten, wo diese die Massen 
wiridich aufwühlt Dieser Politik stellt er eine andere g^enüber: 
den Kampf gegen den Imperialismus, g^en das Wettrüsten, aber 
nicht als Kampf der nur auf sidi angewiesenen Arbeiterklasse, son- 
dern zusammen mit dem Kleinbürgertiun, ja zusammen mit dnem 
Teile der Bourgeoisie, die in dieser Frage vom Leben und Tod des 
Kapitalismus gemdnsame Interessen mit dem Proletariat haben 
soll. Was ist das anderes als die Losung: O^en den schwarz, 
blauen Block, als die politische Grundlage des Stichwahl- 
abkommens, die Genosse Kautsky in diesem Winter mit demsel- 
ben Eifer auf Kosten der Methode und der Tatsachen verteidigte, 
wie die Ahrüstungslosung. E>er Politik, die die Hebung der 
Aktivität der Masse angesichts der Gefahren der imperialisti- 
schen Politik als die einzige Aufgabe der Sozialdemokraten in 
dieser Frage sieht, stellt Kautsky zwar keine prinzipielle Ableh- 
nung der Massenaktionen gegenüber, ja, er erklärt sogar, (Neue 
Zeit XXIX, 2, S. 103), der Erfolg eines Massenstreiks in einer 
solchen Situation sei nicht ausgeschlossen, aber einige Sätze weiter 
erklärt er: 

Ist es emmal soweit gekommen, daß die Bevölkerung nicht in der 
eigenen Regierung, sondern in der B&sartigkeit des Nadibam, die 
Kri^sursache erblickt — und welche Regierung ver- 
suchte es nicht, mit Hilfe ihrer Presse, ihrer 
Parlamentarier, ihrer Diplomaten, der Masse 
der Bevölkerung diese Anschauung beizubrin- 
gen, — kommt es unter solchen Umständen zum Kri^e, dann ent- 
brennt in der ganzen Bevölkerung auch einmütig 
das hdBe Bedürfalls nach Sicherung der Grenze vor dem bösartigen 
Feinde, nadi Schutz vor seiner Invasion. 

Da werden zunächst alle zu Patrioten, auch die 
international Gesinnten, und wenn dnzelne den ü b e r- 
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menschiichen Mut haben sollten, sich dagegen auflehnen 
und hindern zu wollen, daß das Militär zur Grenze eilt und aufs 
te mit Kriegsmaterial versehen wird, sobrauchtedie 
'ung keinen Finger zu rühren, sie un- 
ich zu machen. Die wütende Menge würde 
bst erschlagen. 

ische Massenstreik ist ein ungeheures Unternehmen, das 
mde kommen und gelingen kann, wenn eine ganze Rdhe 
ältlich günstiger Umstände zusammentrifft. Den Massen- 
ivenden zu wollen als Mittel, die Vertddigung der Grenze 
e auswärtige Invasion zu hindern, heißt ihn dann zustande 
h'ollen, wenn alle Umstände ohne Ausnahme ihn unmfiglich 
wenn er im besten Falle nichts anderes sdn kann als e i n 
eher Wahnsinn. 

tegierung wird nicht versuchen, in einem Konflikt mit d^ 
sich als unschuldiges Lämmcfaen darzustellen? Daß jede 
; so handeln wird, gibt selbst Kautsky zu. Während wel- 
ken wird der Feind nicht an den Grenzen stehen? Und 
t)t wirklich daran, daß eine kapitalistische R^erung im- 
äre, in einer Situation, in der sie in den Augen des Volkes 
hein des Rechts entbehren könnte, „lüchtsinnig" loszu- 
' Es gibt keinen Krieg, in dem nicht alle Bedingungen 
m den Massenstreik aussichtlos zu machen, wenn es um die 
bestellt wäre, wie Kautsky annimmt, wenn die Klas- 
:ensätze im Moment des Krieges aus dem 
tsein der Massen verschwinden, die vier- 
rige Arbeit der Sozialdemokratie, wenn 
vorübergehend — weggeblasenwerdenkönnte, 
te. 

ta hier diese Frage nicht ausführlich behandeln, dies tut 
koek *), denn es handelt sich bei uns nicht um ihre Wi- 
'„ sondern nur um ihre Feststellung. Es ist nämlich klar, 
befürchtet, daß jede Massenaktion g^en imperialistische 
elend zusammenbrechen muß, der muß sich g^en eine 
lie Analyse des Imperialismus richten, die die ganze Hilf- 
dan ErKbdwn da Artikels da a«i»H Pinndodi fiber die 
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losigkdt der parlamentarischen Aktion dem Imperialismus g^en- 
Qber feststellt, indem sie die letzte Karte des Kapitalismus sidit. Ob- 
wohl wir Iceiaesfalls der Meinung sind, daß die Massen sich in jeder 
kriegerisdien Situation zu dner Abwehraktion aufraffen kfinnen, 
und obwohl wir nicht der Meinung sind, daß jede Abwehraktion 
erfolgreich sein muß, so sehen wir es für die Aufgabe der Sozial- 
demokratie £in, in ihrer ganzen täglichen Agitation gegen i'~ '~ 
perialismus in den Massen die Erkenntnis zu veibreiten : Die 
Boui^eoisie ist für den Imperialismus alles; was von ihm : 
dient dem Imperialismus, es gibt kein Mittel gegen ihn als die 
der Arbeiterklasse, die in allen Positionen sich verschanzt, i 
der Festiuig des Imperialismus, im Heere, das auch, soweit t 
im Interesse des Kampfes g^en den ImperiaUsmus demok 
auszubauen ist 

Dieser Standpunkt scheint Kautsky eine Agitation für den 
Ischen Wahnsinn" zu sein, und dasistdieQuelles 
Bemühungen, nicht zu sehen, was ist. Weil er di 
Sequenz der Analyse des Imperialismus im Interesse der „ 
tungsstrat^e" befürchtet, revidiert er hier ebenso 1 
Auffassung des Imperialismus, wie er vor 
Jahren aus Rücksicht auf die Ermattungs 
tegie seine Theorie des Massenstreiks 
dierthat 

Daß er Lenscb, der diese Revision für jeden Unbefangenen b< 
hat, als einen setir schlechten Burschen darstellt, das ist i 
O^enstück zu seiner Behauptung, die Genossin Luxembui; 
Zitate gefälscht, um seine Abkehr von seinen alten Auffas 
über den Massenstreik zu beweisen. Wenn wir diese etwas kc 
Seite erwähnen, so nur darum, weil sie zu der sehr ernste 
tischen Frage über die Konsequenzen der Kautsigrschen 
führt 

Mit der Politik der Sozialdemokratie ist es wie mit jeder ai 
wer nicht nadi vorwärts g^t, der geht zurück. Wer aus An) 
muß nicht bewußt sein) vor den Konsequenzen einer Konsta 
dessen, was ist, die Augen davor schließt, der wird nicht nu 
sozialdemokratische Pflicht, zu sagen, was ist, nicht erfül 
wird genötigt sein, zu sagen, was in der Wirklichkeit nicht e 
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Illusionen zu veibreiten. Jede Verkennung der Wirklichlrat 
führt aber zur Konfusion ')■ 

Daß sie sich bei einem einzelaoi in dem Bemühen äuBert, zu be- 
weisen, daß nicht er, sondern die anderen sich geändert haben, ist 
noch nicht so wichtig; bei der Partei aber würde sie zu einer Waciel- 
topfpolitik führen, sie würde ihre agitatorische Kraft schwädien. 
Das müßten in erster Linie unsere praktisch tätigen Genossen in 
Betracht ziehen, die erklären: die Abrüshing ist unmöglich, aber sie 
ist eine zündende agitatorische Losung; und ein Rüstungs- 
einschränkungsabkommen wäre zwar eine vorübergehende Maß- 
regel, aber als konkretes erreichbares Ziel wäre es 
(>esser imstande, auf die Massen zu wirken, sie in Bewegung zu 
bringen, als eine allgemeine, an sich noch so richtige Agitation. 
Wir lassen die Tatsache beiseite, daß der Kampf um die Demo- 
kratisierung der Heeresreform, in konkreter Form geführt, ein noch 
reelleres Ziel stellt, an das wir in unserem täglichen Kampfe g^en 
den Imperialismus anknüpfen können, und daß die imperialistischea 
Gefahren ein immer konkretes Angriffsziel bieten. Wir wollen nur 
feststellen, daß die Sozialdemokratie ihre Agitation niemals an die 
Illusionen der Masse anpassen dari, sie muß umgdcehrt diese Mas- 
sen von allen Illusionen zu befreien suchen, indem sie ihnen bei jeder 
Aktion sagt, was ist. Aber die Praktiker, die anndimen, daß in den 
Massen der Glaube an die Möglidikeit der Abrüstung, an den 
Nutzen der Bündnisse der kapitalistisdien R^enuigen dngdtfir- 
gert ist, sind schlechte Beobachter. Nidits läßt die Massen in den 
Versammlungen so kalt, wie die Ausführungen von dem Bündnis 
mit den „Kultumationen", von der Möglichkeit der Einschränkung 
der Rüstungen, und nichts löst in ihnen solchen Beifall aus, als der 
Appell an die solidarische Aktion des Proletariats gegen die Politik 
jener „Kulturstaaten", die dem Lena-Zaren die Hand drücken, da- 
mit er ihnen helfe, sich g^enseitig die Hälse abzuschneiden. Nichts 
weckt einen größeren Enthusiasmus iti den Massen, als die Fest- 
stellung, daß der Imperialismus den Kapitalismus an den Abgrund 
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führt, und daß es die historische R< 
dort hinunterzustoBen. Daß es so sei 
in der Arbeiterklasse instinktiv sidi d 
ihrer ganzen Kampfesnatur eiidäit 
keine Klasse zurücktritt oder ihre Ni 
zu haben, weil sie in dem Gefühl ba: 
die Macht zum 5i^^ über dm K 
wächst Darum würde die Abrüstun 
und dran hängt, die ein Teil der Prai 
den befürwortet, alles andere tun, als 
Darum sind wir auch sicher, dal 
tag in Chonnitz angesichts des noc 
des Problems die Mehrheit der Partt 
Fraktion erklären würde, dem Kautsk 
gibt, der Sic^ sehr kurzlebig sein würi 
Oedichte, mit Spdculationen schlechte 
erfordert ein Schwert, und Eisen n 
Boden der WirUichkeit. 
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KAPITAUSTISCHES WETTRÜSTEN, VOLKSHEER 
UND SOZIALDEMOKRATIE. 

DIE NEUEN MIUTARVORLAOEN UND WAS WEITER? 

Deutschland greift zu neuen Rüstungen, nachdem erst vor zwei 
Jahren im Quinqmnatsgesetz die Heeresstärke um 1 1 000 
Mann, die MUitärkosten um 140 Millionen Mark, nachdem erst 
im vorigen Jahre die Heeresstäike um 29 000 Mann, die MUi- 
tärkosten um 650J^ MiUionen Mark vergrößert worden sind. In 
jähon Sprung soll jetzt das Heer um über 150000 Mann ver- 
größert werden, was eine Milliarde einmaliger und eine Viertel- 
Milliarde dauernder Kosten verursachen soll — zu der 1 576 326 000 
Mark des bisherigen MiUtär- und Marineetats hinzukommen. Zirka 
800 000 Mann (samt den Offizieren) sollen dauernd unter Waff^ 
stehen. 

Dem von Deutschland g^dienen Signal folgen alle anderen Staa- 
ten; Frankreich schraubt seine militärische Entwicklung zurück, 
revidiert das Gesetz vom Jahre 1905, das die zweijährige Dienst- 
zeit eingeführi hat, führt die dreijährige EMenstzeit mit all ihren un- 
geheuren Lasten an Gut und Blut wieder ein, um nur ja, trotz sdner 
über ein Drittel schwächeren Bevölkerung dem Laufschritt des deut- 
schen Militarismus folgen zu können. Der Verbündete Frankreichs, 
Rußland, wird ihm folgen müssen, sei es in der Aufstellung neuer 
Armeekorps oder in der besseren Ausrüstung der bisherigen. Öster- 
reich, die Konkurrenzmacht Rußlands auf dem Balkan, wird nidit 
im Hintertreffen bleiben; und obwohl es vor kurzem seine Heeres- 
macht um über 60 000 Mann erhöht hat, will es sie wieder um 
Marm anschwellen lassen. Das wird Italien, seine ver- 
e Macht, auch zu neuen Rüstungen nötigen, denn die freund, 
ichen Verhältnisse erfordern in der kapitalistisdien Welt, 
wie in der feindlichen, das stete Rüsten, während ihr Ziel 
pannten Veriiältnissen das Sich-nicht-erdrücken lassen bildet, 
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müssen „befreundete" Mächte rüsten, damit der Wert der „Freund- 
schaft" eines jeden gleich bleibe. 

So beginnt ein Rüstungstanz von schwindderr^endem Anblick. 
Nach sehr niedrig eingesetzten Schätzungen des offiziösen „Nau- 
ticus" verschlangen die Rüstungskosten in den letzten zehn Jahren 
in den ^^zivilisierten" Ländern über 65 Milliarden Mark: über 10 
Milliarden in Deutsdiland, über 12 in England, über 9 in Frank- 
reidi, über 11 in Rußland, über A% in Osterreicb, über 3^ in 
Italien, über 10 in Amerika, über 2^ in Japan; wobei die Schädi- 
gung der Wirtschaft durch die Entzidiung der Arbeitskräfte gar 
nicht mitgerechnet ist. Die Kosten eines Jahres des bewaffneten 
Friedens berechnet Professor Kobatscb') nur für Europa auf 18 Mil- 
liarden Marie : 7 Milliarden Mark die direkten Rüstungsausgaben, 
5 Milliarden Mark Entgang der aktiv Dienendm (5 Millionen 
Mann ä 1000 Mark), 6 Milliarden Mark der Dienst der Schul- - 
denzinsen. In dem hochgepriesenen Zeitalter der Sozialpolitik be- 
trägt das Verhältnis aller Wohlfahrtsausgaben, von dem bißchen 
Wissen, das dem Volkskind zuteil wird bis zum Sterbegeld des in- 
validen Prolet£iriers in Deutsdiland ^/^g der Rüstungsausgaben. 
(Nach einer Enquete des französischen Ministeriums der aus- 
wärtigen Angel^enheiten.) 

Und das^Resultat dieser ungeheuren Ausgaben, die, auf dem Wege 
der indiidcten Steuern aus der Volksmasse herausgeholt, ihr Auf- 
wärtsstreben vom Ldien des Arbeitsvidis zu dem des Menschen ge- 
waltig zurückdrängen, sie aller KulturmSglichkeiten berauben? Sie 
sollen den Frieden sichern! Aber wie es seilet um diesen armseligen 
Frieden der in Kneditschaft und Not Lebenden dank den Rüstungen 
bestellt ist, das hat am 8. März dieses Jahres, bezugnehmend auf 
die bevorstehenden Rüstungen, dn Rüstungspatriot, der frühere 
Diplomat und jetzige nationalliberale Parlamentarier Rath mit fol- 
genden Worten im „Tag" erklärt: 

„Es läßt sich nicht leugnen, daß die ungeheure 
Steigerungdermilitärischen Macht eine Gefahr 
für den Frieden bedeutet, daß die Lehre von der 
Versicherungsprämie in Gestalt der Rüstungs- 
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kosten erschüttert wird, wenn die militärischen 
Anstrengungen ein gewisses Maß übersteigen. 
Die Schwere der Rüstung kann eines Tages un- 
erträglich werden und zur kriegerischen Ent- 
scheidung drängen." 

Wachsende Not, wachsende Kri^^efafar, das ist die Bilanz der 
Rüstungen. Auf Jahre hinaus werden junge Volkssöhne, oft Er- 
nährer der Familien, in der Zeit, wo sie am meisten lernen können, 
in der Zeit, wo selbst ihrer ärmlichen Jugend das Leben das Beste 
schenken kann, in die Kasernen gesteckt, jahidang mit gdsttöten- 
der Plackerei gedrillt, mit Roheit behandelt, damit sie, wenn es gilt, 
auf Vater und Mutter oder ausländische Arbeitsbrüder schießen und 
selbst Kanonenfutter bilden. Alles bäumt sich im Proletariat in- 
stinktiv gegen diese Verschwendung an Out und Blut, gegen die 
Gefahr der Verwandlung der zivilisierten Menschheit in Horden sidi 
gegenseitig abschlachtender Barbaren auf. Nichts ist natürlicher 
als die Sehnsucht nach einem Ende dieser in den Abgrund trei- 
benden Entwicklung. Das Herz und CMiim der arbeitenden 
Volksmassen, ihre klassenbewußte Vorhut, die Sozialdemokratie, 
kann nicht ruhig, mit verschränkten Armen, diesem militaristisdien 
Taumel zusehen, sie kann sich nicht mit seiner Kritik begnügen, sie 
muß einen Kampf gegen das Rüsten organisieren, 
die Kräfte des Volkes zu diesem Kampfe mobili- 
sieren. 

Gibt es aber ein Mittel zur Milderung dieser die Menschheit be- 
drohenden Verhältnisse und zu ihrer endgültigen Durchbrechung? 
Die Sehnsucht und die Erkenntnis der Massen weist auf den S o - 
z i a 1 i s m u s , der die Ausbeutung des Menschen durch den Men- 
schen, also auch die Konkurrenz der Ausbeutenden untereinander, 
ihren Kampf, zu dessen Mitteln die Rüstungen und der Krieg ge- 
hören, absdiaffen wird. Als W^ zu diesem endgültigen Ziel aber 
zeigt die Sozialdemokratie auf das Volksheer. Indem »e auf 
dieses Zidl, als dem aus der Entwicklung des Militarismus sich er- 
gebenden. Schritt für Schritt im Rahmen des Kapitalismus Verwiri^- 
lichbare, bis es bei semer vollständigen Verwiridichung diese Rahmen 
sprengen wird, hlnwdst, stellt sich die Sozialdemoloratie nicht nur 
in einen Gegensatz zu den Fanatikern des Militarismus, sondern 
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auch zu den bürgerlichen Friedensaposteln, die, Bourgeois bis in 
die Knodien, den Kapitalismus mit seiner Knechtschaft des Volkes 
erhalten und nur seine reifste Frucht, die der Kri^sbarbard, be- 
seitigen wollen. 

„Es gibt eine Anzahl von Ideologen bürgerlicher Herkunft und 
Denkart, die sich vom Egoismus ihrer Klasse hd wähnen und einen 
ehrlichen Haß gegen den Moloch in sich nähren, die sidi durdi 
dfrige Propaganda für die Abschaffung der stehenden Heere oder 
wenigstens für eine weitgehende Abrüstung betätigen. Sie glauben, 
daß es mögUch ist, auf diese Weise den Wüi^engel des Krieges aus 
dem Paradiese unserer Kultur zu jagen und einen Zustand zu 
begründen, wo Macbtfragen nicht mehr durch Blut und Eisen, 
sondern durch friedsame internationale Schiedsgerichte gelöst wer- 
den. Wenn nun an das Proletariat die Frage gestellt wird, ob 
es diesen Bestrebungen seine Unterstützung leihen soll, so kann es 
darauf nur die Antwort geben : Nein !" — schreibt Hugo Schulz, 
der sozialdemokratisdie Qeschichtsschreiber des Kriegs und Heeres- 
wesens'). 

Und zwar erfolgt diese Weigerung aus mehrfachen Gründen. Die 
Arbeiterklasse ist m dem Kriege, unter dem sie vor allem zu leiden 
hat, und der selbst dann, wenn er eine Aktion notwendiger nationaler 
Verteidigung ist, mit seinen etwaigen günstigen Ergebnissen itire 
Interessen weit weniger fördert als die der herrschenden Klassen, 
natürlich nicht weniger abhold als die utopischen Friedensfreunde. 
Sie wird sich aber dennoch sorgsam vor allem „Abschaffungs- 
Wahn" hüten und, geführt von dem ihr eigenen historischen Sinn, 
den Weg einschlagen, den ihr die klare Erkenntnis der geschicht- 
lichen Zusammenhänge und Notwendigkeiten weist. Dieser Weg 
führt allerdings zu einem Ziele, hinter dem der Alpdruck der Kriegs- 
furdit nicht mehr auf der Menschheit lasten wird; denn: wenn ein- 
mal die sozialistische Organisation unserer Kulturweif beendet sein 
wird, dann werden die Interessen der einzelnen Organisationsge- 
bilde nur mehr parallel laufen; jedes sozialistische Oemeinwesen 
wird bei vollentwickelten Produktivkräften in sich selbst die Gewähr 
seiner Machtentfaltung finden und an keinem Punkt genötigt sein, 

I) HmgO SAnli: BiDt und EIm«. S. 16— IS. Btriid, VonUrto-VtrUg. 
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I Nachbars zu kreuzen. Bis zur vollen Erfüllung dieser 
ingsgange unserer Kultur getreuen Tendenzen aber 
s Erbübel des Krieges noch erhalten bleiben, und das 
Arbeiterklasse geht nur dahin, mit aller Madit jeden 
isbruch des Geschwürs zu verhindern. Tatsachen von 
±er Wucht und von so tiefer historischer B^ründung 
lie uns der moderne Militarismus erscheint, lassen sich 
chaffen, sondern nur im Kampfe über- 

;anz nebenbei erwähnt, daß der Sehnsudit nach Ab- 
:r großen Massenheere und nach Rückkehr zu den 
ler- oder Konskriptionsheeren auch dne gut bürgerlidie 
ugrunde liegt. Die herrschenden Klassen sind, wie bei 
m audi damit, daß sie sich mittels der allgemeinen 
auch ein volkstümliches Bollwerk wider das Volk ge- 
rn, in eine Sackgasse geraten : sie braudien wohl ihre 
I, fürchten aber zugleich die demokratischen Geister, 
schlummern und nur zu erwachen brauchen, um das 
e einer feudal-hierarchischen Oiganisation, in das sie 
, zu sprengen. Es gibt heute hohe Generäle, die es ganz 
xben, daß die allgemeine Wehrpflicht die alte Kri^s- 
les privilegierten Soldatentuois zugrunde richte und zur 
nmg der Armee führe. 

eben, was die Arbeiterklasse anstrebt. Und die schwache 
Systems, die die Bonzen des Molochs selbst mit klarem 
en, ist der archimedisdie Punkt, wo die Sozialdemo- 
Hebel ansetzen muß, um die Trutzburg der Klassen- 
is dm Angeln zu heben. Nicht Abschaffung 
ee, sondern Demokratisierung der 
t ihre Parole. Nicht Abrüstung der Massenheere 
' zu den kleinen Eliteheeren der Vergangenheit, die zwar 
igliches, dafür aber ein um so präziseres, zuverlässigeres 
er Machthaber sind, kann unser Ziel sein, sondern wir 
Consequenzen aus der allgemeinen Wdirpflicht ziehen, 
llen nicht nur, sondern es muß so kommen; 
innere Dialektik bringt den Militarismus in Wider- 
ch selbst und löst ihn allmählich auf: Mit innerer Not< 
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wendigkdt bildet sich unter dem zersetzenden Einfluß der in ihm 
wirkenden Kräfte — jener Geister, die es einst rief, um sie nimmer 
los zu werden — dasherrliche Heerdes Monarchen, 
des sporenklirrenden Junkertums, der um ihre 
Schätze zitternden Bourgeoisie, zur Miliz um, 
zum herrlichen Heere des Gesamtvolkes, das in 
ihmund überihnherrscht. Diese Entwickltmg ist es, die 
wir zu ffirdem haben. Wir sind darum nidit weniger friedUd>end, 
nidit weniger mit Abscheu von aller militärischen Gloriole erfüllt, 
als die utopischen Friedensfreunde. Wir ziehen es nur vor, statt in 
den blauen Himmel hmemkonstruierte Luftschlösser zu ersinnen, auf 
dem Boden des historisch Oegd}enen und historisch Notwendigen 
zu wandeln, statt in unserer Phantasie den Kri^^gott zu ent- 
thronen, eine Wirklicbkdt zu schaffen, die sich gegen seine bösen 
Zauber zu wappnen weiß. 

Dieser trefflichen allgemeinen Charakteristik des Standpunkfes der 
Sozialdemokratie zufolge — in der Schulz nur das ausdrückt, was 
audi immer unser Altmeister Engels, ein Fadimann auf diesem Ge- 
biete, was Mehring, ein ausgezeichneter Kenner der älteren Militär- 
gesdiidite, was Bebel, ihr überzeugter Anhänger, vertraten, — gilt 
es, unsere Milizforderung zu t)^ründen, nidit als eine aus der 
sdiöpferischen Phantasie oder Spekulation gewonnene sogenannte 
„nützliche" Forderung, sondern historisch, das heißt: sie zu be- 
gründen als notwendige Folge der Entwicklung des Militarismus 
im Rahmen der allgemeinen kapitalistischen Entwicklung. Zu dieser 
Begründung hnden wir Bausteine nicht nur in den Arbeiten der ge- 
nannten Vorkämpfer der Sozialdemokratie, deren Darstellung der 
Milizfrage zwar in den Grundfragen hieb, und stichfest ist, in ein- 
zdnen Argumenten aber nicht ganz dem jetzigen Zustand des Mili- 
tarismus und dem Charakter des Imperialismus entspricht, sondern 
auch in der wissenschaftlichen Literatur des Militarismus selbst, 
beginnend \m ihren großen modernen Vertretern: von Clausewitz, 
One||enau, Schamhorst, in ihren Denkschriften durch die bürger- 
lichen Milizvertreter Sdhulz-Bodmer, Rüstow, bis zu den heutigen 
Verfechtern des Militarismus, den Generälen von Schlieften, von der 
Oolz, V. Bemhardi und den Göttern minderen Ranges des militäri- 
schen Olymps. 
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DIE ENTSTEHUNG DER MODERNEN HEERES- 
ORGANISATION. 



1. Das SSldnerheer. 

„Nichts ist abhlngifier von Bkonomisdieii Bedio- 
Sungen ab gerade Armee und Flotte. BescbaSuiig, 
Zusammea Setzung, Organisation, Taktik und Stra- 
tegie bSngen vor allem ab von der jedesmaligen Pro- 
duktionsstufe und den Konununikationen. Nicht die 
„freien SchSpfungen des Verstandes" genialer Feld- 
herren haben hier umwilzend gewirkt, Boadem die 
Erfindung besserer Waffen und die Änderung des 
Soldatenmaterials ; der Einfluß der genialen FeU- 
berren beschrflnkt sich im besten Falle darauf, die 
Kampfweise den neuea Waffen und Klmpfem an- 
zupassen." 

(Friedrldl Eiccb bn Aall-Diliii«.) 

„Die sozialen Verhiltnisse jeder historiscben Periode 
bednflussen ausschh^[gebend nicht nur den Kri^a- 
organisnus jeder Nation, sondern auch den Charak- 
ter, die FKhigkeilen und Bestrebungen der MUiUi'- 



Die stets dem Staate zur Verfügung stdienden Massenheere sind 
ein Kind nicht nur der Neuzeit, sondern sozusagen der jüngsten 
Zeit, sie sind nicht viel älter als ein Jahrhundert. Sie aitstanden 
als Waffe der Völker, aber nadidon die Söldneiteere als Waffen 
der Fürsten versagt hatten, lernten die Fürsten das Volk in Waffen 
als Waffe gegen das Volk gebrauchen, indem sie die donokratisdie 
Institution der allgemeinen Wehrpflicht in die antidemokratisdie 
Organisation des stehenden Heeres hineinpferchten imd dem Volks- 
beere den Geist der fürstlichen Soldateska aufzupfropfen suchten. 
Im modernen Heere, wie es sich seit dem Jahre 1871 in allen euro- 
päischen Ländern entwickelt hat, Hnden wir darum' die Züge der 
Volksmilizen der französischen Revolution, mit denen dff fri- 
derizianischai, durch den Stock zusammengdialtenen Söldlinge, 
Tendenzen revolutionären und reaktionären Charakters, miteinander 
vermischt. Ihre g^ensettige Stärke, ihren Einfluß auf die allgemeine 
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Entwicklungstendenz des Militarismus unserer Tage Icann man nur 
dann voU würdigen, wenn man die Gründe kennt, die die R^erun- 
gen n&tigten, das Söldnerheer in ein Volksbeer zu verwandeln. 
Das Söldnerheer war eine Schöpfung des modernen Absolutismus. 
Es entstand aus den Ruinen des mittelalterlichen Feudalismus. Das 
Mittelalter kannte überhaupt keine der Staatsgewalt stets zur Ver- 
fügung stehenden Heere. Die Staatsgewalt in der Person eines 
mittelalterlichen, souveränai Herrschers war sehr schwach. Ober 
die ihr untertänigen Länder konnte sie schon w^en der sehr sdiwa. 
chen Verkehrsmittel und der dünnen, weit zerstreuten Bevölkerung 
nicht selbständig herrschen. Diese rc^erte sich selbst: in den noch 
auf der Stufe der Naturalwirtsdiaft stehenden Dörfern wie in den 
schon Warenwirtschaft treibenden Städten herrsdite die Demo- 
kratie. Nur Natiu'alEit^aben an die großen Grundbesitzer, die der 
Arbeit der Ackerbauern den Waffenschutz verlidien, bildeten den 
Anfang des Herrscfaafts- und Untertänigkeitsverhältnisses. Wenn 
auch diese Abhängigkeit des Volkes mit der Steigerung der Produk- 
tivität der Arbeit wuchs, weil dadurdi die großen Grundbesitzer 
erst wirklich mächtig wurden und die Möglidikeit bekamen, einen 
Teil der Arbeitskraft oder des Arbeitsproduktes des Volkes sich an- 
zueignen, stieg die Macht des Herrschers nur insoweit, als er als 
einer der größten Großgrundbesitzer von der allgemeinen Entwick- 
lung profitierte. Als Staatsherrscher blieb er wie im Anfang von 
seinen Vasallen abhängig. Die Kriege, die die Herrscher des Mittel- 
alters miteinander führten, waren, wie es Prof. Delbrück glänzend 
in seinem Werke über das Kriegswesen des Mittelalters bewies, klein, 
mit den modemoi Kriegen gar nicht vergleichbar, da an ihnen im 
besten Fall nur ein paar tausend Menschen teilnahmen. Sie wurden 
durch die Vasallen-Ritter ausgefoditen, die zu Pferde auf die Bitte 
des Herrschers ersdiienen, — oder auch nicht erschienen. Audi das 
geschah oft, weil das Abhängigkeitsverhältnis nur sdir lose war. 
Es gab also weder stehende, noch absolut der Staatsgewalt gdior- 
chende Heere, und was das Wichtigste war, das Volk war der Pflidit 
des Kämpfens für die Interessen der herrschenden Rittersdiicht und 
ihres gekrönten Oberhauptes gänzlich enthoben. 
In diesen Verhältnissen trat im Laufe der letzten Jahrhunderte des 
Mittelalters, — im 13., 14., 15. Jahrhundert — eine allmählidie 
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Änderung ein. Sie war bedingt durdi die weiter fortsdireifende 
wirtschaftliche Entwicklung. Die wachsende Produktivität der Ar- 
beit der Volksmassen in Stadt und Land bildete einen Anraz für 
die Ritter, breiter und tiefer in die Verhältnisse der Volksmassen 
einzugreifen, sie mehr auszubeuten. Diesem edel-ritterlichen Be- 
streben leisteten die Volksmassen, wo ihnen die geographischen und 
anderen Verhältnisse es ertdchtolen, einen erbitterten Widerstand, 
und in den daraus entstehenden Kämpfen des 13. und 14. Jahr- 
hunderts unterlagen ihm in BOlunen, in der Schweiz und in Flan- 
dern die Ritterheere sdimäfaUchst. Ihre auf den Turnieren m so 
schönen Farben glitzernde Uniform, in so hohen TSnen besungene 
Kriegskunst zerstob wie Spreu vor dtm Winde vor den mit Eisen 
beschlagenen Knüppeln, Äxten und Spießen der Bauern und Hand- 
werkermassen, die für ihre eigene Sache kämpften. In derselben 
Zeit, in der die Bauern so das Ansehen der lütterheere aus der Welt 
schafften und die Bedeutung des in Kri^;skunst ungelernten Fuß- 
volkes in das richtigeLicht rückten, begannen dieHerrscher (Könige 
und Fürsten) den Kampf mit der Ritterschaft. Sie suchten, wie die 
Ritter, denselben Entwicklungsprozeß, die Stärkung ihrer Gewalt, 
auszunützen. Sie gewährten den Städten Schutz g^en die Ritter 
und bekamen dafür von den Städten, m doien die Oeldmrtscbaft 
schon entwickelt war, Geldmittel, für die sie Fußvolk mieteten, mit 
dieser Macht die Selbständigkeit des Adels in den verschiedenen 
Staatsteilen zu brechen und eine zentrale Staatsgewalt zu bilden, ein 
allgemeines Gerichts- und Abgabewesen einzuführen suchten ')■ 
Sie schafften natürlich die Vorrechte des Adels der Votksmfisse 
gegenüber nicht aus der Welt, aber sie maditen sich den Adel bot- 
mäßig. Diese Politik gelingt im Laufe des 15. bis 18. Jahrhunderts 
in verschiedenen Staaten in verschiedenem Grade, je nach der be- 
sonderen Höhe der wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse. 
In Frankreich führte sie schon im 15. Jahrhundert zur Bildung eines 
zentralistisch und despotisch r^erien Staates ; in Deutschland nadi 

<) Hier tei ätitai hingewl«*«], diB die entidMidende Uiuche da Nicdergwu* ds RiHe liiuii ia 
dIcMo «ll^HiwIiiai ZiiHmmnihlngHi und nicht in der Entdeckung d« ScfaieBpnlven liegt. Wcna 4lM 
Eogdi im Anti-DOhring (S. 173) ugt: „im AnliDi dei 14. JibiliundeTU ium SdiicBpulvcr voa des 
Artbern zu den Weiteun>;Aeni und wUztedieguiu KrlegtOfarung um", lovcrglBleriiidieMniMaaKal. 
wu er weiter leUitt Itelnil, d*B dieier ProuB drei Jahrhunderte duierte. Du mindert utOrlidi aidri 
den Verl leiner weiteren AiufOhrungai. wie der ganzen Skizie Ober die Eatwidüuog de* Militlnre- 
■ene, die iu (mhrluh genialer Welw einen Rahmen fOr die Oochichie de* iCriegiweacni diibidet. 



dbyGoogle 



VOLKSHEER UND SOZIALDEMOKRATIE 217 

langen Kämpfen von der Reformation bis zum E)reiBigjährigen 
Kriege zur Ausbildung einer Reihe von ebenso regierten Territorial- 
staaten. Es ist hier nicht der Ort, diesen ProzeB darzustellen; es 
sei nur gesagt, daß dieses Resultat in Deutschland dadurch bedingt 
wurde, daß die wirtschaftlichen Interessen des Südens und Nordens, 
desOstois undWestens Deutschlands nach verschiedenen Richtungen 
gingen, daß das Kaiserhaus Habsburg, das in Spanien, Ungarn, 
Österreich, den Niederlanden gleichzeitig herrschen wollte, seine 
Kraft zu don Kampf g^en die deutsche Ritterschaft und die TeiL 
färsten nicht zusammenfassen konnte; schließlidi kam noch die 
Änderung der Handelsw^e vom Mittelmeer und der Ostsee ziun 
Atlantisdien Ozean, die die wirtschaftliche Entwicklung Deutsch- 
lands auf Jahrtiunderte hinaus hemmte, und so die zentralisieren- 
den Tendenzen sdiwäcbte^). Aber im Rahmen der im Laufe des 
16. und 17. Jahrhunderts entstandenen deutschen StazUen ent- 
wickelte sich das Heerwesen in derselboi Richtung, die in Frank- 
reich im Jahre 1445 unter Karl VII. durch die Bildung eines kleinen 
SSldneiheeres, das zu halten nur der König das Recht hatte, und 
dessen Kosten durch eine dauernde Steuer (denarius perpetunis) 
durdi den Adel bewilligt wurden, zum Ausdruck kam. Auch der 
deutsche Reichstag beschloß im Jahre 1654, „daß jedes Kurfürsten 
und Standes Landsassen, Untertanen und Bürger, verpflichtet säen 
zu Besetz und Erhaltung der nötigen Festungen, Plätze und 
Garnisonen ihren Landesfürsten, Herrsdiaften und Obern mit hülf- 
lichen Beitrag an Hand zu gehen*"). 

Inwieweit die Fürsten in Wtridichkeit fähig waren, ein Söldnerheer 
zu schaffen, das hing ab von der Macht, mit der sie imstande waren, 
die Junker an die Wand zu drücken. In Deutschland gelangte das 
Söldnerheer in Preußen zur größten Entfaltung. Zwar hatte der 
Große Kurfürst im Jahre 1640 erst 3600 Fußsoldaten und 2500 
Reiter — nicht viel mehr als der Kaiser heute bezahlte I.akaien 
hat — und erst im Jahre 1663 bewilligte der Adel die Kosten zum 
Unterhalt der Söldner auf sechs Jahre, aber er hinterließ bei seinem 
Tode sdion 30 000 Söldner, und Friedridi Wilhehn I. drang im 

■> Dk Sckikknmc *lkr dlacr ZaummnUage flndrt der Uta Im mBlldia entm Tril KantAr* 
-Wcrkca: „Tboou Manu" (Okti,StiitlKirt), Indcmevtea Kilritd von Engdi; „Biuerakrky" (Berlin. 
VocwlrttvcrUc), und In Mdiringsr „Oabiv Adolf " (Berlin, VonArtmierU(). 
*} Zllktl bd Soadivl: „Krieg Und Kipitaliumu", S. 37, Berlin 1913. 
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Jahre 1717 schon mit der Abschaffung der letzten Oberreste alter 
' Lehensdienste der Junker durch, wofür sie ihm Geld bewilligen 
mußten. Er hinterlieö schon 80 000 Söldner. Diese Resultate ließen 
sich nur im zähen Kampfe gegoi die Junker erreichen; denn diese 
sahen mit sehr scheeloi Augen auf die Stärkung der königUchea 
Gewalt. Nur insoweit die preußischai Fürsten den Junkern volle 
Freiheit in der Ausbeutung der Bauern gaben, soweit sie zu Söldner- 
führem nur die proletarisierten Junker (Krippenreiter) und die 
Söhne der kleinen Junker machten, gelang es ihnen, durchzudringen, 
wobei ihnen nodi der Umstand zugute kam, daß die Junker mit der 
Entwicklung des Getreidehandels zwischen Deutschland, England 
und den Niederlanden es für profitabler hielten, mit den Bauern 
herumzuackem, als auf hohem Rosse ihren Wanst auf den Sdiladit- 
feldem schütteln zu lassen. Dieselbe Entwicklung, die die KSnigs- 
macht stärkte, schuf ihre Herrsdiafts- und Ausbreitungsmittel, die 
Söldnerheere. Das junkerliche Bauernlegen jagte Massen besitz- 
losen Volkes in die Städte, wo sie Unterkunft in den Manufakturen, 
beim Handel usw. suchten. Hzmdwericstnirschen, die in den zusam- 
menschrumpfenden Zünften keinen „goldenen Boden" fanden, durch 
die Kriege zerlumpte kleine Junker und ähnliches Volk, sudite Ge- 
I^enheit zum Morden und Plündern, ohne die Gefahr des Galgens 
zu aditen. 

„Den Herrn wollen wir suchen. 
Der uns Geld und Bescheid soll geben" — 
sangen sie. Diese Herren waren eben die Fürstai aller Länder, die 
vermittels der in Kriegen erfahrenen Christen sich das Lumpenpadc 
aus allen Landern sammelten. Die eigentlichen Unternehmer waren 
zuerst die Obristen selbst. Ihnen vermietete sich der Landsknedit, 
von ihnen bekam er Geld, ihnen schwor er den Treueid. Wem sie 
dienten, für weldie Sache sie stritten, das kam noch nicht einmal in 
hundertster Linie in Betracht. Sie waren eben Handwerker des 
Krieges, und wie es den Manufakturarbeiter wenig kümmerte, wer 
das von ihm produzierte Totenhemd tragen werde, so wenig küm- 
merte es den Söldner, wem er den Tod bringen oder von wessoi 
Hand er ihn in der Ausübung seines Handwerks finden werde. Nur 
allmählich, durdi schwere Erfahrungen gewitzigt — die Lands- 
knechte streikten oft während des Feldzuges — suchten die Landes- 
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fürsten den selbständigen Untemebmer, den Obristen, in einen vom 
König eingesetzten Offizier, und den Söldner in den dem König 
direkt unterl^enen Soldaten zu verwandeln, um beide fester 
in der Hand zu haben. Erst im Jahre 1656 leisteten die Söldner 
dem Kurfürsten den Treueid. Je mehr die Obristoi sich aus inlän- 
dischen Junkern rekrutierten, desto mdir wuchs ihre direkte Ab- 
hängigkeit von dem König. Sie wurde schließlich, als die Fürsten 
die wachsenden Kosten der Werbung fremder Söldner nicht mehr 
bestreiten konnten, die einerseits von immer mehr Seiten angeworben 
wurden, während andererseits mit der Stabilisierung der Verhält- 
nisse der Zuwachs abenteuerlichen Volkes abnahm — zur Werbung 
der Landeskinder mit Gewalt und List und seit dem Jahre 1733 all- 
ganein zu ihrer Aushebung. Seit dieser Zelt, wo die Soldaten aus 
der ärmsten Landesbevölkerung „gesetzlich" durch den Staat gdiolt 
werden, kann man von einem wirklichen stehenden Fürstenheere 
reden, dessen Anführer Diener der Könige waren. Daß sie und ihre 
Vettern im Lande dabei auf ihre Rechntmg kamen, dafür sorgte die 
im Interesse der Junker au^estaltete Organisation dieses Heeres. 
Die zuerst fürs ganze Lebai, dann für zwanzig Jahre ausgehobenen 
Landeskinder befanden sidi nach dem kurzen Drill nur sehr kurze 
Zeit unter den Waffen; den größten Teil des Jahres schufteten sie 
bei ihren Junkern auf dem Lande, denn ihre Erhaltung in den Ka. 
semen würde zuviel Kosten verursacht haben; den Sold steckten die 
Offiziere ein. Aber auch die fremden Söldner wurden als „Frei- 
wächter" zur Arbeit in die Garnison geschickt, damit der Beutd 
der junkerlichen Offiziere dank der Ersparnis ihrer Unterhaltskosten 
anschwellen konnte. 

So waren die stehenden Armeen des E>espotismus geschaffen: Mit 
Gewalt und List angeworbene arme Teufel, oder „gesetzlich" aus- 
gehobene Lumpenproletarier und Leit>eigene, genötigt, für ihnen 
ganz fremde Interessen zu kämpfen, bildeten die Armee. W^^ der 
Mißhandlungen und Diebereien oft desertierend, wurden sie mit 
Stockhieben für den Krieg abgerichtet und mit Stockhieben in den 
Kampf getrieben. Wie groß diese durch die Fuchtel zusammenge- 
haltenen, zu einem absoluten Kadavergehorsam genötigten Heere 
waren, zeigen einige Ziffern, die wir dem schon zitiertoi Buche 
Sombarts (Seite 43) entnehmen: Österreich hatte im Frieden 
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297 000, im Kriege 363 000 Mann, Rußland 224 000, Praifien 
190 000, Frankreich 182 000, Spanien 85 000, Schweden 47000, 
Dänemark-Norwegen 74 000, die Niederlande 36 000, Kuisadisen 
24 000, Bayern 17 000, Hessen-Kassel 15 000, Sardinien 25 000, 
der „Heilige Vater" 5 000, die kleinen „Vaterländer" ganz bäseite 



Welchen militärischen Wert aber diese mißhandelten Sklaven hatten, 
das soll in dem folgenden Artikel gezeigt werden, der ihren Zu- 
sammenstoß mit den Volksarmeen der Revolution darstellen wird '). 

2. Die Armeen der Revolution. 

„AmerikaniBche und fraazSsische Bauern haben die 
Strategie des 19. Jahrhunderts erfunden." 

(McfariiC In der Lotinsl^nile.) 

Die friderizianischai Söldnerheere galten in ganz Europa als stau- 
nenswertes Muster einer unüberwindlichen Armee; die Stockprügd 
galten als das beste militärische Erzidiungsmittel, als jenseits des 
Atlantischen Ozeans die nordamerikanisdien Farmer den Kampf 
um ihre Unabhängigkeit begannen. Sie wollten sidi nicht vom eng- 
liscboi Reederei- und Industriekapital plündern lassen. Zwei MiL 
lionen arbeitstüchtiger Männer glaubten der ausbeuterischen Ob- 
hut Englands entwadisen zu sein. England sandte gegen sie die 
Söldner, die aus aller Herren Länder zusammengeworfoi waren, 
denn den englischen Bürgern konnte man unmöglich zumuten, 
selbst den amerikanischen Bauemmilizen mtge^enzutreten, um so 
weniger, als auch England im Innern nur über eine Söldnertruppe 
verfügte. Nach dem Si^e der durch den Großgrundbesitz bedroh- 



<) DuMiteriilndlcMnilUpltel, cEuduAunEnnnKn<k>SBtdiKnnwaitc(Tim,wiirdeiin H.Sdnli^ 
„Blut und EiMa". du, odcbet kuk WeiteroitwickliUK ^ PrcuBea betrifft, aiu der LcMinglegciiile 
Mehriogi (Ctdiepft. Die barserlidiBi Qnetleo, wie OitB].SidiEni Werk: „PreuBcoi Heer von täna 
Aathtgta bii lur (fcgenwiri" (Berlin 1911, I. Etd.), — du eine Ziuunmeiiluaaiig der alrntlidwa enl- 
ilitiriidien LitcTitur dintellt — ^ebea don LeBer des Mehringsdiai Budica niditi ili 
[■(eriil ; difUr fdiil ihia ludi illca, wu dein Buche Mehrmfi nidit nur den Wert eiiKr 
iloriKben DantcUunc, londem eine iktudit Bedeutung in unMram Kimpfe um die Milii 
gibt: du ul die Methode, ludi der er die Entwidclunf ds HeerweKDi dareldU. In uuerer Pcopi- 
gutä* IDr die MUlz wurde gende blerln un melitcn geallDdigt: die Miliz wurde ott *1i fertigs Oe- 
Uude dem tldieiidcn Heere enigegengcilellt, ■!• iutiouli*Iiidi begrfbidete Fordemng, ofaae ioneia 
ZtuuutKnhmg mit der illganeinai Entwiddang da Hecretwfieni wie dei Kipitalium*. Dieter Fehls 
und «eine Folgen werden dem Leur tpeziell einleuchten, ¥ienn et lieht, wie giaz cnIgegBigMetil 
Mchriig die Entwiddiing der Heercaorganiutlon behindell. Audi io dem talgendcn KipiM gebrudHn 
wir die LeHiiglegeDde. 
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tenBauemmilizen') luiterCromwdl (die Milizen der „Freeholders") 
wurde die Mitiz in England nidit weiter ausgebaut, sondern ent- 
sprechend der konterrevolutionären Richtung des nadirevolutionä- 
ren England das feudale Europa auf militärischem Gebiete nach- 
geahmt. Die nach den Vereinigten Staaten entsandten Söldnertrup- 
pen wurden von den Amerikanern geschlagen. Besser als lange 
hjstorisdie Ausführungen erklärt ein Brief des deutschen Diditers 
Job. Gottfried Seume die Gründe der Niederlage der englisdien 
Söldner. Seume wurde auf einer E>urchreise durch Kassel von den 
Häschern aufgefangen und an England als Söldner verkauft. Auf 
Asm Schiff, das ihn im Jahre 1782 nadi Amerika bringen sollte, 
befanden sidi 1500 Mann, von denen ein guter Teil nur an die 
Flucht dadite, „weil es niemand behagenwollte, sich so ohne sein ge- 
gebenes Gutachten mit den armen Teufeln von Amerikanern zu 
schlagen, denen wir alle herzlich gut waren und alles mögliche 
Glück wünschten." Den Zustand des Heeres charakterisiert Seume 
weiter in folgenden Worten : „So leben wir hier ein Leben, das der 
Galeerensklave gar nidtt beneiden wird .... Oberhaupt bin ich 
der Meinung, schlimmer als bisher könne es schwerlich gdien')." 
Und der dies schrieb, war kein Jammerlappen, sondern trotz seiner 
Jugend ein wetterbarter Charakter. Ein Heer von Galeerensklaven 
mußte einem Heere von Männern, die um eigene Interesse kämpfen, 
unterliegen, selbst wenn die Bedingungen des Kampfes für beide 
Seiten gleich gewesen wären. Aber in dem Kampfe der englischen 
Söldner g^en amerikanische Freiheitskri^;er wiederholte sich der- 
sdbe Vorgang, der in den Bauern- und Kleinbürgerkriegen des 14. 
und 15. Jahrhunderts den Niedergang der feudalen Rittertieere be- 
wirkte. Das sozial neue Soldatenmaterial schuf eine neue Kampfe»- 
weise. 

Die den Söldnerheere entsprechende Taktik war die Lineeirtaktik. 
Da die Söldner und die mit gewöhnlicher oder gesetzlicher Gewalt 
in das Heer hineingepreßten armen Teufel jeden Augenblick zur 
Desertion bereit und nicht zahlreidi genug waren, um in zusammen- 
geballten Massen gegen den Feind geschleudert zu werden, mußten 

■) El kl cf|[Otilkk zu IcMd, wk Daaidi In mIdct „Oodilditc da Kriesnnciil" (Bd. S, S. 99) dl* 
todita QrBDdc der Tipfcrinit der „Indcpcadcalcn" — c* drohte haa voller Ruin MlleBi dir OraB- 
tnl^beattier — in reli IdtologiKtw (rellEiMt) umznwudeln lochl. 
M WeriK, Ldpili 1912, S. 37. 



dby Google 



KAPITAUSTlSCfi£S WETTROSTEN, 



sie in langen Linien aufgestellt und gegen den Feind geführt wer- 
den, durften sie femer niclit in selbständigen Truppenteilen auf- 
treten und mußten aus Magazinoi verpflegt werden. „Eine Än- 
derung der Schlachtordnung während des Gefechte war unmöglidi 

— schreibt Engels — und Sieg oder Niederlage wurden, sobald die 
Infanterie einmal im Feuer war, in kurzer Zeit mit einem Schlag 
entschieden." Dabei konnten die langen Linien sich nur in der 
freien Ebene bew^en. Wozu das Volksmassen gegenüber führen 
muß, zeigte eben der amerikanische Unabhängigkeitskri^. 
„Diesen unbehilflichen Linien traten im amerikanischen Unab- 
hängigkeitskrieg Rebellenhaufen entgegen, die zwar nicht exerzieren, 
aber desto besser aus ihren gezogenen Büchsen schießen konnten, 
die für die eigensten Interessen fochten, also nicht desertiertoi, wie 
die Werbetruppen und die den Engländern nicht den Gefallen taten, 
ihnen ebenfalls in Linie entgegenzutreten, sondern in aufgelösten, 
rasch beweglichoi Schützenschwärmen und in deckenden Wäldern. 
Die Linie war hier machtlos und erlag den unsichtbaren und uner- 
reichbaren G^nem. Das Tiraillieren war wieder erfunden — eine 
neue Kampfweise infolge dnes veränderten Soldatenmaterials." 
Die Bedeutung dieser neuoi Kampfesweise wurde nur wenig in 
Europa beachtet, als die französische Revolution aiisbradi und von 
dem feudalen Europa bedroht, genötigt wurde, die amerikanische 
Taktik noch einmal zu erfinden. 

Frankreich hatte vor der Revolution ein Söldnerheer, gebildet aus 
angeworbenen fremden Söldnern und gepreßten Leibeigenen, in dem 
dieselbe, wenn nicht noch größere, Junkermißwlrtschaft wie im preu. 
ßischen Heere herrschte. Die Revolution löste diese Armee auL Be- 
drängt durch die Feudalmächte, mußte Frankreich eine neue Armee 
schaffen, was besonders schwierig zu sein schien, weil durch die 
Behandlung der Soldaten im Söldnerheere die Institution des Heeres 
im Volke verhaßt war. Aber da die Volksmassen sich durch die 
Frankreich drohenden Gefahren in ihren Interessen bedroht sahen, 

— den Bauern brachte die Revolution Freiheit und Grundbesitz 
und das städtische Proletariat und Kleinbürgertum hatte noch den 
Glauben, daß sie auch ihm Befreiung aus der Not bringen werde — 
so gelang dem Konvent das Werk. Im Jahre 1792 und den folgen- 
den Jahren fanden Aushebungen (Konskriptionen) statt, und im 
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Jahre 1795 verfügte Frankreich schon über eine ungdieure Armee 
von 829 000 Mann Infanterie, 96 000 Mann Kavallerie und 93 000 
Mann Artillerie. Diese Rekrutenmassen, fast ohne ausgebildete 
Offiziere, schlugen sich mit jedem Feldzuge t>esser geg» die Heere 
der Koalition, indem sie ihre eigene Kampfesweise instinktiv er- 
fanden, während die Reglements ihnen die alte Lineartaktik vor- 
schrieboi. „Den geübten Werbeheeren der Koalition hatte sie (die 
Revolution) ebenfalls nur schlecht geübte, aber zahlrdche Massen 
entg^enzustellen, das Aufgebot der ganzen Nation. Mit diesen 
Massen aber galt es, Paris zu schützen, also ein besünmites Gebiet 
zu decken, und das konnte nicht ohne Si^ in offener Massenschlacbt 
geschehen. Dies bloße Schützengefecht reichte nicht aus; es mußte 
eine Form auch für die Massenverwendung gefunden werden, und 
sie fand sich in der Kolonne. Die Kolonnenstellung erlaubte auch 
wenig geübten Truppen, sich mit ziemlicher Ordnung zu bewegen, 
imd das selbst mit einer größeren Marschgeschwindigkeit (100 
Schritte und darüber in der Minute), sie erlaubte, die steifen For- 
men der alten Linienordnung zu durchbrechen, in jedem, also auch 
in dem der Linie ungünstigen Terrain zu fediten, die Truppen in jeder 
irgendwie angemessenen Art zu gruppieren und, in Verbindung mit 
dem Gefecht zerstreuter Schützen, die femdlichen Linien aufzuhal- 
ten, zu besdiäftigen, zu ermattoi, bis der Moment gekommen, wo 
man sie am entscheidenden Punkt der Stellung mit in Reserve ge- 
haltenen Massen durchbrach. Die neue auf die Verbindung von 
Tirailleurs und Kolonnen und auf die Einteilung der Armee in selb, 
ständige, aus allen Waffen zusammengesetzte Division oder Armee- 
korps beruhende, von Napoleon nach ihrer taktischen wie strate- 
gischen Seite vollständig ausgebildete Kampfweise war demnach 
notwendig geworden vor allem durdi das veränderte Soldaten- 
material der französischen Revolution*)- 

Wenn man noch bemerkt, daß diese selbständig sich bew^enden 
Massen nicht nur von der Magazinverpflegung abhängig waren, 
daß sie vom Lande durch Requisition (zwangsweise Eintreibung 
der Lebensmittel) lebten, ja leben mußten, so sind alle Momente 
ihres Übergewichts über die Söldnerheere genannt: die größere 
Zahl, die leichtere Ausnutzung des Terrains und, was am wichtig- 

■) E^d«: Aüti-Dahiii«, S. 179. 
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sten war, die moralische Oberlq^eit, über die aodi einige Worte 
zu sagen sein werden. 

Das Interesse der Volkmassen an den Abwdukriegen g%en den 
Feudalismus, dann die durch diese Kriege geschaffene Ideol(^e, 
die noch nachwirkte, ais Napoleon schon der Republik den Oaraus 
gemacht hatte, erlaubte es, ohne Gewalt Volksmassen unto* die 
Waffen zu rufen. Als die Revolution ausbrach, wußte man nldifs 
von allgemeiner Wehrpflidit Dieser Gedanke widersprach glddi- 
sam der Ideologie der führenden bürgerlidien Schichten, die v(Ki 
friedlichem Erwerb träumten, wie dem oben erwähnten Haß der 
Volksmassen g^en den Heeresdienst. Und obwohl die si^reidie 
Bourgeoisie nach den ersten Konskriptionen die allgemdne Wdir- 
pflicht verfälschte durdi die Einführung des Stellvertretungsredits 
(im Jahre 1798), das den Söhnen der Bourgeoisie erlaubte, sich von 
der Dienstpflicht loszukaufen, so verlor dadurch Napoleons Heer in 
den Augen der Volksmfissen, denen selbst seine Herrschaft, ver- 
glichen mit der alten absolutistisdien, als Himmel galt, nidit den 
Charakter des Volksheeres. Sie fühlten sidi als solches, und darin 
lag die Quelle ihrer Kraft. Napoleon war sich dieser Ursache seiner 
Ot>erli^enheit so sehr bewußt, daß er die Truppen niemals als 
Sdldner behandelte, ihren Mannesstolz nährte, die „Freiheit des 
Rückens" schonte, immer für die Bearbeitung ihrer Meinung in 
sdnem Sinne durch Proklamationen, Bulletins, soi^e. Ehirdi die 
Abschaffung aller ständischen Vorrechte in der Armee, die Frei- 
machung der Bahn für jedes Talent — jeder Soldat trägt den Mar- 
schallstab im Tornister — spornte er den Ehrgeiz der Soldaten an. 
So sah die napoleonische Armee aus. Sie war mit einer Ausnahme 
kleiner Bestandteile nicht einmal eine ausgebildete Milizannee, 
sondern eine sich immer wieder ergänzende Rekrutenarmee, die erst 
im Feuer der Kämpfe das Kriegshandweric erlernte. E>ie durch den 
Drill den Söldnerheeren beigebrachten Exerzierkünste waren ihr 
ganz fremd. Und doch schlug sie in Hunderten Schladitai die 
Söldnerheere. Und die Ursache ihrer Si^e war so staric mit ihrer 
sozialen Eigenart verbunden, daß sidi die napoleonische Taktik 
gar nicht von den Söldnerheeren nachahmen ließ. Auch in der be- 
grenzten französischen Form konnte die allgemeine Wdirpflidit 
außerhalb Frankrddis solange nicht angewendet werden, als dort 
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die Massen nidit fühlten, daß es sidi im Kampfe gegen Napoleon 
tmi ihre Lebensinteressen handelte. Dieser Moment trat ein, als 
Napoleon, um durch die Überlastung Frankreichs mit Kriegskosten 
seine Lage nicht zu gefährden, die Aussaugung der Länder, die in 
seine Hände gerieten, übermäßig betrieb und so in den Augen der 
Volksmassen dieser Länder, die in ihm zuerst den Erlöser aus feu- 
dalen Banden gesehen hatten, zum Feind und Unterdrück«' wurde. 
Erst der g^en Napoleon auflodernde Haß der Volksm^sen er- 
laubte den geschundenen feudalen Fürsten, deren Sfildnerheere Na- 
poleon gegenüber gründlich versagten, das von der franzSsischen 
Revolution ins Leben gerufene demokratisdie Wdirprinzip zum 
Kampfe gegen den Erben der französischen Revolution anzuwenden. 
Preußen wurde von Napoleon am stärksten zu Boden geworfen, 
und darum muBte es am radikalsten das rettende Prinzip anwenden, 
um den Kampf gegen Napoleon wagen zu können. Den Befreiungs- 
kämpfen, die jetzt von der Bourgeoisie mit desto größerem Lärm 
gefeiert werden, je kleiner bei ihr das Verständnis für sie ist, gehört 
in der Oeschidite der Wehrverfassung ein besonderes Kapitel. 

3. Die allgemeine Wehrpflicht in Preußen 
im Jahre 1813. 

„Ein Onind hat Frankreich besonders auf diese Stufe 
von Orftße gehoben: die Revolution bat alle Kräfte 
geweckt und jeder Kraft einen ihr aagemesseiien 
TirkUDgskreis gegeben. Dadurch kamen an die 
Spitze der Armee Helden, an die ersten Stellen der 
Verwaltung Staatsmänner und endlich an die Spitze 
eines groBen Volkes der grOBte Mensch aus seiner 
Mitte . . . Die Revolution hat die ganze National- 
kraft des franzSsischen Volks in Täligkeit gesetzt, 
dadurch die Oleichstellung der verschiedenen Stände 
und die gleiche Besteuerung des Vermögens, die 
lebendige Kraft im Menschen und die tote der Oüter 
zu einem wuchernden Kapital umgeschaffen und da- 
durch die ehemaligen Verhältnisse der Staaten zu- 
dnander und das darauf beruhende Oleichirewicht 
aufgehoben. Wollten die übrigen Staaten dieses 
Oldchgewicht wieder herstellen, dann mußten sie 
sich dieselt>en Hilfsquellen eröffnen und sie benutzen. 
Sie muBten sich die Resultate der Revolution zu- 
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eignen und gewannea so den doppelten Vorteil, <UB 
sie ihre ganze Nationalkraft einer fremden tBtgt- 
gensetzen liMinten und den Oefahren einer Revolutioa 
entgingen, die gerade darum flir sie noch nicht tot- 
Uberging, weil sie durch one freiwillige Verinde- 
rung einer gewaltsamen nicht vorbeugen wollen." 

(ODdKBUi is der DcAKliiJR mm Jall tSOI. 
„All Pooic gatl" Fricdrick WilhelB lU.) 

Das preuBisdie Heer war zertrümmert, der Staat am Rande des 
Abgrunds. „Die erste und widitigste aller Ursachen der Niederlage 
war das Fehlen einer großen einheitlidien Anstrengung bei hoch 
imd niedrig zur Behauptung der Selbständigkeit und des alten 
Rulims gewesen — die Gleichgültigkeit der großen Masse der 
Mannschaft im Heere und die Teilnahmslosigkeit der Oesamtiieit 
g^enüber dem Staate" — schreibt der FeldmarsdiaU Colmar v. d. 
Golz'), der Beschöniger der Junkerherrschaft in Altpreußen. „Da 
der Feind stärker gewesen, versagte jetzt der Fundamentalsatz der 
alten Armee, daß der Mann den Offizier mehr als ihn fürchten 
müsse, seine Wiilcung. So wich der Gast aus ihr, der sie belebt 
hatte. Das war ihr Untergang. Jetzt rädite ^di die Vernach- 
lässigung der moralisdien Triebfeder" — schiebt der Historiker des 
preußischen Heeres, der Oberstleutnant von da: Osten-Sacken *), 
nachdem er das Seinige getan, tun den junkerlichen Mohren reinzu- 
waschen. Die Ursache dieses „Verschwindens des Geistes" ist selbst 
diesen Verteidigern des Junkertums trotz alles Sträubens gegen die 
Erkenntnis klar: die französischen Tirailteure zerschossen die Fuch- 
tel, ohne wdche die Sklaven der Söldnerheere keine Ursadte hatten, 
sieb seU)St todesmutig für eine verlorene Sache zu sdilagen, vne es 
Rebellen tun. Und wenn die offiziösen Militärhistoriker als zweiten 
Grund der Niederlage die verknöcherten militärischen Ansichten 
der preußischen Heeresleiter angeben, so weisen sie im Grunde ge- 
nommen nur zum zweiten Male auf dieselbe Ursache, auf das SÖld- . 
nerheer, denn die Theorie der Feldherren ist gewöhnlich nur die 
Widerspiegelung der Praxis der Soldaten, und auf dem verdorren- 
den, wurmstidiigen Baum des Söldnerheeres konnten nicht frische 

■) V. d. Ooli : „Kritevcwlildite Dnit*dUuidi in I <, 
>) Odiomu' von der Oftca-SudEco : „PreuBeu Hcs 
S. 3T6. Berlin 1911, Mittler. 
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Blumen der militärischen Schlagkraft und Initiative erb! 
das Wesen der napoleonischen Taktik bildeten. Und daß < 
diesem Zusammenbruch nicht um Zufälligkeitoi handelte, 
ten die Befürwort«- der tiefeingreifenden Reformen auf all 
toi im Jahre 1813, und das wissen — was bewundern 
ist — selbst die heutigen Militäihistoriker. Die Erbu 
keit erschwerte die Hebung des moralischen Elements 
dessen Vernachlässigung eine der Hauptursachen des Z 
bniches war. So war eine gründliche Reform ausgescfalos 
nicht gleidizeitig eine solche des gesamten Staatswesens e 
sdireibt v, d. Osten-Sacken ^). 

Aber weil es eben so um die Sache bestellt war, widerse 
alle Nutznießer des alten Systems der militärischen Re 
Junker wie die Oeneralität, während für sie nur eme kle 
weitsdiender, tapferer Offiziere, die teils bürgerlicher 
waren, teils als Ideologen sich über die Schranken der Jui 
hinwegsetzten, kämpften. Und der König, ein Schwädiling 
nur nicht in der Vertretung junkerlicher Interessen, widen 
mit der ihm sonst fremden Ausdauer der Forderung Sd 
auf Durdiführung der allgemdnen Wdirpflicbt. Fünfmal 
die Vorschläge des genialen Reorganisators, der sie jedesE 
derer Form durchzusdimuggeln suchte, ab. „Der König i 
Abschaffimg der ökonomischen Mißbrauche (Kompagnie« 
und ebenso aufrichtig eine bessere Behandlung der Soh 
deshalb dne neue Organisation des Heeres, doch immer n 
sächlich in den Krdsen dner gut exerzierten und nach si 
schmack wohlgekleideten Linienarmee; alles das, was 
waffnung oder außerhalb des Herkommens liegende En 
eines freieren kriegerischen Gdstes beabsichtigte, hatte bei 
Zutrauen oder fand sogar an ihm einen entschiedenen G 
sdireibt das damalige Mitglied der Reoiganisationsko 
Major Boyen, der spätere preußische Kriegsminister, in ! 
innerungen. „Oberdem hatte der König eine solche Vorlie 
seinem Geschmack zusagenden russischen Kri^sdnrichti 
Wonnen, daß er von diesen, sovid sich nur irgend madioi li 
führen, strebte." Also oberflächliche Reformen im westeut 
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Sinne, mit Änderungen im Sinne der tialbasiatiscben rassischai Sol. 
dateska, das war d^ Ideal des Königs. Dazu Icam die strenge Aui- 
sidit Napoleons gegen die preußische „Soldatenspielerd", die Leen 
im Staatssäckel und das Fehlen alles dessen, was an Ausrüstung 
für das zu schaffende Heer nötig war. 

Es ist klar, daß unter diesen Umständen an die Durchführung der 
allgemeinen Wehrpflicht nicht zu denken war. Und es ist dn diemes 
Dokument des Geistes und Charakters Sdiamhorsts und seiner 
Freunde, daß sie nicht verzagten, sondern alles taten, was unter den 
g^ebenen Verhältnissen zu errdchen war. 
Die negative Aii>eit des Aufräumens braudite nidit erst gdeistet 
zu werden. Von den 258 alten R^mentem verblieben nur 8. In 
erster Linie zerstoben die ausländischen Söldner, und für neue Wer- 
bungen gab's kein Geld. So war man auf Landeskinder angewiesen. 
Angesichts der gänzlich erschütterten Autorität der Junkeilierr- 
schaft war ans Prügeln im alten Umfange nicht zu denken, und 
wenn es audi nicht mit dnem Schlag verschwinden konnte, so wurde 
es doch in seinen entehrendsten Formen abgesdiafft. Der Aus- 
hebung waren dadurch enge Rahmen vorgeschrieben, daß Napolerai 
nur einen Stand von 42 000 Mann zuließ. In seinem Bestreben, 
trotzdem dne möglich große Anzahl von Soldaten militärisdi durdi- 
zubilden, kam Schamhorst, obwohl er prinzipieller Anhänger der 
stehenden Heere war, auf den Gedanken, das stdiende Heer vaa 
42 000 Maim im gdieimen als Cadres zur Ausbildung dner Miliz 
zu gebrauchen. Er verwirklichte den Gedanken dadurch, daß er die 
dngestditen Soldaten nadi ihrer Ausbildung immer wieder be- 
urlaubte und die Ausgdiobenen, aber ins Heer nicht Eingereihten, 
zu einem monatlichen Dienst berief. So gdang es ihm, bis zum 
Jahre 1813, wo der Kampf auf Ld>ai und Tod mit Napoleon be- 
ginnen sollte, nidit 42000, sondern 128 000 ausgebildete Mann- 
schaften berdt zu haben. 

Das war noch keine Verwirklichung der allgemeinen Wefarpflidit, 
wdl die besitzenden Schichten — speziell die städtischen — fast 
ganz von ihr befrdt wardi; weil wdter die finanziellen und poU- 
tisdien Sdiranken es nicht einmal erlaubten, das ganze „niedere" 
Volk auszubilden. Aber es war auch kein stdiendes Heer, das 
Schamhorst schuf. Die monatlidie oder mdirmonatlidie ^^di- 



dby Google 



VOLKSHEER UND SOZIALDEMOKRATIE 219 

tungszeit, in der jeder Ausgdiobene zum Soldaten gemadit wurde, 
erlaubte ihm nur, ihnen die allernotwendigsten Handgriffe bdzubrin- 
gen, nfitigte ihn nidit nur, auf jeden Paradeplunder zu verzichten, 
sondern selbst auf vieles, was zur Ausbildung einer Miliz nötig 
gewesen wäre. Daß Sdiamhorst trotzdem auf die so ausgebildeten 
Truppen als auf einen Maditfaktor rechnen konnte, war dadurch 
bedh^ daß gleichzeitig das Oktoberedikt vom Jahre 1807 die 
Erbuntertänigkeit der Bauern aufhob; wenn es auch die alten Lasten 
bestehen ließ und dem Junkertum em Freibillett zum Bauernlegen 
gab. Jedenfalls ging ein revolutionärer Hauch durch die preußischen 
Lande, der ein anderes Soldatenmaterial schuf. Und wenn das noch 
ein zu schwaches Umbildungselement gewesen wäre, so sorgte Na- 
poleon durdi eine unermeßliche Ausbeutung des Landes dafür, daß 
in dem blutigen Haß der ganzen Bevölkerung gegen ihn siäi das 
stäricste moralische Elemoit der mangelhaft au^eblldeten Truppen 
entwjdcelte. 

Als Napoleons Heere in den Schneewflsten Rußlands zugrunde 
gingen uhd sidi der Wille zur Hehnzahlung aller der Leiden, die 
es durch Napoleons deutsche Wirtschaft erlitt, wie ein Lauffeuer 
durdt das preußische Volk verbreitete und der König mit seinem 
Junkerhof nodt zauderte, da schrieb Ende Februar 1813 der eng- 
lische Diplomat v. Ompteda an seine R^erung: „Wenn der König 
länger zaudert, so sehe ich die Revolution als unvermeidlich an". 
Die Stimmung des nach 1806 gereinigten, mit bürgerlidieo Elemen- 
ten durdisetzten jungen Offizierkorps, das Murren des Volkes, ja, 
das Drängen der ostpreußischen Junker, die unter Napoleons lierr- 
schaft auch mächtig litten und jetzt ein Ende mit Schrecken für 
besser hielten als ein Schrecken ohne Ende: alles das hatte eine ge- 
nügende Stoßkraft, um alle Widerstände des Königs gegen die all- 
gemeine Wehrpflicht zu brechen. Um sie der bürgerlichen Jugend 
zu erleichtern, wurden die bürgerlichen und junkerlidien Söhnchen 
in besondere Jägerbataillone eingereiht, die sich selbst ihre Offiziere 
wälilten; es wurden ihnen Aussichten auf Ehre und Offiziersposten 
eröffnet. B£dd darauf wurde die Landwehr geschaffen, der alle 
Männer vom 17. bis 40. Jahre, die in das stehende Heer nicht ein- 
gereiht waren, angehörtoi. Der Landwdir wurde das Recht der 
Offizierswafal nicht gegeben, ja, man hatte trotz des Hasses gegen 
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die Fremdherrschaft, der in weitesten Kreisen der BevSlkening lo- 
derte, so wenig Vertrauen zu ihr, daB man in der Landwehr sdiarfe 
Disziplinarstrafen einführte. Es war ein Beweis des schlechten Ge- 
wissens der Junter, die nicht redit glauben wollten, daß sidi das 
von Urnen so lange geschurigelte Volk für ihre Hensdiaft schlagen 
konnte. Die Landwehr bestand aus US 000 Wdinnännem. 
Die Armee, die Preußen von der Fremdherrschaft befreite, war dn 
rein milizartiges Gebilde. Sie si^^, weil Frankreichs Volk schon 
ermüdet war von den Opfern, die ihm die napoleonisdte Herrsdiaft 
auferlegte, und wenn es g^en ihn noch nicht rebellierte, so ging 
es zum grfißten Teil ohne Elan in den Kampf. „Wir sahen oft Ab- 
teilungen ungeschlachter Bauern, die sich nach Schlesien begaben, 
durch unsere Bataillone marsdiieren, — ohne Ordnung, ohne Waf- 
fen und ohne Führer. Sie stießen Freudoischreie aas und betradi- 
teten mit drohenden Blicken unsere Soldaten. Eine solche B^eiste- 
rung, wie sie die Liebe zum Vaterland einflößt, ist der passiven 
Kraft überlegen, die oft nur widerwillig da Gewalt gehordit, die 
sie bdierrscht" — schrieb der damals in der Mark stdiende fran- 
zösische General Labaume üi seinen Erinnerungen. Und dn b^ei- 
stertes t>e$i^ ein ohne das e^ene Interesse kämpfendes Volksheer. 
In der junkerlichen Militärliteratur setzte nach den Befrdungs- 
kri^en eine eifrige Arbeit zur Minderung der Verdiaiste der Land- 
wdir ein, die bis zum heutigen Tage andauert. Ober ihren histo- 
rischen Wert entscheidet sdion die Tatsache, daß audi das soge- 
nannte stehende Heer gar nicht stdiend und sdtr wenig ausgd)ildet 
war. Das übrige über diese Hetze gegen die Landwehr zur höheren 
Ehre der Institution der stehenden Heere sagt Treitschke, wahr- 
haftig kein Gegner des Militarismus : 

„Die Wehrmänner hatten noch eine Zeitlang mit den natürlidien 
Untugenden ungeschulter Truppen zu kämpfen; beim ersten Angriff 
hielten sie nicht leicht stand, wenn dn unerwartetes Bataillonsfeuer 
sie in Schrecken setzte: kam es zum Handgemenge, dann entlud 
sich die lang verhaltene Wut der Bauern in fürchterlidier 
Mordgier; nach dem Siege waren sie «leder schwer zu sanunetn, 
da sie den geschlagenen Feind immer bis an das Ende der Welt ver- 
folgen wollten. Nach dnigen Wochen wurde ihre Haltung sicherer, 
und gegen den Herbst hin b^ann Napoleons Spott über „dies Oe- 
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v51k schlediter Infanterie" zu verstummen. E>ie kampfgewohnten 
Bataillone der Landwdir waren allmählich fast ebenso kriegstüchtig 
geworden wie das stehende Heer, wenngleich sie weder mit der 
Disziplin nodi mit der stattlichen äußeren Haltung der Linientrup- 
pen wetteifern konntoi und immer unveAältnismäßige ^'~-«— •*- 
erlitten : eine in der Kriegsgeschichte beispiellose Tatsad» 
möglich ward durch den sittlichen Schwung eines natiot 
Seinskampf k" *). 

Im Kampfe g^en die napoleonische Fremdherrschaft wurd 
steiunal die allgemeine Wdirpflicht rücksichtslos verwir 
einer, obwohl von reaktionären Elementen durchsetzten, 
milizartigen Form. Das Junkertum stand nach dem Siegi 
Aufgabe, den Folgen der Differoiz zwisdien der demoli 
Heeresform und der reaktionären allgemeinen Staatsfor 
beugen, und die Frucht seiner Bemühungen ist die jetzig 
der Heeresform, das stehende Heer der allgememen Wd 
das Volktn Waffen als Waffe gegen das V< 

4. Das stehende Heer der allgemeinen Wehr] 
„Das Heer soll ferner wahrend des iuBere 
die gefährdete Ordnung im tnnem und 
liegenden Qründen gewöhnlich gleichzeiti 
den Nachbarn erhalten und zwar, wie 
und Sachsen gaägt haben, nicht alld 
schwachen Nachbarn . . . 
' Will man daher nicht in jedem einzelne! 
Störung der Ordnung Reserven und Lau 
ziehen, so muß das stehende Heer eine an; 
Sllrke haben." 

(Oacral na Oriahcfan: „ 



Die Revolutions- und Befreiungskriege haben don Mili 
eine neue Bahn gewiesen, die der Ausnutzung der all( 
Kräfte der Nation zum Heeresdienst. Sie eilten der wirtsch 
Entwicklung voraus, die auch ohne sie zu dem allgemeinei] 
dienst führen mußte. Denn da der komplizierte Mechanis 
kapitalistischen Oesdlschaft sidi durch keine Kabmettsu 
leiten läßt, sondern eine mdir oder weniger demokratisdi 

13" (S. 80). Ldpdc 1913, VcrUg Kind. 
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ning erfordert, so war es auf die Dauer undmkbar, daß die sidi 
demokratisch r^ereaden Vfilker eine Institution duldm kSnnten, 
die wie Söldnerbeere von Haus aus ön Instrument der benschenden 
CliquengegendasParlamentund dieDemokratieäbertiaaptwäre. DaB 
aber die allgemeine Wehrpflicbt in erster Linie in demveihältnismäßig 
so wenig kapitalistisdi entwickdten Lande wie PreuBen zur Durch- 
führung kam, hatte seine guten Oründe. Zwar bestand in Preußoi 
eine Partei, die die Rückkehr zu den aiVkn Verhältnissen forderte; sie 
bestand aus jenen, die „durch eine Verewigung der damaligen 
Wehreinriditungen ihre Gerechtsame und Interessen bedroht sahen 
und deshalb trotz der schweren Lehren der letzten adit Jahre die 
Beseitigung der neuen Einrichtungen wünsditen" — sdireibt der 
Historiter des preußischen Heeres*). War nun diese Partei auch 
nur klein, so war sie doch einflußreidi und das um so mehr, als ihr 
im Grunde des Herzens auch der Kfinig angehfirte. An den trau- 
rigen Finanzen, die die Schaffung eines Söldnerheeres nicht erlaub- 
ten, sdieiterten jedodi die Pläne der Besten der Nation, und am 
3. September 1814 wurde die Wehrordnung verSffentlicht, die aus 
den Lefiren der letzten Jahre die nfitigai Schlüsse zog. Sie war dn 
Werte des Kriegsministers Boyen, des Freundes Schamborsts. äe' 
baute sich auf dem Grundsatz der allgoneinen Wehrpflicht auf. 
Gleichzeitig führte sie die dreijährige Dienstzdt ein, da die Frei- 
hdtskri^e gezeigt haben, daß dne Durchbildung des Heeres audi 
bd dem größten Enthusiasmus der Soldaten notwendig ist. Im 
Prinzip richtig, war diese neue Institution der Ausbildung der auf 
Grund der allgemeinen Wehrpflicht Ausgdiobenoi durch die lange 
Dienstzdt den Ängsten des Junkertums gegen das Volk in Waffen 
angepaßt. Nach drajähriger Dienstzdt wurde der Soldat auf sedis 
Jahre der Landwdir ersten Aufgebots zugezählt, die während des 
Friedens eine völlig selbständige Organisation besaß und zusammen 
mit den stdienden Tnippm die Fddarmee bildete. Nadi sedis 
Jahren sollte der Soldat wieder der Landwehr des zwdtoi Aufgdwts 
auf sedis Jahre angehören, deren Aufgabe im Kri^e der Besat- 
zungsdienst (Fesfungen usw.) bildete. Das Vorrecht der Gd>ildeten 
wurde auch verewigt, indem ihnen das Recht auf dnjährige Dienst- 
zdt und das Recht auf Offizierstellen in der Landwehr dngeräumt 

O. V. d.O«lai-S*diai: „PmBeni H«t." Bd. 2, 5. ISS. Mittler 1912. 
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wurde. Auch die am 21. November des Jahres 1815 eingeführte 
Landwehrordnung war reaktionär: ihre Offiziere wurdoi gewählt 
durch die KreisbehOrden und Kreisausscbüsse, in welchen die 
Junker oder Geldsäcke den Ausschlag gaben, aus ausscheidenden 
aber noch landwefarpfliditigen Offizieren des stdienden Heeres, aus 
Einjährig-Freiwilligen, die sich die Befähigmig zum Offizier schon 
erworben hatten, aus Unteroffizieren, die freie Grundbesitzer waren, 
oder aus Landwehrleufen, die ein Vermögen von 10000 Talem oder 
ein entsprechendes Einkommen hatten. 

Die Heeresorganisation Boyens war also eine Verkoppelung der 
demokratischen Wehrpflicht mit reaktionären Institutionen, die den 
Durchbrudi der demokratischen Ideen im Heere hemmen sollten. 
Kaum war der Sieg gewonnen, als die Restauration, in allen Teilen 
des Staatswesens, so auch in bezug auf das Heer sidi von neuem 
breit machte ~ schrieb W. Rüstow'), ein früherer preußischer 
und späterer Schweizer Offizier, der dort zum Rang des Oberst- 
brigadiers gelangte und in den sechziger Jahren als einer der her- 
vorragendsten deutschen MiUtärschriftsteiler galt. Er bewies in 
seiner auch jetzt noch sehr lesenswerten Schrift, daß, während auf 
2% Millionen Menschen der besitzoiden Schidit hi Preußen, aus 
der sidi selbst in emem niditdemokratischen Staat die Offiziere 
rdoiitieren müßten, nur 68 000, der sechsunddreißigste Teil, auf 
den Adel fällt, also von 12 000 Offizieren nur 333 dem Adel an- 
geboren müßten, sie in Wirklichkeit aber sechzehnmal stäiiier waren, 
wobei die bürgerlichen Offiziere in erster Linie in der Landwehr . 
dienten und für höhere Stellungen gar nicht in Betracht kamen. 
Und das junkerliche Offizierskorps hatte nichts Eiligeres zu tun, als 
die Exerzier- und Paradepladcereien der alten Armee in die neue 
Armee zu verpflanzen, was schon dadurch erklärbar ist, daß es 
sonst nidits in den drd Jahren der Dienstzeit zu tun hatte. Es 
genügt, einen Blick in die Broscbürm, die massenweise in der Zeit 
des Kampfes um die Reoi^anisation da Armee (in den Jahren 1859 
bis 1865) erschienm sind, zu werfen — wir nennen hier von viden') 

g 1861, S. 39. 
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nur die ansdiauiichen Schilderungen in der Schrift: „Das preu- 
Bisdie Volk in Waffen und die neue Militärorganisation'* (Berlin 
1861) oder das Budi des biederen liberalen Hauptmanns P. J. 
Wilcken: „Deutsches Heer und Deutsches Volk" (Leipzig 1862) — , 
um zu sehen, ^e schnell der Spiritus der FreiheitskTiege verflogen 
war und Öder Drill seinen Platz einnahm, fiand in Hand damit 
ging die Züchtung der Soldateska, die in der Form der Kapitulanten 
den Rekruten den kärglichen Platz im stdienden Heere schmäler- 
ten, indon sie sie unausgebildet in die Landwehr abschob und den 
Wert der Landwehrtruppen herabminderte. Dazu kam nodi das 
Verkommen der fast gar nicht geübten Landwdir, das später als 
Argumoit für die Verstärkung des stehenden Heeres dienen sollte. 
Als wegen der verschlechterten Finanzlage im Jahre 1832 die 
E)ienstzeit bei der Infanterie auf zwei Jahre verkürzt wurde, hatte 
dies keine weiteren günstigen Folgen für die Entwicklung des Heeres 
in der Richtung der Demokratie, weil der allgemeine Schlendrian, 
der im ganzen Heerwesen herrsdite, übertiaupt jede Entwicklung 
des Heeres hemmte. 

Eine Änderung trat erst ein, als durch die schnellere wirtsdiaftlidie 
Entwicklung in der Ära der Konterrevolution, durch die AufroUung 
der italienischen Frage, wieder Lebai in die europäische Bude kam. 
Die Revolution des Jahres 1848 hat die Frage der Einigung 
Deutschlands nicht gelöst. Das Bürgertum war damals zu schwach 
und zu ängstlich, um den revolutionäroi Kampf um die Einigung 
E>eutschlands, der in einen Kri% g^en Rußland ausmünden muBte, 
auf seine Sdiultem zu nehmen. Die Reaktion fühlte anfangs der 
sediziger Jahre, als der Puls der politisdien Entwicklung schneller 
zu schlagen i>^ann, daß die Rühe an sie kam. Sie hatte zwar 
noch keinen bestimmten Plan, aber das wußte sie: mit der Schlam- 
perei, durch die sie sich bei der Mobilisation vor ganz Europa kom- 
promittieri hatte, ging es nicht weiter. Vom Jahr 1815, wo Preußen 
erst 10 Millionen Einwohner hatte, bis 1859, wo die Zahl der. 
selben auf 18 Millionen stieg, begnügte man sich mit der Aus- 
hebung von 40 000 Mann. Im Jahre 1859 entschloß sich die Rt- 
gierung, diese Zahl auf 63 000 zu erhöhen, was, wie Rüstow^) 

D inDBiidwB Wdirgtwtzcalwarf". NOrdliopa 1860. Er tariM, 
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und Engels ^) bewiesen, bei weitem nicht hinreichte, um die allge- 
meine Wehrpflicht zu verwirklichen. Aber mit diesem Fortschritt ver- 
band sie durch und durch realrtionäre Schritte. Die Die 
Infanterievnirdewiederaufdrdjahre erhöht; 36 Landwehi 
wurden in Linienregimenter verwanddt. Das erste Lai 
gebot wurde überhaupt aufgehoben: nach dreijähriger 
unter den Fahnen trat der Soldat auf vier Jahre in die V 
den Rest der Dienstzeit verbrachte er t>ei dem zweiten 
aufgebet, das nur als Besatzungstnippe diente. Das be 
Verdoppelung des stehenden Heeres bei der Infanterie 
Vergrößerung um die Hälfte bei der Kavallerie und Art 
Die liberale Bourgeoisie, die im preußischen Landtag d 
Händen hatte, merkte, wie hier der Hase Uef. Die Einverl 
Landwehr in das stehende Heer, die Steigerung seiner C 
in den Händen der Regierung durch Verlängerung der 
bedeutete eine Stärkung der Macht der Regierung und 
itir stehenden bureaukratisch-junkerlichen Schichten. AI 
Bouigeoisie auf den selbständigen Kampf um die V 
Deutschlands sdion lange verziditet hatte und seit den 
Jahren nicht mehr für das einige Deutschland, sonder 
größere Preußen unter dem Zepter der Hohenzollem schi 
war ein Kampf gegen die Ausrüstung der preußischen 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben von vornherein für sie 
Liebesmüh. Für die Bourgeoisie bestand nur die Möglii 
dem Boden der Erweiterung der preußisdiai Heeresma 
ihre reaktionäre Form zu kämpfen. Da der Regierung si 
Unterstützung der Bourgeoisie gelten war, hätte ein soId 
sehr gute Aussichten gehabt. Aber die Bourgeoisie füh 
direktionslos, daß sie derRc^erüng ermö^ichte, siebdsdl 
ben und gegen sie die Roonsche Reform durchzuführen. 
1866, nachdem Preußen dank den durch die Bourgeoisie 
ten Rüstungen Osterreich besiegte, kroch die Bourgeoisie 
und erteilte der Regierung Indemnität. 

■} EpkeU: „Die prniBiKlK Mll<tlrfn(c Dod dk dnitufae Arbeitcrpvlel 1865." DicM 
Dsknmenl M tbgtinKkt Im 5. Hilbjdinhud 190S der von der „Frankfurlcr VoUni 
getcbmen Sumnliing: „Au der WtOalaBmntr dt* SaiUliimu". Dif Eagtlutbt Br 
widilig vom nKiholaEUdNn StuKlpmikt fQr die Fngt nm Verblltalt der uzlilai 
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So wurden die Gnuidlagen des heutigen deutschen Militarismus g» 
schaffen; denn das Reichsgesetz dehnt die Roonsche Anneeorgani- 
sation mit nur kleinen Andeningen auf ganz Deutschland aus. Ein 
Produkt der allgemeinen Wehrpflicht, verleugnet der heutige Militaris- 
mus seine demokratische Herkunft: er hält das Volk lange über die 
notwendige Ausbildungszeit hinaus unter Waffen, um es gt^en den 
inneren Feind auszubilden; er beraubt das Volk in dem Moment, 
wo es dem Staate das größte Opfer bringt, des Rechtes auf Selbst- 
r^erung, indem es ihm Ofßziere aufoktroyiert, die nur von 
der Regierung abhängig sind; aber gleichzeitig ist die Armee nur 
das, was das Volk ist, dam auf die Dauer läßt sich der Inhalt des 
Volkslebens nidit durch die militaristische Form erdrücken; sie kaui 
ihn nur veiliällen. Die Entwicklung der modernen •Heeresorgani- 
sation, die mit dem Söldnerheere begann, endet mit einer Formation, 
die die tiefsten Widersprüche enthält, Widersprüche, die im Laufe 
der hier skizzierten Entwicklung schon hart aufeinander stießen. 
Der Widerspruch zwischen dem Söldnerfum und der Milizidee, wie 
sie sich in den brandenden Wogen der französischen Revolution ge- 
zeigt hat, ist nicht aufgehoben. Umgekdirt ist er in dne Organi- 
sation übergegangen, in der er audi zur Austragung kommen wird. 
Bevor wir jedodi zur Schilderung des Kampfes dieser O^eosätze 
im Kapitel über „Die Entwicklungstendenzen des modernen Mili- 
tarismus" kommen werden, gilt es zuerst die hier g^ebene histo- 
rische Darstellung durch eine Analyse der B^ffe der Miliz und 
des stehenden Heeres zu vertiefen, wozu sich am besten die Sdiil- 
derung des Verhältnisses der Bourgeoisie zu Miliz und Militaris- 
mus eignet, für die eben die Zeit der siebziger Jahre, bei der wir an- 
gelangt sind, am geeignetsten ist, denn in der Zeit vom Kampfe um 
die Armeereform bis zur Gründung des Deutschen Reiches (1860 
bis 1871) vollzieht sich die Schwenkung der liberalen Bourge(risie 
von der Miliz zum Militarismus ^). 



>) Sdum wUcoHl der AMtuaai die»« ktztan TeUe* de* K>idleU Dher die Entwicklnds der Hetre*- 
<nx*aiulioa nUi( «n die ideine Sdirilt: „St>i(*verlufiuic und He er eive r leitum" (Drttdea IMM, 
Zihn OHl JtBttbi vtm CHio HinUe in die Hlndc. Sie gibt auf «Ü Sdtea eine trdfitdw Skin*. Vidi 
der Edgeludwn »u dem AaH-Dahring gdewn, kuo eie den Lettn, die Itdiw MflEli'l'kelt heben, die 
Fngc in grtBeno Umlus lo ■tixüertfi, eclir gute Dienite leiiten. 
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BOURGEOISIE, MIUZ UND MIUTARJSMUS. 
1. Das bürgerliche Milizideal. 

Die 25 Jahre an der Schwelle des 19. Jahrhunderts, die die Zer- 
trümmerung der- stehenden Söldnerheere, den Si«^ von Volksauf- 
geboten, das Entstehen des Heeres, der allgemeinen Wehrpflicht, 
sahen, mußten natürlich aufs tiefste sowohl die Ansichten der Be- 
rufsmilitärs wie der breiteren Kreise der politisch denlcenden Öffent- 
lichkeit beeinflussen. Karl von Clausewitz, der geniale Theoretiker, 
der in seinon im Jahre 1832 erschienenen Werk „Vom Kriege" das 
Fazit dieser Umwälzmig auf dem ganzen Gebiete des Kriegswesens 
zog, schrieb, Preußen habe im Jahre 1813 gezeigt, „daß plötzliche 
Anstrengungen die gewöhnliche Stärke einer Armee auf dem Wege 
der Miliz versechsfachen können i). Er stellte gegen alle, die in 
der Volksbewaffnung ein revolutionäres, also verabscheuenswertes 
Mittel sahen, fest, daß, wer das Requisitionssystem, das System der 
Massenfaeere, wie sie während der Revolutionskriege entstanden 
sind, als historisch gegeben betrachtet, „in dieser Richtung nun auch 
der Aufruf des Landsturms oder die Volksbewaffnung liegt. Sind 
die ersten dieser neuen Hilfsmittel eine natürliche und notwendige 
Folge niedergeworfener Schranken und haben sie die Kraft dessen, 
der sich ihrer zuerst bedient hat, so gewaltig gestdgert, daß der 
Gegner mit fortgerissen wurde und sie auch ergreifen mußte, so 
wird dies auch der Fall mit dem Volkskri^e sein. Im allgemeinen 
würde dasjenige Volk, welches sich desselben mit Verstand bedient, 
ein veriiältnismäBiges Obergewicht über diejenigen bekommen, die 
Um verschmähen*)." So Clausewitz. Und der österreidüsche Feld- 
herr Radetzky schrieb im Jahre 1828 in seiner „Militärischen Be- 
traditung" über die Lage Österreichs >) : 

„E)ie stehenden Heere haben in dem neueren Europa den Glanz der 
Landwdiren gänzlich verdunkelt Dadurch sind m neuester Zeit 
alle Erfahrungen, die uns bei Beurteilung des Wertes von Land- 

t> Cxri na Omwirlti: „Vom Krvcc", S. 179, Berlia l«12, Vcriif Ddmmler. 

>) Chucwiti 1. c S. 493. 

•) DmkKfarillai nrillHriKb-ixilitiidieB Iniulli ■■>■ dem NkMiB de* k. k. FcldouKhalb Oraloi Ki- 

dttd?. StuttEul IBM, S. 445-4». Dl nni du Budi uiiaijlB«lidi war. ziticnn vir ludi O. Fr. 

Kidb: „Ol« NadileUt des ridicDdca Harn". Leipzig 1663. 
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wdiren leiten könnten, verloren g^angen. Und doch beruht die 
zuverlässigste Stärke eines Staates auf zweckmäßig gebildeten 
Landwehren. Diese Einriditung ist die natürlichste und deshalb 
auch die b^ste. Sie liefert don Staat im Verhältnis seiner Bevölke- 
rung die größte Anzahl Streiter; sie erhält im Volk das Bewußtsein 
lebendig, daß es sich selbst verteidigt, eben dadurch also einen 
kriegerischen Geist, der nicht leicht ausarten wird, weil diejenige, 
welche er erlebt, niemals aufhören, Bürger zu sein. Ein solcher Geist 
auf einer solchen Höhe aber macht ein Volk un&berwindlidi. Man 
wird es nicht unterjochen, viel weniger ausrotten können." 
Dieser Auffassung der hervorragenden Theoretiker wie Praktiker 
des Kriegswesens entsprach die Auffassung des Bürgertums, soweit 
es in der Stille der Restaurattonszeit über diese Fragen nachdachte. 
Da es überhaupt in sehr geringem Grade die Möglichkeit hatte, die 
konkreten Staatseinrichtungen einer Kritik zu unterziehen, so äußerte 
stdt diese Auffassung bis zum Jahre 1848 nicht so sehr in dem 
Aufdecken des immer mehr überwuchernden Geistes der Soldateska 
im neuen Heeressystem, als in der Bewertung der Landwehr als des 
wichtigsten Teiles des Webrsystems. Als im Jahre 1848 das Heer 
der allgemeinen Wehrpflicht sich als Stütze des Absolutismus be- 
währte, der Sieg der Konterrevolution jedoch nicht mehr imstande 
war, die Friedhofsruhe der vormärzlichen Zeit wieder herzustellen, 
fanden die Auffassungen des Bürgertums ihren Ausdruck in einer 
weitverbreiteten Agitations. imd wissenschaftlichen Literatur über 
die Fragen der Heeresorganisation. Die Agitationsliteratur popu- 
larisiert die Gedanken, daß das Heer mit langer Dienstzeit eine 
Waffe in der Hand des Absolutismus werden kann, selbst wenn es 
nidit aus angeworbenen Söldnern, sondern aus Volkskindem be- 
steht, die ihre Wehrpflicht erfüllen; sie beweist, daß die lange Dienst- 
zeit gar nicht geeignet ist, die iniütärisdie Tüchtigkeit des Heeres 
zu beben und sieht die Quelle derseltKn im kriegerischen Volksgeist, 
der ausbricht, wenn die Interessen des Volkes voin Feinde ange- 
tastet werden. Die Stärkung dieses Volksgdstes und des Volks- 
körpers durch körperliche Jugendausbildung, durch Turnvereine >). 
die Obung der löiegsbereitsdiaft durdi Schützenvereine, das sind 

<) SMit: „DIt Tnnikiuutbund-WdmcrfuiDBs im Vattrlmode." Eine Dodndirifl dei BirliaB' Ton- 
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die Hauptargumente dieser Agitationsliteratur. In welcher Fonn 
aber die Organisation dieser Kriegsberdtsdiaft im Friedoi statt- 
finden soll, tritt in dieser Literatur oft nidit mit genügender Klar- 
heit hervor, was gewissermaßen den Ausspruch berechtigt, das 
Bürgertum der fünfziger und sechziger Jahre habe dem Bürger- 
gardistenideal gehuldigt, dem Ideal jener vorübergehenden, zufäl- 
ligen Organisationen, die während der Revolution oft entstanden als 
Mittelding zwischen einer freiwilligen Polizei, Feuerwehr und 
Barrikadenkämpferarmee. Aber in der wissenschaftlichen Literatur, 
in der die Milizidee fachmännische Vertreter fand, wie Rüstow, in 
dessen Werken i) sie den Charakter eines absoluten Begriffs ver- 
liert und geschichtlich b^ründet wird, verschwinden diese Mängel. 
Rüstow unterscheidet das Milizheer, das stehende Heer und das 
Cadresheer. Beim ersten gilt es nur, ,4ni Frieden die Mäimer aus- 
zuwählen, weldie ün Kriege das Heer bilden sollen, sie für diesen 
Beruf durch Obung tuchüg zu machen, sie aber nicht beständig als 
Heer versammelt zu haben, sondern nur in bestimnrten Zdten und 
für kurze Dauer zusammenzuberufen." Das zweite, wenn „soviele 
Truppen, als sie dai regelmäßigen Bedürfnissen der Kriegführung 
entspr^oi, beständig als Heer versammelt sind" . . . 
„Mitten zwischen diesen bdden Extremen steht das Cadresheer. 
Dieses soll den Bedürfnissen einer teilweisen betändigen Kxi^:s- 
bereitscbaft und der Einübung der bewaffneten Mannschaft zugleich 
entsprechen. Eine verhältnismäBige große Anzahl von Männern 
wird also beständig bei den Fahnen gäialten; nach einer gewissen 
Dienstzeit, deren Dauer sehr verschieden ist, in der Regel zwischen 
3 bis 15 Jahren, werden die Leute von den Heeresverbänden ent- 
lassen, während an die Stelle der jedesmal ausscheidenden neue 
— RelEruten — treten; die Entlassenen sind aber der Heerespflicht 
nicht gänzlich ledig, sondern werden beim drohenden Ausbruche 
eines Krieges einberufen und verstärken nun das Heer. Dies System 
herrscht jetzt in den meisten Staaten Europas*). 

<) E* koomca in der HioplMdic iwci Werke Rltotowa in Betndit: „Uotenudimigai Zba dk Oi~ 
gninUga der Heen." Buel 1855. Und: „Der Krieg md MÜH Mittel", eine lUganein laBlicfaa 
Dmldlaof der guno Krlegricanst. Leipzig tS». 

>) W.RBatow: ,fia Krt« und wiH Mittel", S.50. Du Kapllel; Heereelormea <3.4«-60 dieta 
Bwtaa), UV dem dk lolgcDda Zit«k entnoDuiMB lind, kl imapp und Obenidlildi, md mdlot giu 



MUiifrage. 
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Rüstow teilt also die Heeresformen nach ihrem Zweck : beim stdienden 
Heere ist er sofortige Kriegsbereitschaft der ausgebildeten Soldaten, 
bei der Miliz die Ausbildung der Soldaten zum zukünftigen Krieg, 
bei den Cadresbeeren ist er die Vereinigung beider Ziele durch Aus- 
bildung der Soldaten, die eme Zeitlang nach ihr noch bei den Fahnm 
bleiben, um so die Kri^sbereitschaft zu erhöhen, während andere 
ausgebildet werden, die' aber audi nach der Entlassung aus dem 
Dienste zum Kriege gebraudit werden k&nnen. Aber der b^rdfUche 
Unterschied zwischen dem Miliz- und Cadresheere verwandelt sich 
bei ihm nicht in eine stdfe, hölzerne Scheidung der Cadresheere und 
der Miliz, wie er zwischen der Miliz und dem alten stehenden Heere 
bestand. Je kürzer die Dienstzeit bei dem Cadresheere ist, desto 
mehr nähern sie sich der Miliz: „Je kürzer die Dienstzeit, je aus- 
gedehnter das Bieurlaubungssystem, je öfter das Heer sich aus dem 
Volke erfrischt und in das Volk ausgebildete Kri^er entsendet, desto 
mehr soldatischer Sinn, Kenntnis der Erfordernisse des militärischen 
Lebens, Geschick und Mut zum selbständigen militärischen Organi. 
sieren wird sich in dem Volke finden," — was alles in voller Aus- 
bildung eben das Resultat der Miliz ist. Das Milizsystem und das 
Cadressystem mit kurzer Dienstzeit und starker Beuriaubung bil- 
den also für Rüstow keine absoluten Gegensätze. „Das Ideal, dem 
in dieser Riditung die Cadresheere zustreben müssen, ist das Miliz- 
heer mit seinen temporären Dienstübungen für kurze Dauer. 
Aber es wäre falsch, anzunehmen, daß Rüstow das Milizheer mit 
den unausgebildeten Volksaufgeboten gleichstellt: 
„Es ist ebenso gefährlich, die Notwendigkeit der militärischen Bil- 
dung zu unterschätzen, als sie zu übersdiätzen. Diejenigen, welche 
das letztere tun, glauben, daß nur in einer langjährigen Dienstidt 
der Mann die erforderliche Ausbildung zum Soldaten erlangen 
könne. Ihre Staaten haben fast alle Mannschaften, welche über- 
haupt für das Waffenhandwerk bestimmt sind, bei den Fahnen; 
einen kleinen Bruchteil der Nation. Dieser zieht in den Kri^, er- 
liegt zum größten Teil den Beschwerden der Märsche und Lager, 
den Waffen des Feindes. Ergänzung wird unveimeidlidi, sie kann 
aber, da die Waffenübung des größten Teils der Nation verab- 
säumt ward, nur in ungeschulten Rekrutoi bestdien. Mit wdchem 
Vertrauen werden nun dieselben Männer, wdche so große An- 
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Sprüche an die Ausbildung des Soldaten erhoben, diese Stoffe in die 
Schlacht führen? Werden sie nicht doi Sieg, verloren geben, ehe sie 
versuchten, ilm zu erringen? 

Diejoiigen aber, welche die Notwendigkeiten dei militärischen Bil- 
dung unterschätzten, behaupten, daß es genüge, dem Manne eine 
Waffe in die Hand zu geben, um ihn zum Soldaten zu machen. Für 
sie ist alle Waffenübung überflüssig, sie sehen bei einem feindlichen 
Einbruch bewaffnete Scharen von Himderttausendeo aus don Boden 
erstehen und siegreich in der Verteidigung des Heimatlandes 
kämpfen. Welcher Irrtum! Wer hat denn jemals zu f>diaupten ge- 
wagt, daß es gleichgültig sd, ob man die Schneide oder den Rücken 
des Messers gebrauche? Aber selbst mit dem Aufstdien nur jener 
Hunderttausende, abgesehen davon, welchen Gebrauch sie von ihren 
Waffen machen, welche Erfolge sie erzielen, wird es sehr schlimm 
bestellt sein, wenn es an soldatischem Geiste in der Nation, wenn es 
an den Einrichtungen fehlt, welche allein ihn schaffen kSnnten." 
So sieht die militärische Seite der Begriffe Miliz, stehendes Heer 
und Cadresheer bei dem führenden bürgerlichen Theoretiker der 
Milizidee aus. Sie ist klar durchdacht und gibt nicht den geringsten 
Anlaß zu dem Gespött, das sich die Kasemenhoffachmänner ihr 
g^enüber erlauben. Das Milizideal Rüstows steht auf dem Boden 
der Wirklichkeit und ist keine Spekulation, sondern ein Entwick- 
lungsziel. Mochte Rüsfow zu wenig die politischen Hemmungen 
des Siegesganges der Milizidee übersehen haben, militärisch hatte 
er recht, wenn er schrieb: „in allen Staaten der kulüvierien Welt ist 
tatsächlich die Tendenz vorhanden, dem Beurlaubungs-, d. h. dem 
Milizsystem eine immer weitere Ausdehnung zu geben." 
Daß diese Tendenz für dne Zeitlang zurückgeworfen wurde und 
überhaupt je länger, desto mehr sich nur sehr widerspruchsvoll, in 
Stößen und Gegenstößen äußerie, das hängt in erster Linie von der 
Änderung der Haltimg des Bürgertums dem Junkerstaate g^enüber 
und von dessen Umwandlung in den kapitalistischen Staat ab, die 
sich eben in der Zeit vollzog, in der Rüstow seine Werke schuf. Der 
Widerspruch zwisdien dieser Entwicklung und dem MiUzgedanken 
wird klar zutage trden, wenn wir die Ausführungen Rüstows über 
den politischen Charakter der Miliz mit der politischen Situation 
der siebziger Jahre in Deutschland vergldchen. 
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2. Die Bourgeoisie gegen die Miliz. 

„Der wesentliche Unterschied zwischen dem Milizsystem und dem 
stehenden Heere, sowie zwischen allen, die in der Nähe des dncn 
oder des anderen stehen, ist die größere Au^ebiglceit, die gröBere 
Leichtiglceit neuer Organisationen, namentlich für den Verteidi- 
gungskrieg bei dem ersteren, die größere Unabhängigkeit der 
Staatsgewalt in der Verfügung über die Streitkräfte bei dem letz- 
teren. Kleinere Staaten haben nur in dem Milizsyston die Möglich, 
kdt, den größeren annähernd gleiche Heere en^egenzusteUen, also 
ihre Selbständigkeit zu verdienen. Damit aber diese Stäike, welche 
das Milizsystem ihnen gibt, nicht illusorisch weide, muß die Staats- 
gewalt eine durchaus volkstümliche sein, darf ihre eigenen Bahnen 
nicht gehen, wenn dieselben von denen des Volkes abwdcben** i)r 
heißt es beiRüstow. Während aber Rüstow dies niederschrieb, rüstete 
die preußische Regierung zur L.ösung der deutschen Frage mit Blut 
undEisen. So sehr auch dieVolksmassen fürdie Vereinigung E>eutsch- 
lands waren, so waren sie gleichzeitig gegen den Brudeilcrieg. Diese 
Stimmung hat die preußische R^ening, die wie jede andere ganz- 
oder halbabsolutistische Regierung das Maß der Widerstandskraft des 
Volkes unterschätzte oder überschätzte, aber niemals richtig ein- 
zuschätzen wußte, zu hoch angeschlagen. Sie konnte also das zur 
guten Hälfte aus Landwehren zusammengesetzte Heer, mochte es 
sich auch noch so gut in einem Verteidigungskri^ gegen einen 
nationalen Feind schlagen, nicht als genügend zuverlässiges Kampf- 
mittel gegen Österreich betrachten. Die Heeresorganisation Roons 
lieferte die Massoi mehr m die Hand der R^erung. Aber sdbst, 
wenn diese militarisdie Erwägung nicht in Betracht kommen würd^ 
so um so mehr die politische; selbst ba dem mit reaktitmären Ele- 
menten durchsetzten Landwährsystem würde ein Krieg eine poli- 
tische Durdirüttelung des Volkes bedeuten, die dem Liberalismus 
zugute kommen mußte. Ein Volksenthusiasmus, wie im Jahre 1813, 
würde bei dem im Jahre 1860 viel höheren Bildungsgrade des Vol- 
kes, seiner höheren wirtschaftlichen Entwicklung, schon anders dafür 
sorgen, daß der innere Feind, das Junkertum, samt dem äußeren die 
Zeche zu bezahlen habe, als es im Jahre 1813 der Fall war. 

') Ra>tow: „Der Kjitg", S. S«. 
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E}ie Regiening hielt an der Militarisierung Deutschlands fest, sie 
wollte sich eben in ihrer Politik von der Bourgeoisie unabhängig 
machen. 

Und die Bourgeoisie? Ihre demokratischen Elemente agitieren in 
kleinen Broschüren für das Milizsystem, sie sehen in der Frage von 
Militarismus und Mtltz die ,>wicbtigste der sozialen Fragen" t), sie 
glaubten, daß der Aufhebung des stebendm Heeres allgemeiner 
Wohlstand, dem Verschwinden des Junkermonopols auf Offiziers- 
stellen die Demokratie folgen wird. Aber die ausschlaggebenden 
Elemente der Bourgeoisie ließen schon vor dem Jahre 1871 das 
MiUzsystem fahren. Aus diesen Kreisen wurde an Rüstow ge- 
schrieben: 

„Wenn Sie glauben, daß Ihre Milizideen in Preußen schon Grund 
und Boden haben, so befinden Sie sich in dntm gewaltigen Irrtum. 
Sie könnten es daher wohl unterlassen, diese Dinge vorzutragen, mit 
denen Sie ja doch nichts nützen. Den Abgeordneten wäre es jeden- 
falls viel lieber, wenn Sie ihnen eine Anweisung gäben unter Beibe- 
haltung des Systems im allgemeinen, nur etwa mit Führung der 
zweijährigen Dienstzeit, die Alles in Preußen befriedigen würde, 
dnzelne Ersparnisse zu beantragen." 

Es entsprach dem Willen der führende Schichten der Bourgeoisie, 
die preußische R^erung bei der Lösung der deutschen Frage, die 
revolutionär zu lösen das Büigertum verpaßt hatte, nicht zu stören. 
Ihr ganzer Kampf g^en die Roonsche militaristische Reorgani- 
satiMi, die die Milizelemente aus dem preußischen Heereswesen 
ausmerzte, war nur ein Kampf um politische Entscbädigimgen, we- 
gen welcher die liberalen Führer durch den Herzog von Kobui^, 
dem „Scbützenfürsten", mit dem Hofe verhandelten >). Da sie aber 
auf einer Seite den Kampf nicht offen unter der richtigen Flagge 
führten — um nicht in Gegensatz zu der demokraflschen Anhänger- 
schaft zu geraten — auf der andern Seite in der Sache selbst auf 
ihn sofort verzichteten, indon sie provisorisch die Kosten der Re- 
organisation bewilligten, mußten sie ihn verlieren. Am charakte- 
ristischsten für diesen Kampf ist, daß während der Konfliktsperiode, 

■> a Fr. Kolb: ,file Nuhldk dei atcbaidai Kcens und die Nolweidlcfcclt der AmbUdans dMi 
VoUawctanrilCBi." Ldpiig 1B62, S. 3! 
>> Klda (HattinsN): ," - -■ 
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sdbst in der Hitze des Cefecfats oieinals, im Landtage das Kan^rf- 
objefct anf die Parole: Hie MÜiz — hie Mütfaiisams! zugespitzt 
wurde. Nadidem der Bomgeoisie die Fdlc wiggesd i woi ni ncn 
waren und der durdi den inneren wie änfierea 5i<g gestäikfe Ab- 
solutismus sie veräcbtlidi zu behanddn b^ann, konnte sie nidit 
mdir gegen sdne wicbtigste Stütze, den Militarismns, ^iftreten, 
wurde er dodt auch ihre Stütze. 

Die alten Demokraten verlangten die Miliz, weil das Cadres- 
beer mit dreijähriger Dienstzeit und junkerlichem Offizieikorps 
eine Waffe des Absolutismus und Junkertums gegga das Voüi 
war, sie sich aber als Vertreter des Volkes fühlten. Anders 
die liberale Bourgeoisie nach dem Jahre 1866. Der juntolidie 
Staat begaim sich in den kapitalistischen zu verwanddn, indem er 
unter der Kleinstaaterei, der Reaktion auf dem Gebiete der Wirt- 
schaftspolitik, aufräumte, und so der Bou^eolsie ein einhatlidhes 
Ausbeutungsgebiet schuf. Gleichzeitig entwickelte sich die selb- 
ständige Arbeiterbewegung und wedcte in der Bourgeoi^e das Be- 
wußtsein ihres Gegensatzes zum art>eitenden Volke. Nicht g^en den 
Absolutismus, g^en die Junker, sondern umgdcdirt, mit dem kon- 
stitutionell ausgeschmückten, auch bürgerliche Interessen vertre- 
tenden Absolutismus und mit dem Junkertum, g^ea das Volk — 
das wurde die neue poUtisdie Orientienmg des Bürgertums, die erst 
nadi dem Jahre 1871 zur vollen Entfaltung kam. Ihren Ausdruck 
fand sie in der Nationalliberalen Partd, die in den Zutreiberdiensten 
für den Militarismus, in der Verteidigung seiner reaktionärsten Kon- 
sequenzen mit den Junkern konkurrierte. Der kleinbürgerliche Teil 
des Liberalismus sprach zwar von der „Umgestaltung des Heeres- 
wesens im volkstümlichen Geiste", aber im Kampfe geon den Mili- 
tarismus wu6te er nichts weiter, als über seine Kostm zu jammern. 
Die Milizidee verschwand gänzlich aus seiner Literatur und fand 
nur noch Befürworter in krausen Eingängen! wie Carl Bleib- 
treu i). 

Wenn diese Frontänderung der breiten Kreise des Bürgertums durdt 
die allgemeine Änderung seiner sozialen und politischen Kampf- 

>) Slduulo Bach; „ZwMrricr« (StuttKtrt, Dktz, J. lG9a) lud idiic DcnMti AiMI: „Du Heer" 
(Fruklart 1913, RDltea-LBboiag). Mit wcicber Vonidit BlciMicnt Arbcitoi ni KctmKbtn >ia>, 
teiCte Mehriog 1b tciner Betpndiime da Ictztm Budm Blelbtreu In der „Neuen Zeit" (1018). 
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Position bestimmt war, so kamen für die wirtschaftlich führenden 
Kreise der Bourgeoisie noch das Industrie- und Bankkapital als 
direkte wirtschaftliche Momente in Betradit. Der Militarismus 
wurde zu einem Massenwarenabnehmer des Kapitalismus und durch 
die immer weiter fortschreitende Vergrößerung der Staatsschulden 
ein Mittel der Schröpfung der Volksmassen zugunstoi des kapita- 
listischen Publikiuns, das in ihm die sichere Anlage sah, und 
des ßankkapitals, das aus der Vermittlerrolle große Verdienste 
zog. 

Ohne jeden inneren G^ner — die Arbeiteildasse war schwach und 
an Händen und FüBen durch das Sozialistengesetz gefesselt — 
konnte der deutsche Militarismus angehindert seine Flügel aus- 
Inviten. Die Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht in Ruß- 
land nadi dem Krimkri^e und der Bauernbefreiung in Frankreich 
im Jahre 1874 gibt ihm einen Ansporn. Früher hieß es: es gilt zu 
rüsten zum Kampf um die Vereinigung Deutschlands; jetzt ist die 
Verteidigung Elsaß-Lothringens der Schlachtruf. Dazu kommt eine 
Reihe von Umwälzungen auf dem Gebiete der Kriegstechnik, die 
zusammen mit politischen Verschiebungen immer eine wichtige 
Quelle der Rüstungen bildete. Das Zündnadelgewehr, das den Deut- 
schen Kri^ im Jahre 1866 zum guten Teil hertieiführte, macht auf 
Grund der Erfahrungen des Jahres 1871 dem Gewehrmodell 71 
von 11 nmi-Kaliber im Jahre 1875 Platz; es tritt die Einteilung in 
Feld- und Festungsartillerie ein, die Kavallerie bekommt einen 
Karabiner ; es werden Telegraphen- und Eisenbabnabteilungen 
geschaffen; technische Änderungen, die nicht nur große Kosten, 
sondern audi orgfuiisatorisdie Änderungen erfordern, die sich 
schließlich immer mit der Vergrößerung der Soldatenzahl ändern. 
Die Änderungen im Festungsbau, die der ßetonzeinent und die 
Panzerung verursachten, wirkten in derselben Richtung. Der durdt 
den Deutsch-FranzösisdieD Krieg erweiterte Gegensatz zwischen 
Deutschland und Frankreich, wie die technischen Umwälzungen im 
Kriegswesai sorgten für ein ununterbrochenes Rüsten, als in den 
letzten zwei Jahrzehnten ein neues Moment hinzukam, das den Mili- 
tarismus in E>eutschland mächtig stärken mußte. Es ist der Im- 
perialismus. Obwohl sein eigentliches Instrument zur Beherrschung 
der Meere und der überseeischen Länder die Flotte ist, die er mit 
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großer Energie schuf, und über deren Vertiältnis zu doi uns hier be- 
schäftigenden Fragen wir noch kommen werden, so bildet er in k<»i- 
tinentalen Ländern eine Quelle der Rüstungen zu Lande. Zum Teil, 
damit die sich im Kampfe um Kolonien, um weltpolitischen Einfluß 
in den Haaren liegenden Staaten als Kontinentalmächte vennittels 
der Landheere die weltpolitischen Händel auskämpfen können, zum 
Teil, weil die Bündnisse der Staaten untereinander dafür sorgen, 
daß ein G^ensatz zu einem nur vermittels der Flotte errdchbaren 
Gc^er das Vertiältnis zu einem kontinentalen Nachbarn verschärft 
Aber nicht nur in der Notwendigkeit, die Heeresmassen zu ver- 
größern, d. h. die allgemeine Wehrpflicht immer schärfer durdizu- 
führen — was audi eine revolutionäre Seite hat — äußert sich der 
Einfluß des Imperialismus auf das Heerwesen. ' „Großmächte und 
große Handelsstaaten" — schrieb schon vor über sechdg Jahren 
Rüstow — „welche dnen Welteinfluß suchen, werden wenigstens 
für einen Teil ihrer Truppen immer das System des stehenden Heeres 
oder eines ihm angenäherten annehmen müssen, weil sie oft ge- 
zwungen sind, zu demonstrieren und notwendig Staatszwedie zu 
verfolgen haboi, wdche, wenn auch keineswegs unvernünftig, doch 
der Masse des Volkes femer liegen, namentlich muß auf einen Teil 
der Flotte das System des stehenden Dienstes angewendet werden." 
Wir lassoi diese Frage einstweilen beiseite, wie wir hier nicht nötig 
haben, zu beweisen, daß die Kolonialpolitik, die vom Standpunkte 
des bürgerlichen Demokraten — wie Rüstow, trotz seiner Feind- 
schaft mit Lassalle, einer war — zwar vernünftig, vom Standpunkte 
des Proletariats jedoch zu bekämpfen ist. Es genügt für uns, fest- 
zustellen, daß die imperialistischen Staaten ebenso angesichts des- 
sen, daß ihre imperialistischen Ziele, die Ausbeutung fremder Län- 
der, im Proletariat einen ernsten Feind gefunden haben, alles zu tun 
sudien, um die demokratischen Tendenzen im Heere zurückzudäm. 
men imd die reaktionären zu stärken, was die Gegnerschaft des 
Büigertiuns zum Milizgedanken noch vergrößert, und das Prole- 
tariat im Kampfe für die Miliz noch mehr verdnsamt 
Aber eine Prüfung des Gesamtcharakters des Militarismus, wie er 
sidt seit dem Jahre 1871 gestaltet hat, wird zeigen, daß er trotz alle- 
dem in der Richtung auf die Demokratisierung trdbt. 
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DIE TENDENZEN DES MODERNEN MIUTARJSMUS. 

1. Die Folgen der allgemeinen Wehrpflicht. 
Seit dem Deutsch-Französischen Kriege eroberte sich die allgemeine 
Wehrpflicht ein Land nach dem andern. Keines konnte hinter dem 
andern zurückbleiben, weil dies die Mindenmg des politisdien Ein- 
flusses nach sich ziehen würde. Selbst halbagrarische Länder wie 
Österreich und Rußland mußten mitmachen, obwohl die finanzielle 
Last der allgemeinen Wehrpflicht zu schwer war für ihre schwachen 
Schultern. AmenergischstenholteFrankreichdasVersäumtenach. Bei 
seinen 38 Millionen Einwohnern brachte es imJahrelOlO die Aushe- 
bungsquote von 256 000 Mann auf. Und wie sdir diese Quote die 
militärische Kraft Frankreichs übersti^, das zeigt die Tatsache, 
daß in diesem Jahre 28 273 ausgehoböie Rekruten w^en ihrer 
mangelhaften Körperbeschaffenheit meder entlassen werden muß- 
ten, daß 18 738 Mann wegen derselben Ursache nicht zu dem 
E>ienst unter Waffen, sondern zu den flilfsdiensten beordert wur- 
den, gar nicht davon zu reden, daß 16 000 Mann sich nach der 
Aushebung und vor der Einstellung durch Desertion entzogen 
haben, was akBeweis dafür gelten muß, daß durch dieAushebungs- 
behOrden der Bogen überspannt wurde. Die Ansprüche, die Frank- 
reich an die EMensttauglichkeit stellt, sind viel niedriger als in 
Deutschland, weshalb auch die Gesundheitsverhältnisse dort viel 
ärger sind als hier. Die allgemdne Dienstpflicht nird in Frankrddi 
so aus dem Mittel, die ganze Wehricraft des Landes dienstbar zu 
machen, zu einem Mittel, seine Wehrmacht durch Arsenikeinspritzun- 
gen momentan zu beleben, die Wehrkraft aber dauernd zu schädigen. 
Deutsdüand hat bisher das Beschreiten dieses Weges vermieden. Sein 
viel größeres Maischenmaterial erlaubte ihm durchschnittlich, nur 
wirklich ganz Taugliche emzustellen. Nach der „Obersicht der Er- 
gdmisse des Heeresergänzungsgeschäftes für das Jahr 1911" waren 
dienstpflichtig 1 271 000 Mann, davon 563 000 im Alter von 20 Jah- 
ren, endgültig wurden davon 565 000 abgefertigt. Von diesen wur- 
den 826 als Zuchthäusler usw. nicht eingestellt, 35 500 als dauernd 
untauglich ausgemustert, d.h. 6,28 Prozent; 141 759 dem Land- 
sturm 1 als dauernd mlndertauglicb oder als bedingt tauglich zu- 
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gewiesoi, 85 193 der Ersatzreserve einverleibt. Von 302 242 Taug- 
lichen wurden 292 155 eingestellt, d. h. 51 ^ Prozent aller Dienst 
Pflichtigen und 96,7 Prozent aller Tauglidien. Nach den Berech- 
nungen des Infanteriegenerals v. d. Boeck, des Verfassers des be- 
kannten Werkes über Deutschlands Landmacht, werden in Deutsdi- 
land jährlich wirklich militärisch ausgebildet 241 000 Mann, wäh- 
rend es in Frankreich nur 176 000 sind („Tag** vom 4. Oktober 
1912). Das Gegengewicht davon auf Frankreichs Seite ist die 
1 1 jährige Dienstzeit in der Reserve, während Deutschland nur eine 
7 jährige besitzt, und die sorgfältigere Ausbildung der Reserven. 
Jetzt schreitet Deutschland dazu, zirka 70 000 Rekruten jährlich 
mdir einzustellen, die sonst der Ersatzreserve zufallen würden, und 
FrankFddi will zur Aufrechteriialtung des Gleichgewichts seine 
Truppen drei Jahre bei den Fahnen halten. Während die MaB- 
regd Frankreichs einen rein reaktionären Schritt darstellt, wird 
die Vermehrung des Rekrutenstandes in Deutschland einen solchen 
Sdiritt nur dann bedeuten, wenn es sich zeigen würde, daß audi 
E)eutsdiland, um diese Vermehrung des Friedensstandes der Armee 
zu ermöglichen, nicht ganz taugliches Material zur aktiven Dienst- 
pflidit herbeizieht. Aber wenn es diesmal auch nicht geschehen 
sollte, kommen wird es zu dieser Überspannung der WdirpHicht 
auch in Deutschland, wenn Rußland don frzmzdsisdi-deutscben 
RQstungsringen folgt und mit finanzieller Hilfe Frankreichs seine 
Dienstschraube scharf anzieht. So sdien wir, daß die Tendenz zur 
Durchführung der allgemeinen Wehrpflidit schon überspannt wird 
und zur Einstellung eines Menschenmaterials zu führen b^inat, 
das die Schlagkraft der Armee sdiließticb mindern wird. 
Jedenfalls muß man jetzt, wenn man vom Heere spridit, als fun- 
damentale Tatsache im Auge behalten, daß durch seine Cadres alles 
hindurchgeht, was in einer Nation wdirfähig ist. Der Militarismus 
sucht in die Linie neben den sich unter den Waffen befindenden nur 
die jüngsten gedienten Elemente für den Kampf hineinzuziehen; da 
er aber diese Elemente bis zum letzten Mann heranziehen müßte, so 
würden während eines Krieges alle anderen bis in die letzten Jahr- 
gänge im Lande unter Waffen stehen. So verwiridicht der moderne 
Militarismus die Parole: Das Volk in Waffen! vollauf. Was früher 
nur Tendenz war, ist jetzt Tatsache. 
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Was bedeutet diese Tatsadie, welche Folgen muß sie haben? „Die 
allgemeine Webrpflidit — beiläufig die einzige demokratische In. 
stitution, welche in Preußen, wenn auch nur auf dem Papier be- 
steht — ist ein so enormer Fortschritt gegen alle bisherigen mili- 
tärischen Einrichtung«!, daß, wo sie dnmal, wenn auch nur in un> 
vollkommener E>urchfutirung bestanden hat, sie auf die Dauer nicht 
wieder abgeschafft werden kann", — schrieb Friedrich Engels im 
Jahre 1865 in seiner schon einmal angeführten Schrift „Die preu- 
ßische Militärfrage und die deutsche Sozialdemokratie". Und 
28 Jahre später, im Jahre 1893, schrieb er in seiner Artikelserie 
„Kann Europa abrüsten?": „Nun besteht gerade die moderne, die 
revolutionäre Seite des preußischen Wehrsystems in der Forderung, 
die Kraft jedes wetirfähigen Mannes für die ganze Dauer seines 
wehrfähigen Alters in den E>ienst der nationalen Verteidigung zu 
stellen. Und das einzig revolutionäre, das in der ganzen militäri- 
schen Entwicklung seit 1870 zu entdecken ist, liegt eben darin, daß 
man — oft genug wider Willen — sich genötigt gesehen hat, diese 
bisher nur in der chauvmistischen Phantasie erfüllte Forderung 
mehr und mehr wirklich durchzuführen" 1). Worin der militärische 
Fortschritt der al^emeinen Dienstpflicht bestand, glauben wir durch 
die bisherigen Ausführungen schon genügend gezdgt zu haben. 
Worin die revolutionäre Bedeutung dieses Fortschrittes besteht, 
läßt sich leicht erklären. Solange das Heer aus Sfildnem bestand, 
für die der Kriegsdienst Lebensaufgabe war, künunerte sich das 
Heer gar nicht um die Ursachen und Ziele des Krieges. Auch das 
Volk kümmerte sich um ihn nur auf dem b^;renzten Landstrich, auf 
dem er sich abspielte. Es wurde zwar für die Kriegskosten ge- 
sdu:9pft,was aber als normale Erschemung nicht aufrüttehid wirkte, 
aber es fehlte das Moment, das jetzt in elfter Linie ins Gewicht 
fällt: daß jede Familie ein Mitglied auf dem Kampffelde hat. Der 
Wunsch Friedrichs IT., „der friedlidie Bürger soll es gar nicht mer- 
ken, wenn sich die Nation schlägt: wurde zu einer reaktionären 
Utopie". Die Nation fühlt den Krieg üi allen Gliedern, und ihr Ver- 
hältnis zum Kriege, d. h. das ihrer einzelnen Klassen, schafft den 

1) „Vorwbto" 1S93, iF«ter za ttaa Brotdian ibKcdnickl, dctoi ZwcHdmck (Ick im S. Hilbjabr- 
taad drr tdioa dnmil ugdOhilca, von der „rrulifiirler VolkuUmiiit" beranigcgtbatai Suundsus 
bctadM. D* <r am hkhtcttea zosbclldl Hl, zlllcnii wir nidi Din: S. 106. 
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Geist, der das Heer erfüllt Von der Bedeutung dieser Tatsadie 
)egte Bismarck Rechnung ab, als er davon sprach, daß der Kri^ 
jebrt nur w^ai hoher nationaler Ziele geführt werden kann. Wir 
werden später zu der Frage zurückkehren, ob jetzt nodi nationale 
Zide, d. h. soldie existieren, die mehr oder weniger im glddien 
Interesse aller Klassen liegen, ob es also einen Ksiig, der den allge- 
meinen Enthusiasmus erweckt, im kapitalistischen Europa gd>en 
kann. Hier handelt es sidi um die Feststellung der Tatsadie, dafi 
die allgemeine Wdirpflicht die Volksstimmung zum aussd]laggd>eD- 
den Faktor madit. Das wissen die Vertreter des modernen Mili- 
tarismus vortrefflich. Oeneral v. Bemhardi sagt darüber in seinem 
Werke, einem Standard-work nicht nur des deutschen Militarismus: 
„DiesesMassenaufgebothatzurnäcbstenFolge, 
daß der kriegerische Wert der Heere sehr viel 
mehr wie früher durch den Charakter und das 
Wesen der Nationen selbst bedingt wird. Je wei- 
tere Schiebten der Bevölkerung in der Kriegs- 
armee eingestellt werden, desto mehr wird der 
Geist der so gebildeten Truppen bestimmt wer- 
den durch die physische Kraft, wie durch den po- 
litischen und sozialen Oeistdes Volkes selbst")). 
Das Volk aber, dessen Gdstesverfassung so aussddaggebend ist, 
ist dn ganz anderes als das des Jahres 1813, in dem die allgemeine 
Wehrpflidit in Preußen zuerst durchgeführt wurde; und die Auf- 
gaben, die die herrschenden Klassai Deutschlands evaitudl auf 
kii^eriscbem W^e durchzufuhren hätten, sind d)enfalls ganz an- 
ders geartd, als die, die ihnen bis zum Jahre 1871 bevorstanden. 
Das Volk ist von der SdioUe weggerissen und in die Großstädte ge- 
trieben worden. Die Hungerprügel des Kapitals sind zwar nicht 
minder schmerzlich als die Stockprügd, mit denen der Junker sein 
Gesinde bearbdtet hatte, nur daß sie ganz andere Gefühle in den 
in Fabriken und Mietskasernen zusammengepferditai Massen wd- 
ken, nicht Gefühle der Unterwürfigkdt und Hilflosigkdt, sondern 
die des proletarischen Hasses g^en die Unterdrüdcer, die der prole- 
tarischen Solidarität der Unterdrückten. Aus ihnen entspringt ein 
Kampf, der immer gewaltiger und sdiärfer wird und ^ch gegen 

■) F.v. BcndurdE: „Vom bniticcd Kricac", Bd. I, S.«T. Berlin 1912, MitUen Vtriv- 
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alle berrscbenden Schiditeii und ihre Herrsdiaftsorgane riditet. Er 
ist oi;ganisiert, um zweckmäßiger geleitet werden zu können, wo ihm 
aber die Organisation fdilt oder genommen wird, brandet er nur 
wilder auf, denn er beruht auf den tiefsten Interessen und R^^- 
gen der Volksmassen, auf dem instinktiven Fühlen von Millionen, 
auf dem klaren Wissen von Hundertiausendai, daß die Reife der 
ökonomischen Verhältnisse die Änderung der menschenunwärdigen 
Lage des Proletariats erlaubt. Je mehr die allgemeine Wehrpflicht 
durchgeführt wird, desto mdir wächst das Übergewicht dieser Mas- 
sen des Industrieproletariats im Heere. Im Jahre 1910 war das 
Verhältnis schon folgendes: 82 310 neu Eingestellter waren im land- 
wirtschaftlidien, 203 195 in anderen Berufen tätig. Unter den aus 
der Landwirtschaft stammendoi gehörte ein größerer Teil doi prole- 
tarischen und halbproletarisdioi Schichten an. Darum sagt auch 
der Omeralmajor v. d. Lippe mit Recht in seinem zwar konfusen, 
aber sehr cbarakteristisdien Buche: „Gedanken über eine neueWdir- 
Verfassung" : „E)ie sozialistische Propaganda kann sich gar nichts 
Besseres wünschen als die Kaserne, um ihre Lehren otme Druck- 
kosten im Lande zu verbreiten"'). 

Und welche Aufgaben stellt die Bourgeoisie diesem so gearteten 
Heer der allgemeinen Dienstpflicht? Es soll im Frieden — je mehr 
sich die Klasseng^ensätze verschärfen und die Klassenkämpfe an 
Umfang gewinnen — als Garde des Kapitals zur Niederwerfung 
der kämpfenden Brüder dienen. Mansfeld und das Ruhrgebiet zei- 
gen, wohin der Marsch geht. Und ähnUch ist es mit den äußeren 
Aufgaben des Heeres. Die Massen, die sich in den Kriegen von 1866 
und 1871 schlugen, warai entweder gefügige Bauemmassen oder 
städtisdie Volksmassen, die dumpf fühlten, daß aus der Misere der 
damaligen Verhältnisse der Weg nur durch die Vereinigung Deutsch- 
lands führe. Gab es doch in jener Zeit in einem Teile selbst des 
sozialistischen Proletariats preußischen Patriotismus. Die Eini- 
gung Deutsdilands sollte die Herrschaft der Bourgeoisie verwirk- 
üchen, ohne diese gab es keinen Fortschritt, audi für die Arbeiter- 
klasse nicht. Wie anders ist jetzt die Lage. Deutschland wird, wenn 
es sich mit dem, was es hat, begnügt, von niemandem bedroht. Der 
einzige Grund der sich verschärfenden G^fensätze unter den Staa- 

i)aacnlmiJinA.v.d.Lippt^,0(duilnnabtr<iiMa«iNWdirnrluHing.'<BcrllD,V«itsSdk|i>II, S.18. 
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ten ist der Appetit auf koloniale Gd>iete. E)ie Verteidiger des Ka- 
pitalismus kSimen dem Proletariat mit Engelszungen die wunder- 
tätigen Einflüsse der Kolonialpolltik sdiildem, alles das zersdiellt, 
wie die Meereswoge am Granitfelsen, an dem Bewußtsein, daß selbst 
in der größten Prosperitätsperiode eine immer größere Teuerung Platz 
greift; an der Ericenntnis, daß die Kartelle und Trusts mit alleo 
Kräften den Aufstieg der Arbeiterklasse hemmen. Und sollte der 
Arbeiter sidi durch eine koloniale Fata Morgana auf einen Augen- 
blidc irreführen lassen, so stellt ihn die erste diplomatisdie Span- 
nung vor die Frage: wirst du Kanonenfutter werden, ddn Läxsi 
und das demer Brüder auf die Hoffnung hin opfern, daß für didi 
ein Knochen vom Tisdie der Mäditigen abfällt, wo doch die Ernte 
reif ist und den Sdmitter erwartet, um seine Arbeit reichlich zu be- 
lohnen? Und wer diese Gedankoi noch nidit selbständig erzeugte, 
dem sagt es die in Millionen Exemplaren verbreitete sozialdemo- 
kratische Presse, dem sagai es die Arbeitskoll^en. 
Die allgemeine Wehrpflicht gewinnt also die Tendenz, das Heer 
sozial zur Erfüllung der Aufgaben, vor die es der Kapitalismus 
jetzt stellt, immer untauglicher zu machen. Es büßt auf die Länge 
die Fähigkeit ein, da Mittel der kolonialen Expansion und der Nie- 
deriialtung des Volkes zu werdoi. Wie sich dagegen der Kapita- 
lismus wdirt, ergibt sidi aus der Untersuchung der Fragen der 
militärischen Dienstzeit. 

2. Die Absonderung des Heeres vom Volke. 
Das moderne Heer bestdit m seiner überwältigenden Mdiriidt aus 
Volkskindem. Es soll aber zur Niederfaaltung der Volksmassen im 
Innern und zum Kampfe nadi außen, also volksfeindlichen Inter- 
essen, dienen, Interessen, die in letzter Linie auf die Verlängerung 
der Kapitalherrschaft und Volksknechtschaft hinauslaufen. Darum 
sucht das Kapital den Zusammenhang des Heeres mit dem Volke 
zu zerstören und in ihm die Erinnerungen an alle die Objekte, um 
welche und gegen welche das Volk kämpft, auszulöschoi. Dieselben 
Mittel, durch die das Volksheer in eine Knüppelgarde des Ka- 
pitals im Innern umgewandelt werden soll, sollen es auch zu dnem 
Söldneiiieer degradieren, das gedankenlos um alles kämpft, was die 
besitzenden Klassen des Massenmordes für weri halten. 
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Als solches Mittel kommt in erster Linie eine lange Dioistzdt in 
Betracht Je länger, desto angenehmer wäre sie ihnen. In den Ka- 
semenmauera soll der Arbeiter vergessen, dafi er je gegen die über- 
lange Arbeitszeit und den kargen Lohn gestreikt hat. Schickt man 
ihn mit Maschinengewehren g^en Streikende, so soll er nicht auf 
den Gedanken kommen: womit heute diese Hungerleider niederge- 
knüppelt werden, damit werde ich morgen niedergerungen, wenn ich 
das bunte Tuch ablege. Schickt man ihn mit gefälltem Bajonett 
g^en die Massen, die für ein demokratisches Wahlrecht demon- 
strieren, so soll er nidit daran denken, daß auch er, der bereit sein 
muß, für das „Vaterland" zu sterben, morgen, wenn er die Kaserne 
verläßt, ein oitrecbteter Helot sein wird. Vergißt er das alles, so 
wird er sidi audi auf dem Schlacbtfelde nicht erinnern, daß es 
höhere Ziele gibt, für die es weri ist, Blut zu verspritzen, als der 
Kampf des deutschen Kapitals um die AusbeutungsmSgUchkdt in 
fremden Ländern. 

Aber dieser Wunsch des Kapitals nadi einer möglichst langen 
Dienstzeii kann nicht resUos erfüllt werdea. Eine Dienstzeit, wie 
Sie im Söldnerbeere herrschte, wäre eine offene Sklaverei, gegen die 
die Massen rebellieren würden. Aber selbst eine vier- und fünf- 
jährige Dienstzeit läßt sich wegen der enormen Kosten nicht lange 
halten. Ein halbasiatischer Staat wie Rußland, der keine Funktionen 
eines modernen Staates, wie Sozialpolitik, Bildungswesen, hygi- 
enische Maßregeln usw. kennt, kann alles dem Volke abgepreßte 
Geld dem Militarismus in den Rachoi werfen. E)er entwickelte ka- 
pitalistische Staat jedoch muß — schlecht oder recht — für die 
Schulen und für die Arbeiter sorgen; denn bei der Intelligenz der 
Arbeiter, bei ihrer Rührigkeit brennt ihm die sozialdemokratische 
Gefahr auf den Nägeln. Wie sehr audi der kapitalistische Staat 
alle diese notwendigen Tätigkeiten vernachlässigt, sie erfordern 
trotzdem Hunderte von Millionen. Er bat trotz des besten Willens 
nicht die Möglichkeit, die Dienstzeit über alle Grenzen hinaus aus- 
zuddinai. Eine dreijährige Dienstzdt erklärten darum die Verfech. 
ter des Militarismus für genügend. Aber unter dem Druck der ar- 
beitenden Massen und dank der Notwendigkeit, die allgemeine 
, Wehrpflicht immer schärfer durchzuführen, mußten sie sich sdiließ- 
lidi mit der zweijährigen CKenstzeit b^nügen. Sie wurde inDeutSch- 
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im Jahre 1893, in Frankreidi 1905, in Osterrdcb im Jahre 
(trotz vieler Ludcen) durdigeführt. 

Einfülirung der zweijährigen Dienstzeit stieß sogleich auf eine 
re Gegnersdiaft, und zwar gerade dori, wo man zumdst die 
leln der staatserhaltenden nationalen Kraft zu sudien hat^ — , 
ibt der alte Haud^en, der Generalleutnant von Bc^ues- 
A^). Trotzdem zeigte sich, dafi darunter die Ausbildung der 
nscbaften gar nicht gelitten hat, denn sonst könnten die hc^en 
en Militärs mit der Sdilagfertigkeit der deutscbai Armee nicht 
ahlen, wie sie es tim. 

n die wdtere Verkürzung der Dienstzdt wehren sie sidi aber 
bänden und Füßen. Jeder, der sie fordert, wird als Hdzer, 
el oder weltfremder Idealist dai^estellt, denn zwei Jahre sind 
ihrer Meinung für die Ausbildung absolut notwotdig. Auf 
adimännischen Beschwörungen der Verfediter des deutsdien 
arismus ist aber verteufelt wenig zu gd>en. Erklärten sie dodi 
rzeit die Einführung der zweijährigen EH^stzeit für den An- 
vom Ende der Welt, und selbst gegen die unschuldigsten Refor- 
wie das Tragen des zusammengerollten Mantels am Tornister, 
ten sie sich jahrelang wie besessen. 

zutage ist es jedermann geradezu unverständlich, warum nidit 
1 früher die jetzt übliche Tragweise des Mantels, um den Tor- 
r gelegt nämlidi, dngeführi wurde. Wie^nd Papier ist ver- 
eben worden, und wdche Mühe hat es unsichtige Offiziere and 
ipenärzte gdcostet, ihre praktischen Vorschläge durchzusetzen. 
idbst erinnere mich noch ganz deutlich, daß ich w^en meino', 
als als fortschrittlich bezdchnetoi Ansichten, ganz gehörig ge- 
lt wurde," schrdbt der Hauptmann M. Schneesieber in seiner 
iherzigen Schrift über die Lage der Soldatoi >). Ja, lange 
ipfe gab es, bis der Soldatenstiefd dem vid bequemeren Sdmär- 
h Platz machte, wobd es jedoch die Knasterbärte nicht übere 
: bringen konnten, daß die Sdiuhbeklddung der Soldatoi da* 
i jeden Menschenkindes gldcbe, was schließlich zu dem Unikum 
an der Sdle zu schließenden Schnürstiefd führte. Ange^chts 

nCDMlnnkl: „Die iwd^hilgc DicfutKtt und Ekn ErsdMiiue." Berlin 1913. MiWiriaA« 
E«, Hdl 4. 

idHKBieber: „Zwd Jahn Dieutzclt." StnBburK, Vcr1«g Sinfer IW», S. 32. 
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solcber Blüten des „fachmänniscben" Ödstes braucht maa die ab- 
soluten Urteiie der Militärs nidit tragisch zu nehmen. 
Zu welcher Zeit man die Soldaten eines auf gewisser Bildungshöhe 
stehenden Volkes ausbilden kann, das zd^ die Schwdz. Die In- 
fanteristen and Oeniesoldaten wenden dort in 65, die Artilleristen in 
75, die Kavalleristen m 90 Tagen ausgebildet, nadidem die Schule 
dafür sorgte, ihren Leib durch Gymnastik gesdimddig zu machen, 
nachdem ihnen in der Jugend die staatlich unterstützten Sdiützen- 
vereine das Schießen beigebracht haben. Nach dieser kurzen Aus- 
bildung hat der Artillerist, Infanterist und Geniesoldat nodi 7, der 
Kavallerist 8 Jahre hindurch Waffenübungen zu machen, und zwar 
je 1 1 Tage, worauf der Soldat in der Landwehr nodi zu 1 1 Tagen 
Waffenübung verpQiditet ist. Also alles zusammengenommen lernt der 
Soldat m der Schweiz das Kri^shandwerk in der Infanteriein 1 73, in der 
Artillerie in 183 und in der Kavallerie in 198 Tagen. Und dafi trotz 
dieser kurzen Ausbildung der Schwdzer Soldat in nichts jenem 
Milizsoldaten aus den „Fügenden Blättern" gleicht, der jahrzdinte- 
lang die Herzen des Bürgertums erfreut, das bewiesen die vorjäh- 
rigen Schweizer Manöver, an denen der Kaiser teilnahm. Aus der 
Masse der Urteile der stramm militaristisch-patriotischen Presse, 
die den Ldstungen der Schwdzer Miliz ihre Anerkennung aus- 
sprechen muBte, greifen wir nur das Urtdl des offizidlen Militär. 
Wochenblatts heraus, das in seiner Idzten Septembemummer vorigen 
Jahres sdirid>: 

„Unbestreitbar bldbt, daß es das schweizerische Milizsystem fertig 
gebracht hat, dafi, rein äußerlich betrachtet, schweizerische Miliz 
in ihren Manfiverldstungen den Vergldch mit versdiiedenen Kader- 
heeren, gemischt mit Reservisten, sehr wohl und oft nicht zu ihrem 
Nachteil, aushalten kann. Die Ldstungen der Truppen waren aus. 
gezdchnet Die Infanterie zeigt sich im Angriff wie m der Vertddi- 
gung gut ausgd>ildet Ihre äuBere Haltung und die Besorgung des 
inneren Dienstes UeBen wenig zu wünschen übrig. Die Artillerie 
ist dne gut diszipUnierte Gruppe ... Die Kavallerie, die in ihrer 
Einzelausbildung auf dner durchaus befriedigenden Stufe stdit, 
trat in diesem Man&ver als Oefeditstruppe aus verschiedenen Grün- 
den sehr wenig m Erschdnung. Sapeure und Tdegraphenfrioniere 
zeigten sidi als zuverlässige Truppen ihren Angaben gewachsen. 
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Erwähnung verdient nodi die kric^mä6ige O^anisation and Füh- 
rung des Trains, dessen Ordnung allgemeine Anerkennung fand." 
So das Organ des deutschen Offizieitorps. Kann man eine sdiärfere 
Verurteilung der zweijährigen Dienstzeit mit dem Paradeschritt, 
dem Drill und allem Plunder, der im Kri% absolut uoanwendbar 
ist, und nur beibehalten wird, um dem Paradesinn der besitzenden 
Klassen zu frönen, um den Oeist im Soldatoi zu ertöten, wünschen? 
Wie die besitzenden Klassen auf diesen 5den Kram nicht verzichten 
wollen, so audi nicht auf die anderen Mittel der Trennung des 
Volksheeres vom Volke. Dies sind seine Abgeschlossenheit in der 
Kaserne, wodurch der Verkdir mit den früheren Arbeitskoll^en er- 
schwert wird. Ein Soldat, der im Lokal seiner GeweilESchaft, bdm 
Feste seiner Arbeitsbrüder, bei der Lektüre seines Oewerlcschafts- 
blattes, in dem er nach dem Austritt aus dem Militär die wichtigste 
Lebensstütze fmdet, ertappt wird, müßte schwer dafür büßen. Und 
weil kein bürgerliches Gericht ihn dafür verurteilen nrürde, muß 
eine besondere militärische Gerichtsbarkeit existieren, die den C^B- 
rieren das Recht gibt, hinter verschlossenen Türen über die Soldaten 
zu Geridit zu sitzen. Hinter diesoi verschlossenen Türen wird er 
verurteilt für jedes Aufmucken g^en das Drillsystem, das ihn zur 
Maschine zu machen sucht. Wenn der Generalleutnant von Bogues- 
lawski in der zitierten Schrift feststellt, daß sich nach der Einfüh- 
rung der zweijährigen Dienstzeit die Zahl der behn Militär Bestraf- 
ten gemindert hat, so ist dies nur auf das Konto der Minderung 
der Drillzeit durch Kürzung der Dienstzeit zurüdczuführen. Daß 
eine Unmasse von Sünden g^^en das Volk immer noch hn Heere 
t>estehen, zeigen alle Schilderungen aus dem Soldatenleben, wie die 
publizierten militärischen Gerichtsverhandlungen. 
Die Bourgeoisie muß aber an all den Folgen der langen Dienstzeit 
festhalten, weil sie fürchtet, ein Heer der allgemeinen Wefarpflidit, 
das nur kurze Zeit in den heiligen Kasemenräumen weilt, würde 
keine gefügige Waffe in ihren Händen bilden. Aber diese Tendenz 
zur Absonderung des Heeres vom Volke, die zur langen E)ienstzeit 
führt, ist weit entfernt, das Ziel zu erreichen, das sich die Bourgeoisie 
steckt. Abgesehen davon, daß der Drill dra Soldaten mit einem 
grenzenlosen Grimm gegen das System erfüllt — was in ernster 
Stunde für die herrschenden Klassen sehr gefährliche Erschdnun- 
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gen zeitigen kann — so widerspricht er den Bedingungen, unter 
welchen der Soldat im Kriege seine Aufgaben zu lösen hat. 
Das beweist einen Blick in den Charakter des heutigen Krieges. 

3. Die Bedingungen des modernen Krieges. 
Das Heer ist ein Kri^sinstrument. Dies ist kdne Einsicht, die man 
erst auf dem W^e tiefer Studien jeu erringen hätte, und trotzdem 
fehlt sie besonders den Vertretern des Militarismus sehr oft. Der 
lange Friede nach dem Deutsch-Französischen Kri^iie weckte auch 
im Offizierskorps ein Gefühl der Sicherheit. Die Spannungen in 
dem Verhältnis zu Frankreich und Rußland, wie sie in den Jahren 
1878 und 1885 bestanden, verscheuchten es auf einen Augenblidc; 
aber so recht glaubten auch die nicht an die Möglichkeit eines Krie- 
ges, die ifm immer wieder an die Wand malten. In einer solchen 
Geistesverfassung muß natürlich die innere Funktion des Heeres, 
seine Bedeutung als Unterdrückungsorgan, Obeiliand gewinnen 
über seine Aufgabe im Kampfe nach auBon hin. Seit dem fran- 
zösisch-russischen Bündnis, das den deutschen „Patrioten" einen 
mächtigen Schrecken einjagte, und noch mehr seit dem B^^inn der 
imperialistischen Ära, verschwindet dies Gefühl der Ruhe und madit 
einem entg^engesetzten Gefühl Platz: das Offizierkorps rechnet 
mit der Möglichkeit kri^erischer Erschütterungen. Die Marofcko- 
krisen von 1905, 1907, 1911, die Balkankrisen von 1909 und 1912 
halten das Gefühl wadi. Ja, bei den jüngeren, unternehmungs- 
lustigen Elementoi des Offizierkorps b^innt sich schon das Gefühl 
durctizusetzoi: je eher, desto besser! 

In dieser Situation wenden die Militärs ihre Aufmerksamkeit in viel 
höherem Maße als sonst den Bedingungen des modernen Kri^es 
und den Schlüssen zu, die aus ihnen ani die Ausbildung des Sol- 
daten gezogen werden müssen. 

Friedrich Engels hat im Anü-I!>ühring die taktische Änderung, mit' 
der jetzt in erster Linie zu redmen sdn wird, folgendermaßen dar- 
gesteUt: 

„Im Deutsch-Französischen Krieg traten zuerst zwei Heere einander 
gegenüber, die beide gezogene Hinterlader führten, und zwar beide 
mit wesentlich denselben taktisdien Formationen wie zur Zeit des 
alten glattläufigen Steinschloßgewehrs. Nur daß die PreuBen in 
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Einführung der Kompagnidcolonne den Versuch gemadii hat- 
eine der neuen Bewaffnung angemessenere Kampffonn zu fin- 
. Als aber am 18. August bei St. Privat die preußische Garde 
der Kompagnidcolonne Ernst zu machen versuchte, verloren die 
meisten beteiligten 5 Regimenter in h5clistens 2 Stunden über ein 
ttel ihrer Stärke (176 Offiziere und 51 14 Mann), und von da an 

auch die Kompagnidcolonne als Kampfform geriditet, und min- 
als die Bataillonskolonne und die Linie; jeder Versudi wurde 
;^eben, fernerhin irgend welche geschlossene Truppe dem 
dlichen Gewehrfeuer auszusetzen, und der Kampf wurde deut- 
TSeits nur noch in jenen dichten Sdiützenschwärmen gefOhrt, in 
sidi die Kolonne bisher unter dem einscblagoiden Kugelhagd 
>n regelmäßig von selbst aufgel&st, die man aber von oben herab 
ordnungswidrig bekämpft hatte; und ebenso wurde nun im Be> 
h des feindlichen Gewehrfeuers der Laufschritt die einzige Be- 
ungsart. Der Soldat war wieder einmal geschüter gewesen als 
Offizier; die einzige Oefechtsform, die bisher im Feuer des Hin- 
aders sich bewährt, hatte er instinktmäßig gefunden und sdzte 
trotz des Sträubens der Führung erfolgrddi durch" O- 

Russtsch-Japanisdie Krieg zdgte, wie sehr dank der vid grö- 
m Schußweite des Gewehrs wie der Geschütze die Entwiddung 
Auflösung der Militärdnheiten in der Schlacht bewiiid. Der 
;st verstoitene Chef des deutschen Generalstabes, von Schlielfen, 
rirft auf Grund eben dieser Erfahrungen folgoides Bild der 
lacht: 

ist nicht mfiglidi, wie im 18. Jahrhundert in zwei Linien gegen- 
mder aufzumarsdiieren und bei nicht allzu großer Entfernung 
rai auf den Feind Eibzugeben. Innerhalb einiger Minuten wür- 
beide Armeen durch Schnellfeuer vom Erdboden vertilgt sein, 
ist ausgeschlossen, napoleonische Kolonnen, so tief wie brdt, 
31 die feindlichen Stellungen anstürmen zu lassen. Ein Scfarap- 
feuer würde sie zerschmettern. Es ist auch nidit angebracht, wie 
1 vor kurzem beabsichtigt wurde, durch das Feuer direkter 
ützenschwärme den Feind überwältigen zu wollen. Die Sdiüt- 
idiwärme würden baldigst niedergemacht werden. Nur unter 
nutzungvon Deckungen, von Bäumen und Hau- 

[cb „AsttDOhriag", S. 176. 
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Sern, von Mauern und Graben, von Erhöhungen 
und Vertiefungen vermag der Infanterist an den 
Feind heranzukommen, bald liegend, bald knie, 
end, bald stehend mu6 er suchen, eine neue Dek- 
kung zu gewinnen . . . Um eine genügende Dek- 
kung zu gewinnen, muB der Infanterist Ellen- 
bogenfreiheit haben — etwa ein Mann auf das 
Meter . . . Eine unmittelbare Folge der verbes- 
serten Schußwaffe ist also eine größere Ausdeh- 
nung derOefechtsfront"»). 

Den daraus zu zieboiden Schluß formulierte Oeaeral von Bemhardi 
in folgenden, dem Militarismus unheilvericündenden Worten : 
„Verg^enwärtigen wir uns zuerst die Anforderungen des mo- 
dernen Oefedits, der beiden Hauptwaffen, und zwar vor allem in 
der Kampf art, die die Entscheidung gibt, im Angriff, ohne den ein 
Sieg kaum denkbar ist: in weit aufgelösten Linien geht die Infanterie 
vor. Der Einfluß der Führer, so weit er durch Befehle vermittelt 
wird, ist gering. E>ie Ausdetmung ist viel zu groß, der Gefeditslärm 
zu stark, die zitternde Erregung aller Nerven zu gewaltig, als daß 
die Stimme sich Geltung verschaffen könnte Mühsam von Mann 
zu Mann werden die nötigsten Wäsungen in den langen Linien 
wdter gerufen. Auf den näheren und oitscheidenden Gefechtsent- 
femungen wirkt nur noch das Beispiel der Vorgesetzten. Aber die 
fdndlicben Geschosse halten dne fürchterliche Auslese, dmen vor 
allem die Führer zum Opfer fallen, die sich am meisten bloßstellen 
müssen. Da versagt jede Einwirlnmg auf die Mannschaften, die 
Verbände vermischen sidi, jeder steht auf sich allein; der Mann als 
solcher tritt in die Erscheinung, nicht mehr der Mann, der zum 
Si^« geführt wird, sondern der Mann, der sdber siegen will. 
Fast für die gesamte Gefechtstätigkeit ist er auf sich selbst ange- 
wiesen. Er muß selbst die Entfernungen sdiätzen, er muß selbst 
das Gelände beurtalen und benutzen, das Ziel wählen, das Visier 
stellen; er muß wissen, wohin er vorgehen soll, welchen Punkt der 
feindlichen Stellung er zu erreidien hat; mit unerschütterlichem 
ögenen Entschluß muß er diesem zustreben. Inder femdlichen Stel- 
lung angekommen, muß er wissen, was er zu tun hat. Stockt der 

■) *. S^Mka; ,fiK Krk( ta dn Otgcwnrt". OeatKte Rcnie. Juoar 19». 
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Angriff, ist es nicht in&glidi, gc^^en das feindliche Feuer vorwäits 
zu kommen, so muB er sidi sdbst Deckung sdiaffen. Kommt es zum 
Rückzuge, so muß er sich fecbtoid auf das Zäheste an das Ge- 
lände anklammern. So gut wie niemals kann er darauf redmea, 
von Vorgesetzten Anweisung zu erfialtcn. Was aber für den ge- 
meinen Mann gilt, das gilt um so mehr für alle niederen Führer. 
Auf Befehle können sie mitten im Kampfe nicht rechnen. Unmöglich 
ist es meistens, Weisungen von rückwärts her an die vordere Ge- 
fechtslinie zu bringen. Auf eine zuverlässige Verbindung durdi 
Zeichen von rückwärts nach vorwärts zu rechnen, ist eine Einbil- 
dung, der sich kein ernster Soldat hingeben sollte. Sobald die 
Truppe einmal in den Bereich des wirksamen feindlichen Feuers 
eingetreten ist, hört alle zusammenhängende und zusammenfassende 
Befehlserteilung auf. Aller Erfolg beruht ausschlieBUch auf der 
zieU>ewuBten Tätigkeit der einzehien Gruppen und Leute, auf dem 
Beispiele der Führer oder derer, die sich zum Führen berufen fühlen. 
Das ist das Bild des modernen Infanteriegefechts; Selbständi^eit 
ist alles. In den letzten Stadien des Infanterie-Nahkampfes ist das 
in den letzten Kri^ifen zwar auch schon so gewesen. In Zukunft 
wird aber dieser Zustand der Selbständigkeit viel früher eintreten 
als bisher und von vomherdn in viel ausgesprodienerer Weise. 
Ahnlidies wird sich auch im Aitilleriekampf zeigen. Solange die 
Batterien versteckt stdben, indirekt schießen, und nur dem Streu- 
feuer des G^ners ausgesetzt sind, wird sich allerdings eine geord- 
nete Befeblfühnuig auch in größeren Verbänden aufrecht o^halten 
lassen. Wenn sie aber offen auffahren müssen und unter beobadi- 
tetes Feuer genommen werden können, wird nicht nur dne einheit- 
liche Verwendung größerer Verbände, sondern audi die Befehlser- 
teilung in den Batterien selbst sdir bald unterbrodien und unter 
Umständen unmöglich werdai. Zuge und einzelne Gesdiütze wer- 
den seltjständig feuern müssen, wie das schon 1870/71 sehr oft der 
Fall war, denn die Stimme des Batteriechefs wird nicht gdtört wer- 
den, ein Weitersagen der Befehle wird in dem Lärm des Kampfes 
ebenfalls unmöglich und bald werden zahlreiche Vorgesetzte gefal- 
len sein. Es ist meiner Überzeugung nach eine Selbsttäuschung, 
wenn man unter solchen Umständen an die Möglichkeit eines schuL 
mäßig geleiteten Feuers glaubt. Die Sdbständigköt der einzdnen 
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Unterführer und Leute, nicht die gemeinsame Ldtung wird in letz- 
ter Linie den Ausschlag gd)en"i)- 

Die Untersuchung der Bedingungen des modernen Kri^es fordert 
•also von den Militärs die möglichste Entwicklung der Selbständig- 
teit des Soldaten. Soweit sie überhaupt zu erreichen ist, kann sie 
nur bei Weglassung aller urniötzea Paraden und Drillplackereien, 
bei völliger Konzentration auf kri^smäßige Ausbildung erlangt 
werden. In dieser mflitärisdien Notwoidigkeit li^ die stärkste 
Tendenz zur Ausnutzung der Dienstzeit zu rein militärischer Aus- 
bildung der Soldaten, die die Verkürzung der Dienstzeit nicht nur 
ermöglicht, sondern direkt erfordert. Aber der Verzicht auf den 
Drill fällt den OfTizieren nicht leicht. Darum suchen sie mit allerlä 
psychologischen Mätzchen zu beweisen, daB d>en angesichts der 
schrecklichen Bedingungen der modernen Schlacht die kri^smäßige 
Ausbildung des Soldaten mit dem Drill vereinigt werden muß. 
Generalmajor von Zeppelins Arbeit: „Die Bedeutung des mora ' 
lischen Elements m Heer und Flotte"') wie er im Deutsch-Fran- 
zösischen Kri^e in den gefährlichsten Situationen, als angesichts 
der näher rückenden Gefahr eine dumpfe, unsichere Stimmung die 
Soldaten zu ergreifen begann, ihre Aufmerksamkeit durch schlechte 
Witze und Exerzieren abzulenken suchte, und der Major Moraht, 
der an Stelle des Obersten Oaedke dem linksliberalen Bourgeois die 
Notwendigkeiten des Militarismus im „Berliner Tageblatt" plau- 
sibel macht, schrieb aus Anlaß der schweizerischen Manöver: 
„Unbestreitbar ist es, daß Drill und Erziehung in jeder für den 
Kri^ vorhandenen Armee in Friedenszeiten de^alb zur Anwen- 
dung kommen müssen, um die moralische Kraft derari zu festigen, 
daß die Soldaten den Eindrücken des Sdilachtfeldes nicht er- 
ü^en" s). 

Darauf antwortet mit Recht Bleibtreu: 

,,Was man hierbei auskünsteln möchte, geht im Wirrwarr des Emst- 
kampfes sofort verloren, wo der Kämpfer — gerade so wie der Le- 
bendcämpfer den Ballast der Sdiule — erst allen ihm emgepauk- 
ten Unsinn verlernen muß, ehe er sich praktisch zurecht findet . . . 

>) *. Bmüwrdl: „V«ai bortlxto Krltgt", Bd. 1, S. 344|4». 

■) Bcriln 190«. 

•) .finiiaa TttMtW' yon 9. Scptanbcr tsia. 
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Gerade für das aufgelöste Gefecht müßte der ,Mann' jahrelang 
gedrillt werden, um nicht der Hand der Führer zu entfallen? From- < 

mer Wunsch! Bei Nervaizerrattung und Todesgefahr versagt jede | 

äußere Disziplin, kein Offizier reißt in Krisen die Mannschaft vom 
Boden auf, wenn sie nicht innerem Impuls gehorcht, nun vollends, 
wenn die meisten Offiziere gefallen" i). 

Eben die Sorge um diese sdbständigen Impulse ist es, die den Mili- 
tärs keine Ruhe läßt. In ihr äußert sich dumpf das Gefühl, daß die 
politischen Bedingungen eines imperialistischen Kri^es ganz an- 
ders sind als die eines Kampfes, von dessen Notwendigkdt der SoL 
dat überzeugt ist. Und darum wird der Militarismus trotz der offen- 
kundigen Aufforderungen des Kri^es vom Drill nidit lassen. Aber 
eine solche Notwendigkeit, die in den grundsätzlidien Aufgaben des 
Heeres b^fründet ist, wird sich in dieser oder jener Form denmadi 
den Weg bahnen. 

So sehen wir dm modernen Kapitalismus von einem G^ensatz be- 
herrscht, wie er sidi schärfer nidit denken läßt. Die Aufgal)en des 
Heeres als Knechhings- und Kampforgan stdien sich schroff gegen- 
über. Die eine fordert den weiteren demokratischen Ausb^i des 
Volksheeres, die andere das krampfhafte Festhalten an den Obcr- 
bldbseln des Söldnerheeres. Sich allein überlassen, würde der 
Kampf der beiden Tendenzen unausgefoditen bleiben, würde der 
Gegensatz verkidstert werden. Aber der Militarismus ist kdn Ge- 
bilde für sidi. In den inneren Kampf seiner Tendenzen grdft von 
der einen Seite das Gespenst des Kri^es, von der anderen Seite 
der Klassenkampf des Proletariats dn. Indem das Proletariat die 
Losung der Miliz mit der vollen Energie in den Mittelpunkt der Er- 
örterung rückt, unterstützt es die auf die Demokratisierung der 
Armee hinauslaufenden Tendenzen im Militarismus. 
Die proletarische Milizforderung ist also keine auf dem Wege der 
Spekulation errungene, oder aus der Rumpelkammer der kleinbür- 
gerlichen Illusionen mitgenommene Idee, sondern die sich aus der 
Entwicklung des Militarismus ergebende Formel seiner weiteren 
Entwicklui^. Sie in ihrer Bedeutung zu zeigen, sie von dem illu- 
sionären Beiwerk ihrer kleinbüi^erlicben Periode zu säubern, wird 
die Aufgabe der Idzten Artikelserie sein. 

■} lUri BldKrcii ,J)m Hn." PraAfint i. M. 1911, S. 16SWI- 
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DIE SOZIALDEMOKRATISCHE MIUZ 
2. Miliz, Demolcratie und Klas 
Die Behandlung der Milizfordenmg ais der Zu: 
Tendenzen zur Demokratisierung der Heeresorf 
aus der allgerndnen wie aus der Militärentwii 
von großer Bedeutung zunächst für die Erfasf 
einer Heeresform, die sich organisch aus der I 
Von diesem Standpunkte aus läßt sieb die all£ 
rung in der Agitation verwirklichen als Fordi 
Jugenderziehung, kurzer Dioistzeit, Absdiaffu 
richtsbarkeit, mit einem Worte: die Forderung de 
diese ihre Behandlung vom Himmel der Abstri 
den der praktischen Agitation gestellt Von den 
Standpunkt gesdien, entfaülll die Miliz uns ih 
tiscbes Antlitz. 

Die Miliz ist die demokratische Form der Heer 
das Parlament des allgemeinen Wahlrechts n 
Rf^erung die demokratische Form der R^erua 
Aber nur kleinbürgerliche Demokraten aus der a 
die schmutzige Praxis der kapitalistischen Politi 
demokratischer Illusionen nicht in den bewufii 
verwandelt hat, glaubten, daß im Kapitalismu: 
möglich ist, daß die Demokratie die Klassenherrsi 
wie sie von der Demokratie diese Wunderwirkur 
audi von ihrer TeÜeiniichtung, von der den 
Organisation : der Miliz. Die Miliz sollte dem Vc 
Entscheidung über die innere und äußere Politik 
Die R^enmg würde dank der Miliz zu einem 
rui^sorgan der Mehrheit des Volkes. Sie kfinnt 
Volk im Innern vornehmen, weil sie in der Miliz 
windbaren Widerstand gestoßen sein würde. Sie 
oberungspolitik verzichten, denn die Miliz ließe si 
drückung anderer Völker gebrauchen. Sie würde 
mißbrauchen lassen, da doch in einem demokn 
Entschddung über Krieg und Frieden beim ges^ 
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wOrde, das kleinbürgerliche Volk sich aber für ein Lämmldn hielte 
das niemandem das Wasser trübt Diese klelabürgerliche Auffas- 
sung der Miliz war in den Anfängen der Arbeiterbew^^g auch 
von ihr akzeptiert, denn, obwohl äußerlich sich von der kleinbürger- 
lichen Demokratie schon trennend, war die damalige sozialdano- 
kratische Arbeiterschaft noch stark durdi die kleinbürgerliche Ideo- 
logie beeinflufit. Wie frei von ihr in der Milizfrage damals audi 
schon ein Engels war, die Masse der sozialdemokratischen Arbdter. 
Schaft schöpfte ihre Auffassung über die Milizfrage nicht aus den 
aphoristisdi durdi Engels hingeworfenen Andeutungen, aus denen 
erst eme marxistische Auffassung der MiUzfrage zu entwidceln war, 
sondern aus den büi^erlicben Milizschriften. Und wie wenig sie 
sich des Gegensatzes zu ihnen bewußt war, beweist das Referat 
Liä>knechfs, das er auf dem fünften Vereinstag der deutschen Ar- 
beitervereine zu Nürnberg im Jahre 1868 über Wehrfragen hielt 
Das Referat begann mit der Feststellung der Gleichartigkeit der 
Milizforderung bei der bürgerlichen und Arbeiterdemokratie: 
„Sie werden nidht von mir verlangen" — führte Liebknecht aus — 
„daß ich die vorli^ende Frage nach allen Seiten hin theoretisch 
erschöpfend behandle. Es ist dies in neuerer Zeit von der denw- 
kratisdien Tagespresse in Broschüren und in Volksvertretungen so 
gründlich geschehen, daß man mit Recht sagen kann: E)ie Wehr- 
fr^e ist theoretisch entschieden und bedarf nur noch der prak- 
tisdien Lösung"'). 

Gemäß dieser Einleitung bewegt sich das ganze Referat Lieb- 
knechts in rein demokratischen Gedankengängen, es fdilt in ihm 
audi der leiseste Hinweis auf das Veiliältnis des Kapitalismus zur 
Milizfrage. Als Gegner der Miliz werden nur der Absolutismus 
und die Junker genannt. 

Aber die soziale Entwicklung schritt über diese kleinbürger- 
lichen Illusionen hinweg. Die Bourgeoisie wurde zu einem 
rabiaten Verfechter des Militarismus als der Waffe gegen das Volk, 
und die Praxis der demokratisch entwickeltstai Staaten zeigte, daß 
das Kapital der demokratischen Entwicklung Schranken zu setzen 
und die bestdienden demokratischen Institutionen in seine Herr- 
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sdiaftsmittel zu verwandeln weiß. E>ie Politik der kapitalistischen 
Klassen in demokratisdien Staaten beweist, daß der Kapitalismus 
jeden konsequenten Ausbau der Demokratie, d«- den Massen eine 
ruhige Entscheidung über ihre Geschicke überlassen würde, nicht 
vertragen kann. Wie er in Deutschland das allgemeine Wahlrecht 
bedrohte für den Fall, daß die Arbeitennasse zum ausschlaggeben- 
den Faktor im Reichstag werden könnte, wie er in England und 
Frankreich in Oberhaus und Senat dn G^engewicht g^en das 
Parlament schafft und der Imnsequenten Demokratisierung des Par- 
lamentswahlrechts entgegentritt, so wird der Kapitalismus bis aufs 
äußerste den Tendenzen auf volle Demokratisierung des Heeres, auf 
die Verwirklichung der „unverfälschten" Demokratie sidi wider- 
setzen. Die Miliz als Wehrorganisation, die auch formell dem 
Volke dieEntscheidungüberKri^ und Friedengibt, ist im Rahmendes 
Kapitalismus ebensowenig zu verwiiidichen, wie dievolle Demokratie 
überhaupt. Und es ist eben der Glaube an die Vereinbarkeit der 
Demokratie mit dem Kapitalismus, der Bestandteil emer kleinbür- 
geiüch-demokratischen Ideologie, die unserem französischen Ge- 
nossen Jean Jaurfes seine Milizauffassung diktiert hat. Wenn er in 
seinem äußerst interessanten Werke „L'aimee nouvelle" i) die 
MiUzidee mit der völligen Abkehr Frankreichs von den Bahnen der 
imperialistischen PoUtik verknüpft, an die Möglichkeit einer nicht 
nur prinzipiell friedlichen, sondern reinen Verteidigungspolitik 
Frankreichs glaubt, so hat diese Auffassung der Miliz nichts mit 
der kapitalistischen Wirklichkeit zu tun. Sie ist eine Utopie, denn 
der französische KapitaUsmus wird d>enso an der imperialistischen 
Politik festhalten, wie jeder andere, bis das Proletariat ihm das 
Ruder aus den Händen nimmt. Wenn wir aber mit Engels die un- 
verfälsdite Miliz auf die Zeit des Zukunftsstaates verschieben, für 
den sie auch nur als Obergangsmaßregel in Betracht Immmt, da 
dne stabilisierte sozialistische Oesellsdiaft, die nur international 
möglich ist, keine Wdirorganisation braucht, so bedeutet das kdnes- 
falls einen Verteidigungsnihilismus, keinen Verzicht auf die Miliz- 
forderung, als eine heute schon zu verwirklichende Forderung. Es 
steht um sie ebenso, wie um andere unserer im Rahmen des Ka- 
pitalismus verwirklichbaren Forderungen. „Es sind lauter Forde- 

■) Pirl<l«ll. 'JoloRnA' EliHdnitadwObcradiuncdMBachMMUbci DiedcrUiia JcucndKlnca. 
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nmgen, die, soweit sie nicht in phantastischer Vor- 
stellung öbertrieben, bereits realisierbar sind" — sagt 
Marx 1). Die Bourgeoisie wird niemals die konsequente DordiftUt 
ning der Miliz zulassen, solange sie die Macht in den Händen hat, 
aber sie wird nicht umhin können, unter dem Druck der Massen 
und der militärischen Notwendigkeiten sie stückweise zu verwirl- 
lidien und so den entscheidenden Einfluß der Massen zu steigern. 
„Soweit sie nicht in phantastischer Vorstellung übertrieben*', ist die 
Milizforderung verwirklichbar. 

Ihre Folgen werden aber ganz andere sein, als sidi die dmwkra- 
tischen Illusionisten sie vorgestellt haben. Sie hoffte, daß die Miliz 
die ruhige Abkehr der Staaten von der Reaktion im Innern und dn 
Eroberungspolitik nach außen hin herbeiführen wird. E)iese H<A- 
nung ist trügerisch. Die Bourgeoisie findet immer Mittel, eine demo- 
kratische Institution zu mißbrauchen. Es genügt ihr, im Innern die 
Milizen aus wenig entwickelten, also reaktionltren Gegenden zu ver- 
wenden, — worauf schon ün Jahre 1898 Genosse Schippd in seiner 
interessanten Auseinandersetzung mit Kautsky hinwies — was die 
Praxis der Schweizer Bourgeoisie trefflich bestätigt. Sie wird bä 
der Demokratisierung des Heeres gleichzeitig sich Polizäsöldner- 
truppen schaffen, was ihr von bürgerUchen Milizanhängem schon 
zugestanden wird, die, durch militärische Notwendigkeiten zur Ver- 
fechtung der Milizforderung getrieben, gleichzeitig nach Garantien 
gegen das Volk suchen. Was die kaßere Politik betrifft, so wird die 
Bourgeoisie selbst bei der weiteren E>emokratisierung der Heeres- 
organisation am Imperialismus festhalten. Erstens hofft sie dabei 
auf die Einwirkung der nationalistischen Idee, dieser letzten Ld>ens- 
lüge des Kapitals. Zweitens: wie sehr sie audi den Moment des 
Kriegsausbruches fürdbtet, so hofft sie durch das Herrschen des 
Kriegsterrorismus über ihn hinwegzukommen, und im^Kriege rechnet 
sie auf den Selbsteihaltungstrieb der Soldaten, der jeden von ihnen 
angesichts der Todesgefahr zur höchsten Anstrengung aller Kräfte 
führt!) wird. Oher die Haltung des Volkes im Lande selbst, über 
die Haltung der Soldaten in den langen Stockimgm, die ein Krieg 
z. B. gegen die französischen Festung^rtel verursachen muß, 



dby Google 



^Ä^ 



VOLKSHEER UND SOZIALDEMOKRATIE 267 

über die Haltung des ganzen Volkes nach dem WeiBblutm im 
Kriege, wie über die Möglichkeit der Massenaktionen vor dem Kriege 
setzt sie sich hinweg, und sie würde sich selbst bei dem weiteren Aus- 
bau des Heeres in der Richtung der Demokratie darüt>er hinw^setzen , 
weil sie es muß. Keine Klasse verzichtet von selbst auf ihre Politik. 
Welche Bedeutung besitzt angesichts dessen die Milizforderung? 
Dieselbe, wie alle unsere demokratischen Fordenmgen. Sie bewir- 
ken keine Milderung der Klassengegensätze, sie schaffen keinen 
einzigen Oegensatz der kapitalistischen Oesellschaft aus der Welt; 
aber sie steigern die Macht des Volkes. Je mdir die Armee demo- 
kratisiert ist, je mehr sie sich mit den wäirhaften Männern des 
Volkes deckt, desto mehr nötigt sie das Kapital, solange es sich 
nicht um seine Lebensinteressen handelt, dem Volke Zugeständnisse 
zu machen, und wo es aufs Biegen oder Brechen ankommt, dort 
hebt sie die Fähigkeit des Volkes, dem KIasäeng^;ner die Spitze zu 
bieten. Je mehr die Demokratisierung des Volkes fortgeschritten 
ist, desto mehr werden die Oroßmächte auf das Aufbauseben jedes 
kleinen O^ensatzes verzichten; wo sie aber hart auf hart aneinan- 
der geraten, wird bei allen den günstigen Momenten, die die Bour- 
geoisie in ihrem Selbsttäuschungsdrang übersehen muß, die jedoch 
der Arbeiterklasse die Möglichkeit des Vorstoßes gewähren, die 
Madit der Arbeiterldasse, des Volkes in Waffen, zum Kampfe für 
ihre Interessen wachsen. Nicht eine ruhige Entwicklung, ein Hin- 
dnwachsen in alle Wohltaten der Demokratie, sondern die Ver- 
schärfung der Klassenkämpfe bis zum heißesten Kampf um die 
Madit wird die Folge der Demokratisienuig des Heeres sdn. 

3. Die Miliz und der Kampf um die Macht. 
E>ie Milizforderung hat die Sozialdemokratie von der bfirgerlichoi 
Demokratie geerbt, und trotzdem hat Karl Kautsky recht, wenn er 
einmal behauptet, daß bei keiner Forderung des Minimalprogramms 
der Sozialdemokratie so der ganze Gegensatz der Arbeiterklasse zum 
Kapital zutage tritt, als im Kampfe für die Miliz. In dieser T^- 
sadie drückt sich das Gefühl der besitzenden Klassen aus, daß ihre 
Herrschaft mit der fortsdireitenden Entwicklung immer weniger auf 
{Mconomischer Notwendigst, immer mehr auf reiner Gewalt beruht. 
Aber diese Gewalt, auf die sich die Bourgeoisie gegen die Arbdter- 
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Uasse stützen will, ruht in den Händen der Arbeiterklasse, die als 
Heer g^en sidi sdbst kämpfen soll. Alle Zauberkünste, die das Ka- 
pital aus den Traditionen des Söldnerheeres schöpft und dem Volks, 
heere aufzupfropfen sucht, werden nicht genügen, um die Arbeiter- 
klasse dauernd zu ihrem eigenen Gefängnisaufseher zu machen. 
Wie die Tatsache, daß die gesellschaftliche Produktion immer mdir 
von der Person des KapitaBsten unabhängig wird, der als Aktiai- 
besitzer zum bloßen Verzehrer des Arbeitsproduktes wird, während 
die AilKiterklasse immer mdir zum einzig entsdiddenden Faktor 
der Produktion wird, immer mehr den Klassengegensatz zuspitzt 
so bringt die Tatsadie, daß die Masse der Arbeiterklasse immer 
mehr zum entscheidenden Faktor im Heere mrd, das Moment immer 
näher, wo das Heer als Mittel zur Beherrschung der Ai1>dterklasse 
versagen muß. Die von der Bourgeoisie organisierte Gewalt ¥drd 
zur Gewalt gegen die Bourgeoisie. Das wird kommen, ob die Bour- 
geoisie sich dem demokratischen Ausbau des Heeres widersetzt oder 
nicht. Denn schließlich läßt sich in zweijähriger Dienstzeit bd 
allem Drill das Volksbewußtsein der Masse im bunten Tuch nidit 
ausrotten. Die Demokratisierung der Armee ist nur ein Mittel zur 
Beschleunigung dieser Entwicklung, die auch ohne sie kommen muß. 
Da aber der Arbeiterklasse am möglichst schnellen Abwerfen des 
Joches gelegen sein muß, gewinnt für sie die Fordenmg der Miliz 
und der Kampf um sie mit jedem Jahre, mit dem die Herrschaft des 
Kapitals unerträglicher, weil historisch immer weniger notwendig 
wird, eine größere Bedeutung. 

Jahrzehntelang war diese Bedoitung der Miliz als Kampfobjdd 
des Proletariats in unserem Bewußtsein zurückgedrängt. Keine 
einzige Forderung unseres Programms wurde so wenig in der sozial- 
demokratischen Literatur begründet, in der sozialdemokratischen 
Agitation berücksichtigt. Das hat seine sehr wichtigen historischen 
Gründe. Nach dem Jahre 1871 schien, trotz des fortdauernden 
Rüstens, der europäische Friede gesichert. Nur an den Grenzmailceo 
der kapitalistischen Zivilisation donnerten die Kanonen. Das Mili- 
tärwesen entwickelte sich langsam ohne Sprünge, was die Bedeu- 
tung der Heeresorganisationsfragen zurüdcdrängte. Und wie die 
Entwicklung des Militarismus, so schien auch die der Arbeiterbe- 
wegung zu sein. Allmähliches Kräftesammdn und Vordringen war 
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ihr Qiarakter; weit und breit kam der Oedanke zum Durcbbiudi, 
ihr Sieg sd nur noch als allmählicher Aufsaß denkbar. Die Fra- 
gen des Kampfes um die Macht, von denen eben die Milizfrage 
einai Teil bildet, mußten an Bedeutung verlieren. Aber die kapita- 
listische Entwicidung zerschlug diese Illusionen. Staat g^en Staat, 
Klasse gegen Klasse — so heißt jetzt die Parole. Je mäditiger der 
Drang des Kapitals nach dtm Profit, desto schärfer auf dem Welt- 
markt, desto schärfer der Kampf um neue Ausbeutungsgebiete. Der 
Impeiialismus hat die Gefahr eines europäischen Kri^es akut ge- 
macht. Er hat das Tempo der Rüstungen so beschleunigt, daß die 
Frage nach dem Kampfe gegen sie zur wichtigsten Frage der inter. 
nationalen Aii>eiterbewegung wurde. Gleichzeitig steigerte sich der 
Kampf des Kapitals und der der Arbeiterklasse immer mehr: den 
mächtigen Arbeiterorganisationen stehen mächtige kapitalistische 
Organisationen g^enüber. Der kapitalistische Staat wirft auf die 
Schale der kapitalistischen ökonomischen Machtmittel die Gewalt 
des Heeres. Sollen wir uns als Kanonenfutter gebrauchen lassen 
wegen afrikanischer und asiatisdier Kolonien? Sollen wir uns als 
Büttel g^en unsere Brüder gebraudien lassen? Diese Fragen tau- 
chen immer hartnäckiger, immer stärker auf, und die Blicke der Ar- 
bnterklasse wenden sich den Heeresfragen zu. Die Haltung der be- 
sitzenden Klassen zeigt ihnen, daß diese, solange sie am Ruder 
bleiben, auf das Rüsten nicht verzichtoi werden. Es gilt also, auf 
dem Boden der. Rüstungen die Macht der Arbeiteridasse zu stärken. 
Ist das möglich? Das Studium der Heeresgeschichte zeigt die starke, 
dem Militarismus innewohnende Tendenz zur Demokratisierung, 
was nichts anderes ist als die Tendenz zur Stärkung der Macht des 
Volkes im Heere. Diese Tendenz mit allen Kräften unterstützen, heißt 
den Kampf um die MiUz führen. Die Demokratisierung des Heeres 
bedeutet nidit die Eindämmung der Rüstungen, nicht die Abschaf- 
fung der Möglichkeit der Niederhaltung des Volkes vermittels der Ge- 
walt ; aber sie wird das Nahen des Momentes beschleunigen, wo die 
Bajonette, auf denen die Bourgeoisie sitzt, sich zu rühren beginnen. 
Indem die Milizforderung so den W^ zur Madit zeigt, bildet sie 
unsere trefflichste Losung im Kampfe g^en den Imperialismus, das 
Losungswort des Kampfes unserer Tage. Das Kapital sucht den 
Kampf um neue Ausbeutungsgebiete in den Kampif um nationale 
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Interessen umzulügen. Immer, wemi es durch seine itnperialisfisdien 
Interessen in Gegensatz zu anderen kapitalistischen Mächten ge- 
raten ist, appelliert es an das Volk: verteidige deinen heimatlichen 
Boden! Die Forderung der Miliz wirft diesen Schwindel über den 
Haufen. Wir haben keinen heimatlichen Boden, weil wir besitzlose 
Proletarier sind, antworten die Verfechter der Milizidee. Aber gut, 
wir wollen der Bourgeoisie glauben, daß eine fremde Bourgeoisie 
uns nodi ärger ausbeuten würde. Wir wollen also alle Wduträfte 
des Volkes mobilisieren: deshalb her mit der Miliz, die allein im- 
stande ist, das zu bewirken! Aber die Bourgeoisie kämpft aus Lei- 
beskräften g^en die Milizforderung. Und dadurch erlaubt sie uns, 
dan Volke an offenkundigen Tatsachen zu zdgen, daB es sich für 
sie nicht um die Verteidigung des heimatlichen Bodens, sondern um 
den Raub fremden Bodens handelt. Es gibt keinen besseren Pro- 
bierstein fär den Imperialismus als die Milizforderung. 
Der Kampf für die Miliz bedeutet für das Proletariat den Obergang 
von der Verteidigung zum Angriff. Den Protesten g^en die Rü- 
stungen wird der Angriff gegen die Rüstungspotitik folgen. Indem 
die Sozialdemokratie die Forderung der Miliz auf ihr Banner 
schreibt, gibt sie dem Proletariat ein greifbares, den Massen ver- 
ständlidies, nächstes Ziel. Miliz bedeutet nicht nur Protest g^^ 
Rüstungen, sondern Kampf für einjährige Dienstzeit, Kampf g^en 
die militärische Justiz, g^en den menschentötenden Drill, gegen das 
Elend des Soldatenlebens. Wie sollten da nicht die Energien der 
Volksmassen im Kampfe für solche Ziele wachsen! Und da die 
Milizforderung gänzlich auf dem Boden der wiridicben Entwick- 
lung ausgefochten wird, wie sie sich in den Rüstungen äußert, er- 
laubt sie, in alle Dunkelkammern und Sdilupfwinkel des K^talis- 
mus hineinzuleuchten, die Fenster seiner Kasernen wdt aufzureißen 
und dem Proletariat den Weg zum Kampfe um die Macht zu zeigen. 
Die Miliz wird zur Lösung der uns bevorstehenden Kämpfe. Diese 
Kämpfe aber werden nicht im Geiste der fruchtlosen, sentimentalen 
Utopistereien der nervensdiwachen friedlid>enden Tdle der Bour- 
geoisie ausgefochten, sondern im Ödste des proletarischen Kamp- 
fes um den Sozialismus, im Sinne der kampfesmutigen Klasse der 
Zukunft, für die der kapitalistisdie Friede keüi geringerer Greuel 
ist als der kapitalistische Kri^. 
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HusDelbrfldt: RegieruDsuad Volkswille. Berlin 1914. Verlag Stilkc. 203 S. 
Martin Spahn: Deutsche Lebensfraeen. München 1914. Verlas KSsel. 203 S. 

Seit dem Beginn des preußischen Wahlrechtskampfes verschwin- 
den die Verfassun^fragen nicht mehr aus den Spalten der po- 
litischen Presse. Der Kampf um das preußische Wahlrecht richtet 
sich gegen einen Pfeiler der heutigen Verfassung, die formell die 
Herrschaft des Junkertums tmd m Wirklichkeit die des gesamten 
Großkapitals bedeutet Die theoretische B^[ründung dieser Herr- 
schaft ist donnach keine akademische Frage mdir, sie hat eine ak- 
tuell-politische Bedeutung bekommen. Die Herrschenden fühlen, 
daß es nicht genfigt, zu erklären: ich liebe und besitze, laßt mich 
sdilafen! — sie fühlen, daß es nOtig Ist, den unentschiedenen Ele- 
menten klar zu machen, diese Herrschaft sei die einzig mSgUche und 
die beste. Aber die, die sie ausüben, sind zu schwerfällig, um diese 
„Aufklärungsarbeit" zu leisten. Sie mieten dazu SOldner in der Art 
des Reichsverbandes, die dem Volke die Unübertrefflidikeit aller 
reaktionären Institutionen, aller reaktionären Maßregeln beweisen 
sollen. Und der Reichsverband besorgt diese Arbeit im Schweiße 
seines Angesichts. Ober die von ihm erreichten Erfolge mögen sich 
seine Geldgeber Illusionen madien. Vielleicht glauben sie mrklich, 
daß man dem „Volke" alles weismachen kann, wenn man nur ge- 
hörig brüllt und fälscht. Denn sie glauben von den Volksmassen 
watirhaftig, daß sie jedem Demagogen zum Opfer fallen. Der Sie. 
geszug der Sozialdemokratie ist ihnen doch nichts anderes als der. 
Si^^zug der „Aufwiegler", „Hetzer" usw. Jedenfalls fühlen die 
gebildeteren Elemente der herrschenden Klassen, daß man bei gei- 
stig r^isamen Schiditen auf diesem W^e wenig erreichen kann. 
Sie b^innen also auf eigene Faust einen Krieg gegen die Demo- 
kratie, der ,4iöheren Ansprüdien" entsprechen soll. Die beiden 
Bücher der Berliner und Straßburger Professoroi verdanken ihr 
Entstehen diesem Oefühl der Notwendigkeit eines Oeisteskampfes. 
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Das Buch E)elbrücks ist breiter und ^tematiscber angelegt als das 
Spahnsche. Es stellt sich dne hohe Aufgabe. Herr Delbrück will 
erstens die Unmöglichkeit der Demokratie überhaupt, und dann ihre 
Dberflüssigkeit in Deutschland beweisen. Den zweiten Teil seiner 
Ausführungen könnte er sich sparen, wenn der erste gelungen wäre. 
Daß er ihn trotzdem gesdirieben hat, ist nicht zu bedauern, weil 
dabei sdir interessante Streiflichter auf die politische Verfassung 
Deutschlands fallen und obendrein em sehr guter Einblick in die 
Geistesverfassung der Krdse gewährt wird, zu deren Leuditen Del- 
brück unzweifelhaft gehSrt. Professor Spahn stellt die deutsdiea 
politischen Verhältnisse dirdct in den Mittelpunkt sdner Ausfüh- 
rungen. Da er zum rechten Flügel der Zentrumspartei geh&rt, bil- 
den sie eine Ergänzung der Ddbrüdcschen Arbeit, mdem siezeigen, wie 
gering derUnterschied zwischen der politischen Auffassung derFrei. 
konservativen und denen der katholischen Bourgoisie ist. Herr Del- 
brück entledigt sich seiner Aufgabe in einer etwas zu leichten Wdse. 
Als Historiker dit er mit Sieben-Mdlen-Stiefeln die ganze gesdirie- 
bene Geschichte der Menschhdt von der der antiken Staaten bis zu 
der der bürgerlichen Demokratie Englands, der Vereinigten Staaten 
und Frankreichs, um bd jeder Etappe seiner Wanderung trium- 
phierend zu fragen: wo ist denn hier die Demokratie? Und obwtdil 
man an jeder sdner historischen Darlegungen Korrekturen vomdi- 
men könnte, die bewdsen würden, wie wenig dieser Kri^historiker 
befähigt ist, durch die äußere Sdiale hindurch in den Kern der 
historischen Vorgänge zu dringen, so kann man ihm ohne wdteres 
zustimmen : jawohl, alles, was bisher den Namen Danokratie trug, 
war Oligardiie, die Herrschaft dner kleineren oder geringeren 
Schicht üt)er große unterjochte Volksmassen. Aber al^esehen von 
der Tatsache, daß, je größer die Schicht war, desto geringer ihre 
politischen Taten waren, was uns die athenische Demokratie heute 
noch bewundem läßt, beweist diese Bewdsführung nidits, absolut 
nichts gegen die Demokratie, und sie berdchert unsere Eikomtnis 
des Problems um kdnen Deut. Sie bewdst nur, daß die Demokratie 
bisher sozial unmöglich war. Daß dies der Fall war, dazu bedarf 
es aber wirklich nicht erst gdabrter AMiandlungen. Jeder, der in 
der Geschichte kein Sammelsurium zufälliger Vorironunnisse, die 
vermieden werden könnten, sieht, sondern notwendige Entwiddtmgs- 
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reihai, wußte das auch ohne Herrn Delbrück. Die athenische Pseudo. 
demokratie basierte auf Sklavenarbeit. Ihre große geistige Entwick- 
lung war unmöglich, ohne daß eine kleine Schicht die Arbeit von 
hunderttausenden Sklaven ausbeutete, denn bei den damaligen Pro- 
duktionsverhältnissen würde die Beschäftigung aller im Wirtschafts- 
IdKn ihnen keine intensive geistige Arbeit erlauben: die Entwick> 
lung der Produktivkräfte war zu gering, als daß sie erlauben 
könnte, in kurzer Zeit die notwendige physische Arbeit zu leisten und 
Muße für geistige Beschäftigung übrig zu lassen. Oder wie konnte 
die Rede seinvon einer Entscheidung derwichtigstcn Angelegenheiten 
durch das Volk in dem Deutschland des 17. Jahrhunderts, in dem 
sich das wirtschaftliche Leben zum guten Teil in provinziellen Rah- 
men abspielte, also die Volksinteressen zersplittert waren, und diese 
audi bei dem damaligen Zustand der Verkehrswege unmöglich in 
gleichem Maße zum Bewußtsdn der Mdirheit von Volksgenossen 
gelangen konnten. Um irgendwelche Schlüsse von früheren auf die 
heutigen Verhältnisse zu ziehen, müßte Herr Delbrück schon den 
Beweis führen, daß eben wie in vergangenen Zeitaltem, so audi 
jetzt in dem Zeitalter der National- und Weltwirtschaft, der unge- 
heuren Entwicklung des Verkehrs- und Nachrichtenwesens es un- 
möglich ist, daß die breitesten Volksmassen Verständnis für ihre 
wichtigsten Angelegenheiten gewinnen. Statt das zu tun, berufen 
sich die Herren Delbrück und Spahn auf die nackte Tatsache, daß 
die modernen Demokratien die Herrschaft kleiner Cliquen bedeuten. 
Delbrück geht weiter und sucht unter Berufung auf das Werk des 
früheren Sozialdemokraten Michels (Zur Psychologie des Pariei- 
wesens in der E)emokratie 1910) zu beweisen, daß selbst in der 
Arbeiterbew^!:ung, die sich die Eroberung der Donokratie zum Ziel 
steckt, keinesw^s die Demokratie herrscht, daß starke bureaukra- 
tische Tendenzen in ihr bestehen. Audi diese Bewdsführung ist 
höchst oberflächlich. Herr IMbrück sdieint nicht zu wissen, daß 
die modernen „demokratischen" Staaten keineswegs demokratisch 
organisiert sind. In Frankreich und Amerika gewährt die Verfas- 
sung der Bureaukraüe, in Amerika dem Senat usw. die Möglichkeit, 
sich dem „Volkswillen" zu widersetzen. Aber auch wenn das nicht 
der Fall wäre, so gibt die wirtschaftliche Abhängigkeit des Prole- 
tariats vom Kapital demselben die Möglichkeit, den Willen der 
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Volksmassen zu fälsdien, zu komunpieren; das durdi die Herr- 
schaft des Kapitals verursactite Elend do' Voll[smassen ersdiwert 
es ihrer Mehrheit, die Bildung zu erobern, die nötig ist zur sdb- 
ständigen politischen Betätigung, was audi der in der Ari>dtet1>e- 
wegung entstehenden Bureaukratie erlaubt, selbstherrlich die Partei 
des Proletariats zu beherrschen. Alles das spricht also nicht g^ea 
die E>emokratie, sondern für ihren Ausbau und für die von der So- 
zialdemokratie immer verfochtene Auffassung, daß ohne Aufhebung 
des Privatbesitzes an Produktionsmitteln keine wirkliche Herrsciiaft 
im Staate möglich ist : denn dieselbe Masse, die im wirtschaftlidien 
Leben durch das Kapital beherrsdit wird, kann nidit im Staate 
das Kapital beherrschen. 

Da die Beweisführung Delbrücks nidits als historisdi betünchte 
Sophistik darstellt, die ganz unhistorisdi ist, könnte man sidi jedes 
Eingehen auf seine Beweise, unter g^ebenen Umständen sei also 
die deutsche „unparteiische" R^erung die beste, sparen. Und vrtr 
wollen auch nicht auf diese Darstellung eingehen, da dies doch jeden 
Tag in der sozialdemokratischen Presse geschieht, indem sie den 
bürgerlichen Lobsängen von der Herrlichkeit die deutsche Wiridich- 
keit gegenüberstellt. Eine Frage nur wollen wir noch aufwerfen. 
Selbst wenn die politischen Verhältnisse der demokratischen Staaten 
ganz so aussehen würden, wie es Herr Delbrück darstellt, so würde 
das mitnichten g^en den Kampf der deutschen Arbeiterklasse um 
die Demokratie sprechen. Denn erstens bietet der danokratische 
Staat ganz verschiedene Bedingungen für den Kampf der Arbeiter- 
klasse, abhängig von der gesellschaftlichen Entwicklung des be- 
trdfenden Landes. Würde die amerikanische Arbeiteiidasse nicht 
jahrzehntelang unter dem Einfluß der Tatsache gestanden haben, 
daS jeder energische Arbeiter die Aussicht hatte, selbständiger 
Farmer zu werden, so würde sie heute nicht aus national und kul- 
turell so sehr verschiedenen Massen bestehen, ihr Einfluß auf die 
Staatsgeschäfte wäre ganz anders, die nordamerikanische Republik 
wäre also anders. Würde das Monopol auf dem Weltmarkt und 
andere Umstände, die wir hier nicht darstellen können, die englisdie 
Arbeiterklasse nicht dem Einfluß der Bourgeoisie ausgeliefert haben, 
so würde die englische Demokratie auch ganz anders aussehen. 
Dasselbe wäre der Fall, wenn die französische Ai1>eiterklasse eine 
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kompakte Fabrikaiteiterschaft darstellen würde. Also: man kann 
nidit die Resultate selbst der bürgerlichen Demokratie, wie gewisse 
soziale Bedingungen sie zeitigen, auf ein Land mit anderen sozialen 
Verhältnissen übertragen. Daß die Eroberung selbst der bürger- 
lidien Demokratie in Deutschland etwas andere Folgin haben 
würde, als wir sie in den bestehenden demokratischen Staaten sehen, 
braucht nicht erst bewiesen zu werden. Das beweisen doch am 
besten die besitzenden Klassen in Deutschland selbst, indem sie 
sich der Entwicklung zur Demokratie so sehr mit Händen und 
Füßen widersetzen. Aber das ist nur die eine Seite der Fr^e, warum 
die Artieiterklasse den Ratsdilägen der Herren Delbrüdc und Spabn 
kehl Gehör schenken wird. Die andere Seite bildet die Tatsache, daß 
die Arbeiterklasse nicht anders um den Sozialismus kämpfen kann, 
als indem üe für den Ausbau der Donokratie kämpft Der Sozia- 
lismus ist keine Frucht, die von einem auf einmal ausbrechenden 
Volksstunn vom Baume der Entwicklung reif heruntergeschüttelt 
werden kann. Der Volkssturm muß inuner wieder entfacht, organi. 
siert werden, bis er allgemein wird, die Arbeiterklasse muß im täg- 
lichen Kampfe selbst reif werden zur Leitung der Gesellschaft, bis 
diese für eine sozialistische Organisierung reif wird. Und das, wo- 
gegen die Masse ankämpfen kann, sind ebra all die Bedrückungen, 
die ihr seitens der „besten" deutschen Staats- und Wirtschaftsver- 
fassung zuteil werden. Aber das sind für Herrn Delbrück und 
Spabn schon böhmisdte E>Srfer, denn sie glauben daran, daß die 
Massen niemals rdf werden kSnnen. Und ge^en den Glauben hilft 
nichts. Er macht selig und blind. 

Die beiden Bücher sind letzten Endes gegen die Aiteiterbewegimg 
geriditet. Trotzdem werden politisch geschulte Arbeiter sie mit Nut. 
2en lesen, denn es ist gut, mit dem Gegner selbständig die Klinge zu 
kreuzen. 
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DIE [ENTSCHEIDUNG NAHT. 

In diesen Stunden oder Tagen wird die Entscheidung darüber fal- 
len, ob Europa sich denmädist in ein Sdüachtfeld verwandelt. 
Rußland hat schon g^en Österreich mobilisiert. Jeden Augenblick 
erwartet man, daB auch die Mobilisation an den Grenzen Deutsch- 
lands beginnt. In Berlin beraten die h&chsten Stellen den Ernst der 
Lage. Heute tritt der Bundesrat zusammen, Wie sehr man mit der 
Wahrscheinlichkeit der deutschen Mobilisation redmet, zeigt die 
Tatsache, daß der halboffiziöse „ Lokal- Anzeigo^', der in engster 
Fühlung mit der R^ening steht, Extrablätter mit der Ankündigung 
der Mobilisation bereit hält. Gestern mittag gelangte ein Teil von 
ihnen auf die Straßen Berlins, worauf der „Lokal-Anzeiger" zugebra 
muBte, daß er die Nachricht von der Mobilisation gedruckt auf Vor- 
rat hält. Die Mobilisation ist zwar noch kein Kri^, aber em be- 
deutsamer Sdiritt zum Weltkriege. Dann stehen die Heere an doi 
Grenzen und dann kann nur an Wunder — wie die „Vossische Zei- 
tung" sagt — den Frieden retten. Denn dann würde Deutschland 
losschlagen, um den Vorsprung auszunützen, den es durch die 
Schnelligkeit seiner Mobilmachung vor Rußland voraus hat Und 
was sonst noch höchst beachtenswert ist, die Stimme des Diplomaten 
wird durch die des Militärs verdrängt. Mars regiert die Stunde! 
Artwiter! In der ernstesten Stunde eures Lebens spredien urir zu 
euch. Vielleicht nicht lange mehr werden wir frei und frank zu 
euch sprechen können. Denn der Mobilisierung wird die K n e b e- 
lungderPresse folgen, wie es in Österreich schon emgetreten 
ist. In dieser Stunde vor der Entscheidung wollen wir mit euch zu- 
sammen die Frage beantworten: Wie war es möglich, daB 
alles so kam, warum sollen wir mündigen Men- 
schen die Entscheidung darüber, ob wir unser 
Leben opfern wollen und wofür wir es opfern 
sollen, nicht selbst fällen ? 
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WER ENTSCHEIDET OBER UNSER LEBEN? 
„Die Entscheidung über Leben und Wohlfahrt von 300 MilUonen 
Menschen wird im geheimnisvollen Dunkel von einer 
kleinen Zunft getroffen, von deren Tätigkeit nur immer 
Bruchstücke bekannt werden, und die Elemente zur Beurteilung 
dessen, was voraussichtlich kommen wird, sind nur Wenigen zu- 
gänglich", so schildert dn bürgerliches Blatt, die „Frankfurter Zei- 
tung", die Lage. Nicht nur die Arbeiter Rußlands, des Landes des 
Absolutismus, die Arbeiterklasse des zivilisierten Deutschlands, die 
des republikanischen Frankreichs soll dulden, daß eine Hand- 
voll bornierter Diplomaten und Militärs, denen 
sie mit dem tiefsten Mißtrauen gegenübersteht, über die Geschicke 
der Volksmassen entscheiden. Schon diese einzige Tatsache genügt, 
um zu beweisen, daß es nicht misere Lebensmteressen sind, die die 
Gefahr des Weltkri^es heraufbeschworen haben. Würden wirklich 
die Interessen der breiten Vollcsmassen den Krieg erforderlich ma- 
dien, dann würden die Regierungen uns nicht zumuten, daß wir 
uns auf einen Befehl von oben wie eine Herde Schafe in den 
Krieg treiben lassen. 

ERFORDERN DIE ,J^BENSINTERESSEN DER NATION^' 

DEN KRIEG? 
Es süid die Interessen der Ausbeuter, die diese größte Kriegsgefahr 
herbeigeführt haben. Das sieht jeder, der sehen kann und will. Die 
gesamte bürgerliche Presse sucht aber die Sache darzu- 
stellen, als handle es sich um die Lebensinteressen der Nation. Sie 
hat dabei den Sdiein für sich. Als einer der G^ner, mit dem wir 
zu ringen hätten, steht der russische Zarismus da. Der Haß, den 
wir Vorkämpfer der Freiheit g^en diesen blutbefleckten Würger 
der russischen Arbeitericlasse fühlen, diesen heiligen Haß nützen 
jetzt die journalistischen Hausknechte der Bourgeoisie aus. Weil es 
g^en den Zarismus geht, darum fordert angebUch das Lebens- 
interesse der Nation den Krieg. Weiter. Als es bei der M a r k k 0- 
k r i fi e sich um die Interessen von ein paar Kapitalisten mit den 
Mannesmännern an der Spitze, handelte, war es jedem Ar- 
beiter klar: wegen kapitalistischer Interessen sollte er sein und der 
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französischen Brüder Blut vergießen. Wo sind diese kapitalisti- 
schen Interessen jetzt? höhnen die „Patrioten". Es handelt sich um 
keinen Kolonialraub, um keine Konzessionen für die Banken, es 
bandelt sich lun die Erhaltung Österreichs, lassen wir den Bundes. 
genossen ohne Hilfe, dann wird er von Rußland zerschmettert; dann 
würde der Zarismus eine solche Gewalt m Europa gewinnen, daß 
wir in unserem eigenen Hause vor ihm nicht mehr sicher wären. 
Das alles ist nicht wahr, das sind Redensarten, die den 
rein kapitalistischen imperialistischen Kern 
des Konflikts verhüllen. 

WARUM BEDROHT RUSSLAND ÖSTERREICH? 
Die russische imperialistische Presse sagt: aus OerechtigkeitsgefüliI, 
aus Solidarität mit der slawischen Sache. Das ist unwahr: die 
ganze Oeschichte Seiiiiens ist die Geschichte des Verrats RoBlands 
an Serbien. „Die serbische Nation wurde in den letzten zweihun- 
dert Jahren zwischen dem russischen Hammer und dem österrdchi- 
schen Amboß gehalten", schreibt der Irüherc serbisdie Minister- 
präsident Vladen Georgewitscb im Jahre 1909, Bosnien und die 
Heiz^owina befinden sich in den Händen Österreichs, nur dank 
Rußland, von dem diese Länder an Österreich verschachert wurdoi. 
Also warum ist Rußland in der letzten Zeit immer bereit, es w^en 
Serbien zum Weltkrieg kommen zu lassen? Will es Seitien selbst 
haben? Nein! Die Serben wie die Bulgaren würden sich g^en die 
russische Herrschaf t noch verzweifelter verteidigen als gegen die öster- 
reidiische, weil sie demokratische Bauemvölker sind und wissen, 
wie die zariscbe Knute über den Rücken der Bauern saust. Rußland 
hat schon lange jeden Anspruch auf die Balkanberrschaft aufge- 
geben. Die Ansprüche des russischen Zarismus 
gehen nicht auf eine Besetzung des Balkans, son- 
dern auf die Besetzung großer Teile am Stillen 
Ozean in China, auf die Eroberung Persiens, 
Armeniens, auf den Zutritt zum Persischen 
Meerbusen, auf die Eroberung Konstajiti- 
nopels. Der Feind, der sie daran zu hindern sucht, ist das 
deutsche und englische Kapital. England hält sich aber in der 
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letzten Zeit mit seiner Feindschaft etwas zurück, es sucht Hat 
g^en Rußland zu gewinnen durch die Besetzung Südpersli 
durch diplomatisdie Manöver. Und es braucht nicht allzi 
den Vordergrund zu treten, denn das besorgt schon das d e u 
Kapital. Es hat Hunderte von Millionen in die Ba] 
bahn gesteckt, die an Armenien vorübergeht, es hofft, 
in Mesopotamien vermittelst seiner Gründungen 
lionea über Millionen aus dem türki 
Bauern herauspressen wird. Als im voriger 
Rußland in Armenien einzurücken sucht 
erklärte der deutsche Botschafter in Kons 
nopel: das wäre Kriegsfall. Rußland ließ seim 
ruhen und begann eifrig zu rüsten. 
Nun ist Deutschland mit Österreich verbunden. Osterre 
7 Millionen serbischer Bauern als „Untertanen". Es gönr 
kerne Selbstverwaltung, läßt sie durch seme Beamten sdiil 
und kujonieren, überläßt sie der Ausbeutung des Bu< 
und Wiener Kapitals. Da gärt es unter dieser Bevöl 
und sie richtet ihre Blicke über die Donau nach Serb 
es ihren Brüdern viel besser geht. Serbien, das ni 
Millionen Einwohner hat, würde im Abfall der 7 \ 
ö^erretchischer Serben die Erfüllung seiner nationalen 
sehen, denn dadurdi würde es zur ausschl^gebenden Mf 
Balkans. Die serbischen Bauern ließen sich für diese Trä 
winnen, weil die agrarische Politik der Osterr 
sehen Junker ihre Vidiausfuhr nach Osterreich nicht 
Rußland unterstützt diese Bestrebungen, obwohl es bei 
Hause so hochstehenden Nationen, wie doi Polen, jede S 
waltung verweigert und sc^ar ihre Sprache unterdrückt. 1 
unterstützt Serbien, weil es weiß, daß die österreichische Bure 
aus Angst um seine Herrschaftsinteressen nicht gewillt ist, d 
reichischen Serben durch Zugeständnisse zu befriedigen, 
österreichischen Agrarier in ihrer Gier nicht willens sind, i 
handelspolitischen Kriege g^en Serbien abzusehen, und so c! 
serbischen Bewegung auch im Königreidi Serbien die Sy 
der Volksmassen zu näimen. Wöl die Herrschafts, und 
tungsinteressen die österreichische Bureaukratie und das Ju 
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zu einer Gewaltpolitik der serbischen Bevölkerung gegenüber antrei- 
ben, muß Österreich die Hälfte seiner Kriegsmacht im Süden bereit 
halten. Und weil Österreich deshalb g^en Rußland nur die Hälfte 
der Kri^smacht bereit bat, eilt ihm Deutschland zu Hilfe. Es 
schaut immer wieder nach seiner Ostgrenze, ob Rußland nicht audi 
ge^en uns mobilisiert, und tritt das ein, dann muß Deutschland 
gleichzeitig auf Franlo^ich, den Verbündeten Rußlands acht geben. 
AufdieseWeiseteiltRußlanddurchseifleUnter- 
stützung Serbiens die österreichischen Heeres- 
kräfte, bindet die deutschen Heereskräfte an die 
französische und russische Grenze und hindert 
das deutsche Großkapital, seine Ausbeutungs- 
politik in Kleinasien zu in sich verstärkender 
Form zu treiben. Und nicht nur dort ist das 
deutsche Kapital an der Raubpolitik gehindert 
durch diese russische Wendung gegen Oster- 
reich. Es kann sich auch in Afrika nicht frei be- 
wegen, weil seine Konkurrenten, England und 
Frankreich, esimmeran dierussischeGefahrer- 
innern. 

WIR SOLLEN WEGEN DER KAP IT AU ST ISCHEN 
INTERESSEN BLUTEN. 
jetzt sind wir beim Kern der Frage. Nicht aus „Nibelungentreue" 
zum Verbündeten legt Deutschland die Hand ans Schwert, wenn es 
unten im Süden drauf und drüber geht und Rußland gegen Öster- 
reich und für Serbien einzugreifen droht. Deutschland könnte zu 
Osterreich sagen : willst du Ruhe mit den Serben haben, gebe deinen 
serbischen Bauern Selbstverwaltimg, halte deine Beamten im 
Zaum, damit sie die Bauern nicht bis aufs Blut reizen, schütze 
diese durch entsprechende Agrargesetze vor der Ausbeutung durch 
den Kapitalismus, und sie werden nicht nach Belgrad schauen. Die 
deutsche Regierung könnte femer zu Österreich sagen : den Bauern 
aus dem K8nigr«ch Serbien erlaube freie Viehausfubr nach Öster- 
reich, da werden sie auf die Hetzer nicht hören. Aber Deutschland 
kann leider diesen Rat Österreich nicht geben. Denn würde Osterreidi 
die serbischen Bauern nicht schurigeln und ausbeuten, dann brauchte 
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es nichts von Rußland zu beffirchteo, und dann hätte es keinen 
■ Anlaß, an dem Bund mit E>eutscbland festzuhalten, 
würde allein gegen die russischen Raubpläne in KI 
müssen. So sehen wir: Deutschland unt 
österreichische Ausbeutungspoliti 
der schwarzgelben Monarchie, um : 
Stützung zu genießen in der eigei 
tungspolitik in Kleinasien, wo es b 
land zusammenstößt. Wenn Deutsdiland 
flikt Österreichs mit Rußland w^en Seitien bere 
die Waffen zu rufen, so nur umdasdeutscheC 
von dem Druck Rußlands zu befreiei 
ermöglichen, ohne den russischen Feind im 
englischen und französischen Kapitalisten um de 
Weltbeufe zu konkurrieren. 
Arbeiter! So steht die Sache! Nicht um die F: 
Nation willen sollt ihr bluten, son 
Ausbeutungsfreiheit des deutsche 
Eshandelt sich um dieselben sehn 
pitalistischen Interessen, die im Ja 
zu einem Krieg mit Frankreich gef 
Sie sind es, die die Kriegsgefahrher 
ren, obwohl sie nicht so grell beleuc 
dergrund stehen. 

Dessra seid euch bewußt, ihr Arbeiter, in diesen i 
Tagen, die euch noch für den Kampf gegen 
bund übrig bleiben. Gelingt es euch nicht, d 
mutigen Kampf abzuwenden, dann müßt ihr bii 
Mobilisierungsorder folgen. Müßt dann bluten, ' 
es so will, das euch von Kindesbeinen an bis zum 
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1. 

Nach dem Kri^:$ausbrudi wurden in der Arbeiterpresse vieler- 
orts einzelne Aussprüche von den Altmeistern des mssen- 
schaftlichen Sozialismus angeführt zur B^rründung der Haltung 
der Mehtbeit der sozialdemokratischen Fraktionen in diesem Kriege. 
Von einer Seite, die sonst die Orientierung der Arbeiterpolitik nach 
den Lebren von Karl Marx und Friedrich Engels als eine ortiio- 
doxe Zeilenanbeterei immer verabscheute, wurden Stellen aus den 
Marxschen Schriften als heiliges Vermäditnis herumgetragen. Da- 
gegen I^e schon der Historiker der deutschen Sozialdemokratie 
Verwahrung ein, indon er darauf hinwies, daB dabei die histo- 
rischen Umstände ganz außer acht gelassen wurden, unter denen 
Marx und Engels zu Kriegsfragen Stellung nahmen, historische 
Umstände, die den jetzigen ebenso ähnlich oder unähnlich sind, wie 
die Nachtigall einer Eule. Wir wollen hier in kurzen Strichen dar- 
l^en, worum es sich bei Marx und Engels bei ihrem Urteil über 
Kri^sfragen gehandelt hat. Zuerst muß darauf hingewiesen wer- 
den, daß die Altmeister des wissenschafUichen Sozialismus ihre 
Methode natürlich audi bei der Behandlung von Kriegsfrageo nicht 
verleugnet haben. Ihre Methode, d. h. die Ari ihrer wissensdiaft- 
lichen Untersuchung, bestand darin, daß sie alle Erschdnungen des 
sozialen Lebens in ihrer gesdiichtlidien Entwicklung, aus der Ent- 
wicklung der Produktionskräfte eridärtoi. Auf den Kri^ ange- 
wandt, bestand sie darin, die besondere Bedeutung eines jeden Krie- 
ges im Zusammenbang mit der wirtsdiaftlichen Entwicklung zu 
untersuchen. Keine OrausamiKit des Kri^es konnte sie dazu ver- 
leiten, ihm nur jammernd und stöhnend zu folgen. Sie fragten 
immer, welcher Art die Quellen dieses Kri^es wziren, ob er nicht 
in seiner gewaltigen, raschen Art ein altes morsdies Gebäude nie- 
derriß, ob aus den von ihm hinterlassenen Ruinen nicht neues Lebai 
erblühen werde. Wo der Menschenfreund ohne jeden historischen 
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Blick nur Blut und Oreuel sieht, dn unnätzes Dahinmetzeln, dort 
erspähten sie oft die W^;e des mensdilichen Fortschrittes, neue Be- 
dingungen des Klassenkampfes. Dieses ihr Verfahren müssen 
natürlidi auch wir dem jetzigen Kri^e gegenüber anwenden. Wix 
müssen an der Hand der uns von unseren Altmeistern und ihren 
Schülern erschlossenen Kenntnis der jetzigen Wirtschaftsweise die 
großen wirtschaftlichen Gegensätze kennenlernen, die zum Welt- 
kriege geführt haben. Würden die sozialdemokratisdien Parteien 
der kri^ührenden Länder an dieses Vermächtnis unserer Ldirer 
gedacht haben, sie wären heute einig in der Beurteilung des Cha- 
rakters des Krieges; und diese geistige Einigkeit würde den Zu- 
sammenbruch des g^enseitigen Vertrauens der sozialdemokratiscben 
Parteien verhütet haben, selbst wenn die Volfcsmassen außerstande 
wären, den Kriegsausbruch zu verhindern, und wenn sie auf die 
Schlachtfelder ziehen müßten. Hier ze^ sich, welche große prak- 
tische Bedeutung die marxistische Theorie besitzt, wenn man sie 
nidit als ein Sammelsurium von Zitaten, Schlüsseln, als ein Koch- 
und Rezeptbudi betrachtet, sondern als eine geistige Anleitung, die 
erlaubt, sich in dem Wirrwarr von Tatsache zurechtzufinden. 
Anders steht es mit der Stellungnahme von Marx, Engels und ihren 
Schülern zu einzelnen Kriegen. Es ist von größtem Interesse, wie 
sie einzelne Kri^e beurteilen, weil \rir dabd sdien, urii sie selbst 
ihre Methode anwandten. Aber audi die kürzeste Prüfung ihres 
Standpunktes in jedem konkreten Falle zeigt, wie unmöglich es ist, 
diesen Standpunkt als auch heute maßgebend zu betrachten. Wäh- 
rend des „tollen Jahres" 1848 traten Marc und Engels eifrig für 
einen deutsch-russischen Kri^ ein. Womit begründeten sie ihre 
Stellungnahme. Sie wiesen auf die Kräfte der feudalen Reaktion, die 
Deutschland beherrschten, auf die Schwäche der Boui^eoisie, die 
nicht imstande war, ihre Herrschaft zu bredien. Die breite Masse 
des Volkes bildete das Kleinbürgertum, eine Klasse, die schon in 
der Mitte des 19. Jahrhunderts nicht imstande war, ene^sch, be- 
wußt um die Demokratie zu kämpfen. Daß das Proletariat unter 
diesen Umständen känen starken, selbständigen Faktor bilden 
konnte, ist klar. Der revolutionäre Aufschwung Deutschlands ver- 
sumpfte: weder die Vereinigung Deutschlands zu eüiem National- 
staat war unter diesen Bedingungen im inneren politisdien Kampfe 
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zu erreichen, noch der demokratisdie Umbau des Staates. Ruß- 
land, damals der Hort der Reaktion — jetzt existiert der Zarismus, 
wie unsere „nationale" Presse behauptet, doch nur dank der Unter- 
stützung des französischen Kapitals — unterstützte auch den 
Feudalismus in Deutschland wie in Österreich. Ein Krieg g^en 
Rußland wäre also, nach der damaligen Oberzeugung von Marx, 
ein Krieg g^en dieselben Mächte, die in Deutschland die Re- 
volution niedertiielten, und in diesem Kri^e würde — so hofiteo 
sie — die nationale Gefahr das Kleinbürgertum zu revolutionären 
Taten anspornen. Ja, wie Engels es später, im Jahre 1859, in 
einem Briefe an Lassalle aus Anlaß des italienischen Kri^es offen 
erklärte, hatte er (und Marx) die Hoffnung, daß der Krieg g^en 
Rußland und Napoleon III. Deutschland vor Aufgaben stellen 
würde, unter denen die bürgerliche E>emokratie zusammenbrechen 
müßte, worauf die entschiedenen revolutionäroi Elemente ans Ru- 
der kommen würden. 

Wie lag die Sache im Jahre 1870? Alle Hoffnungen auf eine 
Einigung Deutschlands auf revolutionärem W^e hatten sich als 
nichtig erwiesen. Je mdir das Bürgertum wirtschaftlich erstarkte, 
desto mehr ging es politisch nach rechts. Die Arbeiterschaft 
war der wirtschaftlichen Zurückgebliebenheit Deulsdilands gemäß 
noch schwach, unfähig, selbst die politischen Bedingungen ihrer 
weiteren Entwicklung herzustellen. „Siegt E)eutschland, so ist der 
französische Bonapartismus jedenfalls kaput, der ewige Krakeel 
wegen Herstellung der deutschen Einheit endlich beseite, die deut 
sehen Art>eiter können sich auf ganz anderem nationalen Maßstab 
als bisher ot^anisieren, und die französischen, was audi für dne 
R^ierung dort folgen mag, werden sicher ein freieres Feld haben 
als unter dem Bonapartismus" — so schrieb Marx am 15. August 
1870 an Engels. „Bismarck" tut jetzt, wie 1866, immer ein Stück 
von unserer Arbeit, in seiner Weise und ohne es zu wollen, 
aber er tut es doch" — schrieb er weiter. Und obwohl er sich in 
diesem Privatbrief, der eine persönliche Aussprache bildete, so oflen 
über die historische Notwendigkeit des Kri^es von 1870 ausspradi, 
der angesichts der Unfähigkeit der Bourgeoisie zum revolutionär^] 
Kampfe und der Schwäche des Proletariats der einzige W^ war, 
auf dem die Vorbedingungen für den Fortschritt der Arbeiteridasse 
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erfochten werden konnten, nennt er unter den Pflichten der Sozial- 
demofcratie öKentlich : „die Interessendnheit der deutschen und fran- 
zSsiscben Arbeiter, die den Krieg nicht billigen, und die sidi auch 
nicht bekriegen, fortwährend hervorzuheben". 
Diese kurzen Auszüge zeigen schon, daß die Haltung von Marx 
und Engels zu dem Kriege von 1870 äne ganz andere war, 
äls-Jm Jahre 1848. Damals eine offene Agitation für den Kri^ 
mit Rußland, der der Revolution die W^e bahnen sollte, hier 
eine Stellungnahme zu schon vollzogenen Tatsachen, die man nicht 
billigt, aber von denen man sagen muß, daß sie, obwohl in reak- 
tionärer Form, die Bedingungen des Aufstiegs der Arbeiterklasse 
schaffen werden. Und trotz dieser objektiven Beurteilung des 
Kri^es von 1870 fällt es Marx nicht ein, sich mit einer der krieg- 
führenden Parteien solidarisch zu erklären, da er weiß, daß ßis- 
marcks Methoden, historisdie Notwendigkeilen zu verwirklichen, 
nicht die der klassenbewußten Arbeitersdiaft waren. In beiden Fäl- 
len wird die Haltimg Marxens durch den verschiedenen Grad der 
sozialen Entwicklung verschieden bestimmt, wobei nodi zu bemerken 
ist, daß weder im Jahre 1848, noch im Jahre 1870 das Proletariat 
eine größere Macht besaß. 

Man mag von der Haltung Marxens im Jahre 1848 und 1870 
denken, was man will — daß sie nichts mit einem nattonalai 
Gefühlsdusel und nichts mit einer oppurttmistischen Angst um die 
bisherigen Erfolge zu tun bat, braucht man nicht zu beweisen. Es 
war dne politische Stellungnahme unter konkreten politischen Bedln- 
gimgen, bei der Marx keinen Augenblick über 6ea Tag die zukünfti- 
gen Kämpfe vergaß. Wer den Standpunkt Marxens vom Jahre 
1870 als ein so schönes Bild betrachtet, daß er es kopieren will, den 
muß man erstens fragen: warum nicht den Standpunkt vom Jahre 
1848? Warum soll man jetzt nicht die Hoffnung h^en, daß die 
Herren Kopsch und Wiemer im Kriege gegen Rußland die Revolu- 
tion machen werden, indes der Genosse Pfannkuch die Rolle Marats 
spielen wird? Wer auf diese Frage aber mit dem Hinweis auf- 
warten würde, daß sich seit jener Zeit die soziale und politisdien 
Verhältnisse geändert haben, dem dürfte man die zweite Frage 
stellen, ob sich die sozialen Verhältnisse seit dem Jahre 1870 nicht 
auch geändert haben, ob jetzt dieselben Aufgaben vor E)eutsditand 
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s^en, wie vor vier Jahrzehnten? Die Antwort auf all diese Fragen 
kann nur die eine sein: die sozialen und politischen Verbältnisse 
haben sich seit dem Jahre 1870 gründlich geändert; von den Auf- 
gaben, die damals vor Deutschland standen und die Haltung der 
Sozialdemokratie (in ganz verschiedener Weise, nd>enbei bematt) 
beeinflußten, ist jetzt keine Rede. Der Standpunkt der Sozialdemo- 
kratie dem Weltkrise 1914 gegenüber läßt sidi nur aus dem Cha- 
rakter dieses Weltkri^es selbst und aus gegenwärtigen Aui^aben 
des proletarischen Klassenkampfes bestimmen. Der Marxismus 
gibt dem Proletariat die geistigen Waffen dazu, indem er uns Idirt, 
den Weltkri^ historisch aus den Gegensätzen des reifen Kapitalis- 
mus zu begreifen und die Aufgaben des Proletariats kennenzu- 
lernen, das im Produktionsprozeß eine so mächtige Rolle spielt. Die 
Stellungnahme Marxens zu den Kriegen der Vergangenheit kann 
man nicht starr auf die jetzige Zeit übertragen. Wer das tut, der 
zeigt nur, daß es sich ihm nur um Entlehnung von Argumenten 
handelt, die er auf eigene Kosten nicht aufbringen kann. Man mag 
dafür Verständnis haben, denn Not kennt keinGebot, wie derRdclis- 
kanzler sagte. Billigen kann man diesen Unfug nicht. Wie aber viHn 
Standpunkt des Marxismus die jetzigen Zusammenhänge zu beur- 
teilen sind, darüber im Folgenden. 

II. 
IM ZEITALTERN DER WELTWIRTSCHAFT 
UND WELTPOUTIK. 
Die Frage, die seit Jahrzdinten vor der kapitalistisdiai Welt 
steht, tautet: wie kann der Kapitalismus auf kürzesten Wegen, 
in gründlidister Weise sich die noch nicht kapitalistische Welt bot- 
mäßig machen? Der Lösung dieser Frage dimte die enorme Ent- 
wicklung der Verkehrsmittel, ihr diente die Ausfuhr des Kapitals, 
ihr diente das Wettrüsten, der diplomatische Kampf, m ihren Dienst 
stellten sich die Sprach-, die geographische, die geschichtlidie, die 
medizinische und technische Wissenschaft, ja, selbst die kirchlicfaea 
Institutionen. Im Jahre 1800 schätzte man die Ausfuhr und Ein- 
fuhr aller zivilislertai Länder auf 6 Milliarden Marie, im Jahn 
1850 auf 17, bis 1870 etwa auf 45, im Jahre 1900 aol 90, im 
Jahre 1910 auf 150 Milliarden Marie. Da die Emfuhr und Aus- 
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fuhr je besonders gezählt und auch die Durdifuhrmengeo nicht ab- 
gesondert werden, so schätzt Prof. K. W j e d e n f e 1 s auf Onind 
dieser Angaben den Wert der Welthandelsmengen auf 70 Milliarden 
Mark. Den überwiegenden Teil dieser ungdieuren, in den Welt- 
handel geworfenen Mengen bilden wohl nodi Produkte, die, in 
kapitalistisdien Staaten erzeugt, in andere kapitalistische Staaten 
eingehen. Aber immer größer werden die Massm der Produkte, 
die von den hochentwickelten kapitalistischen Staatoi in die weniger 
entwickdten oder noch ganz zurückgebliebenen ausgeführt werden, 
und immer mehr wachsen an Zahl und Bedeutung die Produkte, die 
von agrarisdien Ländern in die kapitalistisch-industriellen gelan- 
gen. Von der o^en Tatsache zeugen die 13 Milliarden Ausfuhr 
nach Asien und Afrika, zeugt das Wachstum der Eisenbahnen, 
deren Länge im Jahre 1890 in Asien 33 774, m Afrika 9386, im 
Jahre 1912 aber in Asien 107 230, in Afrika 47 707 km betrug, 
ganz zu schweigoi von der wachsenden Bedeutung halb kapita- 
listischer Länder, wie Australien, Kanada, Südamerika. Die Bedeu- 
tung der Einfuhr aus den agrarischen, industriell unentwickelten 
Ländern äußert sich grell in der Tatsache, daß 26 Prozent der 
deutschen Einfuhr in Lebensmitteln, 55 in Industrie-Rohstoffen und 
Halbfabrikaten besten, daß Englands Einfuhr zu 42 Prozent aas 
Ld>ensmitteb, zu 35 Prozent aus Rohstoffen bestdit, daß Frankrddi 
über 60 Prozent seiner industriellen Rohstoffe bezieht und daß auch 
in der Emfuhr der Verdnigten Staaten Amerikas 25 Prozent 
die Lebensmittel, 32 Prozent die industriellen Rohstoffe ausmachen. 
Je mdir sich die wirtschaftlichen Verhältnisse der kapitahstischen 
Länder tiinsichtlich der Produktionsweise untereinander ausgleichen, 
desto mehr wächst der Drang der kapitahstischen Staaten nach 
nichtkapitalistischen Absatzgebieten. Und je m^r der Kapitalis. 
mus in den ziviiisierien Ländern die Industrie auf Kosten der Land- 
wirtschaft entwickelt, ihr auf Kosten der Landwirtsdiaft Arbeits- 
kräfte zuführt, das Land entvölkert, desto mehr sucht er sich die Le- 
bensmittelzufuhr aus agrarisdien Ländern zu sichern, wo dieser 
Prozeß noch nicht Platz gaffen hat, ganz abgesehen davon, daß 
er auch Rohstoffe braucht, die in Europa und Amerika gar nicht 
produziert werden können, oder in denen bisher die Vereinigten 
Staaten einfürdaseuropäisdie Kapital drückendes Monopol besitzen. 
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Der europäische Kapitalismus wird immer mdir auf die niditka- 
pitalistisdien Länder angewiesen. Würde er auf ihre Entvricklung 
verzichten, seine Entwicklung würde angesichts des langsam wach- 
senden Ahsatzes verlangsamt, er müßte zu einer zidbewofiten 
Änderung der Einteilmig der Produktionskräfte zugunsten der 
Landwirtsctiaft greifen, müßte einstweilen auf eine Reihe von Pra> 
duküonszweigen verzichten, die unmdglich sind ohne Rohstoffe, deren 
Zufuhr aus Afrika und Asien sich mindern, vidleicbt gänzlich stok- 
ken würde. Die Verlangsamnng der kapitalistisdien Entwicklung 
auf ihrer jetzigen Stufe würde aber in den Volksmassen die Frage 
wecken, ob nichtdmrcheinezwedcmäBigeOiganisation der Produktion 
das Elend, das über sie diese Stagnation bringen würde, zu be- 
seitigen wäre. Während bei einem schnellen Tempo der kapitalisti. 
sehen Entwicklmig der Zustrom immer neuer, aus den kleinbü^er- 
lichen Schichten sich rekrutierender unaufgeklärter Proletarier zwar 
das Reknitierungsfeld der sozialistischen Armee ausbreitet, aber 
momentan ihre Aktionskraft schwächt, während sie bei einem sdind- 
len Tempo der kapitaUstisdien Entwicklung den Arbeitern größere 
Aussichten auf BKsening ihrer Lage auf dem Boden des Kapitalis- 
mus bietet, bedeutet die Verlangsamung der kapitalistischen Ent- 
wicklung auf ihrer jetzigen Stufe die steigende Versdiärfung des 
Klassenkampfes, den B^inn der sozial-revolutionären Massen- 
kämpfe. Der Kapitalismus muß vorwärts, wenn er nicht zugä>en 
will, daß seine Rolle beendet ist. 

Aber es bedurfte nicht einmal dieser Erwägungen, die ganz gewiß 
außerhalb der Betrachtungen der einzelnen Kapitalisten liegen und 
hier nur gemacht wurden, um die objdctive Notwendigkeit der wdt. 
wirtschaftUcben Expansion für den Kapitahsmus zu beweisen; die 
Ausfuhr der Waren in die kapitalistisch nicht entväckelten Länder, 
wie die Einfuhr ihrer landwirtschaftlichen Produkte, der Eisen- 
bahnbau in diesen Ländern, die Anleihen usw., alle diese Mittel 
der weltwirtschaftlichen Expansion geben den fOhrendoi Sdiichtoi 
des Kapitals Gel^enheit zu einem Profit, wie sie sonst auf dieser 
und jener Welt zusammen keinem noch so frommen Christen zutdl 
wird. Desw^en beginnen sie gewdhtiUch Beziehungen zu den un- 
entwickelten Ländern anzuknüpfen, bevor noch die Volkswirtschaft 
eines kapitalistischen Landes die Notwendigkeit der weltwirtsdiaft- 



dby Google 



KRJEOSPROBLEME 289 

liehen Beziehungen wirklich als Lebensfrage zu empfinden beginnt. 
Andererseits aber verbreitet sich in den letzten Jahren unter dem 
Einfluß der weltwlrtschaftlidien Entwicklung auch in den Ländern 
des jungen Kapitalismus die Erkenntnis der zukünftigen Unum- 
gänglichkeit des Hinausgehens in die ferne Welt, und sie bildet 
einen Ansporn zur.politisdien Sicherung des Raumes fär die weit, 
wirtschaftlidie Expansion. 

Der Kapitalismus kann sich ohne Beherrschung agrarisch nicht- 
kapitalistischer Gebiete nicht in dem bisherigen schnellen Tempo 
weiter entwickeln. Er sucht in den letzten Jahrzehnten ganz Asien 
und Afrika sich botmäßig zu machen. Durch seine Warenausfuhr 
und Bahnbauteo sucht er die alten wirtschaftlichen Verfassungen 
dieser Gebiete zu sprengen, diese Völker zu Warenproduzenten zu 
madioi, Warenproduzenten, die die Produkte der europäischen In- 
dustrie teuer bezahlen tmd ihre eigenen Produkte billig verkaufen. 
Wir haben hier nicht die Möglichkeit, die kolonial- und finanz- 
politischen Mittel darzustellen, vermittelst deren das Kapital dieses 
sein Bestreben vervärUicht. Es genügt, zu sagm, daß die weltwirt- 
schaftliche Entwicklung des Kapitalismus nicht nur die ungeheure 
Ausbreitung seiner profitfördemden Tätigkeit bedeutet, sondern 
auch ihre rücksichtsloseste Steigerung. Und desw^en muß die 
weltwirtschaftliche Entwicklung nunmehr wieder zur Gewaltan- 
wendung schreiten. Selbst wenn die kapitalistischen Staaten unter 
sich den unentwickelten Teilen der Welt einig gegenüberstehen wür- 
den, würde die weltwirtschaftliche Entwicklung nicht ohne die größ- 
ten Zusammenstöße, Welterschütterungen vor sich gehen. Hun- 
derte Milhonen der chinesischen, indischen Bevölkerung, durch die 
kapitalistische Entwicklung in Bewegung gebracht, würden auch 
dann die Welt erschüttern, wenn das internationale Kapital ihnen 
mit vereinten Kräften entg^enträte. 

Die kapitalistische Welt stellt jedoch keinen einheiüichoi Orga- 
nismus dar. Sie ist in nationale Sonderotganismen gespaltet, ge- 
mäß den historischen W^en, auf denen der Kapitalismus in die ein- 
zelnen Länder Europas eindrang. Jeder kapitalistische Staat möchte 
einen Teil der Erde in seine Hände bekommen. Sie kämpfen unter- 
einander seit Jahrzehnten um noch freie Gebiete: um China, um 
die Türkd, um Persien. Starke kapitalistische Staaten, die zu spät 
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an diese Ausbreitungspolitik gingen, schauen gierig auf kldne, wie 
Portugal, Holland, die aus früheren Zeiten große Kolonien besitzen. 
Alte, mächtige Kolonialreiche, wie England, befürchten, daß andere 
kapitalisüsche Staaten Unruhen in ihren Kolonien ausnützen könn- 
ten, um Urnen einen Teil der Beute zu entreißen. 
Seit dreißig Jahren steigern sich diese G^^ensätze zwischen den 
kapitalistischen Staaten um den Anteil an der Welt. Sie haben den 
Krieg zwischen Spanien und den Vereinigten Staaten Nordamerikas, 
den Russisch-Japanisdien Krieg verursacht, ihnen verdanken wir 
das immer wütendere Wettrüsten zu Land und See. Gleichzeifig er. 
zeugt dieser Kampf Kolonialaufstände, er erzeugt die Gefahr von 
Völkererhebungen, wie sie die Welt nicht gesehen hat. Aus all 
diesen G^ensätzen hat sidi der völkervemichtende Weltkri^ des 
Jahres 1914 ergeben. Er ist ein Kri^ um die Weltmacht, ein 
Kri^ um die Frage, welchen kapitalistischen Staaten der größte 
Anteil an ihr zufallen wird. Daß dem so ist, bekunden alle Schrif- 
ten über den Weltkrieg, die die Verfechter dieser Politik zur Anfeue> 
ning des Bürgeriums zum Durchbalten um jeden Preis herausgeben. 
Unsere Stellungnahme zu dem Weltkri^ ist also unmöglich ohne 
Beantwortung der Fr^e: hat das Proletariat ein Interesse an 
der weiteren Ausbreitung der kapitalistischoi Produktionsweise? 
Nur wer auf diese Frage eine klare Antwort gibt, nimmt eine klare 
Stellung gegenüber den ungeheuren historischen Ereignissen, diewir 
erleben, dn. Keine Zitate aus Marx, keine Dddamationen können 
eine Antwort auf diese Frage erübrigen. Wir wollen sie geben. — 

III. 
Als die moderne Wirtschaftsform des Kapitalismus in der Form 
des Handelskapitals vor Jahrhunderten ihren Lauf begann, beutete 
sie die Völker des Orients aus. „Wenn Westeuropa eme so staria 
kapitalistische Entwicklung erlebt hat" — schreibt Professor Som- 
bari, ganz gewiß kein Sozialist — „so ist dies gewiß nicht zu- 
letzt daraus zu erklären, daß die Westeuropäer mehr als irgend ein 
anderes Volk sich früher fremde Völker tributpflichtig machen konn- 
ten und machten. Man sollte nicht vergessen, daß Westeuropas 
wirtschaftlidie Entwicklung die Ausplünderung dreier Erdteile zur 
notwendigen Voraussetzung gdiabt bat, daß öet Wohlstand unzäb- 
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liger blühender und reicher VSIker der AHen und Neuen Welt erst die 
Mittel geschaffen hat, die den europäischen Kapitalismus ins Leben 
riefen. Der Reichtum der italienisdien Städte ist ebenso undenkbar 
ohne die Auspowerung der übrigen Mittdländer, wie Portugals, 
Spaniens, Hollands, Frankreichs und Englands Blüfe nicht denkbar 
ist ohne vorherige Vemiditung der arabischen Kultur, ohne die Aus. 
raubung Afrikas, dieVerarmung und Verödung Südasiens und seiner 
Inselwelt, des fruchtbaren Ostindiens und der blühenden Staaten der 
Inkas und Aztdten." (Modemer Kapitalismus, Bd. I, 326.) In- 
dem aber der Kapitalismus die Naturalwirtschaft zurückdrängte 
und an ihre Stelle die Geldwirtschaft setzte, ermöglidite er den 
Feudalherren, auch die Ausnutzung der Bauern ins Ungemessene zu 
steigern : denn mit der Möglichkeit, die landwirtschaftlichen Erzeug- 
nisse zu verkaufen, bekam die Obervorteilung der Bauern, die 
Steigerung der Robote, das Bauernlegen erst d»i rechten Sinn. Dem 
Handwerk nahm das Kapital den goldenen Boden. Und als das 
moderne Fabriksystem aufkam, brachte das Kapital die proletari- 
sierten Bauern- und Handwerkennassen erst recht unter seine Bot- 
mäßigkeit. Indessen in all den vielen Jahrhunderten, von der Ent- 
stehung des Handelskapitals sozusagen in den Ritzen und Winkeln 
der feudalen Gesellschaft bis zu seiner offenen Thronbesteigung war 
seinW^ auch durch den rücksichtslosen Kampf derverschiedenen ka- 
pitalistisdien Gruppen untereinander gezeichnet. Sie führten Kriege 
um die Abgrenzung des Herrschaftsgebietes, was zur Bildung der 
nationalen Staaten führte. Sie kämpften imi überseeische Gebiete 
untereinander. Und in all den Krisen war es das Volk, das die 
Kri^;er stellte. Es bäumte sich oft dagegen auf, suchte die Räder 
der Geschichte aufzuhalten, aber umsonst. Denn der Kapitalismus 
steigerte das Interesse des Kapitalisten am Ertrag der Arbeit, er 
spornte sie zu Erfindungen an, die die Ausgiebigkeit der mensch- 
lichen Arbeit ungeheuer erhöhten. [>ie Masse der Werte, die der 
Kapitalismus in immer größerem Umfange anhäufte, gab ihm große 
Machtmittel in die Hand. Sie erlaubte ihm, trotz der Steigerung 
der Intensität der Ausbeutung die Volksmassen an einer gewissen 
Kultur teilnehmen zu lassen, und diese Kulturroittel, die Schule, 
die Kanzel, die Presse, das Buch, alles predigte dem Volke, es sei 
nichts ohne die Kapitalisten, jeder Fortschritt sei nur dank den Ka- 
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pitalisten möglich. Und wenn einmal die Massen die itinen so von 
Kindheit an eingeimpfte Demut mit jähem Ruck beiseite schoben, 
dann wandte der Kapitalismus seine mächtigen Gewaltmittel gegen 
sie an, bis sie wieder zu Kreuze krochen. 

Doch war es keine sinnlose Qual. Sie ennöglicbte dem Kapital 
die Eroberung der ganzen europäischen Welt, eine solche Steige- 
rui^ der menschlichen Arbeitsfähigkeit, daß jetzt selbst bei einem 
achtstQndigoi Arbeitstag nodi Riesenprohte gemadit werden kön- 
nen. Das Kapital hat dem Menschen die Natur in einem Maße 
untertänig gemacht, wie sie es niemals zuvor war, es bdierrscht das 
Wasser, die Luft, das Innere der Erde. Nachdem es dies getan, 
brachen seine dialektischen Widersprüche durch. Der Stand der 
Wissenschaft erlaubt jetzt, die Ergiebigkeit des Bodens zu steigern. 
Aber das Kapital bevorzugt die Industrie, weil es sich in ihr viel 
schneller vermehren kann. Unzählige Erfindungen werden der All- 
gemeinheit vorenthalten, weil ein einzelner sie aufgdcauft hat Ka- 
pitalistische Verbindungen — Trusts und Kartelle — regeln die 
Produkti<m nidit nach den Bedürfnissen der Gesamtheit, sondern 
nach ihren Kalkulationen. Ein immer größerer Teil der mensdi- 
lichen Arbeitskraft muß alljährlich der Produktion entzogen werden, 
um das Waffenhandwerk zu erlernen zur Sicherung der National- 
st£iaten. Die Orientvölker wachen auf, wenden sich den Kulturer- 
rungenschaften Europas zu, aber dieses kann sie ihnen ohne Zer- 
störung ihrer hdmischen, veralteten Wirtschaftsform nicht geben. 
Immer besser verstehen die Arbeitermassen der modernen Staa- 
ten diesen Zusammenhang, immer stärker wächst ihre Opposition: 
die moderne sozialistische Arbeiterbewegung. Diese wendet sich nidit 
mehr gegen die Errungenschaften des Kapitatismus, gegen seine Tech- 
nik, denn sie weiß gut, daß diese dem Volke Heil bringen, wenn sie von 
der Allgemeinheit verwaltet, im Interesse der Aligemeinheit verwandt 
werden. Nicht die Wiederkehr zu vorkapitalistischen Zeiten des Zunft- 
handwerks, des Feudalismus stellt sich die sozialdemokratische Vor- 
hut der Arbeiterklasse als Ziel, sondern eine Organisation der Pro- 
duktivkräfte, wie sie die Interessen der ganzen Menschheit erfordern. 
Aber die geistig aufgeweckten, aufgeklärten Elemente bilden in der 
Arbeiterschaft nur eine Minderheit. Sie sind nicht imstande, allein 
ihr Ziel zu erringen. Gegen sie stehen noch große Massen von 
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Arbeitern, die noch keine Möglichkeit einer anderen Organisation der 
Wirtschaft sehen, oder die zermürbt durch die alltägliche Arbeits- 
qual, in sich keine Kraft zu ihrer Durchführung fühlen. Inzwischen 
gdit der Kapitalismus weiter an die Eroberung neuer Erdfeile, die 
bisher abseits von der modernen Entwicklung standoi. Dort hofft 
er, neue Arbeitennassen zu bekoaunen, neue Reichtümer zu sammeln. 
Welche Stellung hat der bewußte Teil der Arbeiterschaft demg^en- 
über einzunehmen? Er weiß, daß man die wirtschaftliche Ent- 
wicklung nicht aufhalten kann. Er lehnt es ab, dies durdi reaktionäre 
MaBr^eln zu versudien. Aber er macht sich keineswegs zum Ver- 
fechter dieser Entwicklung. Vielmelir sucht er den Obergang zu 
höheren Produktionsformen möglichst schmerzlos zu gestalten. Der 
Imperialismus ist eine Politik, die mit Hilfe der staatlichen Oewalt 
die noch unentwickelten Länder dem modernen Kapitalismus zu- 
führen will. Das Proletariat hat diese Politik aufs schärfste be- 
kämpft Nicht nur, weil es wußte, daß sie zu einem Weltkrieg füh- 
ren kann, sondern weil es auch den unentwickelten Völkern den Ober- 
gang zu höheren Wirtschaftsformen ohne Greuel und Elend ermög- 
lichen will. Ein Förderer der kapitalistischen Entwicklung kann das 
seiner bistorisdien Aufgabe bewußte Proletariat nidit sein, weil es 
die Mensdiheit schon heute für reif zu höheren Lebensformen hält. 
Aus diesen Tatsachen erklärt sich die grundsätzliche G^nerschaft 
des Proletariats zu diesem Weltkrise. Es gab in der Vergangen- 
heit Kri^e, die ein notwendiges Glied in der wirtschaftlidien Ent- 
wicklung darstellten. Vielen von ihnen stand das Proletariat otme 
ii^endein selbständiges Verständnis gegenüber, weil es damals noch 
kein sozialistisches Bewußtsein hatte. Die Kriege, die zur Bildung 
des Deutschen Reiches führten, waren auch notwendig, weil auf 
deutschem Boden die moderne Wirtschaftsform sich unter der Lei- 
tung eines einheitlidien Staates am besten entwickeln konnte. Aus 
diesem Grunde erklärte ein Teil der Führer der damals aufkommen- 
den sozialistisdien Bewegung jenen Krieg auch vom Standpunkt der 
Arbeiterklasse für notwendig, wie kritisch sie sich auch den Macht- 
habem gegenüber verhielten, die den Krieg führten. Ein zweiter Teil 
at}er protestierte gegen den Kri^ in den schärfsten Formen, und es 
ist kein historischer Zufall, daß in dem dankbaren Gedäditnis der 
Arbeiterklasse dieser Protest einen dauernden Ehrenplatz behielt. 
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Man sucht nach der historischen Fonnel für den Weltkri^. 
Was bedeutet er, von der Warte der Weltgeschichte gesdien? 
Man greift zu den Handbüchern, erinnert sich an die holländisch- 
spanischen, englisch-spanischen, englisch-hotländisdien und eng- 
lisch-französischen Handels- und Kolonialkriege und erklärt : es ist 
der Krieg Deutschlands, des jungen, rüstigen kapitalistisdien Staa- 
tes, der g^en die Seesuprematie des Fafners des Kapitalismus, 
England, Sturm läuft. So sagen es anklagend die englischen, stolz 
die deutschen Politiker und Historiker. Aber die Geschichte spielt 
sich nicht in dieser Weise ab, daß immer neue Partner dieselbe 
Schachpartie spielen. Die Handelskriege der Epoche der lu^prüng- 
lichen Akkumulation hatten die Tatsache zur Quelle, daß das junge 
Handelskapital gierig nach den Kolonien griff, um die dort geraub- 
ten Schätze zur industriellen Produktion anzuwenden. Es wurde 
erst dank dem kolonialem Raub zu einer größeren wirtschaftlidien 
Macht, konnte sich erst dank ihr auf die Ausbeutung der Produk- 
tionskräfte im Mutterlande werfen. Diese Kriege bildeten die Vor- 
bedingungen der Entwicklung des Kapitalismus. Der si^reiche Staat 
entwickeltewirklich Produktivkräfte, indem er an Stelle des Handwerks 
zuerst das Verlagssystem, dann die Manufaktur einführte, Arbd- 
terarmeen sammelte, sie disziplinierte, ihre Arbeitsfähigkeit stei- 
gerte. Und siegreich blieb derjenige Staat, der dank seiner geo- 
graphischen Lage, dank seinen Reiditümem an Naturschätzen, 
dank seiner eigenartigen Geschichte die besten Bedingungen für die 
Rolle des Weckers der Produktivkräfte in stdi trug. Das war nicht 
Spanien, in dem der Feudalismus die industrielle Arbeit verachtete 
und niedertrampelte, nicht Holland, in dem der Händler Oberge- 
wicht hatte über den Fabrikanten, nidit Frankreidi, in dem das 
Königtum den Feudaladel mit Hilfe des Handelskapitals zuerst 
niederrang, um sich dann im Kampfe g^en das BQi^ertum auf ihn 
zu stützen. England war es, in dem der Add früh gelernt hat, sich 
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mit don bfii:gerlidien Kapital zu verdnigen, in dem da!= v-^nitai 
den industriellen mit dem Handelsprofit zu verbinden wi 
in dem zuerst in der Arbdt der industriellen Ariwiter die C 
Wertes erkannt wurde. Der Sif^ Englands, das wirtsctiaft 
großen Vorsprung am Anfange des 19. Jalirtiunderts hat 
tete momentan zwar die Aufrichtung eines Weltmonopols, 
dnes Staates, der durch die Entwicklung der modernen 
die Produktivkräfte der Menschheit mächtig entwickelt 
Handelskrise des jungen Kapitalismus bedeuteten nicht 
Verschiebung in der Verteilung der Produktivkräfte, sie 1 
starker Faktor ihrer Entwicklung. 
Da aber die Grundlagen der modernen Industrie: Da 
Maschinerie, überall herstellbsu' sind, wo es Kohle gibt, 
Monopol Englands auf dem Weltmarkt unhaltbar. Der 
mus entwickelte sich auf dem europäischen Kontinente, in 
in Asien, Australien, und so viel kapitalistische Staaten e 
viel Konkurrenten erwuchsen dem englischen Kapitalis 
' suchte sidi durch die Bdierrschung der Seew^e, der en 
den strategischen Punkte der Welt die besten Bedingung 
cbem, um für den Fall einer Neuverteilung der kapital« 
entwickelten Länder das größte Stück zu bekommen. Es ist 
gesprochen konservative Politik, die der englische Impc 
den anderen kapitalistischen Staaten gegenüber treibt, 
g^en kämpfen um die Freiheit der Meere", erklären daruB 
treter des deutschen Imperialismus, für die Politik der off< 
d. h. der freien Konkurrenz auf dem Weltmarkt. So e 
deutsche Imperialismus den Anspruch, daß er den wirisd 
Fortschritt darstellt. Wie ist es damit bestellt? Auch En£ 
schließt den anderen kapitalistisdien Staaten den Zutritt 
Kolonien nicht, denen es übertiaupt Freiheit in der Erledig 
Handelsangelegenheiten überläßt. Auch England foi 
China, der Türkei usw. kein ausschließliches Recht auf I< 
läge. Es braucht weder in seinen Kolonien noch in den St 
es zu Kolonien madien mddite, die Tür zu sdiließen. E; 
sich damit, daß es in den Ölenden, in denen sein Kapital 
Linie auftritt, audi die Möglichkeit hat, tatsädilich den gri 
des Nutzens an sich zu reißen. Und tut Deutschland < 
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deres? In den deutschen Kolonien schöpft das deutsche Kapital den 
Rahm ab, Insoweit man dort von Rahm überhaupt sprechoi kann. 
In den freien Ländern, in denen das deutsche Kapital dne große 
Rolle spielt, wie in der Türkei, sudit es für sich besondere Konzes- 
sionen zu gewinnen. Die offene Tür Deutschlands gleidit der Eng- 
lands wie ein Ei dem andern. Englands Kapital hat eine gr&6ere 
Macht, wdl es früher über die Meere ging. Das ist alles. Aber 
daraus folgt nicht, da6 das deutsche Kapital dem englischen g^en- 
über einen historischen Fortschrift repräsentiert. Es kann keine 
neuen Produktivkräfte entmckeln, die England nicht ebenfalls ent- 
wickeln würde. 

Der historische Fortschritt ist heute an die Entwicklung keines ka- 
pitalistischen Staates gebunden. Umgekehrt:. die imperialistische 
Politik ist nur mf^lich und notwendig, weil alle modernen Staaten 
den gegenwärtigen Wirtschaftszustand zu erhalten strdwn. Warum 
streben sie nach den Kolonien? „Weil der Lebensmittelbedarf der 
kapitalistisch entwickelten Staaten durch ihre Landwirtschaft nicht 
gedeckt wird. Die Vereinigten Staaten Amerikas, Rußland, die ihn 
jetzt decken helfen, werden selbst allmählich zu Industriestaaten. 
Da müssen die kapitalistischen Staaten nach neuen Agrarländern 
streben." So erklären die Imperialisten und weisen damit auf eine 
der Quellen des Imperialismus hin. Ist aber die europäische Land- 
wirtschaft wirklich aus natürlichen Oründen nicht imstande, mehr 
Lebensmittel zu beschaffen? Ndn! Angesehene Agronomen haben 
bewiesen, daß die Ergiebigkeit der Landwirtschaft noch um vieles 
gesteigert werden kann. Wenn das nicht geschieht, so deshalb, wdl 
das Kapital viel lieber in die Industrie strömt, wo es sich schneller 
umsetzt, größere Profite abwirft, wdl so die Bauern kdnen billigen 
Kredit zur Einführung der modernen Wirtschaftswdse bekommen, 
wdl der Privatbesitz an Grund und Boden überhaupt die Entwick- 
lung der Landwirtschaft hemmt. — „Wir müssen Waren expor- 
tieren, da der innere Markt immer enger wird", erkläroi die Im- 
perialisten wdter. — Warum wird aber der innere Markt immer 
enger? Wdl die Volksgenossen ihre Bedürfnisse nicht genügend 
zu befriedigen in der Lage sind. Man produziert Lokomotiven für 
Afrika, weit man nicht gute, lichte Wohnungen für die Volksmassen 
bauen, zu wenig Kldder für sie produzieren kann. Welches Argu- 
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ment des Imf^alismus man auch prüft — wir haben d 
besten herausgegriffen — inuner zeigt es sich^daß die Qu 
Imperialismus darin bestehen, daß der kapitalistische Char. 
Produktion bewahrt werden soll, daß die Produktion den 
nissen des Konsums nicht angepaßt werden kann. 
Der Kapitalismus hat in den zivilisierten Ländern die Bedi 
des Sozialismus bereits entwickelt. Weil aber die kapital 
Schichten die Entwicklung zum Sozialismus nicht wünschen 
müssen sie den O^ensatz zwischen den nach vorwärts dri 
Produktivkräften und dem Privateigentum an Produktioi 
auf anderem W^e zu lösen suchen. Der Imperialismu 
solcher Ausweg. Er ist also eine konservative Kraft, er 
Leben des Kapitalismus verlängern. Und der Weltkri^ 
perialismus ist darum ein Kri^ g^en den Sozialismus. 
Nur unter diesem Gesichtspunkt verstanden, läßt sich d 
kri^ voll würd^en. Der Imperialismus will und kann 
duktivkräfte der Oesellschaft nicht zur vollen Entwicklung ( 
Er erstrebt nur eine längere Lebensfrist für den Kapitalist 
desw^en läßt sich der heutige Weltkri^ keinesfalls mit d 
delskri^en des 17. und 18. Jahrhunderts vergleichen; i 
blutig und grauenhaft sie auch waren, so führten sie doch 
Entfaltung neuer Produktivkräfte. Dieser Weltkrieg daf 
auf einer Stufe der wirtschaftlichen Entwicklung ausgebroc 
der die kapitalistische Welt schon so große Produkti\icr. 
wickelt bat, daß eine planmäßige Organisation der Ges 
Schaft mfiglich ist 
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1. 

Der Kri^ bat die internationalen Bezidiungen unterbrochen, 
aber „der Mensdiheit Oeist" ist nicht ausgelSsdit, und nadi 
dem Kri^e wird es nötig sein, von neuem einen Bund der VSUkt zu 
errichten. So und ähnlich hört man heute oft die offiziellen Ver- 
treter der sozialdemokratischen Parteien sich äuBem. Ja, es finden 
sidi Theoretiker, die beweisen, daß nur derjen^, der die Grenzen 
derintemationalität nicht genügend beachtet hat, der seine Wünsche 
für Wirklichkeit nahm, von einem Zusammenbruch spredien kann. 
Die internationale Solidarität sei eben nur im Frieden möglich, 
die Internationale sei ein Friedensinstrument. Der Krieg schafft 
die nationale Solidarität in der Verteidigung des Bodens, auf dem 
die Arbeiterbewegung jedes Landes aufwächst. Ist er zu Ende, 
dann kommen die gemeinsamen Interessen der Arbeiterklasse wieder 
zum Worte und die Internationale wird auferstehen. Nur soll man 
durch gegenseitige Anklagen dies nicht erschweren. SoKautsky. 
Und Victor Adler, der Führer der österreichischen Sozial- 
demokratie, mahnt sogar die Führer der Arbeiterparteien, sich nach 
dem Kriege nicht an die Worte zu erinnern, die sie im Kri^s- 
delirium geschrieben haben! 

Aber die Wirklidikeit kehrt sich nidit einmal an die Wünsche von 
Parteileitungen. Die Arbeitennassen sind nicht in der Lage, nadi 
d«n Operettenrefrain zu handeln: Glücklich ist, wer vergißt, was 
nicht mehr zu ändern ist. Es handelt sich für sie nicht um die „Be- 
strafung der Schuldigen", zu denen sie doch selbst gehören. Ein 
Vergessen ist unmöglich, wenn die Massen für die Zukunft vom 
Kriege lernen wollen. Und es ist undurchführbar, wdl die natio- 
nale Bourgeoisie bei dem ersten Versuch, die alten Melodien wieder 
anzustimmen, die Führer an die neuen Lieder erinnern würde, die 
sie während des Krieges mitgesungen haben. Ein Jahr des Welt- 
kri^es läßt sich aus dem Buch der Geschichte, aus dem Bewußtsein 
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der Volksmassen nicht ausreißen. Nicht gegenseitiges Vergessen, 
sondern küble Untersuchung des Zusammenbruchs der zweiten 
Internationale bildet die Voraussetzung für die Bildung der dritten. 
Das Proletariat übernahm den Gedanken der internationalen Soli- 
darität von den Ideologen der revolutionären Bourgeoisie Frank- 
reichs, die, von den Heeren der Feudalmächte bedrängt, den Bund 
der Völker im Kampfe gegen den feudalen Absolutismus pro- 
klamierte. Zu der Zeit aber, als das Proletariat diese Losung 
übernahm, begann die Bourgeoisie schon auf den revolutionären 
Kampf gegen den Feudalismus zu verzichten, und eine neue soziale 
Frage drängte sich an die Tagesordnung der Geschichte, bevor 
noch die Trümmer des Feudalismus aufgeräumt waren : der Gegen- 
satz zwischen Kapital und Arbeit. Diese Frage wurde zur Trieb- 
kraft der internationalen Solidarität des Proletariats. Es vergaß 
natürlich nicht den Kampf gegen den Feudalismus, die Unter- 
stützung der um bürgerliche Freiheiten kämpfenden Nationen. Ja, 
die ersten internationalen Kundgdiungen der englischen und fran- 
zösischen Proletarier entstanden als Proteste gegen die Unter- 
drückung der Polen durch Rußland, der Italiener durch Österreich. 
Aber je mehr die nationalen Einbeitsbestrebungen verwirklicht wur- 
den, desto mdir wurde das Proletariat zum einzigen Hüter des 
Gefühls der internationalen Einigkeit. Die Internationale Arbdter. 
assoziation, die ün Jahre 1864 zum ersten Male gdiildete größere 
internationale Vereinigung des Proletariats, begann mit einer Pro- 
testversanunlung gegen die Niederweriung des Polenaufstandes im 
Jahre 1863, aber ihren Hauptinhalt bildete die Vereinigimg, Ver- 
dnheitlichung und Förderung des proletarischen Befreiungsstre- 
bens. Sie entsand, als die Arbeiterbew^fung nur in England und 
Frankreich größeren Umfang hatte, als die deutsche Arbeiterklasse 
durch Lassalle erst in einem sehr winzigen Teile aufgerüttelt war. 
In Osterreich, Italien, den skandinanscben Ländern, Amerika war 
der Kapitalismus nodi so jung, daß sein Produkt und G^ner, die 
moderne Arbeiterbewegung, erst im Entstehen begriffen war. Nir- 
gends hatte die Arbeiterbewegung schon so großen Umfang ange- 
nommen, sich so sehr an die bestehenden staatlichen Rahmen ange- 
paßt, daß sie kerne Leitung oder R^elung von außen hätte ver- 
tragen können. Ja, in vielen Ländern war die national-staatliche 
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Absonderung noch nicht einmal beendet, weswegen auch die junge 
Arbeiterbewegung fiber die Grenzen ihres Landes schaute, dorthin, 
wo die Geschicke ihres Landes besiegelt werden sollten. Die Verhält- 
nisse ermöglichten nicht nur, sie erforderten dne zentrale inta* 
nationale Leitung. Die junge Arbeiterbewegung stand da ohne 
Kenntnis des W^es, den sie zurückzulegen hatte. Marx, Engels 
und ihr Freundekreis kannten die Geschiebte der englischen und 
französischen Arbeiterbew^^g bis in alle Einzelhdten. Kemier 
der kapitalistischen Gesellschaft imd der sie bewegenden Gesetze, 
konnten sie aus den bisherigen Erfahrungen der Arbeiterbewegung 
Lehren schöpfen, die den wdten Weg zu kürzen imstande waren. 
Sie sahen weiter als die Arbeiterführer der verschiedenen Länder, 
und so suchten sie die junge internationale Arbeiterbewegung von 
einem Orte her zu leiten, ihr, entgegen den Unterschieden, die sich 
aus der verschiedenen Geschichte der einzelnen Länder ergaben, 
eine einheitliche Richtung zu geben. Das gelang dank der Klugheit 
von Marx und Engels, die ihre Lehren der Arbeiterschaft nidit auf- 
drängten, sondern die Massen zu ihnen zu bringen suchten. Aber 
es konnte nur so lange gelingen, als die Arbeiterbewegung Deutsch- 
lands und Frankreidis nicht stark genug w£ir, um gemäß den ver- 
schiedenen Bedingungen ihrer Länder den eigenen Weg zu gehen. 
Als der Französisch-Deutsche Krieg die Epoche der Kämpfe um die 
nationale Einigung Westeuropas abgeschlossen hatte, als die Staa. 
ten abgesondert dastanden mit ihren besonderen Gesetzen, die auf 
Jahrzehnte hinaus den Boden des Klassenkampfes absteckten, als 
die dank der Entwicklung des Kapitalismus erstarkende Arbeiter- 
klasse in jedem Lande besonders gegen ihre eigene Bourgeoisie ope- 
rieren mußte, da war eine zentrale Leitung der Internationale un- 
möglich. Die erste Internationale war tot. Sie entstand nach fünf- 
zdm Jahren wieder, aber in ganz anderer Form, mit ganz anderen 
Aufgaben. Sie entstand, wdl die Arbeiter in allen Ländern, trotz 
der Grenzen, trotz der besonderen Kampfbedingungen es empfan- 
den, daß ihre Interessen dieselben sind. Ihre Lage war trotz aller 
Unterschiede gleichartig. Das Vorschreiten der Art)eiterklasse jedes 
Landes ermutigte ihre ausländischen Kameraden. Bei jeder Forde- 
rung, die die Arbeiter eines Landes erhoben, entgegnete ihnen ihre 
Bourgeoisie mit dem Hinweis auf das Ausland. Sie bezeidmete die 
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Forderung nach Verkürzung der Arbeitszeit, nadi Arbeiterscbutz 
als Anschläge gegen die Konlourenzfähigkeit der eigenen Industrie 
auf dem Weltmarkte. So brachte die Bourgeoisie dem Proletariat 
die Notwendigkeit bei, die zweite Internationale zu gründen. Wenn 
aber z. B. die englischen Verhältnisse einen Kampf um die Arbeits- 
losenversicherung erlaubten, konnten sie in Deutschland dafür eben 
am ungünstigsten liegen. Der Kampf um Koalitionsfreihät in 
Deutschland konnte zwar die Sympathie des Proletariats aller an- 
deren Länder, aber keine gleichartige und gleichzeitige Bewegung 
hervorrufen, weil seinerzeit in England diese Frage bereits erledigt 
war. Da wurde die Internationale zur Internationale der gemein- 
samen Demonstration der Aufstellung gemeinsamer Losungen. 
Am diarakteristischsten ist in dieser Bezidiung die Geschichte des 
Maifeiergedankens. Die Arbeiter aller Länder steckten sich das 
gemeinsame Ziel: den Achtstundentag zu erobern. Sofort entstand 
die Frage, ob die Demonstration dafür wirklich am 1. Mai statt- 
finden müsse, ob es nicht besser wäre, je nach den Verhältnissen 
eines jeden Landes sie eventuell auf den Sonntag nach dem ersten 
Mai zu verlegen. Und da der Kampf um den Achtstundentag nicht 
auf einmal ausgefochten werden konnte, da hierzu vielmehr ein 
mühevoller, Jahrzehnte dauernder Oewerksdiaftskampf erforderlich 
war, so teilte er sich in eine große Anzahl besonderer Kämpfe, und 
die Maidemonstration wurde zur allgemeinen Demonstration für 
den Sozialismus, mit besonderer Betonung der jeweilig wichtigsten 
Fr£^en. Während die erste Internationale die gemeinsame Einlei- 
tung des Klassenkampfes war, ward die zweite Internationale zur 
Organisation der Verständigung über die gemeinsamen Ziele und 
der Demonstration für sie. 

II. 
Während die Arbeiterbewegung in der Epoche der zweiten Inter- 
nationale sich in engster Weise an die staatlichen Grenzen und die 
in jedem Staate herrschenden Gesetze anpaßte, ging die kapita- 
Ustische Entwicklung über die Rahmen der einzelnen Staaten hin. 
aus. Es entstand die Weltwirtschaft, die alle Staaten voneinander 
abhängig machte. Aber der Kapitalismus bedeutet Konkurrenz, 
Kampf der kapitalistischen Gruppen untereinander. So suchte die 
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Bottigeoisic ctoes jedoi Staates ein möglidist großes StüdE der 
Wdt für skh auszasdinckko, am von den übrigen Staaten unab- 
bängig za Ueibeo. ^ wcdUe alle znr ProdukticKi notwendigen Roh- 
stoffe nod Lebeosanttd aas sdbständigen Qodlen be^tzen, ihr 
eigenes WirtscfaaftsgeUet allein befaerncben. So entstand der wilde 
Konkoirenzkampf aaf dem Wdtmarfcte, das Bestrdien, eigene Ko- 
lonien za erobern, das Bestreben, den nationalen Maitt za mono- 
poUsKFen. Während die Wdtwirtscfaaft die Nali<men voiiand, teilte 
die imperialistisdie Politik sie; sie sdiof die Gefahr der Wdtfcriege. 
Diese Entwiddong bahnte sidi sdioa in den neunziger Jahren an; 
sdt dem großen Anfsdiwong des Kapitalismus nadi dem Jahre 
1893 sdilug sie ein sdmelles Tempo ein. Aber ihre Bedeutung, 
ihre Gefahren waren dem F^letariat lange unbdcannt, (^nrdil 
einzelne Theoretiker sie zu vmrdigen wußten. Erst seit der Marokko. 
krise des Jahres 1905, der bosnisdien Krise des Jahres 1909, der 
Versdiärfung des deutsdi-englisdien Gegensatzes begannen weitere 
Kreise des Proletariats Pulver zu riedioi. Man protestierte gegen 
die Kri^isgefahr, aber mit Protesten kann man sie nidit bannen. 
Trotzdem blid) es bd den bloBot Protesten, weil der Kampf g^en 
die Kriegsgefahr dne Änderung der Taktik des Proletariats er- 
forderte. Das Parlament, in der zwdten Epodie der latemati<male 
das widitigste Betätigungsmittel der AilKiterklasse, war hier obn- 
mädit^. Es hat eine bürgerlidie Mehrhdt, und das Bürgertum 
ist imperialistisdi. Würde aber die M^Udikdt bestdien, daß die 
Art>dterklasse in ihm die Mehrhdt erlangt — die Gewalten, die 
um die Neuaufteilung der Wdt zu kämpfen wagen, würden sidi 
vor einer sozialdemokratisdien Parlamentsmdirbeit nidit fürditen. 
Der Widerstand gegen die Gefahren eines drohenden Wdtkri^ies 
erfordert das Aufgdwt der sozialen Madit des Proletariats außer- 
halb des Parlaments, was natürlidi die Notwendigkdt der parla- 
mentarisdien Tätigkdt nidit aufhebt. Die Arbdterpartden konnten 
sidi nidif Iddit den neuen Anforderungen der Lage anpassen. Die 
neue Taktik verlangte, die bisherigen Errungenschaften auh Spid 
zu setzen. Zu einem soldien verantwortungsvollen Entsdiluß rafften 
sidi die Führer nidit auf, da audi sie sidi ganz der Epodie des 
langsamen Fortsdirittes angepaßt haben. Sie „dämpften", was die 
Neuorientierung der Volksmassen, die von Hause aus sdiwer be- 
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wc^lich sind und nur unter dem Druck der Ereignisse ihre Haltung 
ändern, noch erschwerte. So tröstete man sich, daß die Gefahr nicht 
«0 groß sei, daß auch im Bürgertum Friedenstendenzen vorbanden 
sind usw. Das war der politische Sinn der Kautsityschen Theorie, 
daß der Imperialismus eigentlich auch für das Bürgertum Iceine 
Notwendigkeit darstelle, daß es gelte, die Friedensbestrd)ungen im 
Bürgertum zu unterstützen. 

Wenn aber die sozialdemokratischen Parteien in einzelnen Ländern 
nicht vermochten, zu einem wirklichen Widerstand gegen die im- 
perialistische Gefahr überzugehen, so war die zweite Internationale 
noch weniger dazu fähig. War sie doch eine Organisation zur 
Demonstration gemeinsamer Grundsätze und Forderungen. Das 
wußten die Regierungen sehr gut. So sdirieb ein aktiver deut- 
scher Diplomat vor dem Kriegsausbruche: „Im allgemeinen 
kann oian sagen, daß die Regierungen in allen Fragen, in denen 
sie an das Nationalgefühl appellieren können, auf den IntemaÜo- 
nalismus ihrer sozialistischen Parteien keinerlei Rücksicht zu neh- 
men brauchen, daß bisher kein nationaler Krieg mit Rücksichl auf 
die Kriegsfeiadlichkdt des Sozialismus unterblieben ist, noch in Zu- 
kunft aus solchen Gründen unterbleiben wird. Die Regierungen 
mfigen durch die Rücksicht auf die Friedenstheorien des Sozialis- 
mus vielleicht veranlaßt sein, bei ihren Unternehmungen sorgfältig 
auf die Deckung durch das nationale Gefühl bedacht zu sein, wobei 
sich nichts in der Sache, sondern nur manches in der Form und der 
Tedmik ändert, deren sich die moderne Politik zu bedienen hat." 
(J. J. Ruedorfer: Grundzüge der Weltpolitik in der Gegen- 
wart, S. 178, Berlin 1914.) 

Als der Weltkri^ aus den Gegensätzen der kapitalistischen Ent- 
wicklung geboren wurde, zeigte sich die vollkonmiene Ohnmacht 
der zweiten Internationale. Ohne Widerstand übergab sie die 
Positionen, rollten die Fahnen zusammen und ging mit kleinen Aus- 
nahmen an die nationale Arbeit. Wie kann sie wieder auferstehen? 
Auf Grund gegenseitiger „Verzeihung"? Aber wer kann dem 
Proletariat zumuten, noch einmal Proteste und Erklärungen anzu- 
hören, die nach den Erlebnissen des Jahres 1914/15 als hohle 
Deklamationen, wenn nicht gar als bewußter Betrug der Massen 
klingen müssen! Oder kann die Internationale etwa existieren, 
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wenn sie die Kri^spraxis zu ihrer dauernden Politik macht, wenn 
sie erklärt: machen mr uns keine Illusionen, eine solidarisdie 
Aktion gegen die Gefahren des Imperialismus ist unmöglich, die 
Solidarität kann nur im Frieden betätigt werden? Auf dieser 
Basis kann man vielleicht Kartelle der Gewerkschaften zur Erfül- 
lung besonderer praktischen Zwecke bilden, aber nicht eine sozia- 
listisdie Internationale zur Erinnerung des Sozialismus, die doch 
nicht eine Ferienarbeit zwischen zwei Kriegen sein kann. Die dritte 
Internationale wird dort anknüpfen müssen, wo die zweite versagt 
hat, bei den Fragen der außerparlamentarischen Tätigkeit. Wiid 
sie sie nicht in zeitgemäßer Form lösen, dann wird sie nicht eid- 
stieren oder nur eine Scheinexistenz führen. Deswegen sind all die 
altklugen Betrachtungen, daß wir uns schwächer, die O^enseite 
sich stärker gezeigt hat, daß niemand, der offene Augen hat, nach 
dem Kri^e mit den alten Diskussionen über die Massenbewegung 
kommen kann, entweder dn Gerede von Menschen, die ihren Katzeo- 
januner für die einzige Änderung in der Weltgesdiichte haltoi, oder 
sie ^nd ein Verzicht auf die Internationale. Ist denn aber dieser 
Katzenjammer nicht berechtigt? Hat es sich nicht in der Tat ge- 
zeigt, daß die Arbeiterklasse viel schwächer, die Gegenseite viel 
stärker war? Sind die Philippiken gegen die lUusionistoi, die vor 
dem Kriege „den Mund voll nahmen", nicht vollkommen am Platze? 
Was die Verfechter der neuen Formen der Aktion anbetrifft, so 
brauchen sie sich ihrer früheren Haltung nicht zu schämen. Sie 
haben beim Anbruch der imperialistischen Periode anerkannt, daß 
sie das Proletariat vor die Alternative stellten wird: Aktion oder 
Verzicht auf sozialistisdie Politik. Sie suchten die Partei zum ersten 
Teil d^ Alternative zu bew^en. Aus Rücksicht auf die angdv 
liehen Interessen der Organisationen haben sich die Mehrheiten der 
offiziellen Parteien g^en eine solche Politik gewandt Sie haben 
Illusionen im Volke gesät, die bei ihm ein Gefühl der Sichertidt 
hervorgerufen hatten. Die Folgen zeigen sich jetzt. Werden die 
proletarischen Parteien nach dem Kriege sich im alten Geleise be- 
w^en können? Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Mdirhdt 
der Parteiführer sich die Sache so vorstellt, ja daß das Iirlicht einer 
Hoffnung auf Zugeständnisse sie zu noch größeren Feinden einer 
aktiven Politik machen wird, daß sie also dne grundsätzlich refiK'- 
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inatorische Politik befürworten werden. Aber der Weltkri^ und 
seine Folgen werden die Volksmassen aufs tiefste aufrütteln. Wie 
es sdion jetzt keinem Zweifel mehr unterliegen kann, wird dieser 
Weltkri^ nicht im mindesten zur Milderung der G^ensätze, die ihn 
geboren haben, beitragen. Er wird nur eine Änderung der Mächte- 
gruppierungen herbeiführen. Neue Verwicklungen, neue Gefahren 
wird er heraufbesdiwören. Dabei wird die verschärfte wirtschatt- 
lidie Lage nach dem Kii^e im Bewußtsein der Arbeiterklasse ganz 
klar als Folge des Weltkrieges und der Triebkräfte, die ihn her- 
vorgerufen haben, erscheinen. Weder gegen die Folgen des jetzigen 
noch ge^en die Aussichten eines neuen Weltkrieges wird die parla- 
mentarisdie Aktion genügen. Die neue Praxis, zu der die Volks- 
massen in den nationalen Rahmen werden greifen müssen, wird 
die Vorbedingungen zu internationaler Tätigkeit schaffen. Nicht 
platonische Wünsdie, nicht die Sucht, sich über die Lage der G^en- 
wart hlnwc^^zutrSsten, sondern eine kühle Untersuchung der Ände- 
rungen, die der Kri^ bringen muß, erlauben die feste Zuversicht in 
die Zukunft der Internationale als der Organisation der Tätigkdt, 
die, wenn sie auch vielleicht keine genügende Kraft haben sollte, um 
der Oescbidite ihren Willen zu diktieren, jedenfalls verhüten wird, 
daß die Art>eltert>ew^^g zu fronden Ziden mißbraucht wird. 
In die Richtung der internationalen Betätigung werden die Er- 
eignisse die Arbeiterschaft aller kapitalistisdien Länder drängen. 
Je mehr wir uns die Richtung der Entwicklung klarmachen und 
zielbewußt auf sie hinarbeiten, desto schneller wird sie sich voll- 
ziehen. Jeder Versuch der Galvanisierung der alten Internatio- 
nale durch VersShnungskomödien der Sozialpatrioten bedeutet eine 
Verzögerung dieser Entwicklung. Darum gilt es, etilen Phrasen 
von Mensdihdtswerten, die gerettet werden sollen, von alten Grund- 
sätzen, die nicht aufgdioben seien durch eine Katastrophe, die nie- 
mand von uns gewollt hat, von der at>er alle mitgerissen wurden, 
die Frage entg^enzustellen: Wozu soll sie dienen, die neue Inter- 
nationale, was soll de t u n ? Das ist des Pudels Kern. 
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SOZIALDEMOKRATIE UND SOZIAUMPERIAUSMVS. 

Als die große Krise über den internationalen Sozialismus herdn- 
brach, glaubte mancher, es handle sich um dne vorüber- 
gehende Epidemie: man spradi von Kriegspsychose. Man hoffte, 
daß sie unter dem Einfluß der Folgen des Kri^^es bald vorübergdien 
würde. Jetzt geht schon das zweite Kri^sjabr zu Ende: Von einer Um- 
kehr ist nicht das geringste zu bemerken. Immer größer wird der 
Zusammenbruch der offiziellen Parieiinstanzen, m allen Parteien 
der Internationale. 

Binnen wir mit England. Die Führer der Labour Party, 
der Vertretung der Millionen gewerkschaftlich organisierter Ar- 
heiter, sind in die Regierung eingetreten. Sie können nicht, wie die 
Franzosen sagen, sie hätten es getan, nur weil der Fdnd vor den 
Toren der Hauptstadt stand. Sie haben also eine andere Ausrede. 
Die Arbeiterschaft müsse helfen, den preußischen Militarismus nie. 
derzuwerfen. Und sie helfen dazu, indem sie entg^en dem Beschluß 
der Konferenz der eigenen Partei darauf hinarbeiten, Am Militaris- 
mus ... in England einzuführen. Sie stimmen der Aufhebung des 
Streikrechts zu und helfen die Streiks niederwerfen. Sie protestieren 
nicht gegen den Aushungenmgskri^ g^^en Deutschland, sie pta- 
testieren nidit g^en die Greuel in Irland, sie protestieren nidtt 
einmal gegen die Verfolgung der Sozialisten. Ja, sie beginnen 
schon jetzt den Wirtschaftskri^ g^en Deutschland in der zukünf- 
tigen Friedenszeit zu propagieren, zu welchem Zwecte sich die kon- 
sequentesten von ihnen mit dem Schutzzoll, den die englisdie Ar- 
beiterklasse bisher immer bekämpft hat, aussöhnen. Das zdles tun 
sie, um die Stellung des englischen Kapitals in der Welt, das heißt 
seinen Anteil an der Welt, zu verteidigen. Die konsequentestoi v(m 
ihnen sagen es auch klar, daß die „Bedeutung des englisdien Na- 
mens" in der Welt nicht gemindert werden darf. 
In Frankreich sitzen 3 Vertreter der Sozialdemokratie in der 
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Regiening. Einer von ihnen ist Munitionsminister: er spornt die 
Arbeiter an, möglichst viel Mordgeschosse zu produzieren. Mit Zu- 
stinunung seiner sozialistischen Ministerkoll^en, der Ouesde 
und Sembat, stattet dieser T h m a s dem Hängezaren einen Be- 
such ab. Die Partei protestiert dagegen nicht. Im Lande herrscht 
die Polizei. Die demokratischen Rechte (Preß-, Versammlungs. und 
Streikrechte) sind aufgehoben. In den Fabriken herrscht der weiße 
Terror. Auf den Schladitfeldem verblutet Frankreich. Aber die 
Partei wehrt sich mit Händen und Füßen g^^en jede Friedens- 
aktion, bis der deutsche Imperialismus ein für allemal vernichtet ist. 
Und wer glauben würde, daß es sich für die Führer nur um dne 
vorübergdiende Politik handelt, der lese die Artikel Herv^, die Re- 
den von Thomas, Jouhaux, Sembat, in denen die Solidarität der 
Klassen auch in Zukunft propagiert wird. 
In Deutschland unterstützt die Mehrheit der Parteiführer den 
Imperialismus nicht nur, sondern sie hat sich in dem Junibesdiluß 
des Parteiausschusses von 1915 ein imperialistisches Programm zu- 
gelegt. Sie hat den politisdien wie gewericschaftlichen Kampf voll. ' 
kommen aufg^eboi und b^:nflgt sich mit Eingaben und Verhand- 
lungen. Wenn angesichts dessen ein Canow den Arbeitern im 
„Hamburger Echo" (vom 12. Juni) vorhält, „die Wahrneh- 
mung (der Klasseninteressen) könne gar nicht inhibiert werden, da 
sie ein Ld>enselement der beutigen Gesellschaft seien", so ist das 
wahr, nur handelt es sich darum, daß die offiziellen Partei- und 
Oewerkschaftsinstanzen diese Wahrnehmung der Arbeiterinteressen 
„inhibiert" haben, so daß sich ihrer andere annehmen müssen. Denn 
wenn er unter Berufung auf die pzirlsmientarischen Proteste der 
Sozialpatrioten gegen die Teuerung usw. sagt, nicht der Klassen- 
kampf, sondern nur „bestimmte Formen" seien einstweilen aufge- 
gd)en, so trifft das nidit zu. Wenn man jeden E)ruck der Arbeiter- 
massen auf ökonomischem und politischen Gebiete ausschaltet, ja 
ihm entgegenwiiict, so sind die Proteste im Parlament auch kein 
Klassenkampf. Und wieder erklären die konsequentesten Vertreter 
der Mehrheit — die Führer der Partei wie der Oeweiltsdiaften — 
es handle sich nicht um eine vorübergebende Kri^ispoUtik, sondern 
der Kri% habe das Wesen der Partei ans Licht gd>racht. Sie sei 
sdion früher eine röne Reformpartei gewesen, nur hat>e sie sich die 
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radikalen Phrasen nicht abgewöhnen können. Nadi der Praxis der 
zwei Kriegsjahre werde sie jedoch einsdien müssen, da6 man nur 
durch ein Zusammengeben mit dem Liberalismus, nur durch eine 
ruhige parlamentarisdie und gewerkschaftliche Reformarbeit vor- 
wärts kommen könne, wobei das Proletariat sich mit der Bourgeoisie 
dem Auslande gegenüber als ein einig Volk von Brüdern fühlen und 
somit allen imperialistischen Notwendigkeiten (Rüstungen, Kolonial- 
politik) zustimmen müsse. 

Selbst in Rußland, was man am Anfang des Kri^es für un- 
m^lich gehalten hätte, hat ein Teil der sog. Menschewiks (so die 
bekannten Parteisdiriftsteller Maslow, Potresow, Wera Sassulitsdi, 
Plechanow) alles getan, um einen Teil der Arbeiter in die Kric^s- 
komitees zu treiben, wo jetzt die Gwozdieffs nicht nur dafür 
sorgen, da6 der Zar möglichst viel Munition bekommt, sondern 
Huldigungstelegramme an die Generäle absenden. Alles das na- 
türlich in der Hoffnung, daß man es durch eine derartige Politik 
leiditer haben werde, irgendwelche Zugeständnisse zu ergattern. 
Die Freiheit, die die russisdien Arbeiter im Kampfe g^en die 
zarischen Bajonette bisher nicht erobert haben, hofft man durch Fa- 
brikation der Bajonette zu ergattern. In dem Sammelwerk, das diese 
Politik begründet und das „Selbstverteidigung" heißt, er- 
klären die Führer, daß, wenn die westeuropäischen Arbdter, die 
50 Jahre Sozialisten sind, sozialpatriotische Politik treiben, so 
wäre es eine Anmaßung, wenn die junge russische Arbeiterbewe- 
gung dies als Verrat am Sozialismus bezdchnen würde. 
So sieht die Politik der Sozialpatrioten und Sozialimperialistea in 
den hauptsächlichsten kri^üh^enden Ländern aus. Ihre gemein- 
samen Kennzeichen sind: I. vollkommenes Aufgeben des Klassen- 
kampfes, 2. Unterstützung des Kri^es unter der Losung der Lan- 
desverteidigung, obwohl man weiß, daß man im Falle des Si^es 
keine Kraft haben wird, den imperialistischen Expansionsdrang 
dnzudämmen, 3. die wachsende Erkenntnis, daß es sich nicht um 
eine vorübergehende Abirrung von der bisherigen Politik handelt, 
sondern um den Anfang einer neuen Politik des Zusammengdiens 
mit der Bourgeoisie. Da die Politik des Sozialpatriotismus im Wi- 
derspruch steht mit den Grundsätzen des Sozialismus, die nadi 
einem genialen Worte von Engels nichts anderes darstdlen, als die 
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„Lehre von den Bedingungen der Befreiung des Proletariats", so 
bat sich dieser Politilc ein Teil der Internationale auch in den krieg- 
führenden Uuidem entg^engestemmt. So die Unabhängige Ar- 
beiterpartei Englands, die italienische Sozialdemokratie, die ser- 
bischen und bulgarischen Genossen, die polnische Sozialdemokratie, 
die russischen radikalen Sozialdemokraten (ßolschewiks). Ab 
in der deutschen und französischen Arbeiterbew^;ung gab e 
der Führerschaft selbst an dem historischen Tag des Zus; 
bnidies einen Teil, dem es klar war, daß die neue Politik da 
des Sozialismus bedeutet. Verblüh, durch den Zusammenbn 
Partei vollkommen überrumpelt, haben sie sich ihm am 4. 
nicht entg^engestemmt. Sie haben dadurch den Prozeß d< 
dererwachens der Partei überall verlangsamt. Aber ein T 
ihnen suchte den Schaden gut zu machen, indem er sich so 
die Massen wandte und sie g^en die Mehrheit der Führer 
rütteln versuchte. So haben sich allmählich zu den dem S 
mus treugebliebenen Parteien Minoritäten von gleidigesinm 
nossen in den Ländern gesellt, in denen die Mehrheit der 
führer die Bourgeoisie unterstützt. Sie haben sich später in 
merwald zu einer internationalen Aktionsvereinigung 
mei^eschlossen. In England führen die beiden soziali; 
Parteien den Kampf weiter. In Frankreich besteht ei 
den revolutionären Gewerkschaftlern und Sozialdemokraten g 
Aktionsgemeinschaft. In Italien kämpft die Partei als ( 
Die Lage in Deutschland ist den Lesern bekannt. Wi 
chen nicht zu beweisen, daß die Partei in praktisch zwei Laj 
klüftet ist und daß die Opposition in der Partei mit jedei 
wächst. In Rußland sind die ßolschewiks tätig. 
Diese Sachlage bedeutet: sachlich besteht schon : 
die Spaltung, im internationalen, wie im n 
nalen Maßstabe. Was kann die radikale russische 
demokratie oder die itaUenische Partei gemdnsam mit dei 
sehen oder französischen Parteivorstand unternehmen? Nid 
treiben entgegengesetzte Politik. Die einen kämpfen gegen \ 
gierungen, die anderen bilden deren politische Stütze. Und 
ist es in den einzelnen Parteien, in denen die Politik der 
sitionen" im strikten Gegensatz zu denen der offiziellen In 
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steht. Diese Tatsache wird verhüllt dadurch, daS die Men- 
schen noch nicht überall und nicht mit genügen- 
der Schärfe die Sprache der Tatsachen ver- 
stehen. Ein Teil der an Zimmerwald angesdilossenen Parteien 
glaubt noch, daB sich die „irreadoi Brüder" zurechtfinden. Diese 
Parteien fordern immer wieder den Zusammentritt des bankerotten 
Internationalen Sozialistischen Bureaus im Haag, um durch eme 
Aussprache eine Verständigung der Sozialpatrioten herbdzuführen. 
Olddizeitig hofft ein Teil der Opposition — in E)eutsdüand und 
Frankreich, den ausschlaggebenden Ländern wird es wohl die Mdir- 
hdt der oppositionellen Führer sein — daß die sozialdemokratischen 
Parteien als Ganzes sich noch zurechtfinden werden. Die Folgen 
des Krieges werden schließlich auch die Fütirer zum Umsdiwenlcen 
zwingen. Wer von ihnen so sehr „umgelernt" hat, daß ihm der 
Rückw^ verlegt bleibt, der wird eben draußen bleiben: aber das 
wird nur eine unbedeutende Absplitterung sein. Andere wiedo* 
sehen zwar klar, daß die Spaltung unvemuidlich ist, aber sie halten 
es für verfrüht, dies auszuspredien, um die Massen, die an der Ein- 
heit der Organisation hängen, nicht vor den Kopf zu stoßen, bevor 
ihnen die eigenen Erfahrungen die UnmOgUt^eit der oi^anisa- 
toriscben Einheit mit den Sozialpatrioten beweisen. W i r h a 1 1 e n 
die Spaltung (im nationalen wie Internationa. 
len Maßstabe) nicht nur für unvermeidlich, son- 
dern für eine Vorbedingung des wirklichen Wie- 
deraufbaues der Internationale, des Wiederauf- 
wachens der proletarischen Arbeiterbewegung. 
Wir halten die Vorenthaltung dieser unserer 
tiefen Überzeugung den Arbeitermassen gegen- 
über fürunzulässig und schädlich. Wir wollen unsere 
Oberzeugung in doi folgenden Artikeln b^^ründen und fordon 
unsere 0^:ner auf, uns nicht mit moralischen BeschwSrungen oder 
Verwünschungen zu kommen, sondern unsere Darstellung der Frage 
sachlidi Punkt für Punkt zu widerl^en. 

Wir beginnen mit der Frage von dem sozialen Hintergrund 
der Spaltungen in der Arbeiterbewegung über- 
haupt, wie der jetzigen Spaltung der Inter- 
nationale. 
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DIE SPALTUNO IN DER ARBEIT ERBEW EOVNO. 

Die Oeschidite der Arbeiteiitewegung ist voll von Spaltungen. Die 
deutsche Sozialdemokratie, der es vergönnt war, vierzig Jahre lang 
eine Organisation aufrecbtzuerlialten, hat sich gewöhnt, auf die ge- 
spaltenen Bniderparteiai herabzusehen und ihre erbitterten organi- 
satorischen Kämpfe als lOnderkrankheiten zu betrachten. Es war 
eine etwas sonderbare Methode, die franzdsisdie Arbeiterbewegung 
bis in das Jahr 1905, in dem die Vereinigut^ der sozialistischen 
Fraktionen Frankreichs erfolgte, während die Gewerkschaften wei- 
teiliin feindlidi der Partei g^^überstanden, im Kindesalter zu 
wähnen. Es ist lächerlich, anzunehmen, daß die russisdien „Grup- 
pen und Grüppchen" — in Wirklichkeit handelt es sich um zwei 
Partdoi — die hohe Weisheit «licfat verstdien, daß es besser ist, 
wenn die sozialistischen Arbeiter einig sind. Nun, jetzt, da die 
deutsdie Partei trotz itires hohen Alters und ihrer großen Organi- 
sation es nicht bat verhüten können, daß itire parlamentarische 
Vertretung, ihre Organisationen in sich bekämpfende Teile zerfallen 
sind, ist es Zeit, sich nach den Wesen der Spaltungen zu fragen, 
über die die Geschichte des Sozialismus klare Auskunft git)t. 
Oberall, wo die sozialistische Arbüterbewegung sich spaltete, lagen 
den ideologischen Gegensätzen, um die äußerlich gdcämpft wurde, 
soziale Gegensätze zugrunde. Die erste große moderne Arbeiter- 
bewegung, auf deren Grund Marc sidi seine taktiscbai Ansichten 
bildete, <üe Chartistenbewegung in England, zerfiel in 
zwei Teile: der eine wollte die Befreiung der Arbeiterklasse auf dem 
W^e der moralischen Überzeugung der Bourgeoisie erreichen, der 
andere proklamierte die Gewalt als den Weg zum Ziele. Die ge- 
samte Praxis der Chartistenbew^ung hallte von diesem G^ensalz 
wider. Die Untersuchungen von Beer, Pumpiansky, Sdilüter hellten 
die Quellen dieses G^:ensatzes auf. Auf der einen Seite stand die 
große Masse des Fabrikproletariats aus dem englischen Norden, 
der unerfiörten Ausbeutung unterworfen, die Engels in semer „Lage 
der arbeitenden Klassen in England" so klassisch darstellt, 
rficksicbtslos von der Staatsgewalt niedergehalten, sobald sie 
sich nur rührte. Ihre Kraft sah sie nur in ihrer großen Masse. Wie 
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konnte sie da anders auf den Sieg hoffen, als durch Einsdznng 
ihrer physischen Macht? Auf der andern Sdte standen die Arbeito- 
des Londoner Handwerks, verhältnismäBig gebildet, in ihren Klubs 
in ununterbrochener Fühlung mit den Führern des radikalen Kldn- 
bütgertums. Eine geschlossene Macht, die durch ihre Zahl wirfde, 
stellten sie nicht dar; trotzdem ist es ihnen oft gelungen, die bflr- 
gerlichen radikalen Herren nach links zu traben. Aus dieser Sadu 
lage ergab sich ihre Überzeugung, das Hindernis li^ in der man- 
gelnden Bildung der Arbeiter, die es zu fördern gelte, wonach man 
durch Einwirkung auf die bürgerlichen Radikalen als ihre Bundes- 
genossen zum Ziele gelangen könne. Der Chartismus ging zu- 
grunde, bevor die wirtschaftliche Entwicklung die soziale Quelle 
der Spaltung der Chartisten, den Unterschied zwischen der Lage 
der qualifizierten Handwerks- und der quaUfizierten Farbikariwter, 
verschüttet hatte. • 

Woran ging die erste Internationale zugrunde? An den Intrigen 
Bakunins, einer „politischen Verbrecbematur", erklären Freunde 
politisdier Kinostücke. An dem O^ensatz zwischen Marxismus 
und Anarchismus, sagen die andern. Aber was war die Quelle 
dieses Oc^oisatzes? Es genügt, die ganz gewiß nicht sehr tief 
schürfenden Arbeiten von Jaeckh, Steklow, Brupbacher, kritisch zu 
lesen, und man sieht diese Quelle. Wie konnten sich die Lumpen- 
proletarier Spaniens, Italiens, Arbeiter aus Ländon, in denoi der 
Kapitalismus erst seine zerstörende Arbeit begonnen, aber nodi 
keine Fabriken geschaffen hatte, die qualifizierten Uhrenai1)eiter der 
stillen Juraberge, die Kunsthandwerker von Paris, die Intelligenzen 
dieser Länder, wie konnten diese sich befreunden mit der Ldire, die 
den unaufhaltsamen Konzentrationsproze8 des entwickelten Kapita- 
lismus zur Grundlage hatte, der Lehre, die nur in dem an Zahl 
und Geschlossenheit mit jedem Tag zunehmenden Proletariat die 
Kraft sah, die die Staatsgewalt der Bourgeoisie in langem, syste- 
matischem Kampfe best^en konnte, um die konzentrierten Kräfte 
in ihren Dienst zu stellen. Die Konzentration der Produktion war 
für Italien, Spanien, einen Teil der Schweiz, Frankreich an Mär- 
chen aus Tausend und eine Nacht. Desw^en mußte auch der Ge- 
danke an die zoitralisierte sozialistische Produktion für die Aii)ei- 
ter dieser Lander willkürlich scheinen, als ein Irrwahn des preußi- 
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sehen „Staatssozialisteo" Marx, der ßismarcks Politik auf die Inter- 
nationale übertrug. Nein, freie Oenossensdiaften freier Arbeiter, 
wie sie die Handwerker dieser Zeit oft bildeten, das war das Ziel, 
oder bestenfalls sozialistische Gemeinden ohne jede zentralisierte 
Gewalt, die als reine Tyrannei galt. Und wie das Ziel, das Marx 
der modernen Ait>eiterbewegung steckte, so mußten auch die Kamp- 
fesmethoden, die er empfahl, unbrauchbar erscheinen. Für das 
Lumpenproletariat gibt es nur ein Hinv^etieren im Elend oder dne 
Revolte, wovon in den romanischen Ländern auch das Kleinbürger- 
tum Beispiele in Hülle und Fülle gab. Für die Handwerksarbeiter 
war die Genossenschaft der Kampfesw^. Dem systematischen poli- 
tischen Kampfe überhaupt, dem parlamentarischen Kampfe als 
seinem wichtigsten Mittel, muBtm die genannten Arbeiterscbichten 
frond g^enüberstehen : sie waren zu schwach, um an einen allge- 
meinen Auf sti^ zu glauben, zu schwach, um am poUtischen Kampfe 
mit Erfolg teilzunehmen. Und weil sie zu schwach waren, wurden 
sie bei jedem Versuch der Teilnahme an Wahlen usw. von klein- 
büi:gerlichen Donagogen übers Ohr gdiauen. E)eshalb sahen sie in 
den von Marx empfohlenen Kampfmitteln Illusionen oder Tn^bil- 
der und hofften auf einen Aufstand aller Unterdrückten, Ausge- 
^ beuteten, vom Kleinbauern bis zum E)ieb und der Prostituierten. 
Auf ihn galt es zu warten, ihn zu propagieren ; und da er nicht kam, 
suchten sie ihn durch Putsche zu beschleunigen, Putsche, die natür. 
lieh resultatios verliefen. Während so ein großer Teil der damaligen 
Arbeiterbew^ung die Marxsche Politik ablehnen mußte, sammelten 
sich die Teile, die sie später durchführen sollten, sdir langsam. 
Die erste Internationale zerfiel. Und es vergingen zwanz^ Jahre, 
bis die kapitalistische Entwicklung in Frankreich, Italien, der 
Schweiz, Deutsdiland große Massen der Arbeiterbewegung schuf, 
deren lOassenlage sie für den Marxismus empfänglich machte. 
Und was lag dem Kampf derLassalleaner undEisenacher zugrunde? 
Lange bestand in der Partei die Legende, die Eisenacher seien die 
„Marxisten" gewesen, die Lassalleaner aber hätten eine „Sonder- 
politik" entweder aus einer religiösen, sektenhaften Anbetung des 
Lassalleandoikens getrieben, oder weil sie der schlechte Schweitzer 
verhetzte, der obendrein dafür den Judaslohn von Bismarck emp- 
fing. Nach den Arbeiten Mdirings, Laufenbergs, G. Maiers ist 
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diese Legende verflogen. Jeder wdB jetzt, was die vcrsdiiedeae 
Haltung verschiedener Teile der Arbdterklasse zur Frage der 
Einigung Deutschlands verursachte. In den kapitalistisch am mei- 
sten entwickelten Teilen Deutschlands, in Berlhi, Rheinland-West- 
falen usw. empfand die Arbeiterschaft die Notwendigirat des Auf- 
räumens mit der Kleinstaaterei am lebhaftesten. Als sidi die prea- 
Bischen Bajonette zu lösen b^annen, sagte sie — mit Recht oder 
Unrecht — : gut oder schlecht, der Schutt wird weggeräumt, wer es 
auch tun mag. 

In Sachsen, Süddeutschland war der Partikularismus dank der wirt- 
schaftlichen Zurückgebliebenheit dieser Länder noch sehr groB. Er 
ward auch genährt durch das Bestehen der kleinbürgerlichen DeiiH>- 
kratie, mit der man vorwärts zu kommen hoffte, wogegen in Preußen 
nicht nur der Absolutismus viel stärker, sondern auch der Liberalis- 
mus viel verlotterter war. Während sich bei den Lassalleanem dank 
der geschilderten Lage ein gewisses Hinneigen zu Kompromissen 
mit der Staatsgewalt, die Deutschland m ihrer Weise zu einigen 
suchte, mit einem vid schärferen Klassent)ewuBtsein der Bourgeoisie 
g^enüber verband, ging bei den Eisenachem der Partikularismus 
^er donokratisdi-revolutionären Stimmung Hand in Hand. Ob- 
wohl der Oeutsch-Französische Kikg die aktuelle Streitfrage, das ., 
Verhältnis zur Einigung Deutschlands, erledigte, verengen nodi 
viele Jahre bis zur Einigung der Eisenacher und Lassalleaner, weil 
die Verschiedenheit des Milieus, in dem beide Fraktionen wiririen, 
lange noch das Siebfinden erschwerte. 

Um mit dem Ausflug in die Geschichte des Sozialismus zu enden, 
der naturgemäß nur sdir kurz sdn konnte, alle Obergänge fort- 
lassen, die Fragen kraß herausarbeiten mußte, erinnern wir uns, 
was die Grundlage der opportunistischen Politik in der zwdten 
Internationale bildete, die in England, Frankreich, Italien, Bul- 
garien usw. direkt zur Spaltung der Partei geführt hat. Hier kön- 
nen wir uns ganz kurz fassen, weil den Lesern die Ereignisse frisdi 
in Erinnerung sind und sie sie auch in dem ausgezeichneten Büch- 
lein von Panndcoek: „Die taktischen Differenzen in der Arbeiter- 
bewegtmg" beleuchtet finden können. Wer trat für die Politik des 
Opportunismus ein? Entweder waren es kleinbürgerliche Elanente 
der wirtschaftlich weniger entwickelten Länder (m Deutsdüand 
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Bayern und Beiden), die den unüberbrückbaren, sich inuner mdir 
verschärfenden Gegensatz zum Kapitalismus nicht so scharf emp- 
fanden, oder es waren Intelligenzler, die kraft ihrer sozialen Lage, 
ihrem Berufe als Schriftsteller, Rechtsanwälte, der Bourgeoisie 
näher stehen und an die Möglichkeit der Mitarbeit mit ihrem linken 
Flügel glauben, oder es war die Arbeiterbureaukratie, die dank 
ihrer Arbeit in den politischen und ökonomischen VertreterkSrper- 
schaften im Kleinkampf au^ing und infolge ihrer zwar nicht glän- 
zenden, aber gesicherten sozialen Lage in scharfen Kämpfen eine 
Stfirung ihrer ruhigen, „einzig aussichtsvollen Arbeit" empfand. 
Die Proletariermassen der industriellen Zentren standen auf radi- 
kaler Seite, wo sie nicht, wie z. T. in Rheinland-Westfalen, noch in 
großen Massen frisch vom Dorfe eingewandert waren. Der Gegen- 
satz da auf Verschärfung des Klassenkampfes hinzielenden prole- 
tarischen und der auf eine Annäherung an ^e Bourgeoisie hinarbei- 
tenden opportunistischen Taktik — der in der verschiedenen sozialen 
Struktur der verschiedenen Bestandteile der Arbeiterbewegung be- 
gründet war — sprengte überall die Hülle der einbeiülchen Ar- 
beiterorganisation, wo nur eine der Tendenzen sich voll entwidceln 
konnte. In Frankreich, Italien erlaubten die demctoatischen Ein- 
richtungen den Opportunisten, direkt oder indirekt an der Regie- 
rungsgewalt teilzunehmen. Der radikale Flügel konnte die Verant- 
wortung dafür nicht übemdimen, wenn er vor den Massen die Ver- 
antwortung für die Politik der Bourgeoisie nicht tragen konnte. Nur 
dort, wo, wie in Deutschland, Osterreich, die politische Zurückge- 
bliebenheit gepaart mit den schärfsten sozialen G^ensätzen, den 
Opportunisten nicht erlaubte, an der R^erung teilzundimen, kam 
es zu keiner Spaltung. Der Kri% hat auch hier eine Änderung der 
Bedingungen verursacht, über die wir demnächst sprechen werden. 
Einstweiloi unterstreichen wir zwei Schlüsse, die sich aus unseroi 
Ausführungen ei^eben: 1. die verschiedenen Richtungen in der Ar- 
beiterbew^ung waren immer in einer sozial»i Verschiedenheit ihrer 
- Bestandteile b^ründet, die zu Spaltungen führte; 2. diese Spaltun- 
gen konnten niemals m kurzer Zeit überwunden werden, der Eini- 
gungsprozeß war immer ein langer Kampfprozeß. 
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DIE POUTIK DES 4. AUOUST. 
Die Politik des 4. August, die Politik des Bui^^edens mit der 
Bout;geoisie und der Unterstützung ihrer imperiaüstisdten Unter- 
nehmungen, ist, wie wir im ersten Artikel gezeigt haben, dne inter. 
nationale Erschdnung. Und sie ist nicht nur eine grausam harte 
Tatsache zweier Jahre, sie ist auch ein Programm der Zukunft. 
Eine Politik, die gleichzeitig getrieben wird von London bis Peters- 
bui^, von Paris bis Wien muB schließlich glddien Quellen oitstrS- 
men. Welches sind diese Quellen? 

In seinem letzten Buche „Die Sozialdemokratie, ihr Ende und 
Olück", das alle Erkenntnisse des Linksradikalismus mit imperia- 
listischen Auffassungen vereinigt, um aus ihnen dne B^ründung 
der Politik des 4. August zu fabrizieren, erklärt Paul Lensdi die 
Haltung der englischen Trade-Unionisten und der Labour-Party in 
folgender Weise: 

„Diese Herrschaft (Englands auf dem Weltmarkt), die in den letzten Jahr- 
zehnten nicht mehr vJJllig unersdiüttert war, hatte allen in Betracht kom- 
menden OesellschaftsKhichten Großbritanniens Vorteile gebracht, nicht 
zum mindesten auch der Arbeiterklasse. Ibre privilegierte Minderheit, 
das heißt die Oewerkschaftswell, steckte den grGfiten Teil ein, aber auch 
die große unorganisierte Masse hatte dann und wann vorübergehend ihr 
Teil. Hier haben wir den Schlüssel 2uin Qeheimnis, daß die englischen 
Oewerkschalten die stärksten Stutzen der englischen Kriegspoliiik wurden. 
Sie wußten sehr wohl, worum es geht, und daß sie nur ihre eigenen Pri- 
vilegien, ihre eigene Ausnahmestellung in der internationalen Gewerk- 
schaftswelt verteidigen, wenn sie Englands Weltherrschaft verteidigen. 
Ihre gegen kontinentale Verhältnisse immer noch betr&chtlich höheren 
Lfihne und durchschnittlich besseren materiellen Lebens verhiltnisse fußten 
auf dieser Weltherrschaft, wer diese angriff, der grifl sie selber an." 
Die Auffassung von Lensch ist zwar nicht neu — sie ist dne semer 
bekannten Anleihen bei den radikalen Sozialdemokraten — aber sie 
ist ohne Zwdfel richtig. Die Politik der Trade-Unions war immer 
die Politik der Arbdterarisfokratie, und sie bestand itmner m emem 
Haschen nadi dem Brodcen, die vom Tische der wdtbeherrsdienden 
englischen Bourgeoisie fielen. So bat sie Marx, so hat sie Engels 
auch bewertet. Es ist klar, daß sich die englische Arbdterarisfo- 
kratie t>eün Ausbruch des Krieges nicht aus kurzsichtigai Nutz- 



dby Google 



DER PARTEI J17 

nießem der privilegierten Lage der englischen Bourgeoisie in einen 
von Idealismus erfüllten Stand verwandelt bat, die für die Befrei- 
ung der ,,ldeinen Nationen" blutet. Aber me kommt es, daß die- 
selbe Politik von der deutschen Sozialdemokratie und den deutschen 
Gewericscbaften getrid}en wird, die bisher in der Welt als der strikte 
O^ensatz der englischen Trade-Unionisten galten? Wo li^ der 
Schlüssel zu diesem Geheimnis? Dieses Gdidmnis wurde schon 
lange vor dem Kriege entschleiert, und Lensch half einst dabd, es 
täglich zu tun. Der Unterschied zwischen den englischen Gewerk- 
schaften und der deutschen „sozialdemokratischen" Arbeiteraristo- 
kratie bestand schon vor dem Kri^e nur in der verschiedenen polL 
tischen Phraseologie. 

Die Oberschicht der deutschen Arbeiterschaft, die dank der stürmi- 
scben Entwicklung der deutschen Industrie verhältnismäßig hohe 
Löhne t>ekam, der staatliche und gewerkschaftliche Versicbenings- 
einrichtungen eine verhältnismäßig sichere Lebenslage boten, die 
gewissermaßen an der bürgerlichen Kultur teilnahm, hat durch doi 
Mund der Revisionisten und Gewerkschaftsführer seit gut fünfzehn 
Jahren immer häufiger erklärt, sie habe mefir als Ketten zu ver- 
lieren, ihr langer Kampf habe bereits Erfolge gezeitigt Im re- 
visionistischen Lager spielten zwar die kleinbäi^erlicben Elemente 
aus don Süden eine bedeutende Rolle, aber die wachsende Macht 
des Re^äsionismus im Parteileben bestand eben darin, daß die Ge. 
weiicschaftsführer sich zu denselben kleinbürgerlichen Idealen be- 
kannten. 

Die Politik der Arbeiteraristokratie ist schließlich eme rein klein- 
bürgerliche, weil sie an den Grundlagen des Kapitalismus nicht 
rüttelt, sondern möglichst viel von seinen Vorteilen zu erhaschen 
sucht. Natürlich bekannten sich die deutschen Gewericschaftler und 
Revisionist^ zum Sozialismus; denn im Gegensatz zu den eng- 
lischen Trade-Unionisten, die in liberalen Auffassungen aufgewach- 
sen sind, sind sie in sozialistischen Auffassungen erzogen worden 
und — was noch wichtiger ist — die breiten Art}eitermassen waren 
in Deutschland von der sozialistisdien Ideologie durchtränkt Aber 
der Sozialismus ward ihnen zu einem fernen Ideal oder nur zur 
Phrase. Ihre tägliche Arbeit erschöpfte sich in dem Kampf um 
kläne Vorteile. Von diesem Standpunkt beurteilen sie auch die 
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Politik: sie stonmen sich jedem Versuch einer Massenbewegung, 
die breiten Kreisen der Arbeiterschaft politJsdie Rechte und Besse- 
rung der Lebenslage bringen sollte, entgegen. Sie b^ründeten ihren 
Protest g^en die „Revolutionsromantik" zwar mit der angeblidien 
UnmSgUcbkeit solcher Aktionen, aber in Wirklichkeit handelte es 
sich um die Angst vorder Gefährdung der bisheri- 
gen Errungenschaften der Arbeiteraristokratie. 
Nicht um ihre Verallgemeinerung durch diese Massenbe* 
w^ung, sondern um ihre Steigerung handelte es sich für die 
Arbeitcrbureaukratie, die sich aus der Arbeiteraristokratie rdcru- 
tierte und ihre Interessen vertrat. Deswegen waren »e alle Anhän* 
ger der revisionistischen Politik der Annäherung an die Bourgeoi^e, 
die den „ruhigen, sachlich vorgdienden" Elementen Zi^^tändnisse 
machen sollte, während sie durch die „radikalm Phrasen" nur er- 
schreckt und in die Arme der Reaktion getrieben wird. Auch hatten 
die Gewerkschaftsführer und die Re^äsionisten nichts dag^en, 
wenn die Bourgeoisie ihnen die Zugeständnisse auf Ko- 
sten der Volksmassen anderer Länder machen würde. 
Die Gewerkschaftsführer und die Revisionisten waren durdi die 
Bank Anhänger der Kolonialpolitik, die nichts anderes ist, als die 
Verwendung fremder Volksmassen zu kapitalistisdien Zwecken. Be. 
wiesen sie nicht, daß die Kolonialpolitik im Interesse der deutschen 
Art}eiter Ufge? Wenn es sidi um die Massen der Arbeiter handelt, 
um die Arbeiterklasse als Ganzes, so stimmte die Redinung 
zwar nicht, aber eine klüne Schicht der qualifiziertesten Art>eiter 
ergattert Abfälle von den Riesenprofiten der Unternehmer, üits/t 
Abfälle sind nicht nur das Ideal der deutschen Gewerkschaften üi 
der Zukunft, sondern sie bildeten sdion vor dem Kri^e — ebenso 
wie in England — die Butter auf dem Brot der deutschen Ai1>eiter- 
aristokratie, nur daB sie m Deutschland eine kleinere Schicht er- 
hielt als in England. Denn das deutsche Kapital näherte sich mit 
Riesenschritten der Lage, die das englische Kapital bereits erobert 
hat: durch seinen Industrieexport, der dem engUschen fast glddit, 
durch seinen mit jedem Jahre wachsenden Kapitalexport, hatte sich 
das deutsche Kapital schon vor den Kriege, nach England, den 
grSßten Anteil an der Weltbeute gesichert. Und audi die dentsdie 
Arbeiteraristokratie hatte sich den Platz dicht nä>en der englisdien 
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erobert. Wie die deutsdie Bourgeoisie in diesem Kriege versucht, 
durdi die Erringung der „Freiheit der Meere", durch die Grün- 
dung Mitteleuropas wenigstens die gleiche Lage wie die englische 
zu gewinnoi, träumen die Oewerlcschaften von den Fleischtöpfen 
Ägyptens. 

Wie in England, so sind auch in Deutschland Arbeiteraristokratie 
und -bureaukratie die Träger der Politik des 4. August. In Frank. 
räch, Italien und Rußland sind diese Sdiichten schwächer ent- 
wickelt, wie audi diese Länder weit hinter Deutschland und Eng- 
land auf dem Weltmarkt hertrotten. Aber auch in Frankreich 
stand die organisierte Arbeiteraristokratie hinter den sozialpatrio- 
tischen Führern, deren Patriotismus, wie Hervä schon in seinem 
Budie „Das Vaterland der Reichen" (1907) einwandfrei bewiesen 
hat, in der Angst vor dem Verlust der Mandate bestand, deren Er- 
langung von dem Kleinbürgertum abhängig ist. Das Interesse der 
Politikaster, die die Abgeordnetenstetlung weit über ihre bisherige 
soziale Lage erhebt, verbindet sich mit dem ihrer Klientel, der sie 
kleine Beamtenstellen, Läden der Monopolverwaltung usw. zuschan- 
zen. Den Köder für die Massen aber bildet die größere politisdie 
Freiheit in Frankreich, wie ihre revolutionären Traditionen. In 
Italien und R u B 1 a n d ist der Kreis der bevorredit^en Arbeiter 
sehr klein, wesw^en dort die groBe Mehrheit der Partei dem Sozia- 
lismus treu geblieben ist Aber selbst in diesen Ländern gruppiert 
üch um die Sozialpatrioten — die Reformisten und Mussolianer in 
Italien, die Gruppe der „Selbstverteidigung" in Rußland — ein 
Kern qualifizierter Arbeiter, der rein reformistisch denkt und des- 
w^en mit der Bourgeoisie geht. 

Die Politik des 4. August stellt die Krönung der Politik des Oppor- 
tunismus dar, wie er sich in der zweiten Internationale entwickelt 
und unter dem Namen des Revisionismus und Reformismus auf- 
trat Schon im Jahre 1903 nannte der damals auf der Höhe seines 
Radikalismus stdiende Parvus diese Politik der Arbeiteraristo- 
kratie nationalliberale Arbeiterpolitik; denn ebenso 
wie die Nationalliberalen die Ziele der Bourgeoisie im Bündnis mit 
den Junkern, nidit im Kampfe g^en sie zu erreichen suchten, so 
sucht die Arbeiteraristokratie und Bureaukratie ihre Ziele im Bünd- 
nis mit der Bourgeoisie zu erreichen. Daß diese Politik unvereinbar 
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mit dem Sozialismus ist, wußten wir schon vor dem Kri^e. Aber 
wir glaubten, daß es sich bei dieser Politik nur um Illuücmen der 
Führer handdt, die unter dem Druck der sich verschärfenden Klas- 
seng^ensätze verflattem werden. Die Erfahrung zeigte, daß wir 
uns geirrt haben. Erstais war diese Politik nicht nur die 
der Führer. Es stand hinter ihr ein Stamm von Arbeitern, der 
nichts anderes als die Führer wollte. Und es wäre eine Verhängnis- 
volle Illusion, wenn wir uns einreden wollten, daß jetzt hinter 
diesen Führern keine Massen ständen, oder wenn sie hinter ihnoi 
stehen, daß sie dies nur tun, weil sie nicht genügend au^eklärt sind 
Die Spaltung geht durch die Arbeitermassen 
selbst; überall hält ein Teil der Arbeiter zu den Sozialpatrioten, 
und er tut dies nicht aus mangebider Aufklärung, scmdem weil er 
nur -Reformen will. Ohne daß man dies erkennt, ist man verurteilt, 
dne illusionäre Parteipolitik zu treiben, weil man die Kraft des 
G^ners unterschätzt. 

Nun unterli^ es keinem Zweifel, daß sich die Träume der Sozial- 
patrioten nicht erfüllen werden: die Kosten des Krieges, der 
nach ihm einsetzende Konkurrenzkampf auf dem Weltmärkte, die 
Konzentration des Kapitals, die wachsende politische Reaktion wird 
in keinem Lande die Bou^eoisie geneigt machen, der Arbeiter- 
aristokratie ii^endwelche bedeutenderai Zugeständnisse zu machen. 
Die Tragikomödie des Sozialimperialismus besteht darin, daß er 
den Sozialismus verriet, um durch em Bündnis mit der Bouiigeoisie 
Reformen zu erlangen; zu diesem Zwecke unterstützt er sie im 
Kriege. Aber der Krieg zerstSri alle Illusionen des Sozialimperia- 
lismus. 

Nun könnte man sdiließen: obwohl der Sozialimperialismus den 
Verrat am Sozialismus darstdit, werdoi Arbeiteraristokratie und 
-bureaukratie nach dem Kri^e einsdi»! müssen, daß sie sich geirrt 
haben, und sie werden von neuem den W^ des Kampfes betreten. 
Laßt uns also nur ihre Illusionen kritisieren, wodurch wir ihr Ende 
beschleunigen; aber brechen wir nicht mit ihr, spalten wir die Ar- 
beiterbewegung nicht; denn der Gang der Ereignisse wird uns redit 
geben und so die ganze Arbeiferschaft in gesdilossenen Kolonnen 
in doi Kampf führen. 
Diese Schlüsse sind unrichtig. Das wollen wir denmächst beweisen. 
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FÜR DIE SPALTUNO.' 
Die Sozialpatrioten und Sozialimperialisten repräsentieren die Poli- 
tik der Arbeiteraristokratie, jener Schidit, die sich im letzten Viertel- 
jahriiiindert dank der wirtschaftlidiai Prosperität vermittels der ge- 
werkschaftlichen und politischai Organisation und Aktion eine ver- 
hältnismäßig hohe und sichere Lebenslage errungen hat. Aber die- 
selbe Entwicklung, die dieser Sdiidit die Besserung ihrer Lebens- 
läge gebracht hat, wird ihr die Grundlage dafür auch wieder ent- 
ziehen. Die Vervollkommnung der Technik, die Rationalisierung des 
Betriebes (Taylor- und verwandte Systeme) werden bei wachsoider 
Konzentration des Kapitals, bei wachsender Masse der von Osten 
stammenden „Hände", bei wachsender Frauenarbeit die Lage der 
Albeiteraristokratie gefährden. Die unmittelbaren Wirkungen des 
Kri^es werden das übrige tun. Der Sieg des Sozialismus erforderte 
das Vorhandensein einer intelligenten, physisch nicht gänzlich auf- 
gerid)enen Arbeiterschaft, die die Führerin der gesamten Arbeiter. 
Schaft im Kampfe sein muß. Der Aufsti^ aber dieser bevorrechte- 
toi Arbeiterschaft führte zu ihrer Verspießerung. Dieser O^ensatz 
wird durch die kapitalistische Entwicklung in der Weise aufge- 
hoben, daß sie die verbürgerlichte Arbeiterschidit in soziale Le- 
bensveriiältnisse versetzt, in denen diese ihre kleinbürgerlichen Me- 
thoden des Kompromisses mit der Bourgeoisie aufgeben, zum grund- 
sätzlichen Klassenkampfe greifen muß, wenn sie nicht auf die 
niedrigste Stufe der Gesellschaft, zu ihren Parias, gesdileudert 
werden will. Und somit wird dieselbe imperialistische Entwick- 
lung, die den Sozialimperialismus geboren hat, ihm auch ein Ende 
bereiten. 

Aber diese Entwicklung kann sich nicht in einem Jahre oder Jahr- 
zehnt vollziehen. Eine Ideologie, die durch ein halbes Jahrhundert 
der Geschichte sich in emer Schicht festsetzte, die eine lange Vor- 
geschichte hat, die durch die bürgerliche Umgebung in der Arbdter- 
schaft genährt wird, eine solche Ideologie hat an und für sidi schon 
ein zähes Leben. Dabei kommt noch in Betracht, daß die Bour- 
geoisie sehr gut weiß, was sie im Sozialimperialismus hat. Sie hat 
es sich in der ganzen Welt jahrzentelang Opfer genug kosten 
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lass«a, um sich in den cbristlichen, liberalen, gelbea Arbeiterorgani- 
sationen dne Truppe zu erziehen, die die Aufgabe haben, die selb- 
ständigen Bew^;ungen des Proletariats im Interesse des Kapitals 
zu dtirdikreuzen. Wie die Arbeiter vom Ödste des Sozialisrnns 
durchdrungen waren, hat das alles nicht vid genützt, wdl sie das 
Ziel' aller dieser „Arbdterbew^ungoi" nur zu Idcht erltanntoi. Der 
Sozialimperialismus aber entstand inmitten der sozialistisdien Be- 
w^ung sdt)st; an seiner Spitze stehoi Männer, die sich in jahr- 
zehntelanger Aibät Idingende Namen in der soziahstiscben Ar- 
bdterwdt erworben haben. E>ie Bouigeoisie hofft, daß es den 
Sdiddemann und L^en besser gelingen wird, die Arbdterbewe- 
gung in einem für sie günstigen Sinne zu bednflussen, als es den 
Lebius und Stegerwald gelang. Darum findd die Politik der 
Schddemann und L^en ihren vollen Bdfall und ihre volle Unter. 
Stützung. 

In parlamentarisdi teerten Ländern werden die sozialimperia- 
listischen Führer zur R^erung, in Ländern me Deutschland wer- 
den sie zu verschiedenen Mz^traten, zu versdiledenen hohen Bd- 
räten zugelassen; kleinere Führer erhalten Verwaltungsposten. 
Schon jetzt Icennzdchnet sich diese Entwicldung mit aller Deutlldi- 
kdt Der frühere radikale bremische Parteisdiretär W e 1 1 m a n n 
bekommt vom Bremer Staat die Stelle des Geschäftsführers der Mas- 
senspdsungen; der Führer der Konsumgenossenschaften, Dr. 
August Müller, sitzt mit Batodd und dem General Braun 
im Lebensmittelbeirat. So wird die Bourgeoisie noch vlde der bis- 
herigen Ai1>dterfübrer für sich gewinnen. Sie werden dann, wie es 
Muller schon jetzt in den „Sozialistischoi Monatsheften" tut, ver- 
suchen, ihre in der Arbdterbewt^ung, also im Kampfe g^en die 
Bourgeoisie errungene Autorität, auszunutzen, um die Arbdter für 
die Interessen der Bourgeoisie zu gewinnen. Aber das wird natfirlicfa 
die brdteren Krdse ihrer Anhänger nicht befriedigen können. Hier 
müssen politische Konzessionen hdfen. 

Eine „Neuorientierung" in dem Sinne, daß den Forderungen der 
Vorderrdhen der Arbeiterschaft Genüge geschähe, wird nicht vorge- 
nommen werden können; aber Zugeständnisse von der Art der letz- 
ten Gewerkschaftsnovdle, der Art dnes Pluralwahh:echts in Preu- 
ßen nach sächsischem Vorbild, werden immeriiin gemacht werden. 



dby Google 



DER PARTEI 323 

Dann werden die sozialimperialistischen Führer jede ähnliche Re- 
form, deren Zweck die Befriedigung eines Teils der Aiteiter, also 
die Zerklüftung der Arbeiterklasse ist, als einen „verheißungsvollen 
Anfang" darstellen und so den Prozeß der Abbröckelung ihrer eige- 
nen Anhänger aufhalten. Und je weniger Zugeständnisse die Bour- 
geoisie machen wird, desto inbrünstiger werden die Führer der So- 
zialimperialisten g^en die radikalen „Krakdiler" dfem, die die 
Bourgeoisie mit ihren Redensarten schrecken, desto eifriger werden 
sie ihren Anhängern „Mäßigung" und „Besonnenheit" predigen. 
Und Jahre werden vergehen, bevor sie vollkommen abwirtschaften. 
Wer das im Auge behält, der läßt sich nicht von Hoffnungen be- 
tören, daß, weain einmal der Kri^ zu Ende ist, wenn man wieder 
frei redoi kann, wenn die Masse selbst wieder entsdieidet: daß wir 
dann die Sozialimperialisten njattsetzen werden; wenn nicht auf dem 
ersten, so doch sicher auf don zweiten Parteitag. Abgesdien da- 
von, daß wir heute noch im Kriege reichlich zu tun haben, und daß 
wir zu dieser Arbeit eine Zentralisation unserer Kampfmittel bitter- 
nStig gebrauchen, abgesehen davon, daß wir heute noch gar nicht 
wissen, wie es in den verschiedenen Ländern mit der Freiheit des 
Wortes und der Sdirift auch nach dem Kriege bestellt sein wird, ab- 
gesehen davon, daß die Arbätennassen selbst auch nach der „Klä- 
rung" gespalten sein werden, abgesehen von alledem vergißt man 
bei dieser sdidnen Redinung noch zwei wichtige Umstände. Man 
vergißt zunächst die Tatsadie, daß die Mehrheit der Partei- und 
Gewerkschaftsbureaukraten auf der Seite des Sozialimperialismus 
steht, daß sie die Mehrheit der Parteipresse in der Hand hält, daß 
sie der Donokratisierung des Parieikörpers den verzweifeltsten Wi. 
derstand entg^ensetzen und damit die Vorderreihen der Arbeiter- 
klasse lange Zeit hindern wird, das Ruder der Pariei in die eigene 
Hand zu bekommen. Und zweitens vergißt man etwas noch Wich- 
tigeres : Die Aufgaben der Partei. Unsere Aufgabe kann 
doch nidit nur darin bestehen, daß wir mit den Sozialimperialisten 
kämpfen. Vielmehr fassen wir den Kampf mit ihnen nur als Vo*- 
bedingung des allgemeinoi Klassenkampfes auf, da der Sozialim- 
perialismus die Schutztruppe des Kapitalismus ist Wenn also die 
formelle Einheit der Parfü erhalten bleibt, und die Sozialimperia- 
listen die Partei und ihre Politik beherrschen, so sind wir entweder 
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genötigt, jahrelang doi wirklichen Kampf gegen unsere Klassen- 
g^ner aufzugeben, oder wir führen ihn otine Rücksidit au{ die 
Parolen der imperialistischen Instanzen. Im ersten Falle, warn wir 
den wirklichen Kampf gegen die äußeren Gegner aufgeben und uns 
mit der Kritik zui den Sozialimperialisten b^nügen, verliert diese 
Kritik jede Bedeutung: sie wird durchkreuzt, vernichtet durch die 
Tatoi, die wir dann gemeinsam mit den Sozialimperialisten im 
Reichstage, in der Gewerkschaftsbewegung zu verrichten genStigt 
sind; durch das Fehlen da* Aktion, die doi Arbeitermassea die 
Richtigkeit unserer Kritik beweist. Im andern Falle aber werfen 
die Sozialimperialisten uns kurzerhand aus der Parid hin^is: 
denn, wie auf die Länge hin keine Parteimehrbeit dne geschlossene 
Gruppe ertragen kann, die ihre Politik als einen Verrat an den 
Parteigrundsätzen geißelt, so kann sie es nodi weniger dulden, daß 
diese Gruppe jede ihrer Aktionen durchkreuzt und die Masse zu 
Taten in entgegengesetzter Richtung aufforderi. Eine Partei mit 
zwei sich bekämpfenden Reichstagsfraktionen, mit Partdgnippen, 
die sich allerorts scharf entg^enstehen, kann auf die Dauer nidit 
bestdien. 

Aber gesetzt den Fall, daß es uns gelingt, entgegen all den genann- 
ten Momenten, auch auf dem Parteitag die Mdiriidt zu gewinnen. 
Was dann? Wollen wir die Politik des 4. August durch eine bloße 
Resolution verdonnern, radikale Richtlinien annehmen, wie schon 
so oft, und ihre Ausführung den Scheidemanns und Legiens anver- 
trauen? Zwar ist nicht ausgeschlossen, daß diese ,^ewandteQ Poli- 
tiker" oder irgendwelche ihrer Handlanger diese Aufgabe übemdi- 
men würden, um das Ruder der Partei in der Hand zu behalten, wie 
die Revisionisten in Dresden die radikale Resolution, die die 
Politik des Revisionismus ablehnte, annahmen, um die revisio- 
nistische Politik desto ungestörter ausführen zu können. 
Jeder Arbeiter, der sah, wie der auf die Dresdener Resolution ver- 
pflichtete Parteivorstand und die Retchstagsfraküoti am 4. August 
die in ihr festgelegt»iGrundsätze mit Füßen tratm, wird sich sagm: 
opportiuiistische Führer an der Spitze einer revolutionären Partei, 
das bedeutet die dauernde Hemmung jeder Aktion dieser Parid und 
in der Stunde der historischen Entscbddung die Auslieferung dieser 
Partd an ihre KIasseng^[ner. Wer es für möglich häJt, daß wir 
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nach den Erfahrungen des 4. August die Ebert und Sdieidemann, 
die L^en und August Müller an der Spitze der Arbeiterbewegung 
dulden könnten, der ist entweder ein gutmütiger Tropf (wenn er 
wirklich wähnt, der Sadie des Sozialismus dadurch dienen zu kön- 
nen) oder er ist ein bewußter Schrittmacher des Sozialimperialis- 
mus, d. h. der Bourgeoisie. Wer aber will, daß wir die Männer des 
4. August vom Parteiruder verdrängen sollen, der muß es für sicher 
halten, daß sie sich nicht gutwillig fügen, daß s i e die Partei spal- 
toi werden. 

Es beweist nichts von Kühle und Besonnenheit in der Einschätzung 
der Verhältnisse, wenn Genossen, die annduoen, daß die Sozial- 
imperialisten sich uns, falls wir die Mehrtieit haben, nicht fügen 
werden, gleichzeitig erklären, es werde sich dabei nur um dne ge- 
ringe Absplitterung handeln. Man lasse diese Kindereien! Hinter 
den Sozialimperialisten wird ein großer Teil der Arbeiter der Klein- 
städte stehen, die sich unter dem starken Einfluß ihrer kleinbürger- 
lichen Umgebung befinden; hinter ihnen wird auch ein Teil der ge- 
weiicschaftlich organisierten. Aiheiter stehen. Von welcher Seite die 
Spaltung auch kommen mag : sie wird notwendig dne Spaltung in 
der Arbeitermasse sdbst sdn. 

Wie man auch die Sache drehen mag: Die Spaltung ist 
nicht zu umgehen. Bilden wir die Mehrhdt in der Partd, 
so spalten sie die Sozialimperialisten, bilden wir die Minderheit, so 
müssen wir sie spalten; es sd denn, daß wir uns löblich unterwerien, 
die Verantwortung für die Politik des 4. August übernehmen, und 
nur in nd>ensädilichen Punkten nörgeln wollen. Aber die Spaltung 
istnicht nurhistorisch notwendig, sie ist der Arbdter- 
sache direkt nützlich. Ohne Spaltung mit den Sozialimperia- 
listen ist eme einhdtlidie sozialdemokratische Station und 
Aktion unmöglich. Nur wenn wir durdi die Spaltung die Verant- 
wortung für die Politik des 4. August abgelehnt haben, werden wir 
ge^en die Folgen des Weltkri^es wirken können. Nur nach der 
Trennung von den Sozialimperialisten wird dn Wiederaufbau der 
Internationale m^lich sdn, dner Internationale, deren Zweck nicht 
die Aussöhnung derer, die sich im Kri^e mit dem Kapital aus- 
gesöhnt haben, sondern die Zusammenfübrung des Proletariats zum 
gemeinsamen Kampfe sdn wird. Nur wenn die Spaltimg freie Bahn 
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für den rGcksichtslosen Kampf zwischen Sozialismus and Sozial- 
imperialismus sdiafft, werden wir diesen besiegen ktonen. 
Wer da erklärt, dafi die Spaltung uns im Kampfe g^en das Ka- 
pital sdiwäcben wird, der spdculiert auf Gedankenlosigkeit oder 
unklare Gedanken. Natüilidi, zwd Millionen kämpfender Arbeiter 
sind stärker als eine Million. Aber wenn die zwei Millionen ge- 
führt werden von Leuten, die bewußt oder unbewußt Werkzeuge der 
Gegner sind, wenn von diesen zwei Millionen eine Million den Werk- 
zeugen der Gegner blind gdtorcht, und die zweite Million dasselbe 
aus unangebrachter Solidarität tut, dann kämpfen die zwei Mil- 
lionen übertiaupt nicht, und die eine Million kann den Kampf erst 
b^[innai, wenn sie sich von der andern und ihren verräterischen 
Ffihrem trennt 

E)ie Spaltung der Internationale in das sozialdemokratisdie und 
sozialimperialistisdie Lager ist gdsüg längst vollzogen; die or- 
ganisatorische Spaltung wird und muß folgen. Wer das erkannt 
hat, der muß sie auch erstrd>en. Und was man als Sozialdemc^at 
erstrebt, das muß man den Arbeitern audi sagen. Es ist noch eine 
Schwädie der Linksradikalen, daß sie es nicht in allen Teilen oBat 
sagen. Zweifellos sieht die Gruppe Internationale die Notwendig- 
keit der Spaltiuig ein. Wenn sie sie nicht in allen ihren Teilen kon- 
sequent propagiert, so weil in diesen Teilen noch damit geredinet 
wird, daß auch die radikalen Arbdter noch an der Illusion der Nie- 
derringung der Scheidemänner innerhalb der einheitlichen Partei 
festhalten. Man fürchtet, diese Arbeiter durch die offene Propa- 
ganda der Spalttmg noch abzuschredcen. Man sudit sie zu organi- 
satorischen Maßnahmen zu treiben, die äußerlich keine Spaltung 
bedeuten und trotzdem zur Spaltung führen müssen : so die Propa- 
ganda der Beitragssperre. 

Aber eben die Erfahrungen dieser Propaganda beweisen, dafi, wo 
die Arbeiter die Unversöhnbarkeit der Sozialdemokratie und des 
Sozialimperialismus, d. h. die Notwendigkeit der Spaltung nodi 
nidit eingesehen haben, sie auch gegen die Beitragssperre sind. Je 
klarer, je rücksichtsloser man die poliHsdie wie organisatorische 
UnversChnbarkeit der beiden Hauptriditimgen in der Partei den 
Massen zeigt, desto eher greifen sie auch zu den notwendigm or- 
ganisatorischen Kampfmitteln. Aus dem Verschweigen der Tat- 
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Sachen ziehen nur die Sozialimperialisten Profit, denn jeder Un- 
sicherheit unsererseits, jedes Schwanken madit die Masse irre, er- 
laubt ihnen, im Trüben zu fischen. 

Mag die Spaltungspropaganda momentan auch unldare Elemente 
gegen uns richten, sie sammelt damodi um uns den kampffrohen 
und kampffähigen Teil der Arbeiter, flößt, ihnen Mut ein, gibt ihnen 
Zielklariieit, und wenn später die Ereignisse uns und nicht den 
Zentrumselementen rechtget>enwerden, werden auch die noch schwan- 
kenden Elemente unter den Arbeitern sich um uns sammeln. 
Die Propaganda der Spaltung bedeutet keinesfalls, daß wir jetzt 
aus der Partei austreten sollen. Umgekehrt: unsere Bemühungen 
müssai darauf gerichtet sein, alle mißlichen Organisationen und 
Oigane der Partei in die Hände zu bekoomien. Sie wurdra in einem 
halben Jahrhundert des Kampfes für den Kampf geschaffen und 
gdiören uns auf Grund des bJstorischen Rechts. Wir haben alles 
zu tun, um die Sozialimperialisten zu nötigen, für ihre neuen bür- 
gerlichen Zwecke sich neue Organisationen zu schaffen. Unsere 
Pflicht ist, solange wie möglich auf den Posten auszuharren, denn 
je länger das geschieht, desto größer wird der Teil der Art)eiter 
sdn, der mit uns gebt, falls die Sozi^limperialisten, die natürlidt 
unsere Taktik ausgezeichnet verstehen, audi wenn wir sie verschwei- 
gen würden, tuis ausschlössen. Aber wie bereditigt es audi ist, alle 
Machtmittel der Partei für ihre historisdien Ziele aus den H^den 
der Sozialimperialisten zu retten, so darf dieser \C^e doch nicht 
Selbstzweck und Selbstziel sön. Wir dürfen auf keine politische 
Aktion verzichten, die notwendig ist, auch wenn es desw^en schon 
früher zur Spaltung kommen sollte, als wir es vielleicht wünschen; 
denn diese Aktion ist die Quelle unserer Kraft und der Grund un- 
serer Existenz. Und wo die Sozialimperialisten zu lokalen Aus- 
sdiüssen greifen, da müssen sofort lokale selbständige Organi- 
sationen entstdien. Ein Gebot der Sttmde ist es, daß sich die auf 
dem Boden der Opposition stehenden lokalen Parteiorganisationen, 
wie die in Mehrheitsorganisationen wirtenden ergänzenden 
Minderheitsorganisationen zusammenschlie- 
ßen und eine provisorische Leitung der entschie- 
denen Opposition einsetzen. Der darauf hinzidende, 
von der Berliner Verbandsversammlung abgelehnte Antrag der 
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Genossin Luxemburg muß von lokalen Organisationen, die auf 
dan Boden der entschiedenen Linken stehen, verwirklidit werden. 
Lokal abgesondert, nicht verbunden, sind wir ein Spielball in den 
Händen der Sozialimperialisten. Deswegen gilt es, ^e sich bieten- 
den Gelegenheiten zu benutzen, um die Zentralisation der Oppo- 
sition durchzuführen. 

Damit kommen wir zu der Frage vom Verhältnis der mtschiedenen 
Linken zum Parteizentrum. Darüber im Schlußartikel. 

UNKSRADIKALE UND ZENTRUM. 
Als in Bremen die Linksradikalen um die Klärung innerhalb der 
Arbeiferschaft rangen, und dabei auf den Widerstand des Abgeord. 
neten Henke stießen, höhnte die „Chemnitzer Volksstimme" : Wenn 
man einmal die Geschicke der Partei von den Beschlüssen der Ver- 
sammlungen abhängig mache, dann bekomme in ihnen derjenige die 
Oberhand, der sich am wildesten gebärde. Und so oft aus BerUn 
Nachrichten kommen ütxT die Kämpfe zwischen dra Anhängern des 
Zentrums und der Gruppe „Internationale", ruft die ganze sozial- 
patriotische Presse triumphierend : da seht ihr, wenn erst einmal die 
Spaltung da ist, dann gibt es kein Ende der Spaltungen, dann frißt die 
Montagne (die Entschiedenen) die Gironde (die Gemäßigten), und 
dann kommt der Terror ! Also lobet den Herrn und folgt Scheidemann. 
Diese ganze Philosophie zeigt trefflicher als irgend etwas anderes 
den konterrevolutionären Charakter der sozialpatriotischen Qique, 
die über die Krise des Sozialismus und der Art>eiterbewegung nidits 
anderes zu sagen bat, als was die reaktionärsten Historiter über die 
Kämpfe der französischen Revolution sagten. Aus dieser, den 
Tames abgeguckten historischen Anschauung, spricht nicht nur 
eine bodenlos geringe Einschätzung der Arbeitermasse, die jedem 
wilden Mann zum Opfer fällt — das behauptete die bürgeiliche 
Presse bekanntlich immer, als sie von der Verhetzung sprach — ; 
es spricht daraus nidit nur die Oberzeugung, daß nur die ßureau- 
kratie imstande ist, eine „kluge" Politik zu treiben, — die geringe 
Einschätzung der Masse charakterisierte noch immer jede Bureau- 
kratie. Diese Auffassung ist überhaupt nicht imstande, das Wesen 
der Krise zu erfassen, in der sich die Arbeiterbew^ung befindet. 
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Die die imperialistisdie Ära charakterisierende Vertrustung und 
Kartellierung der Industrie, die Bildung der Untemehmerverbände 
erschwerte den abgesonderten Oewerkschaftskampf, machte die Er- 
folge durch ihn immer seltener. Die seit Jahren bestehende Teue- 
rung machte die bisherigen Errungenschaften des Oewerk; 
kampfes illusorisch. Man blickte auf das Parlament: diese 
helfen. Aber der Konzentration des Kapitals entsprach die '. 
menballung der bürgerlichen parlamentarischen Parteien z 
reaktionären Masse. Die wadisenden Rüstungsausgaben n 
diese Reaktion für die Forderung der Sozialreformen nocb 
gänglicher; die Stärkung des Militarismus bedeutete die St 
des Widerstandes gegen die Demokratie. Die Arbeiterbe^ 
stand vor einer Mauer. 

Die Opportunisten redeten dem Proletariat ein, man könne : 
geben durch ein Bündnis mit den Liberalen; die Linksra 
sagten, daS dies unmöglich sei; erstens waren die Liberale! 
zu schwach, um selbständig ihrerseits irgend etwas durchzti 
zweitens würde ein Bündnis mit den Liberalen zur Verwischu 
Verwaschung des Klassenkampfes führen, also das Pro 
schwächen. Es blieb nur der Versuch, durch einen starken Dr 
Massen, durch ihr Anstürmen die Mauer zu nehmen. Wü 
der Kampf dauern werde, ob die Massen bereits reif seien : 
füUung ihrer historischen Mission, darüber konnten wir keine 
sei ausstellen. Wir wußten nur, daß es keinen an( 
Weg gibt, und deshalb forderten wir von der Partei mi 
und Tat zu versuchen, das Proletariat auf seine historische ^ 
vorzubereiten. Dem widersetzte sich das Zentrum der Pa 
proklamierte die „Ermattungsstrategie", das Agitieren, ( 
sieren, Warten, da die Masse noch nicht weit genug sei, 1 
„Putschismus" ihre Organisation gefährden könnte. 
Während dieser Auseinandersetzungen kam der Weltkrieg. 
undzwanzig Stunden schwenkte die Mehrheit der Zentrumsi 
auf die Seite der Opportunisten und mit ihnen zusammen 
Seite der Bourgeoisie. Das, was die Linksradikalen über das 2 
vor dem Kriege behaupteten, es bestehe aus derselben Part 
Oewerkschaftsbureaukratie wie das Lager des Revisionismi 
unterscheide sich von ihm nur durch sozialistische Phrasen, t 
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heitete sich voll und ganz. Es zeigte sidi, wie recht wir hatten, 
als wir die „Ermattungsstrategie" als Resultat der Angst vor jeder 
Aktion kennzeichneten, weil diese die soziale Grundlage der Existenz 
der Partei- und Gewerkschaftsbureaukratie, die Organisation vor- 
übergehend gefährden könnte, wotKi wir dahingestellt lassoi, wor- 
um es der Bureaukratie mehr ging : um die eigene Existoizsicher- 
beit oder um die Organisationen. Ein nur sehr geringer Teil der 
Zentnimsführer hielt sich von der Politik des 4. August fem. Aber 
er wagte lange Zeit keinen Kampf g^en die Sozialpatrioten. Erst 
als in der Arbeitersdiaft selbst, dank der Arbeit der entschiedenen 
Linken und den Folgen des Kri^es, die Gegnerschaft gt^en den 
Sozialpatriotismus vnichs, wagten diese von Ledebour geführten 
Zentrumselemente einen Kampf gegen den Sozialpatriotismus. Zu 
ihnen schlug sich dann ein Teil der Zentrumsleute, die sich am 
4. August direkt auf den Boden des Sozialpatriotismus gestellt 
haben. Was bedeutet diese Zentrumsopposition, was bezwedct sie? 
Sie erklärt, sie wolle die Hochbaltung der alten Grundsätze, der 
alten bewährten Taktik, aber der Kampf um sie müsse in dem Rah- 
men der Organisation ausgekämpft werden. 
Aber die alte bewährte Takdk des nur parlamentarischen Kampfes 
. war bankerott schon vor dem Kriege! Der Weltkri^ wirft eine große 
Masse neuer Fragen auf, die die Entwicklung, Fortbildung der alten 
Ideologie („Grundsätze") erfordern! In don Rahmen der O^ani- 
sation? Aber wie kann man in dem Rahmen einer Organisation 
gleichzeitig für den Sozialismus und gegen ihn kämpfen? All 
das zeigt, da6 sidi das Wesen auch des Rumpfzentrums, obwohl 
es einen Teil seiner Führer an die Sozialimperialisten abgegeben 
hat, gar nidit geändert hat. Wohl beßnden sich auch unter den 
Zentrumsführem Leute, die die Zentrumspolitik nur desw^en mit- 
machen, weil sie sich über die Tiefe der lölse nodi nicht im klaren 
sind, die aber immerhin nodi zu uns kommen können. E>ie Mehr- 
heit der Zentrumsführer ist unwandelbar. E>ie einen, weil sie trotz 
ihrer Uneigennützigkeit, trotz ihres redlichen WoUens Obeitleibsd 
aus alter Zeit sind und sich in den neuen Bedingungen nicht mehr 
zurechtfinden können, daher an allem Alten starr festhalten — es 
genügt, nur Kautsky, Ledebour zu nennen, denen wir trotz aller Er- 
bitterung des Kampfes menschlich nie nahetreten wollen — , die 
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andern aus Rechnungsträgerei: sie wollen mit den Sozialpatrioten 
nicht brechen, von denen sie materiell abhängig sind, und werden 
solange gegen die Spaltung kämpfen, wie es nur möglich ist. Wir 
sind überzeugt, daß diese Behauptung eine große Entrüstung 
hervorrufen wird; aber es ist Zeit, daß die Arbeiterschaft lernt, mit 
offenen Augen die Dinge anzuschauen. Wie viele, die die „Organi. 
sationen" retten wollten und dabei nur an ihre dgene Existenz dadi- 
ten. So schreien viele: Einheit der Partei! und denken dabei an ihre 
dgene Existenz. Wie dem aber auch sei, wie groß das zahlen- 
mäßige Verhältnis der nur dank geistiger Erstarkung nicht mdir 
entwicklungsfähigen Elemoite zu den „Rechnungsträgem" sein 
mag, objektiv, selbst unabhängig von dem Wil- 
len der Einzelpersonen, bedeutet die Politik des Zentrums 
eine Täuschung der Massen in dreifachem Sinne : sie täuschen 
die Massen über den Kapitalismus, üidem sie in ihnen den Glauben 
erwecken, man könne ihm den Imperialismus austreiben und Um 
zum Pazifismus bekehren, kurz, es sd ein Kapitalismus ohne 
Kri^sgefahren möglich. Sie täuschen die Massen, indem sie ihnen 
vorreden, man könne diese Reform des Kapitalismus gemeinsam mit 
den Sozialpatrioten erstreben, die sich unter dem Drucke der Mas- 
sen bessern werden. Sie täusdien die Massen, indem sie ihnen vor- 
reden, es gebe einen anderen Weg zum Ziele als den der Befreiung 
der Arbeiterklasse durch die Arbeiteitlasse selbst. 
ENe Propaganda der Reform des Kapitalismus an Stelle seiner 
' Obenirindung, die Propaganda der Parieieinheit, die Gegnerschaft 
zu Massenaktionen, diese Merianale des Zentrums machen es not- 
wendig, daß wir einen ununterbrochenen und rücksichtslosen Kampf 
g^en das Zentrum führen. 

Hinter ihm stehm noch breite Massen der Arbeitersdiaft, die dank 
der alten Autorität der Zentnimsführer, dank den alten sozialisti- 
schen Losungen, die diese gebrauchen, ihnen folgen. Dadurch wer- 
den diese Arbeitermassen von den wirklichen Aufgaben, von der 
wirklichen Einsicht zurückgehalten. Um sie von den Zentrums- 
führem zu trennen, gilt es, jeden Schritt, den das Zentrum im 
Kampfe gegen den Sozialpatriotismus zu führen sich genötigt sidit, 
zu unterstützen, aber gleichzeitig jede Halbheit zu geißeln und ihre 
Ursachen aufzeigen. Man lasse jede Hoffnung auf das Herüber- 
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ziehen der Führer durch „pädagogische" Behandlung fahren, iücht 
um die Gewinnung der Führer handelt es sich, sondern um die Ge- 
winnung der Massen. 

Aber selbst soweit es sich um die wenigen Zentrumsführer handeln 
Icann, die zu gewinnen es sich verlohnt, so sind audi sie nur durdi 
die schärfste Kritik zu gewinnen. In der Politik waren Prügd 
(natürlich geistige) noch immer das beste Erziehunganittd. 
Die Arbeiterbewegung zerfällt jetzt wirklich in drei 
Tdle: Sozialimperialisten, Zentrum, Linksradikale: erstere sind 
Arbeiter, die auf Brocken vom Tische der Bourgeoisie warten; die 
Unentschiedenen, die zwar wissen, daß es mit der Bourgeoisie für 
die Arbeiterklasse als Ganzes nichts zu errdchen gibt, aber nodi 
nicht wissen, wie man g^en sie zu kämpfoi hat; und solche, die 
wissen, daß nur im Massenkampfe g^en die Bourgeoisie ihr so- 
zialistisches Ziel zu erreichen ist. Mit den ersten haben wir nichts 
zu tun, wir müssen uns von ihnen trennen. Vielleicht kommen sie 
später zu uns, nachdem ihnen die Bourgeoisie selbst die Illusionen 
der Mitarbeit durch Nackenschläge austreibt. Um die Unentschie- 
denen ringen wir, indem wir, ohne nach rechts und links zu schauen, 
unsem Weg gehen. Wir wollen versuchen, sie zu uns zu ziehen. 
Sollten sie aber, von der Propaganda des Zentrums demoralisiert, 
uns jetzt sdion nicht folgen können, sollte ihre Orientierung später 
eintreten, als die Notwendigkeiten der Politik uns organisatorisdie 
Sdbständigkeit zum Gebot machen werden, nun, dann ist dag^en 
nichts zu machen. Dann werden wir unsem W^ geben müssm und 
ihnen überlassen, ob sie noch ein Stück Weges mit den Sozialpatrio- 
ten gehen wollen, um später, bitter enttäuscht, zu uns zu sto6ai, oder 
ob sie sich als selbständige Partei der Mitte konstituieren wollen, 
einer Partei, die über kurz oder lang zwischen den Mühlsteinen 
der entschiedenen Rechten und Linken zerrieben werden würde. 
Wir hoffen, daß die Erfahrungen, der Rücksichtnahme auf das 
Zentrum, die in Berlin und an anderen Orten gemacht wurden, 
diesm Kreisen, die aus Rücksidit auf die zahlenmäßige Schwäche 
der Linken „Vorsicht" predigten, die Augen geöffnet haben. 
Das Chaos, das jetzt in der Arbeiterbewegung herrscht, kann nur 
dann überwunden werden, wenn wir mit offener Klarheit unsem 
Standpunkt entwickeln und mit voller Entsdiiedenheit die prak- 
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tischen Konsequenzen aus ihm ziehen. Dadurch nötigen \rir die 
Sozialpatrioten zur Klarl^ung ihres Standpunktes und das Zentrum 
zur Aufdeckung seiner völligen Onmdsatzlosigkeit. Eine Massen- 
kraft werden wir erst, wenn die Arbeiterschaft in Fluß kommt. 
Dieses Ziel gefährden wir, wenn wir durch die Kompromisse mit 
dem Zentrum „Massen" fangen wollten. Wenn dies erreichbar 
wäre, so würde es uns nichts nützen, weil in diesen Massen ohne 
Einsicht und Kampfwillm keine Kraft stecken würde. Je klarer 
und entschiedener wir sind, desto schneller werden die Nebel ver- 
schwinden, werden die Ailüiter sidi auf ihre historische Aufgabe 
besinnen. 

Spaltung mit den Sozialpatrioten, Kampf g^en das Zentrum, 
das ist die organisatorische Aufgabe der nächsten Zukunft. Ihre 
Erfüllung erfordert die Einheit der Linksradikalen. Wir werden die- 
ser Frage nodi einen besonderen Artikel widmen müssen. 

DIE AUFGABEN DER UNKSRADIKALEN. 
Die Ljnksradikale Richtung in der deutschen Sozialdemokratie ent 
stand in den letzten fünf Jahren vor dem Kriege im Kampfe gegen 
den Scheinradikalismus der Mehrheit der Partei, dessen Hohlheit 
klar wurde, als er angesichts der steigenden Reaktion auf allen Ge- 
bieten des inneren Lebens auf die Agitation für Massenaktionen, 
als er angesichts der wachsenden Kriegsgefahr auf ebensolche Ak- 
tionen gegen den Imperialismus verzichtete. Die Linksradikalen 
sahen von Anfang an, daß es sich von vornherein nicht um die Dif- 
ferenzoi in einzelnen Punkten handelte, sondern um das Ver- 
sagen einer ganzen Richtung in einer neuen 
Situation, in der sich die Art>eiterbew^ung seit dem Anfang 
des 20. Jahrhunderts befand. Die Neuheit der Situation bestand 
darin, daß die Konzentration des Kapitals, seine Zusammenfassung 
unter der Leitung des Finanzkapitals auf der einen, das Anschwelloi 
der Arbeiterbewegung auf der anderen Seite die Klasseng^ensätze 
ungeheuer verschärfte, ihre wirkliche Austragung auf dem parla- 
mentarischen Boden unmögUch machte und das Schwergewicht des 
Kampfes in das direkte Ringen der Klassen verl^e. 
Dieselben Wandlungen in dem Aufbau des Kapitalismus geben ihm 
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Kraft zu der imperialistisdu 
den kapitalistischen Sebichl 
und wiojenim war das Pari 
perialismus ohnmächtig, wiec 
draußen : in den Massen. D 
Aufgabe unter dem Sozialist 
in der vorbereitenden Arbeii 
seine Klassenlage bestand, i 
lichkeit der Kürzung des lar 

sehen Putsdie wie der revisionistischen Schlei<±w^e, er konnte sidi 
geistig der neuen Situation nicht anpassen, obwohl er in den Ar- 
beiten Kautskys ihr Wesen erkannte. Dazu kam noch, daß die hinter 
den geistigen Führern des alten Radikalismus stdiendm Kreise der 
Organisatoren und Parlamentarier ganz in der Kleinarbeit auf- 
gingen und sich in ihr sowohl fühlten, daß sie in jeder Massoiaktion 
ein Abenteuer sahen. 

So mußte der Linksradikalismus in seinem Kampf gegen den Alt- 
radikalismus in erster Linie den Arbeitern die Änderungen m den 
Bedingungen des Klassenkampfes ins Bewußtsein bringen, die die 
imperialistische Epoche charakterisieren. Die Unksradikalen fanden 
in der Arbeiterschaft ein starkes Echo : der Drang zu Massendttnon- 
strationen aus Anlaß des preußischen Wahlrechts zeigte, daß die 
linksradikale Richtung schon in ihren Anfällen kein Häufitin von 
Ideologen darstellte, sondern dem Gefühl weiterer Arbeiterkreise, 
daß man mit der „alten bewährten Taktik" nidit auskommen kann, 
Ausdruck gab. Aber die Selbständigkeit selbst dieser Vorderreihen 
war nodi zu klein, die Autorität der alten Parteiführer und die 
Bremskraft der Parteibureaukratie zu groß, als daß es gelingen 
konnte, die Partei auf neue Bahnen zu drängen. In seiner Vorrede 
zur Neuauflage der Marxschen „Klassenkämpfe in Frankretcfa" 
wies im Jahre 1911 August Bebe 1, der poHüsche Vertreter der 
altradikalen Taktik, auf die Möglichkeit hin, daß bereits in nädister 
Zukunft „jene welthistorischen Momente" eintreten könnten, „die der 
Entwicklung eines großen zahlreichen und intelligenten Volkes, wie 
es das deutsche ist, neue W^e aufzwingen, mögen die herrschenden 
Klassen wollen oder nicht"; aber gleich darauf erklärte er; „Für 
die Sozialdemokratie ist die Riditschnur gegeben: sie wird sidi. 
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komme was will, von dem bisherigen Boden nicht abdrängen oder 
verleiten lassen, ihr bedenklich erscheinende W^e zu betreten; sie 
hat keinen Orund, sich ihren Feinden gegenüber zu Unbesonnen- 
hdten und gewünschten Gewaltstreichen verleiten zu lassen". Er 
vergaß dabei nur, daß, wer nicht vorwärts marschiert, vne es die 
Verhältnisse erfordern, zurückkrebst. Und er sah nicht, daß das 
Bündnis mit den Liberalen im Jahre 1912, die Nährung der Illu. 
sionen in der Arbeiterschaft über die Abrüstungsmöglichkeit nichts 
anderes war, als das Verlassen des alten Bodens. Nur daß die 
Partei, statt zu höheren Kampfmitteln zu greifen, zu einer historisch 
längst überwimdenen Politik zurückkdirte: durch die Hilfe eines 
Teils der Boui^eoisie die Arbeiterschaft vorwärts bringen zu 
wollen. 

Was im gewissen Umfange möglidi war zur Zeit der Kämpfe zwi- 
schen den feudalen Junkern und der fortschrittlichen Bourgeoisie, 
das war dne Utopie in der Zeit, wo die Junker ihr Leben als die 
Vorkämpfer der kapitaUsÜschen Reaktion fristen. Und als ange- 
ächts der Inaktivität der Arbdterklasse kam, was kommen mußte, 
der W e 1 1 k r i e g, da zeigte sich, daß die Mehrheit der Radikalen 
aus reinem Opportunismus die neuen W^e scheute, und daß des- 
wegen von einem Verbleiben auf dem alten Boden keine Rede sein 
konnte; weil die Partei darauf verzichtete, die Arbeitennassen vor- 
wärts zu bringen, wurde sie zurückgeschleuderi auf den alten Boden 
der Klassensolidarität. Die Revisionisten, die immer die Tendenz 
zu dieser Politik gezeigt hatten, rissen das Ruder der Partei an sidi, 
und jetzt treibt sie gespalten, historisch entehrt, als Wrack auf doi 
Wellen der Geschichte, em Spiel ihrer Launen. 
Die Linksradikalen begannen schon am historischen Tag des Zu- 
sammenbruchs der „alten bewährten Taktik" ihren Kampf. Nicht 
die Ledebours, Haases, Kautskys waren es, die die Fahne der Re- 
bellion erhoben, sondern die Unksradikalen. Aber später, als sich 
die Arbeitermassen zu rühren begannen, und so den linken Flügel 
des Zentrums zu Protesten gegen die neue Politik des Sozialimperia- 
lismus im Namen der alten Taktik nötigten, glaubte ein Teil der 
Unksradikalen, diese frondierenden Zentrumsleute wdterführen zu 
können, wenn sie sich mit ihnen verbänden. 
Der bekannte Protest der Tausend ün Juli 1915 war das gemein- 
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Werk eines Teils der Linksradikalen und des Unten Flügds 
entrums. Und auf der Zimmerwalder Konferenz konnte man 
chauspiel erleben, daß ein Teil dieser Linksradikalen, die Ver- 

der Gruppe, die im März 1915 das erste Heft dei „Inter- 
lale" herausgab, mit Ledebour zusammen half, die Links- 
üen Rußlands, Polens, Schwedens, flollands und des anderen 
quenten Teils der deutschen Linksradikal^ niederzustimmea 
'olge davon war die Entstehung der Internationalen 
ialisten Deutschlands (I. S. D.), eine geistige Oe- 
chaft, die von vornherein einen Strich zwischen sldi und dem 
imi zog und für eine selbständige Taktik der Linksradikalen 

Sie war klein, ihr. EmfluB numerisch nidit groß. Aber die 
erliche Taktik des linken Flügels des Zentrums im Dezember 
nötigte auch den größeren Teil der Linksradikalen, die sidi 
lie Zeitschrift „Internationale" sammelten, zur Abgrenzung 
em linken Flügel des Zentrums, die in den Leitsätzen der 
lationalen Gruppe und dem Spartacusbriefe, erfolgte. 
Kr erst kam es zum Bnidi mit den Ledebourianem. Und wenn 
einzelne Führer der Gruppe Internationale sich noch wieder 
lusion hingaben, der Bruch sei nicht endgültig, wenn andere 
jigst vor dem „ewig gestrigen" die Vereinsamung fürciiteten, 
gten schon die nächsten Monate, daß sie irrten. Die Politik 
:entrünilichen „Arbeit^emeinschaft" bewies, daß aus der 
x" der alten Führersdtaft kern Schwert für den proletarisdhen 
mkampf zu bilden ist, und andererseits sammelte sich überall, 
e Linksradikalen sich direkt an die Massen wandten, wo sie 
\ufklärungsarbett ausdauernd leisteten, em tüchtiger Sdilag 
Lrbeitem, die sich durch das Qiaos und den Nebel geistig hin- 
gearbeitet haben. Heute ist ein guter Teil der Oe- 
>ätze,diezur Bildungder I. S. D. führten, die 
Bremer Linksradikalen veranlaßlen, der 
rnationalen Gruppe nicht beizutreten, nach 
■rer Meinung — wir sprechen nur im eigenen Namen — 
wunden. Die Genossen aus der Internationalen Gruppe 

nicht nur durch ihren unermüdlichen Kampf g^en den 
[Patriotismus, durch die unerschrockene allgemeine AkÜm, 
die großen Opfer, die sie der Sache bringen, sidi den Ruhm 
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erworben, einer der besten praküscben Vortrapps der neuen Inter- 
nationale zu sein, sondern sie haben durdi die Losung der ßd- 
tragssperre, durch das Eintreten für höhere Kampfmittel, durch 
ihre Leitsätze bewiesen, dafi sie nicht in der Rückkehr zum Alten, 
nicht in passivem Protest dieAufgaben des Unksradikalismus sehen, 
sondern in wiiidichem Kampfe für die Alctivierung der Arbeiter- 
schaft, im Kampfe für eine neue Internationale. 
Mögen sie noch den Fdiler begehen, nicht ausdrücklich zu sagen, 
daß sie für die Spaltung sind, mögen einzelne ihrer bestm Ver- 
treter in einer erstaunlichen Anwandlung von Schwäche der offizid- 
len Parteipresse den Rat geben, die Spaltung nicht offen zu propa- 
gieren, audi da nicht, wo die Redakteure sie als unvermeidlich er- 
kannt haben, mögen die „Leitsätze" noch manche Halbheit auf- 
weisen, mag in dai Arbeiten einzelner ihrer Mitglieder die neue 
historische U^e des Proletariats nidit ganz klar aufgefaßt sein, 
mögen sie noch auf internationaler Arena bedenklich mit den 
Zentrumselementen operieren — das Preisen der englischen pazi- 
fistisdien „Independent Labour Party", die Telegramme an 
Tscheidse, den Vertreter des russischen Parteizentrums in der Ouma, 
der keinen Kampf mit den Sozialpatrioten führt — \rir werden sie 
freundschaftlich kritisieren, aber wir erkennen in ihnen den Kern 
des deutschen Linksradikalismus an. Unsere Kritik der Internatio- 
nalen Gruppe gegenüber entspringt keinen Konkurrenzneigungen, 
sondern der Einsidit, daß in dieser Zeit der tiefen Krisis, der Not. 
wendigkeit der Neuorientierung, diese nur durch eine offene Aus- 
sprache, dnen rückhaltlosen Austausdi der Gedanken zu er- 
rdchen ist 

Aber dieser Austausch der Gedanken soll angesichts der mutigen 
Praxis der Internationalen Gruppe kein Grund zum Kampfe g^en 
sie sein, umgekehrt soll er nadi unserer Meinung für unsere Freunde 
dnen W% bilden zur rücksiditslosen Unterstützung der Inter- 
nationalen Gruppe ui ihrem Kampfe gegen den Sozialpatriotismus 
und das Zentrum. Je größer ihre Verluste sind, desto mehr gilt es, 
sich praktisch um sie zu scharen, gemeinsam mit ihr die Aufgaben 
zu erfüllen, die vor den Linksradikalen stehen. 
LKese Aufgaben bestdien dnstwdien im Kampf um die Köpfe der 
Arbdter innerhalb der Partd, und um die Auswirkung der ange- 
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sammelten Kraft nadi außen hin. Aus der Erfüllung dieser Auf- 
gaben wird sich die Möglichkeit und die Notwendigkeit der Aufrich- 
tung eines eigenen Hauses für den proletarischen Sozialismus, der 
Schaffung einer sozialistischen Partei, die die Politik des Links- 
radikalismus führen wird, ergeben. 

Diese Partei wird keine Sekte sein, wie die Gegner höhnen. In der 
Zeit der Stürme, die die Wolken am historischen Horizont ankün- 
digen, wird sie, dank ihrer klaren Orientierung in den W^en und 
Zielen des Kampfes, dank ihrem Mut und ihrer Rücksichtslosigkeit, 
die Führerin der Arbeitermassen sein. Sie hat schon eine historisdie 
Prof)e bestanden, indem sie in der Zeit des größten Zusammoibrachs 
ihr Banner mutig aufpflanzte. Die Zeit, die sie jetzt dm'chlebt, ist 
die schwierigste. Noch nicht abgelöst von den Sozialpatrioten, ohne 
eigene Organisationskader, in dem Chaos wirkend, den der Zusam- 
menbruch der alten Sozialdemokratie geschaffen hat, inmitten der 
Oberbleibsel einer absterbenden Zeit, in der sich ihren Bemühungen 
die ganze Maschine der alten Partei entgegenstellt, muß sie wie 
Herkules schon in der Wi^e mit der Hydra kämpfen. 
Aber sie wird aus diesen Kämpfen si^reich hervorgehen, dran 
gewitzt durch die historischen Lehren des Zusammenbruchs der 
Jahre der Schmach, werden die Arbeiterscharen, die sich in ihren 
Reihen sammeln, ihren Geist zu selbständiger Arbeit anstrengen, 
sie werden, indem sie der Führer beraubt, sich seU>st durch das 
historische Dickicht hindurchzuscblagen suchen, mit jedem Tag an 
Kräften zunehmen. 

Die Spaltung der Partei, der Kampf mit dem Zentrum, in don 
Friedensduseler nur das Tohuwabohu sehen: sie sind die Ge- 
burtswehen einer neuen Partei, in der das Proletariat 
das Bewußtsein seiner Aufgaben in der Periode des Imperialismus 
finden wird. Je größer die Aufgaben, je größer die Hindemisse, je 
größer der Druck, desto größer müssen unsere Anstrengungen sein, 
und aus desto härterem Stahl werden die Waffen sein, die wir 
schmieden. 
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Der Zusammenbruch der Internationale hat natürlich in vielen 
Köpfen die größten Verwüstungen verursacht. Die Gefjihr 
der diauvinistischen Verseuchung auf der einen, der anarchistischen 
auf der andern Seite ist jetzt zweifelsohne größer als früher. Denn 
bis die Ereignisse den Volksmassen ebensoselir die Unmöglichkeit 
eines Fortschrittes auf dem W^e einer Anpassung an die imperia- 
listischea Politik, wie ihrer Bekämpfung durch anarchistische Mittel 
zeigen werden, wird eine Periode der Innigen und Wirrungen in der 
mtemationalen Arbeiterbewegung um sidi greifen, und mancherwird 
an dem irre werden, was er bisher für richtig gehalten hat. Allen 
diesen Gefahren gilt es ständig entgegenzutreten. Wir ergrdfen 
daher gern die Gelegenheit, dem anardiistischen Versuch, die Ar- 
beiterklasse der Sozialdemokratie abspenstig zu machen, entgegen- 
zuwirken. Sie wird geboten durch eine in Kopenhagen erschienene 
anarchistische Broschüre „Die Sozialdemokratie 
und der Krieg" von Paul Schreyer. Trotz des Namens des 
Verfassers ist die Broschüre ruhig und sadilich geschrieben, so 
daß man sie wohl der Antwort würdigen kann. 
Die Mitglieder der Internationale, die ihren jetzigen Zustand für 
einen völligen Zusammenbruch halten, behaupten, es handle sich 
nicht um einen Bankerott der sozialdemokratisdien Grundsätze, 
sondern um die Liquidierung einer Epoche der internationalen Ar- 
beiterbewegung. Kein einziger Grundsatz der Internationale, die 
im Marxismus ihren geistigen Ausdruck hat, habe sich in der 
großen Krise, die wir erleben, als unrichtig gezeigt. Nur die T a k. 
t i k , wie sie sich nach dem Französisch-Deutschen Kri^e heraus- 
gebildet hat, war den an die Arbeiterbewegung gestellten Anfor- 
derungen nicht gewachsen. Und in den faktischen Auffassungen, 
zu denen sich der linke Flügel der Sozialdemokratie in den tak- 
tischen Kämpfen der letzten fünf Jahre durchgerungen hat, sehen 
sie die Grundlage der dritten Internationale, die jetzt im Zeitalter 
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des Imperialisaitts eofstefatn wird. Ganz anders der Verfasser da 
anarchistisdien Brosdmre: er vertüodet den BankErott der sozial- 
demokratisdien AnSEassiingen. 

Der Mamsonis sidit in der EntwicUnng der ^irtsdiafisveiiiätt- 
nisse, in der tinnnteibnMiieDen Steigerung der Produktivität die 
Grundlage der znkünftigen sozialistisdien Geseflsdiaft Der Sozia- 
lismus wird erst mSglidi sein, wenn der Ka|»talismits die Prodafc* 
tivität der mensdilidien Ariiät anfs höchste gesteigert hat Der Im- 
perialismus ist die Form der Ausbreitung des KaiMlalismus, der 
Steigerung der Prodofctivität in der ganzen WdL 

„Daraus ergibt sich, ugt der VeriuKr, mm als logische Fordermig, dtfi 
der Mnucb oder die Partei, die des Sozialismus will, darauf 
hiDtrbeiten muß, da6 die imperialistischen Tendeozen sich 
möglichst schnell entwickeln können) um so ihren Zusammenbindi 
zu beschleunigen. Baut nun die Sozialdemokratie ilirc Anschauungen uif 
obige Lehren des Marxismus auf, so ist es nidil zu verwundern, wen 
•ie auch den Weltkrieg uaterstatzt OennliqctdersclbeznDichstzwariniiia- 
miltelbaren Interesse des Inqxrialismus.soiat seine weiter liegende Folgedoch 
(in Konsequenz marzistiscber Lehren) ein Niberrfldcen des Sozialismus." 

Da aber der Verfasser die jetzige Politik der sozialdemokratisdien 
Parteien Deutschlands, Frankreichs, Osterreidis als dai Interessen 
der Arbeiterklasse zuwiderlaufend hält, sieht er in ihr den Bankerott 
der O r u n d 1 e h r e des Marxismus. 

Nur daß er nicht den Mandsnms mit seiner Philippika trifft, sondern 
einZerrbilddes Marxismus, wieesin den Köpfen sauer 
revisionistisdien und anarchistisdien Kritiker herumspukt 

„Solange der Kapitalismus noch nicht das Stadium der Entwicklung er- 
reicht hat, wo er sich selbst aufzugeben im Qegrifi ist, verfdgl er noch 
über die Macht, und sein Gegenpol, der Sozialismus, ist ihm unterlegen . . > • 
Dem Kapitalismus zu helfen, die letzte hScfasle Stufe zu er- 
klimmen, bis er sich selbst auflSst, ist Aufgabe des Sozia- 
lismus." 
So hat seinerzeit das Harburger Parteiblatt die Aufgabe des Sozia. 
lismus definiert, und es mag sich mit dem anarchistischen Kritiker 
auseinandersetzen, ob der Weltkri^ ein Triumph oder eine Nieder- 
lage dieser Theorie ist. DerMarxismus aberhat mit der 
ganzen Sache nichts zu tun. Als Marx vor zirica 70 Jah- 
ren die Grundlagen zu seiner Theorie l^e, stand der Kapitalismus 
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noch in seinen Anfängen. Aber Marx fiel es nidit ein, seine Auf- 
gabe kfinne darin besttdien, dem Kapitalismus zu helfen, seine 
hCchste Stufe zu erklinimen. Diese Aufgabe überließ er getrost den 
Kapitalisten, und er ging an die Arbeit der Organisierung und Auf- 
klärung des Proletariats zur Schulung seiner historischen Aufgabe; 
denn er war niemals so töricht, anzunehmen, der Kapitalismus 
werde sidi jemals selbst „aufgeben". Die Entwicklung des Ka- 
pitalismus schafft nur die wirtschaftliche Möglichkeit des Sozialis- 
mus. Damit dieser zur Wiridichkeit wird, muB es dne soziale 
Macht geben, die durch ihren Kampf die Widerstände der an der 
Erhaltung des Kapitalismus interessierten Klassen bricht Die Ar- 
beiterklasse kann sich zu dieser Macht nur in einer langen Periode 
der Kämpfe ausbilden, in der sie die zur Leitung der Produktion 
nötigen geistigen Kräfte entwickelt. Auf Onmd der Erfahrungen 
. der Kommune sprach doch Marx aus, da6 die Arbeilerklasse nicht 
imstande ist, die kapitalistische Staatsmacht direkt und fertig zu 
übernehmen, ohne sidi dazu in langdauerader Art>dt vori>ereitet zu 
haben. Der Marxismus war niemals eine Theorie, 
die die Arbeiterschaft lehren sollte, wie sie den 
Kapitalismus entwickelt, sondern wie sie sich 
im Kampfe gegen den Kapitalismus entwickelt. 
Wenn der Marxismus dabei lehrte, daß jeder Versuch der Zurück- 
schraubung der Entwicklung zu vorkapitalistischen Verhältnissen, 
wie es z. B. die Zerstörung der Maschinen oder die künstliche Kon- 
servierung des Handwerks war, schädlich ist, so hatte dies nichts 
mit der Unterstützung des Kapitalismus gemehi, sondern es war die 
Bekämpfung einer Politik, die den Prozeß der kapitalistischea Ent- 
wicklung nur verlängern konnte. 

Aber wir leben heute nicht Anno dazumal, der Kapitalismus tut 
jetzt nicht die ersten Schritte, sondern er hat dn Jahriiundert der 
Entwicklung in West- und Mitteleuropa hinter sidi, während wd- 
cher Zeit er in diesoi Ländern zur Blüte gelangte. Muß nun die 
Arbdterklasse mit dem Kampf um den Sozialismus warten, bis der 
Kapitalismus sich die ganze Wdt unterworfen bat? Ist der Sozia- 
lismus nur dann möglich, wenn der letzte Tunguse in Sibirien und 
und der letzte Basuto in Afrika Fabrikproletarier und dngeschrie- 
benes Mitglied der tungusischen resp. basutischen Sozialdemokratie 
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wird? Der Imperialismus selbst wideriegt durch seine Existenz rine 
solche Auffassung der Gesdiichte, Denn er stellt doch einen Versncfa 
dar, Wirtschaftsweisen dem Kapitalismus zu unterwerfoi, die imZat- 
alter des Kapitalismus nicht nur auf vorkapitalistischer, sondern 
selbst vorfeudaler Stufe sich befinden. Also kennt die Gescfaidite 
ein Nebeneinanderbestefa»! verschiedener wirtschaftlicher Stufen: 
wenn der Feudalismus nicht dem Kapitalismus in Europa erst 
dann Platz machte, bevor er ganz Asioi und Afrika ergriff, wenn der 
Kapitalismus sich zur Blüte entfaltoi konnte, bevor selbst die 
vorfeudale Wirtschaft restlos verschwand, warum sollte der So- 
zialismus in den kapitalistischoi Staaten nicht mfiglich sein, bevor 
der Kapitalismus seinen Siegeszug beendet hat? Marx und 
Engels hielten es für möglidi, daß, falls der Sieg des Sozialismus 
in Westeuropa statthndoi würde, bevor Rußland von der kapita- 
listisdien Entwicklung ergriffen wäre, Rußland die Möglichkeit hätte, 
sich den Weg der kapitalistisdien Entwicklung zu ersparen. Karl 
Kautsky ent\rickelt m sehiem Büdildn „Sozialismus und 
Kolonialpolitik", in dem er die Frage von der Notwendig- 
keit des Oberganges aller Länder durch den Kapitalismus unter- 
sucht — es war im Jahre 1907 — ganz ähnliche Gedanken (S. 59). 
Ehe Ausführungen Kautskys bilden bis auf den heutigen Tag die 
Grundlage der Haltung der Marxisten dem Imperialismus gegen- 
über. Die Theorie des Marxismus hat also mit den vom Anarchisten 
Schreyer g^eißelten Sünden nichts zu tun. Sie bleibt von sdner 
Kritik unberührt. Das Unglück Schreyers besteht darin, daß er die 
Ansichten der Kritiker des Marxismus, Davids, van Kols 
usw., für die des Marxismus hält. 

Aberschauenwirunsdieanderengeborstnen Säulen desMarxismusao. 
Die Sozialdemokratie erstrebt die Vergesellschaftung der Produk- 
tionsmittel. Im Interesse der Gesamtheit sollen sie von der Vertre- 
tung der Gesamtheit verwaltet werden. 

„Ue Sozialdemokratie gebraucht also zur Verwirklichung ihres Zieles den 
Staat. Ist es da nicht selbstverstlüidlich, dafi sie die bestehenden Staaten 
benutzen will, um aus ihnen TrSger ihrer Zukunftsorgan iaation zu machen? 
E>eshalb in allen Ländern nationale Parteien, die in dem Rahmen ihres 
betreifenden Staates ihren Kampf fahren . . . Aus dieser Erkenntnis der 
Notwendigkeit freier, selbständiger Staaten ergibt sich aber nun die Pflichl, 
alles zu unterstützen oder zu unternehmen, was die Selbständigkeit der- 
selben schützen kann, wenn diese von irgendeiner Seite bedroht ist." 
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So stellt der Anarchist Schreyer siegreidi seinen Fuß auf die 
zweite geborstene Säule des Marxismus. 

Seit Bakunins Kampf g^en den „Staatssozialismus" von Marx 
tiaben die Anardiisten viel Tinte verbraucht zur Klärung der Frage 
vom Verhältnis der Arbeiterbewegung zum Staate. Die *"=*"»' 
rangen Schreyers zeigen, daß all diese Arbeit das Chaos 
Köpfen nur vergrößert hat. Es ist wahr, daß die Sozialdei 
aus dem immer mächtiger werdenden Produktionsprozeß di 
schöpft, daß audi nach der Aufhebung der Klasseng^ensä 
Organisation der Produktion notwendig sein wird. Daß d 
ganisation und Leittmg der Produktion von dem jetziger 
grundverschieden sein wird, ergibt sich schon daraus, daß i 
teren Aufgabe nicht in der Organisation der Produktion ii 
esse der Gesamtheit besteht, sondern darin, daß die Leitung > 
duktion dieser Gesamtheit vorenthalten wird : der jetzige Stai 
darüber, daß die Produktion von den Besitzern der Prod 
mittel geleitet wird, die doch eine Minorität bilden. Indem ! 
zwei verschiedene historische Gebilde mit demselben Namt 
belegt, folgert er, daß „deshalb" die Sozialdemokratie den I 
Staat zu ihren Zwecken ausnützen will und darum ihn be: 
rauB. Nun, das Verhältnis der Sozialdemokratie zum jetzig! 
wurde nidit durch ihre Meinungen über die Organisationen 
Seilschaft im Reiche des Sozialismus bestimmt — wir wlss 
nicht, wie sie aussehen wird — , sondern durch den Ohara 
historischen Epoche, in der sidi die Arbeiterbewegung s 
Jahre 1870 aitwickelL 

Die Bedingungoi des Klassenkampfes t>estinimten die Halt 
Proletariats zum Staate, und der Marüsmus suchte sie nu 
klären. Wie waren diese Bedingungai? Die Bourgeois! 
nationale Staaten, die die Entwiddung des Kapitalismus 
sollten. Wie konnte sich die Arbeiterklasse demgegenüber vei 
Sie mußte um ihre Interessen in den Grenzen dieser Staate 
den Kapitalismus kämpfen. Wenn die deutschen Arbeiter 
zung der Arbeifszeit, Preß-, Versammlungs- und Koalition 
erringen wollten, so konnten sie sich mit ihren Forderange 
gegen die kapitalistische Klasse überhaupt, noch gegen die e 
und franzö^sche woiden, sondern gegen die Klasse, von d 
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Deutschland abhängig waren : d. h. g^^en die deutsche 
und ihr Machto^an, den Staat. Sie konnten noch so 
en Brüdern im Auslande sympathisieren, mit ihnen füi 
rdeningen der Arbeiterklasse gemeinsam demonstrieren, 
- Kampf verlief im Rahmen des deutschen Staates, wie 
glischen und französischen Proletarier in dem Rab- 

Staaten verlief. E>ie verflossenen vier Jahrzdinte 
bewegung waren in die Schranken der Staaten einge- 
' eine „Bew^ung" wie die anarchistische, die in keinem 
« Wurzeln gefaßt hat, die nirgends mit dem täglichen 
Arbeiterklasse verwachsen war, konnte diese Bedingun- 
il ignorieren. Hat darum der Marxismus jemals die Ar- 
und ihre Geschicke auf Gedeih und Verderb mit dta 
jedes einzelnen Staates mit all seinen Grenzen usw. zu 
lesucht, hat er ihr Staatsanbetung eingdmpft? Marx 
s waren Verfechter der irischen Unabhängigkeit, 

Dauerexistenz sdiien Kautsky sehr zweifelhaft usw. 

gegebenen Graizen der Staaten waren für den 
diese durch und durch historische Lehre, nichts mdir 
bene Rahmen der Tätigkeit, die, wenn sie nicht in der Luft 
Dllte, sich auf irgend einem Boden abspielen mußte. 
:en als heilige Steine zu betrachten, die ein für allemal 
zeichnen, in den sich der Strom der Geschichte hinwäl- 
im ihnen gar nicht in den Sinn. Man kann keine Zeile 
riften unserer Altmeister anführen, die von einer solchen 
zeugen würde. Sie, die es nicht für die Aufgabe des 

hielten, die kapitalistische Entwicklung zu fördern, 
ch weniger für seine Aufgabe gehalfen, gegebene Gren- 
servieren. Itir Verhältnis zu Bewegungen, die auf die 
er staatlichen Grenzen gerichtet waren, hing ganz da- 
für einen Charakter diese Bew^ungen trugen. Frei von 
tischen Auffassiuig des Staates überhaupt, wie sie z. B. 
and L a s s a 1 1 e gewissermaßen charakterisierte, sahen 
ixistenz des kapitalistischen Staates eine Notwendi^ceit 
smus, aber keinesfalls in der Existenz jedes Staates, wie 
storisch g^eben war. Und weil sie den Sieg des Prole- 
ntemational für möglich hielten, d. h. für möglich hielten 
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nur in dem Rahmen des ganzen kapitalistisdi entwickeltai Kultur- 
krdses, so war ihr Bestreben auf die engere Verknüpfung des Prole- 
tariats der verschiedenen Länder gerichtet. So suditen sie das Prole- 
tariat über die Grenzen der Staaten zu verbinden. 
Der Anarchist Schreyer hält die jetzige Haltung der französischen, 
deutschen, österreichischen Sozialdemokratie für unvereinbar mit 
den Interessen der Arbeiterklasse, für den Bankerott der Arbeiter- 
bew^:ung. Das ist sein gutes Redit Warum er aber die Grund- 
sätze dieser Ail>eiterbew%ung dafür verantwortlich macht, ist nicht 
einzusdien, es sei denn, daß er wieder die Meinungen des rechten 
Flügels des Sozialismus mit denen des Sozialismus überhaupt ver- 
wechselt. Denn wie die Orundanschauungen des Sozialismus nichts 
mit irgendwelcher Staatsanbetung und dazu der des konlcreten 
Staates gemeinsam haben, so unterliegt es keinem Zweifel, daß die 
opportunistische Richtung der Arbeiterbew^;ung, indem sie sich 
zu der Losung bekannte: Das Ziel ist nidits, die Bewegung alles, 
auch ihren Gesichtskreis über die Rahmen der Staaten, in denen sie 
wiiicte, nicht erheben konnte. Sie hoffte durch lIAäßigung vom 
Staate Zugeständnisse zu erhalten, und da sie die VerwirUichung 
des Sozialismus als Summe kleiner Veränderungen ohne grundsätz- 
liche Umwälzung»! kommen sah, so sah sie audi in doi g^eb»iai 
Staaten die Träger des Sozialismus. Neben dieser Hinneigung zum 
Staatssozialismus cheu'akterisierte die opportunistische Riditung 
der Internationale ein gewisser Nationalismus. Die Rücksichtnahme 
auf die kleinbürgerlichen Wählennassen brachte manchen Oppor- 
tunisten zur Darstellung des Sozialismus als einer Art Edelpatrio- 
tismus. Alle diese opportunistischen Anscbauuugen standen im 
bewußten Gegensatz zu den wissenscbaftlidien Grundsätzen der Ar- 
beiterbew^^g, zum Marxismus, und indem sie jetzt ihrat Sieg 
feiern, feiern sie auch den Beginn einer neuen Periode der Arbeiter- 
bew^ung, deren geistige Grundlage nicht der Marxismus bil- 
den soll. 

Die Behauptung, daß der Zusammenbruch der Internationale ihre 
Grundsätze als irreführend zeigt, ist aus der Luft gaffen. Wir 
leisten uns nicht einmal den Spaß, dem Anardiisten Schreyer mit 
der G^enfrage zu dienen, wie er sidi den Zusammenbruch solcher 
G^ner des Marxismus eritlärt, wie Peter Krapotkin, den er 
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Anarchisten noint, der jetzt für den Sieg 
er den Anarchisten Cornelissen beur- 
er französischen R^enug nach Holland 
ime Hollands am Kriege zu agitieren, wie 
sehen Syndikalisten, die dieselbe Haltung 
zialdemokratie einnahmen. Wir verziditen 
doch die Anarchisten nötigen müßten, zu- 
)rdnung zu machen, bevor sie vor unseren 
en. Wichtiger ist, zu untersuchen, warum 
imenbrach, obwohl ihre Grundsätze ihr die 
: des Kriegsausbruchs solidarisch zu blo- 
mf diese Frage würde eine besondere Unter- 
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1. 

Einer der hervorragendsten Theoretiker der deutschen Sozial- 
demokratie veröffentlichte vor kurzon unter dem Pseudonym 
iJunius" eine Broschüre über die Krise der Sozialdemokratie, in 
der er zwar die Gründe dieser nunmehr seit nahezu zwei Jahren 
tobenden Krise ununtersucbt läßt — nebenbei auch ein Mangel der 
„Ldtsätze" der Gruppe Internationale — in der er aber in ausge- 
zeichneter Weise mit dem Flitterkram der Argumente aufräumt, mit 
denen die Sozialpatrioten Deutschlands ihre Preisgabe des Klassen- 
kampfes und des Sozialismus verteidigen. Wir wollen uns hier nur 
an diejenige Frage halten, die der Verfasser natürlich auch behan- 
delt, die nach einem treffenden Worte Karl Liebknechts die Achse 
aller Fragen des Weltkri^es bildet: die Frage der Landesverteidi- 
gung. Diese Frage ist für die ganze Internationale von der größten 
Bedeutung, nicht nur jetzt im Kriege, sondern auch nadi Friedens- 
sdiluß, wo es sich darum handeln wird, die geistige Bilanz des 
Krieges zu ziehen. Um es gleich zu sagen : wir können nicht an- 
ders, als die Auffassung von Junius über diese Frage kritisch be- 
handeln. Der Standpunkt von Junius befindet sich im Gegensatz 
nicht nur zu den Auffassungen der Vertreter der radikalen Inter- 
nationalisten in anderen Ländern, sondern auch Deutschlands, z. 6. 
Karl Liebknedits. Was aber noch auffallender ist, Junius befindet 
sich, wie wir noch sehen werden, in ununterbrochenem Gegensatz 
zu sich selbst. Die Aufdeckung der Widersprüche des Verfassers 
dient keinen polemischen Zielen, sondern der Beleuchttmg dieser 
höchst wichtigen Frage. 

Ober den Charalder des Weltkri^es ist Junius sich vollkommen 
klar. Das demokratische Programm der nationalen Veremigung 
war das Prc^amm des aufsteigenden Kapitalismus. „Seitdem hat 
der Imperialismus das alte bürgerlich demokratisdie Programm 
vollends zu Grabe getragen, indem er die Expansion über nationale 
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Grenzen hinaus und ohne jede Räcksicht auf nationale Zusammen- 
hänge zum Programm der Bourgeoisie allo- Länder erhoben hat". 
Und nun analysiert Junius die nationale Parole, deren realer In- 
halt und Funktion sich g^en früher in ihr Gegenteil verkehrt bat. 
Junius verfolgt dann den imperialistischen Charakter des Krieges 
bis in alle Schlupfwinkel, beweist in ausgezeichneten Ausführungen 
über die Lage der kleinen Staaten, daß auch sie, einmal durch die 
Flut des Weltkrieges mitgerissen, keinen nationalen, sondern einen 
imperialistischen Krieg führen würden, wdl der Weltkrieg sich unter 
den jetzigen Bedingungen ,£anz mechanisdi unabwendbar zum 
imperialistischen Welteinteilungsprozeß auswadisen mußte". 
Aus diesen Voraussetzungen zidit Junius nun ganz unerwart^ 
Schlüsse. „Gewiß nichtswürdig das Volk, das vor dem äußeren 
Feinde kapituliert, wie nichtswürdig die Partei, die vor dem inneren 
Feinde kapituliert. Nur eines haben die Feuerwehrleute des brennen- 
den Hauses (d. s. die Soziälpatrioten. D. R.) vergessen : daß im 
Munde des Sozialisten die Vaterlandsverteidigung etwas anderes 
bedeutet. Etwas anderes nämlich als die Rolle, die ihm durch den impe- 
rialistischen Krieg zudiktiert wurde. Also nicht Ablehnung der Vater- 
landsverteidigung, sondern eine andere Vaterlandsverteidigung. 
Worin besteht sie? Nachdem Junius geze^ hat, wie oft in der Ge- 
schichte die herrschenden Klassen, die den Volksmassen die feind- 
liche Invasion als den Schrecken aller Schrecken darstellen, eben 
diese Invasion herbeiriefen, um die aufsteigenden Klassen der eige- 
nen Nation niederzuhalten, schreibt er : „Wenn für die herrschenden 
Klassen die Invasion ein erprobtes Mittel gegen den Klassenkampf 
war, so bat sich für die aufstrebmden Klassen der schärfste Kl^ 
senkampf noch immer als das beste Mittel gegen die Invasion er- 
wiesen". Er beweist das mit dem Hinweis auf die mittelalterlldie 
Geschichte der italienischen Städte, auf die französischen Jako- 
biner, die, um die gegen das revolutionäre Frankreich heranstür- 
menden feudalen Mächte niederzuringen, zum rücksichtslosen 
Kampfe gegen die Vertreter des Feudalismus in Frankreich selbst 
üt>ergehen mußten, und schließt dann mit der Untersuchung der 
Frage nach dem Verhalten der Sozialdemokratie im heutigen Kriegt 
„Sollte sie etwa erklären: da dieser Krie^ ein imperialistischer, da 
dieser Staat nicht dem sozialistischen Selbstbestimmungsrecht, nidit 
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dem idealen Nationalstaat entspridit, so ist er uns gleichgültig und 
wir geben ihn dem Feinde preis?" Junius verneint diese Frage: 
„Das passive Gehen, und Oeschehenlassen kann niemals Richt- 
schnur für das Verhalten einer revolutionären Partei wie der So- 
zialdemokratie abgeben". Er verlangt dann, daß die Sozialdemo- 
kratie eine selbständige Klassenpolitik hätte einschlagen sollen, die 
in jeder großen Krise über sich hinaustreibt Und worin sollte diese 
selbständige Klassenpolitik bestehen? Es galt gerade mit dem 
Selbstbestimmungsredit der Völker und mit der nationalen Vertei- 
digung em^ zu machen. Und der erste Schritt dazu sei die Miliz; 
d. h. unter anderem die Beseitigung aller politischen Entrechttmg, 
da die größte politische Freiheit als Grundlage der Volksverteidi- 
gung nötig sei. „Die wirklichen Maßnahmen der nationalen Ver- 
teidigung zu proklamieren, ihre Verwirklichung zu fordern, das 
wäre die erste Pflicht der Sozialdonokratie". Es galt, so meint 
Junius, der europäischen Reaktion das alte wahrhaft nationale 
Programm der Patrioten und Demokratie von 1848, das Programm 
vtm Marx, Engels, Lassalle entgegenzustellen. „Das war die 
Fahne, die dem Lande vorangetragen werden mußte, die wahrhaft 
national, wahrhaft freiheitlich gewesen wäre und in Obereinstim- 
mung mit den besten Traditionen E)eutschlands, wie mit der inter- 
nationalen Klassenpolitik des Proletariats." 
Das ist der Standpunkt von Junius. Bevor wir zur Prüfung seiner 
historischen Voraussetzungen übergehen, möchten wir auf folgende 
Tatsachen aubnerksam machen. Der Standpunkt von Junius hat 
während vieler, vieler Monate der inneren Entwicklung der ent- 
schiedenen Unken diese nahezu unberührt gelassen. Zwar ßnden 
sich in den „Leitsätzen" der Gruppe Internationale leise Spuren 
dieses Standpunktes; aber ihr Kern hat mit ihm nichts gemein. 
Ebenso fehlt dieser Standpunkt in allen anderen Kundgebungen 
der entschiedenen Linken, von den I. S. D. gar nicht zu reden. Wie 
kommt es nun, daß zwanzig Monate der Entwicklung der Linken 
so sehr an dem Programm von Junius vorübergehen konnten, ob- 
wohl er selbst und seine Freunde diese Entwicklung offenbar stark 
beeinflußten? Weil dieses Programm nur eine historische Remini- 
szenz ist, den Voraussetzungen der imperialistisdien Epoche aber voll- 
kommen widerspricht. Wir wollen das im zweiten Artikel nachweisen. 
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Sein Aktionsprogramm im Kriege spricht Junias selbst als „Aktion 
nach dem Vorbilde der franzCsisdien Jakobmer" an. Sehen wir 

näher zu. 

Die Jakobiner stellten den linken Flügel des französisdien Bürger- 
tums während der großen Revolution dar. Aus den Massen des 
Kldnbürger. undHandwerkertums bestehend, führten sie den Kampf 
g^en den Feudalismus viel energischer als die durch Eigentnms- 
rücksiditen, durch die Angst vor dem Volke an Händen und Füfien 
gefesselten Vertreter des besitzendm Bürgertums. Als die feuflalen 
Mächte Europas im Bunde mit den feudalen französischen Emi- 
granten ihr«) Kreuzzug gegen das revolutionäre Frankrddi brau- 
nen, verteidigten die Kiembürger und Arbeiter Frankröchs ihr 
Werk mit großem Elan: handelte es sidi dodi nicht nur um die 
von ihnen eroberten Freiheiten, sondern um die Besserung ihrer 
sozialen Lage, die sie von der Revolution erwartetoi. Für die 
Bauern handelte es sich um den Boden, den die Revolution den feu- 
daloi Orundherren genommen und ihnen gegeben hatte. Im Kri^ 
gegen das feudale Ausland mußten die Jakobiner die Oberreste der 
feudalen Kräfte im Lande selbst mit allen Gewaltmitteln niederhalten. 
Der Krieg gegen das feindliche Ausland schöpfte seine Kraft aus 
dem Bürgerkriege, wie dieser seine Vehemenz aus der nationalen 
Gefahr zog. Das Programm des Krieges, wie es sich aus der ob- 
jektivst Sachlage ergab, war das Programm, das die Jakobiner 
gemäß ihrem sozialen Wesen zu verwirklidien suchten. 
Junius beschwört auch die Schatten der Revolution vom Jahre 1848, 
das Programm von Marx, Engels und Lassalle herauf, die selbst 
im Schatten der Titanen von 1792 wandelten. Wir erinnern an die 
Worte, die Marx unter dem II. Juli 1848 in der „Neuen NieiniscfaeD 
Zeitung'* schrieb (Nachlaß, Band 3, Seite 114). Osterreich war da. 
mals daran, die nationsilen Revolutionen der Tschechen, Italiener 
und Ungarn zu ersticken. Em Teil der büigerlichen Demokratie be- 
jubelte die Windischgraetz als Helden des Deutschtums. Demg^en- 
über stellte Marx fest, daß diese Helden als Sieger sofort der deut- 
sdien Revolution an den Hals springen würden. Er sah voraus, daß 
die niedergerungen»! Tschechen sich dem Zarismus in die Anne 
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^verfen würden; und eben dieser Zarismus war auf dem Sprunge, 
Scgea die Revolution zu marschieren. Ihm galt es also zuvorzu- 
kommen; es konnte nur geschehen durch das Hmaustragen der Re- 
volution nach dem Osten; dadurch, daß die Polen gegen ihn auf 
die Beine gebradit wurden. 

In diesem Kampfe g^en den Gendarmen der Reaktion mußten alle 
Kräfte des deutschm Volkes entfesselt werden, Kräfte, die angesichts 
der Machtmittel Rußlands, um nach außen hin siegreich zu werden, 
alle feudalen Widerstände im Innern niederringen müßten. 
Wir wissen, wie Engels später das auswärtige Programm der 
„Neuen Rheinischen Zeitung" im Jahre 1848 definierte, und wir 
wissen, was Engels während des österreichisch- Italienischen Krieges 
an Lassalle schrieb (Nachlaß, Band 4, Seite 185). Engels tritt 
hier direkt für einen Krieg mit Rußland ein, in der Hoffnung, daß 
die äußeren Schwierigkeiten der Revolution im Innern zum Siege 
verhelfen würden. Das „wahrhaft nationale Programm der Pa- 
trioten und Demokraten von 1848" war aus der Schwäche der 
deutschen büigerlichen Revolution geboren. 
Weil das preußische Junkertum keine abgestorbene, sondern eine im 
Prozeß der kapitalistischen Umformung und Anpassung begriffene 
Klasse war, weil das schwache zersplitterte Kleinbürgertum die 
Bauern verriet, statt sich auf sie gegen den Feudalismus zu stützen, 
weil das Kleinbürgertum mid seine Vertreter statt zu fcämpfai 
schwatzten, propagierten Marx und Engels den Krieg mit Rußland 
in der Hoffnung, daß er die Volksmassen aufrütteln und so zum 
Durchbruch der Revolution führen werde. Das Programm unserer 
großen Meister blieb unverwirklicht. Die Reaktion hütete sich, mit 
dem Zarismus, ihrem großen Beschützer, anzubändeln. 
Um sie dazu zu nötigen, mußte das Kleinbürgertum sie besiegen, 
d. h. es mußte die revolutionäre Kraft besitzen, die ihm eben fehlte 
und deren Weckung die Folge des Kri^ sein sollte. Marx und 
Engels wollten die Politik der Jakobiner wiederholen; aber der 
Zarismus ging nicht zur allgemeinen Attacke gegen die europäische 
Revolution über; er b^nögte sich mit ihrer Erdrosselung in Un- 
garn. Es entstand keine verzweifelte Situation und kein deutsches 
Jakobinertum. Das Jahr 1793 wiederholte sich nidit. 
Die Politik von Marx und Engels scheiterte, aber sie war trotzdem 
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evolutionäre und realistische Politik: der Zarianus bedn^te 
± die europäische Revolution; die Propaganda des Kri^es 
:m Zarismus war die Propaganda einer revolutionäroi Oflen- 
it einem positiven Prc^amm der Republik, einem Programm, 
amals das revolutionärste war, weil der Sozialismus nocfa un- 
■ii war. Die Politik der Jakobiner war die der b ü r g e r • 
e n Revolution. E>ie von Marx und Engels war es nicht mio. 
[m einen wie im andern Falle war das Kleinbürgertum der 
r dieser Politik; das Proletariat als Klasse mit einer eigenen 
ischen Aufgabe war nodt nicht vorhanden: bildete dodi die 
achui^ des W^es für die ungestörte kapitalistische Ent- 
ing die historische Aufgabe der Revolutionen und der natio- 
Frage. 

t konunen vir zum Sündenfall von Junius; d. h. zu der Frage, 
der Ära des ImperiaUsmus eine „revolutionäre Aktion nadi 
Vorbilde der französischen Jakobiner" überhaupt mfiglidi ist. 



trste Voraussetzung der Jakobinertaktik, wie sie auch Man 
anzuwenden versuchte, war der Gegensatz zmschea den in 
ürgerlichen Umwälzung b^i;riffenen Ländern und denen des 
ilismus. Daß dieser Gegensatz heute nicht mehr die geringste 
spielt, ist offensichtlich. Wie groß audi die verfassungs- 
;en G^ensätze zwischen England, Frankreich, Deutschland 
!>sterreich sein mSgen: keines dieser Länder stellt den anderen 
über den Fortschritt dar: die Unterschiede in ihrer sozial- 
dien Struktur sind quantitativ, nicht qualitativ. Keines stellt 
!ues soziales Prinzip dar. Das einzige Land, das im VeitälL 

I den anderen als rückständig gelten kann, Rußland, wäre^ 
nach der Meinung von Junius, nicht imstande, die andern zu 
ben, nur das französisdie und englische Geld ermöglichte es 
nit den Anstoß zum Kri^e zu geben. Dabei marsdiiert es so 

II in der Richtung auf die kapitalistische Entwicklung, daß es 
ie Länge hin die gegeboien sozialpolitischen Zustände in Mit< 
id Westeuropa nidit bedrohen kann. 

Gegensatz, der Europa in zwei Lager tdlt, ist nicht der zweier 
liedener sozialer Formationen, einer fortschrittlidien und aner 
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rückschrittlichen, es ist vielmehr ein imperialistiscber Gegensatz, 
d. h. der Gegensatz zwisdioi in den Gnindlinien gleichartigen so- 
zialen Organismen, die sidi bekämpfen, eben weil sie dank ihrem 
gleichartigen kapitalistischen Charakter den gleichen Anspruch dar- 
auf erheben, die unentwickelten Länder zu „durchdringen". Dar- 
aus ergab sidi, daß die innere Umwälzung in keinem der Staaten 
einen Krieg benötigte, daß also erstens das Proletariat kein Kriegs- 
programm hatte, während die Jakobiner und die Demokraten ein 
solches besaßen. Daraus ergibt sich zweitens, daß, wenn der Krieg 
und seine Folgen die inneren Umwälzungen in einem der Staaten 
oder in allen auf die Tagesordnung setzen sollte, diese nidit natio- 
naler Natur sein werden, sondern daß es sich um internationale Auf- 
gaben handeln wird. Und drittens werden es nicht bürgerUch-demo- 
kratiscbe, sondern soziaUsüsche Veränderungen sein, die sidi zu 
vollziehen haben. 

Der Krieg des revolutionären Frankreich wurde von den Volksmas- 
sen im Interesse des historischen Fortschritts geführt, ja, er begann 
geradezu als solcher. Der Weltkrieg b^ann als impaialistisdier 
Kri^. Kann sein Charakter geändert werden? Ganz offenbar 
nicht; wobei es ganz gleich wäre, ob die Bourgeoisie am Ruder bhebe 
oder nicht. Der Kri% kann wohl beendet werden, aber seinen im- 
perialistischen Charakter ändern, dazu ist keine Macht der Welt im- 
stande. Sollten aber etwa die Proletarier Englands in diesem 
Kri^e zur Herrschaft gelangen können, und sollten die übrigen 
Staaten sie dann weiter bekriegen, dann ständen die englischen Ar- 
beiter vor der Aufgabe, den siegreichen Sozialismus ihres Landes 
zu verteidigen. Nidif eine „wahrhaft nationale", sondern eine wahr, 
haft intemationate Aufgabe hätten sie zu lösen : die Einleitung der 
sozialen Umwälzung in Europa. 

Internationale, sozialistische Aufgaben sind es, die vor dem Prole- 
tariat stehen, keine nationalen, bürgerlich-demokratischen. Und 
diese Aufgaben werden sozialistisch sein, weil die wirtschaftlichen 
Bedingungen für den Sozialismus reif sind. Sie werden inter- 
national sein, weil keine dnzige der großen sozialen und politischen 
Fragen jetzt mehr im nationalen Rahmen gelöst werden kann. 
Den Ausgangspunkt der proletarischen Politik dem Kri^e g^i;en- 
über bildet also die klare Erkenntnis der Frage der Vaterlandsver- 
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teidigung. Das Mittel zur Überwindung der gegebenen allgemeinen 
Verhältnisse ist die Anwendung einer neuen Taktik, deren Wesen 
bereits vor dem Kriege ausführlich dargelegt wurde. Kein Teil des 
Proletariats aber könnte sich bei seinem Siege mit der Einrichtung 
des eigenen Hauses begnügen, sondern es müßte an die Lösung 
aller Fragen herantreten, <Üe der Imperialismus au^eworfen hat 
Sonst würde es in seinem dgeneif Hause, und sei es die „einzigste" 
Republik, erdrückt werden. Dies niefit eingesehen zu habai, in der 
Epoche des Imperialismus eine Losung mit einem national begrenz- 
ten Programm aufgestellt zu haben, das ist es, was wir Junius zum 
Vorwuri machen. Dadurch verdunkelt er das Wesoi der Krise der 
Sozialdemokratie, wie er den Arbeitern das Verständnis ihrer histo- 
rischen Aufgaben verdunkelt. Dran was sollten etwa die französi- 
schen Artwiler mit dem „w£ihrhaft nationalen" und „wahrhaft fort- 
schrittlichen Programm" der deutschen Demokraten vom Jahre 1848 
anfangen? Und in letzter Linie verdunkelt die Auffassung vrai 
Junius auch das Wesen der Weltkrise, die jetzt die Welt erschüttert, 
indem der Verfasser wohl sagt, wie er die deutschen, nicht aber wie 
er die übrigen Arbeiter beglüdien will. 

Das bedeutet, daß Junius in Wirklidikeit gar keine Perspektive der 
allgemeinen Entwicklung hat. Und deshdb kaim sein Standpunkt 
gegenüber der Frage, was die Internationale weiter tun soll, nidits 
sagen. Von richtigen Voraussetzungen ausgehend, verstrickt er sich 
in so viele Widersprüche, daß er zu der Frage, wie die Krise der 
Sozialdemokratie zu überwinden ist, gar nichts zu sagen weiß. Er 
überläßt die Arbeiterklasse sich selbst, steuerlos. Würde sie den 
Standpunkt von Junius akzeptieren, sie würde praktisch dieselbe 
Irrfahrt durchmachen, die er theoretisch durchgemacht bat Auf 
historischen Reminiszenzen baut man keine Arbeilerpolitik auf, son- 
dern nur auf demBoden harter Tatsachen, diejunius übersehoi hat. 
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STAAT, NATION, IMPERIAUSMUS UND 
SOZIALDEMOKRATIE. 

DIE FRAOEN. 

Für die west- und mitteleuropäische Arbeiterklasse schien es vor 
dem Kriege keine national^] Fragen mäir zu geben. Mitleid^ 
schaute man auf die Österreicher und Russen, bei denen es national 
rumorte. Mao fragte sich, warum sich die Proletarier dieser Län- 
der dgentlich noch mit dem ,,aationalen Spektakel" soviel abgaben. 
Nun hat der Weltkri^ auch das Proletariat Mittd. und Westai- 
ropas vor die nationalen Fragen gestellt. Wenn es auch eine histo- 
rische Legende ist, daß der Zusammenbruch der zweiten Internatio- 
nale in der Überwältigung der Partden durch nationale Gefühle 
bestdit, beginnt und oidet jetzt in den geistigen Kämpfen um eine 
neue Politik der Internationale jede Ausdnandersetzung mit der 
Frage : alles schön und gut, aber wie stellt ihr euch zur 
Frage der Verteidigung der nationalen Unab- 
hängigkeit? Wenn das in der Arbeiterklasse der Nationen der 
Fall ist, die staatlich frei sind, so hat der Krieg im Osten eine Reihe 
sdion in Gärung b^:riffener Völker von unten auf aufgewühlt, das 
internationale Proletariat hat zur Frage der Bildung von National- 
staaten Stellung zu ndimen. Gleichzeitig ist die Existenz von Klein. 
Staaten in Frage gestellt und wieder ist es die Frage ihrer Wieder- 
herstellung oder Einverleibung, die eine Klärung erfordert. Und 
neben der Tendenz zur Einverleibung fremdnationaler Gebiete ist 
eine andere zum Zusammenschluß großer imperialistischer Staaten 
in mdir oder minder klarer Form sichtbar. 
Flinke Geister haben für die Beurteilung aller dieser Fragen die 
Losung: Selbstbestimmungsrecht der Völker, die auch, wenn sie 
richtig und ausführbar wären, nur den Vorbehalt ausdrücken wür- 
den, daß den Völkern selbst cUe Lösung der Fragen ihrer Existenz 
vorbehalten werden muß, daß kdne fremde Gewalt sie willkürlich 
lösen darf. Aber für welche l^ung der Fragen die Sozialdemo- 
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kratie vor dem Fonun der Völker eintreten, welches Banner sie selbst 
aufpflanzen soll, das besagt diese allrettende Losung nicht. Andeie 
flinke Geister klammem sich an die Erkenntnis, daß jetzt nidit der 
Wille der Völker ihre Geschichte regiert, sondern daß es die Ka- 
nonen sind, die darüber entscheiden, und sie halten jedes weitete 
Nachprüfen des Urteils der Kanonen für Kinderei. 
Was brauchen die Cunow, Lensch, Winnig, Cohen „Grundsätze" 
zu haben, wenn die Kanonen brüllen! Wenn es trotzdem mandunal 
scheint, als hätten sie mit ihrem Gepolter recht gegen das Gejam- 
mer der Ledebour und Haase über das vergewaltigte Selbstbestim- 
mungsrecht, so weil jeder denkende Arbeiter fühlt, daß man bei 
großen historischen Entsdieidungen, wie sie der Wdtkrieg mit üth 
bringt, mit dem Podien auf allgemäne Rechte nicht auskommt, dafi 
die Arbeiterklasse ein historisch b^ründetes Urteil haben muB, 
und erst von ihm ausgehend zu den konkreten Fragen Stellung 
ndimen kann. Die Grundsätze, die sie in nationalen Fragen zu wah- 
ren hat, sind nichts anderes als die Ericenntnis ihrer jeweiligen 
internationalen Interessen. In erster Linie handelt es sich also um 
die Erkenntnis des allgemeinen Qiarakters einer historisdien 
Epoche, die die Arbeiterklasse vor gewisse Aufgaben stellt Diese 
Erkomtnis wird uns gleichzeitig den W^ zur Lösung der gestal- 
ten Aufgaben zeigen. 

DIE BILDUNO DES NATIONALSTAATES UND 
DIE SOZIALDEMOKRATIE. 

1. Die Einigung Frankreichs und Englands. 
Die nationale Frage stand vor den Denkern der jungen europäisdien 
Arbeiterklasse in der Mitte des 19. Jahrhunderts als Frage von dem 
Kampf um die nationale Unabhängigkdt Deutschlands. Diese 
Frage war ein Oberbleibsel, ein Spätling der seit don 15. Jahr- 
hundert mit dem Aufkommen des Kapitalismus sich durchsetzen- 
den Tendenz zur Bildung großer wirtschaftlicher Territorien. „Die 
Bourgeoisie hebt mehr und mehr die Zersplitterung der Produk- 
tionsmittel, des Besitzes und der Bevölkerung auf. Sie hat die Be- 
völkerung agglomeriert, die Produktionsmittel zentralisiert und das 
Eigentum üi wenigen Händen konzentriert. Die notwendige Folge 
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hiervon war die politische Zentralisation. Unabhängige, fast nur 
verbündete Provinzen mit verschiedenen Interessen, Gesetzen, Re- 
gieningen und Zöllen worden zusammengedrängt in eine Nation, 
eine R^erung, ein Gesetz, ein nationales Klasseninteresse, eine 
Duanenlinie (ZoUinie)." 

So stellte Karl.Marx im Jahre 1847 im Kommunistischen 
Manifest die Tendenz zur Bildung des „Nationalstaates" dar, 
wie sie in England und Frankreich bereits verwirklicht war. EMe 
Grundlage dieser Toidenz bildete das bürgerliche Interesse an einem 
gtoBen einheitlichen Produktions- und Absatzgebiet. Daß die Men- 
schen, die auf diesem, gewChnlldi geographisch geschlossenen Ge- 
biete eine und dieselbe Sprache sprechen, war für die Bourgeoisie 
Frankreichs und Englands in der Zeit, in der sidi die Bildung ihres 
Staatswesens zuerst unter der Leitung des absoluten Königtums, 
dann durch die Revolution vollzog, keinesfalls eine unumgängliche 
Notwendigkeit. Die englische Bourgeoisie ließ sich durch die fremde 
Nationalität der Iren von ihrer Einverleibung nicht abhalten, als 
einerseits das Interesse der stark verbürgerlichten Junker an dem 
irischen Grund und Boden, andererseits die Angst vor der Existenz 
eines Staates, der, im Rüclien Englands liegend, die Herrschaft der 
englischen Boui^eoisie über die Seewege bedrohen würde, die Er- 
oberung Irlands als vorteilhaft erscheinen ließ. Und weder der 
französische Absolutismus noch die französische Bourgeoisie nah- 
men Anstoß an der deutschen Nationalität von Elsaß-Lothringen, 
ja des ganzen linken Rheinufers, die sie für eine bessere strategische 
Groize hielten, als die Vogesen. 

Oberhaupt handelte es sich für die junge Bourgeoisie nicht um die 
Bildung des nationalen Staates, sondern des Staates überhaupt, als 
eines Instrumentes zur Förderung ihrer Entwicklung. Daß dieser 
Staat in England und Frankreich Menschen beherbergte, die in 
ihrer Mehrheit ein und dieselbe Sprache sprechen, war das Resultat 
der Tatsache, daß während der Völkerwanderungen die Stämme 
Gebiete, die eine geographische Einheit bildeten, auszufüllen, ganz 
zu besetzen suchten; nidit aus Einsicht in die Vorzüge des zukünf- 
tigen Nationalstaates, sondern don Drucke der Ereignisse folgend : 
die natürlichen Grenzen waren auch die besten Abwehrgrenzen, 
Natürlich war die Gleichsprachigkdt der Bewohner eines Gebietes 
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ein wichtiges Mommt der wirtschaftlichen Entwicklung: sie för- 
derte den Verkdir. Wo er aber über diese Spradigrenze hinausging, 
oder die Sprachgrenze sich mit der Zeit nicht als die beste strate- 
gische Grenze herausstellte, da suchte sich die Bourgeoisie schon 
in diesen Muster-Nationalstaaten über die Grenzen der Nation hin- 
aus auszubreiten. Der Begriff der Nation bildete sich übeiliaupt 
erst viel später heraus, als die kapitalistische Wirtschaftsweise 
wirklich das ganze Gebiet des Staates, durchgeackert hatte, als die 
Mehrheit der Bewohner an der Politik teilzunehmen begann. 
Wie war die Haltung des Proletariats der Bildimg des 
Nationalstaates in Frankreich und England g^enüber? Die Bour- 
geoisie war erst im Enlstdien b^riffen, der zentralisierte Staat 
sollte doch ihre Stütze sein. Der erst entstehenden Bourgeoisie ent- 
sprach ein völlig unentwickeltes Proletariat, ein Proletariat, das erst 
im Entstehen begriffen war. Es entstand aus Bauern, die vom Grund 
und Boden veririeben waren, aus Lehrlingen, die die Hoffnung, än- 
mal Meister zu werden, verloren hatten, aus Häuslern, die sidi von 
ihron kleinen Stückchen Erde nicht ernähren konnten und sich des. 
wegen von dem Verlagskapitalisten als Hausarbeiter ausbeuten 
lassen mußten. 

Worin bestand für sie die Bildung des „Nationalstaates"? Darin, 
daß an Stelle der geraten kurzen Arbdtszdt im Handwerk, des 
gemeinsamen Tisches oüt dem Meister, der Hoffnui^ auf die Hand 
seiner Tochter, die Manufaktur kam, über die der Staat wachte, da- 
mit der Arbeiter ja m^lichst lange zur Hebung des „nationalen 
Wohlstandes" beitrage. Darin, daß an Stelle des lokalen Braudies 
und Gesetzes, der lokalen Verfassung, eine allgemeine, staatlidie, 
harte und kalte kam, die nur das Interesse der Bourgeoisie beadi- 
tete! Darin, daß mit der Aufhebung der Provinzzölle, der Nieder- 
l^ung der städtischen Grenzen eine Konkurrenz auf dem Waren- 
und Arbeitsmarkte b^ann, eine Steigerung der Steuern. Kurz und 
gut, da die Entwicklung zum Nationalstaat nichts anderes war, 
als die Entwicklung des Kapitalismus selbst, da die ersten naticmalen 
Zeichen, mit denen die Proletarier Englands und Frankreichs zu 
tun bekamen, die Vagabundenzeichen waren, die man ihnen auf die 
Stirn brannte, wenn sie nicht ohne weiteres unter das Joch des Ka. 
pitalismus gingen, so widersetzte sich das Proletariat dieser ganzen 
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Entwicklung, soweit seine Kraft es irgend erlaubte. Es konnte vor 
dem Wagen der historisch-notwendigen Entwicklung keine Freudoi- 
tänze aufführen, weil es durdi seine Bourgeoisie vor ihren Wagen 
gespannt war, die, hoch auf dem Kutscherbock sitzend, es mit der 
Peitsche zum scbarfm Trab antrieb. 

2. Die Einigung Deutschlands. 
In Mittel- und Südeuropa, in E>eutschland, Österreich, Italien, ver- 
langsamte sich die wirtschafüiche Entwicklung eben in der Zeit, in 
der sich in Westeuropa die „Nationalstaaten" auszubilden began- 
nen. Seit dem 16. Jahrhundert, seit der Entdeckung Amerikas und 
der Versiegelung des Handels mit dem Orient durch die Türken, 
wurde das Atlantische Meer zum Hauptweg des Handels, wodurch 
die Länder am Mittelmeer und der Ostsee ins Hintertreffen gerie- 
ten. In Italien verkam der Handel immer mehr, Österreich mußte 
sich seiner Haut gegen die Türken wehren, in Deutschland waren 
die Interessen der Bourgeoisie schon vordem nicht einheitlich : wäh- 
rend ein Teil von dem Handel mit Italien lebte, neigte ein anderer 
dem Osten, ein anderer wieder Flandern und England zu. 
Die Habsburger, die die deutsche Kaiserkrone innehatten, herrsch- 
ten gldchzdtig in Spanien, österreidi und Deutschland, und konn- 
ten ihre Kraft nicht auf die Ausbildung einer zentralen Gewalt 
in Deutschland konzentrieren. Dazu zerriß die Reformation 
Deutschland in zwei Lager. Die Zeit zur Bildung eines deutschen 
Staates war nodi nicht gekommen, der historische Fortschritt gmg 
auf dem Wege der Bildung kleiner deutscher Staaten, der Fürsten- 
tümer, die erst auf kleinerem Gebiete die Besonderheit der Städte, 
Prownzen usw. aufheben mußten. Ihre Sdiwäche erlaubte dem er- 
starkenden Nachbarn, Deutschland zum Tuoraielplatz aller mög- 
lichen Kriege zu madien. Wenn dies alles die kapitalistische Ent- 
wicklung hemmte, so blieben deswegen die alten mittelalterlichen 
Verhältnisse nicht bestdien; diese wurden zersetzt. Das Handwerk 
war verkümmert, die fremden Manufakturwaren töteten es, die Lage 
des Handwerksproletariats war miserabel: die Bauern, die von den 
immer mehr Getreide für Ausfuhr produzierenden Junkern von 
Grund und Boden gejagt wurden, fanden keine Industrie vor, in der 
sie Unterschlupf finden konnten. Zu dieser Misere kam noch die 
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Plünderung während der Kriege hinzu, von der wir in Grimmd- 
bausens Simplicius ein schreckliches Bild bekommen. 
Erst als Napoleon in sebiem Kampfe g^en England zur Sperrung 
der englischen Einfuhr nach Europa griff, b^ann anfangs des 
19. Jahrhunderts eine moderne wirtschaftliche Entwicklung audi in 
Mittel- und Südeuropa. Die damals ihren Siegeszug fdemde mo- 
derne Maschinerie, die Einführung der Eisenbahnen liefi das wirt- 
schaftliche Leben sidi in sdindlerem Tempo entwickeln; auch in 
Deutschland und Österreich entsteht eine moderne Bourgeoisie, deren 
Interessen die Einigung Deutschlands, die Bildung eines modernen 
Staates mit gleichen Münzen, gleichen Gesetzen, Zöllen, kurz die 
Herrschaft der deutschen Bourgeoisie über das deutsdie Wirtschafts- 
gebiet erfordern. Seit der Bildung des Zollvereins ist die Frage 
der Einigung Deutschlands nicht mehr von der Tagesordnung ver- 
schwunden. 

Wie war die Haltung des deutschen Proletariats 
diesen Bestrebungen gegenüber? Die deutsdie Arbaterklasse, die 
in ihrem intelligenlestenTdle noch ausHandwericsburschen bestand, 
hatte nicht nur unter der kapitalistischen Entwicklung zu Idden, 
sondern auch unter dem Fehlen der kapitalistischen Ordnung. Die 
fehlende Freizügigkeit, die Überbleibsel des alten Zunftwesens, das 
Mosaik der Gesetze, alles das lastete auf der Arbeiterklasse. Sie 
hatte die Idylle der mittelalterlichen Gewerbevertassung schon 
lange vergessen, alle Bittemisse des Kapitalismus zu kosten bekom- 
men, nur der große Kampfboden, den dn einhdtlicher Staat abgibt, 
war ihr vorenthalten. Deswegen fühlten sich die intdligentestoi 
Krdse der deutschen Arbdterschaft mit dem Streben des Bü^er- 
tums nadi einem einigen deutschen Reiche vollkommen solidansdi. 
Darin äußerte sich auch die Tatsache, daß diese Arbdterschaft 
noch als sdbständig denkende und handelnde Klasse nicht orga- 
nisatorisch, ja nicht einmal vom Bürgertum gdrennt war. Weder 
im Jahre 1848, noch in den 60er Jahren, als die „nationale Be- 
wegung*' mit dem neuen wirtschaftlichen Aufschwünge von neuem 
erstarkte. 

Nur ein ganz kleiner Krds von Arbdtem sammdte sich um Marx 
im Jahre 1848, und kldn war die Zahl der Anhänger von Lassalle 
und Liebknecht, als sie ihre Agitation b^annen. Manc kannte alle 
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die nationalen Illusionen, die die Arbeitermassen belebtoi. Er 
kannte ausgezeichnet den bfirgerlidien Charakter des Staates: das 
Vaterland bedeutete für Marx nichts anders als den kapitalistischen 
Staat, und da die Arbeiter in ihm nicht die Herrsdiaft haben, er- 
klärte er im Konununistisdien Manifest am Vorabend der Revo- 
lution : die Arbeiter haben kdn Vaterland. 

War es also eine Verleugnung dieser Sätze des Manifestes, wenn er 
ein paar Monate später die Losung der einigen und einzigen deut- 
schen Republik aufstellte, also die Forderung nach der Einigkeit 
Deutschlands in rücksiditslosester konsequentester Form? Mit nich. 
tenl Marx verstand nur, daß man mit dem Kosmopolitismus von 
Weitling, der die Nationen als Er&idung der Bourgeoisie 
geißelte und aus dem vormärzlichen Deutschland in den Sozialis- 
mus hineinspringen wollte, nichts anfangen kann. So kurz sich 
Marx damals die noch bevorstehende Epoche der bürgerlichen Oe- 
sellschaft vorstellte — er stellte sie sich kürzer vor, als es dem da- 
maligen Sachverhalt entsprach — so hat er sdion im Kommunisti- 
schen Manifest ausgesprochen ; „Obgleich nicht dem Inhalt, ist der 
Form nach der Kampf des Proletariats g^en die Bourgeoisie zu- 
nächst ein nationaler. Das Proletariat dnes jeden Landes muB na- 
türlich zuerst mit seiner eigenen Bourgeoisie fertig werden." 
Da die Bourgeoisie in Deutschland nodi nicht am Ruder war, da 
das herrschende Regime feudzd war, so mußte sie zuerst mit dem 
Feudalismus, mit der partikularen Zersplitterung fertig werden, be- 
vor ihr Erbe, das Proletariat, an die Reihe kam. Aber d)en, weil sie 
die Herrschaft noch nicht in den Händen hatte, konnte sie sich in 
den Augen des Proletariats noch nicht kompromittiert haben — um 
nur dieses äußere Element herauszugreifen — und so hatte sie noch 
in seinen Augen eine große Autorität, die sich in den nationalen 
und liberalen Illusionen des Proletariats ausdrückten. Marx und 
seinen Anhängern standen in dieser Situation zwei W^e offen. 
Entweder sich auf die Aufdeckung des bürgerlichen Charakters der 
Revolution, der Einigungsfrage zu beschränken, in dieser kritischen 
Position zu verbleiben, bis der Oang der Ereignisse rein prole- 
tarische Fragen auf die Tagesordnung bringen mußte, oder aktiv in 
die bürgerliche Bewegung einzugrdfen, sie über sich hmauszutrei- 
ben, im Kampfe gegen den Feudalismus jede Sdiwäche, jedes 
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Schwanken der Bourgeoisie auszunutzen, um das Proletariat als 
selbständige Klasse zu organisieren, es für die — wie Marx damals 
wähnte — nahe Aufgabe der selbständigen Machtergreifung vor. 
zubereiten. 

Der erste Weg war der der S e k t e , der Propaganda, die nur auf 
einen sehr geringen Teil der Arbeiter Einfluß habm konnte, der 
zweite war der einer Aktion. Aber in dieser Aktion rollte Marx 
keinen Augenblick die besondere proletarische Fahne zusammen. 
Er predigte in der „Neuen Rheinischen Zeitung" die Lehren des So- 
zialismus in der dndrucksvollsten Art und Weise, indem er von dem 
Standpunkt der Interessen der Arbeiterklasse alle Ereignisse be- 
leuchtete, die Politik der Bourgeoisie, die auf kraftloses Poltern oder 
auf ein KompromiB mit dem Junkertum hinauslief, aufs schärfste 
kritisierte. Auf dem Boden der Bew^ung zum bürgerlich-natio- 
nalen Staate bekämpfte Marx alle bürgerlichen nationalen Illu- 
sionen, kämpfte Marx um die volle Demokratie, als die Form des 
kapitalistischen Staates, die unter sonst gleichen Bedingungen dem 
Proletariat am leichtesten die Erreichung seiner selbständigen Ziele 
erlaubte. 

Nicht die Bildung des selbständigen bürgerlichen deutscboi Staates 
war die oberste Aufgabe, sondern wenn einmal seine Bildung das 
war, was die Stunde gebot, eine notwendige historische Etappe, so 
galt seiner Demokratisierung die Mühe der Voriiut der Arbeiter- 
klasse. Die Einigung Deutschlands, das war die besondere histo- 
rische Aufgabe des Bürgertums; der Kampf um die Demokratie 
schon in dem Prozeß der Einigung, das war die Aufgabe der Ar- 
beiterklasse. Diese Angabe war nur zu verwirklidien im Klassen- 
kampfe, nicht nur gegen die feudalen, sondern auch g^ra die bür- 
gerlichen Elemente. Und indem Marx die Bildung des deutschen 
Staates für eine historische Notwendigkeit hielt, der sich die Arbei- 
terklasse nicht widersetzen konnte, weil er den Boden ihres elgenoi 
Kampfes, das Feld, auf dem sie ihre eigenen Aufgaben erfüllen 
wird, bildet, widersetzte er sich auch den Notwendigkeiten dieses 
Staates nicht im Namen eines ausspintisierten „ Nationalitäten prin- 
ztps". Er sah die Notwendigkeit des Verbleibens der Poloi in den 
preußisch-deutschen Staatsgrenzen, wenn diese irgendwie tragfähig 
sein sollten, er sah die Notwendigkeit für Osterreich, seine süd- 
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slawische tschecbiscbe Bevölkerung beizubehalten, ein. Die Baku- 
nins, die im Namen des „Nationalitätenprinzips" die Welt in Par- 
zellen zerschlugen, behandelte er mit Spott und Hohn. Aber er 
konnte dies nur ttm, weil er sich nicht zum Trabanten der bürger- 
lichen wie feudalen Reaktion machte, sondern auf dem Boden des 
historischen Prozesses der deutschen Staatsbildung den revolu- 
tionären Kampf um volle Demokratie führte, also um eine Staats- 
fonn, in der alle Völker sidi frei entwickeln könnten. Und wie er 
den reaktionären Bestrebungen der slawischen Völker kühl gegen- 
überstand, so geißelte er mit Feuer die gegen sie durch die Reaktion 
verübten Gewalttaten. Es genügt, nur an den Artikel der „Neuen 
Rbeinisdien Zeitung" über die Bombardierung Prags durch Win- 
dischgrätz zu erinnern. 

• Der Ausgang der Kämpfe des Jahres 1S48 zeigte, daß die deutsche 
Bourgeoisie zu schwach war, um ihre historische Aufgabe zu erfül- 
len, die feudale Zersplitterung Deutschlands zu überwinden. Die 
Schwäche der Bourgeoisie, die letzten Endes in dem Oberwi^en des 
Kleinbürgertums lag, bedingte auch die Schwäche des Proletariats : 
weil die Bourgeoisie den deutschen Staat nicht zu schmieden wußte, 
konnte das Proletariat in ihm nicht die E>emokratie erobern. Was 
die Bourgeoisie als Klasse nicht vermochte, das vollbrachte später 
ein Teil der Junker — der am meisten modernisierte — mit der Groß- 
bourgeoisie zusammen: die Notwendigkeit der Bildung eines deut- 
schenGroßstaateswar so evident, daß ein Teil der junkerlichen Bureau- 
kratie und des preußischen Militarismus, kurz die feudalen Beherr- 
scher Preußens, die Aufgabe der Bourgeoisie erfüllen mußten, wenn 
sie weiter herrschen wollten. Aber das bedingte, daß die Einigung 
Deutschlands — eigentlich eines Teiles Deutschlands — unter reak- 
tionärer Führung stattfand: in einem unter preußischer Spitze ge- 
einigten Deutschland gab es einstweilen keinen Platz für die 
Demokratie. 

Deswegen fiel es Marx nicht im Traume ein, als Trabant vor dem 
Wagen des siegreichen Preußen, das den deutschen Staat auf den 
Schlachtfeldern erkämpfte, herzulaufen. Er hütete sich ebenso vor 
dem Verkennen des historischen Forischritts, der sich in der Bil- 
dung des Deutschen Reiches selbst unter Bismarcks Latung äußerte, 
— was der Fehler des Standpunktes Liebfcnedits war — wie vor 
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der Glorifizierung der preußisch^] Bajonette, die den historischen 
Fortschritt den Kräften der Reaktion dienstbar machten, was 
Schweitzer sich oft zuschulden kommen Uefi. 

3. Der Nationalitätenstaat und die Sozialdemokratie. 
Das Jahr 1871 beendete für Mitteleuropa die Ära, die man fälsdi- 
lich die Ära der „nationalen" Kri^e nennt, und die in Wiiklidikeit 
die Ära der modernen Staatsbildung war. Die weitere Entwicklang 
des Kapitalismus in Osterreich, Rußland und auf dem Balkan ent- 
hüllte noch krasser das Wesen der Staatsbildungsfrage und der sidi 
aus ihm für die Arbeiterklasse ergebenden Schlüsse. In dem Rahmen 
der national gemisditen Staaten wie Osterreich und Rußland er- 
starkte der Kapitalismus, ohne Tendenzen zur Bildung besonderer 
Nationalstaaten zu zeitigen. Eben weil der österreichisdie und 
russische Staat der national gemischten Bourgeoisie die Einheit der 
Wirtschaftsgebiete, die Einheit der Gesetze usw., kurz, die widitig- 
sten Bedingungen der kapitalistischen Wirtsdiaft bot, erstrd)ten die 
verschiedenen nationalen Bourgeoisien die Bildung der National- 
staaten nicht. Der Kampf der nationalen Bourgeoisien in Öster- 
reich, der bei oberflächlichen Beobaditem den Eindruck erweckt, als 
sei er ein Kampf gegen den Staat, dn Kampf um seinen Zerfall, war 
in Wiiklicbkeit em Kampf um den Staat: jede nationale Bourgeoisie 
suchte nach dnem Mittel, das ihr einen mißlichst großen Einfluß 
auf die Staatsmaschine geben sollte. Und was man jetzt auch her- 
umtuschelt über die angeblichen Absplitterungstaidenzen der Tsdie- 
chen und Ruthenen im Kriege, so können diese Legenden die Tat- 
sache nicht aus der Welt schaffen, daß sich der durch die kapita- 
listische Entwicklung Österreichs erzeugte Staatszusammenhalt der 
national-verschiedenen Bourgeoisien als viel stärker erwies, als man 
es vor dem Kri^e annahm. In der Erklärung dieser Erscheinung 
aus der Tatsache, daß Osterreich-Ungam eine geographisch-wirt- 
schaftliche Einheit bildet, hat Karl Renner sich zweifelsohne 
große wissenschaftliche Verdienste erworben, wie man sich auch zu 
seinen sonstigen sozialpatriotischen Kri^sprodukten stellen mag. 
Selbst in Rußland, wo der Zarismus der fremdnationalen Bour- 
geoisie keinen Anteil an der Macht gewährt, weil er ihn auch der 
russischen nicht gab, selbst in Rußland, wo das bureaukratisdi- 
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autokratische R^ime ein Hemmnis der wirtscbafUicbeQ Entwick- 
lang war, entstanden in der ßoiu^^eoisie der Grenzlande keine Be- 
strebungen nach staatlicher Absonderung. Wie sehr die autokra- 
tische Staatsform auf die Länge hin den Interessen der bürgerlichen 
Entwicklung widerspricht, diente sie trotzdem den kapitalistischen 
Interessen: statt in die Wälder zu flüchten und nationale Aufstände 
zu otganisieren, freute sich die Bourgeoisie des großen Wirtschafts- 
gebiets, das soviel Gelegenheit zu Geschäften gab und suchte die 
zarische Maschine durch „Schmieren" in Bewegung zu halten. 
Selbst als die Wogen der Revolution des Jahres 1905 hoch gingen, 
sehen wir nirgends in der Bourgeoisie Absonderungstendenzen, ja, 
bürgerliche Ideologen, die vor der Revolution dem Unabhängigkeits- 
programm huldigten, ließen es im Stiche, als sie in dem Teil der 
„Verfassung*', die ein öffentliches politisches Leben ermöglichte, zu 
Vertretern breiter Schichten der Bourgeoisie wurden. So die Wand- 
lung der Nationaldemokraten in Russisch-Poloi. Nicht Aufteilung 
Rußlands, sondern Autonomie, d. h. Sdbstverwaltung in seinen 
Grenzen, die die nationale Unterdrückung aufheben würde, so 
lautete das nationale Programm der polnischen, deutschen, letti- 
schen, armenisdien usw. Bourgeoisie Rußlands. Und was in der 
Ztit der Revolution sich offenbarte, das bestätigte die Haltung der 
national verschiedenen Bourgeois Rußlands im Weltkriege. Alle 
nationalen bürgerlichen Aufstände stellten sich als Fabeln heraus. 
Aber vielleicht liefert die Geschichte des Balkans den Beweis, daß 
der Nationalstaat die Form der Herrschaft der Bourgeoisie, ihr Ziel 
ist. Die Kämpfe der jungen Balkanbourgeoisien bilden ganz gewiß 
ein Beispiel des Strebens jeder Bourgeoisie nach Macht und Herr- 
schaft Aber die Tatsache, daß die serbische Bourgeoisie um den 
bulgarischen Teil Mazedoniens, um den albanischen Zi^ang zum 
Adriameere Kri^e führte, daß die Bulgaren heute nicht nur Pirot, 
sondern auch Nisch ndimen wollen, das alles bildet eine glänzende 
Bestätigung dafür, daß es nicht die nationalen, sondern die wirt- 
schaftlichen, militärischen Ziele sind, die das Maß des bürgerlichen 
Strebens bilden, daß es nicht der Nationalstaat, sondern der wirt- 
schaftlidi möglidist entwicklungsfähige, d.h. der die Entwicklung des 
Kapitalismus am meisten fördernde Staat ist, den die Bourgeoisie 
zu bilden sucht. 
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Wenn die Gesdiicbte Österreichs, Rußlands, des Balkans diese wirt 
schaftticbe, nicht national-kulturelle Bestimmung der Staatszide 
der Bourgeoisie so klar zeigt, so wirft sie ein nicht minder charakte- 
ristisdies Licht auf die Haltung der Arbeteridasse der Frage des 
Nationalstaates gegenüber. Der Arbeiterklasse Österrdch-Ungams 
ist, seitdem sie den ersten Schritt auf der weltpolitischen Bühne ge- 
tan hat, kein einziges Mal in den Kopf gdcommen, dem angd>Uch 
mit dem Streben nach Etemokratie so eng verwachsenen Strd)en 
nach dem Nationalstaat auch nur einen Tag ihres Kampfes zu 
opfern. Nicht die ZerrdBung Österreichs in ein Dutzend humoristi- 
scher Nationalstaatchen war ihre Losung, sondern die Dondcrati- 
sierung Österreichs, eine Form seiner Einrichtung, die mit der natio- 
nalen Unterdrückung enden würde. Die deutsche Ari}eiterklasse 
Österreichs, die doch den Anschluß an ein großes Reich finden 
konnte, kümmerte sich um die österreichischen Alldeutschen, die ihn 
propzigierien, nicht den Teufel. Und die polnischen Arbeiter öster- 
reicbs, deren Führer an Sonntagen die Unabhängigkeit Polens im 
Munde fährten, ließen sich dies zwar bei dem geringen Grade ihrer 
Entwicklung gefallen, aber ihr wiridicher, täglicher Kampf galt der 
Demokratisierungösterreichs, derErobening von Sozialreformenasw. 
In Russisch-Polen schien es, als ob die Arbeiterklasse sich die Er- 
oberung der staatlichen Unabhängigkeit zum Ziele gemacht hätte. 
Jn der Zeit von 1893—1903 hatte in der polnisdien Arbeiterbewe- 
gung die Polnische Sozialistische Partei (P. P. S.), die die Unab- 
hängigkeit Polens zum Ziele des proletarischen Klassoikampfes 
machen wollte, zweifelsohne das zahlenmäßige Obergewicht. Aber 
kaum geriet die Arbeitermasse wirklich in Bewegung, kaum be- 
gannen wirkliche Massenkämpfe und nicht mehr die Propaganda 
sozialpatriotischer Intelligenzler ihre Ideologie zu formen, da zeigte 
sich, daß die polnische Arbeitermasse den Kampf Arm in Arm 
mit der russischen um die Republik, um die demokratisdie Auto- 
nomie fährie. Es ward offenbar, daß ihre Interessen nicht die Bil- 
dung eines besonderen, sondern die Demokratisierung des bestdien- 
den Klassenstaates, in dessen Rahmen sie sidi entwickelt hat, er- 
forderten. In dieser Zeit — es waren die Jahre der Revolution — 
übte nach einem Ausspruch des „Przedswit", des theoretischen Or- 
gans der Poln. Soz. Partei, die Sozialdemokratie Russisch-Polens 
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die Diktatur in der polnischen ArbeiterbewegtiDg aus, jene Partei, 
die seit Uirer Oründunjg; (1893) klarer als irgend ein anderer Teil 
der Internationale das Verhältnis des Proletariats zum nationalen 
Problem erfaßt bat. 

Das jui^e Proletariat des Balkans nahm als letztes Stellung zu dem 
Problem der Staatsbildung. Es erfaßte schon in der ersten Balkan- 
koDferenz des Jahres 1909 in erster Linie dank der Arbeit des un- 
vergeßlichen jungen Theoretikers der serbischen Sozialdemokratie, 
Dymitri Tutzowitz, daß ihm die Aufgabe gebührt, in don historisch 
notwendigen büi^erlichen Prozeß der Balkanstaatbildung die Inter- 
essen der Demokratie zu verteidigen. Während die Bourgeoisie 
jedes Balkanlandes aus dem Balkangebiet ein möglichst großes 
Stüdc herauszuschneiden suchte, was zur Stärkung des Mili- 
tarismus der Dynastien, zur Verschlimmerung der Bedingungen des 
zukünftigen Klassenkampfes führen mußte, stellten die Balkanso- 
zialdemokratenl^die Losung der föderativen Balkanrepublik auf. 
Durch diese Losung trennten sie sidi von der Bourgeoisie 
sdion in dem Prozeß der Lösung des ßalkanproblems. Sie suchten 
diesen historisch-fortschritilidien Prozeß nidit zu hemmen, aber 
machten sich in ihm nicht zu Trabanten der Bourgeoisie, sondern 
erstrebten auf seinem Boden das Ziel, das für das Proletariat in der 
ganzen Epoche der Staatsbildung das wicbt^te ist: die Demokratie. 
Ihre Kräfte waren zu schwach, um ihr Programm zu verwirklichen, 
wie die Kräfte der sich im Jahre 1 848 um Marx sammelnden Arbei- 
ter zu schwach waren, um die Losung der einzigen deutschen Repu- 
blik zu verwirklichen. 

Aber durch ihre Losung der föderativen Balkanrepublik erzielten 
die Balkansozialisten ein zweifaches : sie blieboi nicht außerhalb der 
Kämpfe, die den Balkan seit Jahren aufwühlten, als kleine propa- 
gandistische Sekte; durch die Entfaltung ihrer Fahne sammelten 
sie einen Teil der Volksmassen um sich, aber sie sammelten sie für 
eigene Ziele, verhüteten, daß die junge Arbeiterklasse nur die Rolle 
des Qiors der Bourgeoisie spielte. 

4. Das Proletariat und die Staatsbildung. 
Wir sind am Ende des ersten Teils unserer Ausffihmngen. Es gilt, in 
IcurzenWorten das Resultat unserer Untersuchungen zu nnterstreichen. 
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bürgerliche Staat ist ein Produkt der kapitalistisdien Entmdi- 
, er ist die Form, in der die über den Feudalismus siegende 
geoisie die Herrschaft ergreift, um sie als Hebel der Entwici- 
der kapitalistisdien Produkttonsweise zu gebrauchen. Der 
ionalstaat", d. h. der Staat mit einsprachiger BevSIkenmg, bO- 
niemals das Ziel der Bourgeoisie, sondeni sie erstrdite immer 
feographisch und militärisch möglichst günstiges Gebiet Wo 
Interessen im Rahmen eines fremden Staates befriedigt wurden, 
te die Bourgeoisie keinen besonderen nationalen Staat zu bilden. 
Proletariat, als seiner besonderen Interessen bewußtes "Elemoit, 
niemals eine staatbildende Kraft : als die Staatsbildung auf der 
rischen Tagesordnung stand, war es eben erst im Entstehen. So> 
es schon in diesem sdnem Zustande bewußt eigene Politik tiub, 
te es auf dem Boden des historisch-fortschrittlichen Prozesses 
talitiscber Staatsbildung für seine eigenen Interessen, für die 
>kratische Au^estaltung des sich bildenden Staates. Wo es auf 
Boden des Nationalitätenstaates entstanden war — was scäion 
Jeweis dafür war, daß der Rahmen dieses Staates kein Hinder- 
ür die kapitalistische Entwicklung war — , jagte es nicht dem 
[ eines besonderen Nationalstaates nach, sondern kämpfte mit 
n anderssprechenden Klassenbrüdem für die Demokratisierung 
lational gemischten Staates, für die Aufbebung der nationalen 
rdrückung, die es in seiner kulturellen Entwicklung hemmte, 
n Klassenkampf aufhielt. Die nationale Frage hatte für das 
etariat in den Nationalitätenstaaten die Bedeutung einer Frage 
culturellen Entwicklungsmöglichkeit und der Demokratie. Das 
tsproblem war also für die Bourgeoisie die Frage der Herr- 
Ft über die Produktionskräfte, ohne Rücksicht auf die Nation 
■ Träger, für das Proletariat die Frage der Sdiaffung der besten 
ngungen für den Klassenkampf um den Sozialismus. Das klas- 
Ewußte Proletariat war niemals solidarisch mit der Bourgeoisie 
en national-staatlichen Fragen. 

IN DER AERA DES IMPERIAUSMUS. 
Weltkri^, der dne große Anzahl neuer Fragen aufwirft, stellt 
die alten in ein neues Licht. Das »npfinden alle, die nicht aus 
st vor den Konsequenzen sich krampfhaft einreden, die große 
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Welterschüttening sd nur eine kleine Unterbrediung, eine Episode, 
nach der man in alter Weise werde fortwursteln können. Das emp- 
finden die Sozialtmperialisten wie die Linksradikalen. 
In bezug auf die Problone, die uns hier interessieren, weisen die 
Sozialimperialisten auf zwei Momente hin: einerseits auf die Tat- 
sache, daß sich die Kraft der Staaten in diesem Kri^e als außer- 
ordentlich groß erwias. Der Staat überwand die Erschütterung der 
Volkswirtschaft durch den Kri^, indem er sie kraft seines Organi- 
sationsvermSgens in eine Kriegswirtschaft überleitete. Er wird sie 
auch unter möglichster Vermeidung von Erschütterungen wieder in 
die Friedenswirtschaft hinüberführen, indem er den Prozeß der Or- 
ganisation der Produktivkräfte mächtig fördern wird. Daraus zie- 
hen die Sozialimperialisten den Schluß, daß es unsinnig wäre, g^en 
ihn und die kapitalistische Wirtschaft den Kfunpf aufzunehmen. 
Die kapitalistische Wirtschaft habe noch große Aufgaben im Inter- 
esse der sozialen Entwicklung zu leisten. It is a long way to 
Tiperaiy! singen sie gemeinsam mit Tomy Atkins. Also fort mit der 
Utopik der Kampf politik, der Sozialdemokratie Ende und Glück! 
Deim der Staat wird die große Arbeit der Organisation erledigen 
und die Sozialisten werden nur die Aufgabe haben, durch allmäh- 
liche Reformarbeit darauf hinzuwirken, daß die Arbeiterklasse in 
diesem Organisationsprozeß nicht versklavt werde und daß die vom 
kapitalistischen Staate geschaffene Organisation allmählidi den 
Interessen des ganzen Volkes angepaßt werde. In dieser Verflech- 
tung der Interessen des Proletariats mit denen des noch nicht über- 
rennbaren Kapitalismus, des Kapitalismus, der noch große Auf- 
gaben zu erfüllen hat, sehen sie die historische Wurzel und die 
historische Berechtigung der Politik des 4. August, die das Prole- 
tariat an die Seite des kapitalistischen Staates gestellt hat. 
Die Linksradikalen sehen die Lehren des Weltkrieges in einem ganz 
anderen Lichte. Die Haltung der Arbeiterklasse im Weltkriege ist 
für sie das Produkt des in der vorhergehend^], verhältnismäßig 
friedlichen Epodie vorherrschenden Opportunismus, der vor dem 
Kriege aus Angst um die bisherigen Errungoischaften die Ar- 
beiterklasse von der Anpassung ihrer Kampfesweisen an die Bedin- 
gungen der imperiaUstischen Epoche zurückhielt, ihren Kampf 
gegen die Gefabren des Krieges im Zustande des platonischen Prote. 
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stes beließ. Nur dieser Verzicht auf jeden Kampf erlaubte allen 
Regierungen, den Erschütterungen des Oberganges in die Kriegs- 
zeit, die sie alle befürchteten und, wie sehr gute bürgerliche Kamer 
des Wirtschaftslebens — so Plenge — zugeben, zu befürchten alle 
Ursache hatten, zu widerstehen. 

Nachdem jeder Versuch des Kampfes ausg^lieben war, gelang 
die Organisation der Kri^wirtschaft. Wat bedeutet sie? Sie 
stutzte sich auf die schon vor dem Kriege bestdiende Organisation 
der Industrie durch die Aktiengesellscbaftai, Karielle, Syndikate 
und Trusts. Sie entwickelt sie während des Kri^:s noch mdir, ohne 
an ihrem Wesen, als dem Profit dienenden kapitalistischen Organi- 
sationen etwas zu ändern. Der Krieg wird diese Unterwerfung der 
Produktivkräfte unter die Leitung vereinigter Kapitalisten in allen 
Ländern ungeheuer beschleunigen. Wenn auch Finanzverhältnisse 
den kapitalistischen Staat nötigen werden, einen Teil der Produktiv- 
kräfte unter eigene Leitung zu nebmai und Staatsmonopole an die 
Stelle der Frivatmonopole zu setzen, so wird am Wesen dieser Or- 
ganisation der Produktion dadurch nichts geändert Der Staat 
wird die hoben Profite der Privatfabriken als Rente kapitalisieren, 
er wird aus Rücksicht auf die finanziellen Bedürfnisse, die doch die 
treibende Kraft für die Verstaatlichung bilden, in demselben Ver- 
hältnis zu den Arbeitern verbleiben, das durch das Verhältnis yoa 
Kapital und Arbeit gekennzeichnet ist. Die Idee der Unterstützung 
dieses „Organisationsprozesses", um auf seinem Boden gute Ar- 
beitsbedingungen für das Proletariat, niedrige Preise für die Ver- 
braucher, Freiheit der Organisation zu erwirken, ist utopisdi. Nadi- 
dem man durch die Politik des 4. August, die doch nach dem Kriege 
fortgesetzt werden soll, die Kapitalisten und den Staat mächtig ge- 
stärkt hat, hat man sich ausgeliefert. Nichts kennzeichnet diese 
latsache besser und nichts gewährt einen so tiefen Blick in die Zu- 
kunft, wie das Verhalten der freien Gewerkschaften g^oiüber den 
Eisenbahnern. Die Eisenbahnen bilden im Kri^e ein noch bedeu- 
tungsvolleres Machtmittel als in Friedenszeiten. Kein Wunder, daß 
der Staat mit peinlichster Sorgfalt darauf achtet, daß die Eisen- 
bahner keinen Organisationen angehören, die das Streikrecbt für 
ihre Mitglieder beanspruchen. Nun ist die Zahl der Eisenbahnar- 
heiter und .arbeiterinnen naturgemäß sehr gestiegen, und zwar um 
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zahlrdche Arbeitskräfte, die bisher in den freien Gewerkschaften 
organisiert waren. Das für den Staat ganz selbstverständliche Ver- 
bot des Strdkrechts für die Eisoibahner bedeutet für die freien Ge- 
werkschaften also eine schwere Probe. Ihre Führer sind der Haupt- 
trupp der Politik des 4. August gewesen: sie haben sidt dadurdi 
als durchaus Vaterlands- und kaisertreu erviesen. Was tun sie nun 
gegenüber dem Streikverbot der Eisenbahner? Sie k ö n n e n nichts 
tun; denn sie haben die Waffen aus der Hand gelegt. Darum 
verzichten sie auf die Organisierung der Eisenbahner je nadi ihrer 
Arbeitsweise in den freien, streikberecbtigten Organisationen und 
fordern sie zum Eintritt in die Eisenbahnerorganisationen auf, die 
kein Streikrecbt kennen. So wird es ganz naturgemäß auch in an- 
dern durch den Staat monopolisierten Betrieben gehen, die für den 
Staatsbetrieb Bedeutung haben können; z. B. in der Eldrtrizitäts- 
industrie. In doi Privatmonopolea wird vielleicht keine formelle 
Aufhebung des Streikrecbts erfolgen; at>er die Macht des organi- 
sierten Unternehmertums wird die Ausnutzung dieses Rechtes un- 
geheuer erschweren. 

Eine Unterstützung der Organisation der Produktion durch die ka- 
pitalistischen Vereinigungen und den Staat seitens des Proletariats 
würde in erster Linie den Verzidit auf den Kampf um den Sozialls- 
mus bedeuten, von der Wirktmg auf den Kampf um Besserung der 
Let>ensbedingungen ganz zu schweigen. Obligatorische Schiedsge- 
richte, hinter denen keine Kampfmöglichkeit und keine Kampfor- 
ganisationen stehen würden, das wäre die Konsequenz. Also Kampf 
g^en die kapitalistische I^vat- und Staatsorganisation der Pro- 
duktion? Aber auf welches Ziel soll er gerichtet sein? Auf die 
Rfickkdir zum Einzelbetridi? 

Es ist klar, daß dies nicht das Ziel der Sozialdemokratie sein kann. 
Was ihr Ziel sein muß, das zeigt die weitere Untersuchung der Or- 
ganisationsfrage. Das, was die Sozialimperialisten als Beweis der 
Stärke, der noch großen Leboisfähigkeit des kapitalistischen Staates 
ansehen, nämlich seine organisatorische Obmiahme der Produk- 
tion, ist gerade ein Beweis dafür, daß er seine historische Aufgabe 
als Förderer der kapitalistischen Entwicklung in den hochentwickeU 
tC3i Ländern bereits erfüllt hat. Ungdieure Produktivkräfte sind 
schon geweckt und in den für den wirtscbaftlidien Gesamtbetrieb 
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wichtigsten Teilen organisiert Soweit dies nicht der Fall ist — so 
in der Lebeosmittelproduktion — können die Aufgaben, die hier zu 
lösen sind, durdi ihn nicht gelöst werden. Die Obemahme der 
Landwirtschaft durch den Staat, ihre Nationalisation, ist theoretisdi 
zwar wohl mit dem Kapitalismus vereinbar; aber praktisdi würde 
sie an zwei Momenten scheitern: die Umsdüagszät des Kapitals 
in der Landwirtsdiaft ist viel langsamer, die Aussiebten auf sprung- 
haft wachsenden Profit sind viel geringer als in der Industrie, w^ 
die Technik in der Landwirtschaft nicht die Rolle spielt wie in der 
Industrie, weswegen das Kapital ihr nicht in genügender Höhe zu- 
fließt. Außerdem befindet sie sich in den Händen einer Klasse, die 
als Mittel- wie auch als Großgrundbesitz zu den wichtigsten Stützen 
der kapitalistischen Gesellschaft gehört, also für den Staat ein Noii 
me taiigere ist. Deswegen wird der Staat niemals an die Organi- 
sation der landwirtschaftlichen Produktion göien. Was die staat- 
lichen Monopole betrifft, so stellen sie, wie früher bereits ausgeführt 
wurde, den privatkapitalistisdien Monopolen g^enüber kdnen 
Fortschritt dar. Der Staat ist also kein Förderer der Organisation 
der Produktion, weder im qualitativen, noch im quantitativen Sinne, 
wo ihm, wie in der Landwirtschaft, der Mechanismus des Kapitalis- 
mus und seine Interessen selbst Halt gebieten. Darum kann die So- 
zialdemokratie nur vom Standpunkt des Sozialismus dem Staat 
g^enüber, nur im Besitze der politischen Macht kann die Artieiter- 
klasse die Organisation der Produktion fördern und gleichzeitig der 
Unterordnung der let)endigen Kräfte der Produktion unter die ver- 
sachlichten entgehen. Was die Sozialimperialisten als Grundlage 
des Methusalemlebens des kapitalistischen Staates ansehen, ist in 
Wirklichkeit nichts anderes, als seine Reife zum Übei^ang in den 
Sozialtsmus. Und dieser Üt>ergang wird erfolgen durch die prak- 
tische Stellungnahme der Arbeiterklasse zum Staate, die ihr in der 
Theorie längst geläuhg ist; sie wird erfolgen genau in der entgegen- 
gesetzten Haltung der kapitalistischen Organisation der Produktion 
gegenüt)er, als die Sozialdemokraten für richtig halten. 
Diese Stellungnahme des Proletariats wird in allen Ländern zum 
Durchbruch kommen. Wenn ein Lenscbmit einem Anscbdn von 
Recht das England vor dem Kriege als das Land des „Individualis- 
mus" Deutschland, dem Lande der Organisation g^enüberstelleo 
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konnte, so kann er sich trösten : Der niedrigere Grad der Vertrustung 
und Kartellierung der englischen Industrie, dem Freihandel ge- 
dankt, der diesen Prozeß verlangsamte, veischwindet im Kri^e: 
ein Hervorstampfen riner Fünfmillionenarmee während des Krieges, 
ihre Ausrüstung usw. wäre unmöglich, ohne daß England im Kri^e 
die Bahn der kapitalistischen Organisation der Produktion rüstig 
beschritt. Und in anderen Ländern des Kapitalismus wird die Ent 
Wicklung durch den Weltkri^ sich in derselben Richtung in be- 
schleunigtem Tempo entwickeln. 

Damit ist der Ausgangspunkt für die Stellungnahme des Prole- 
tariats zum Staatsproblem in der Ära des Imperialismus gewonnen. 
Auch in der Ära des jungen Kapitalismus, des entstehenden kapita. 
Ustischen Staates, war das Proletariat, wie wir l)ereits sahen, kein 
staatsbildender Faktor. Es konnte sich zwar dem wirisdiaftlichen 
und politischen Fortschritt, der sidi in der Bildung der Staaten 
äußerte, soweit es sich dabei über seine eigenen Interessen zu orien- 
tieren wußte, nicht widersetzen; aber nur die Erringung demokra. 
tischer Verhältnisse auf dem Boden der stattfindenden Staatsbildung 
war die besondere Klassenaufgabe des Proletariats. In der Ära des 
entwickelten Kapitalismus, seiner Organisation der Produktions- 
kräfte, strebt das Proletariat über den kapitalistischen Staat hinaus 
zur sozialistischen Organisation der Produktion. 

IM ZEITALTER DES IMPERIAUSMUS. 

Die imperialistischen Aufgaben des Staates. 

Die Sozialimperialisten weisen darauf hin, daß der imperialistische 
Staat dabei ist, über die bisherigen Grenzen hinauszuwachsen. Seine 
wirtschaftlichen Kräfte sprengen die bisherigen staatlichen Grenzen. 
Die wachsende Produktion sucht gesicherte Absatzmäricte, Rohstoff- 
quellen, und so erfolgt ein Zusammenschluß zu großen 
Imperien. Neben dem er^lisdien, russisdien, französischen ist 
das mitteleuropäische im Entstehen begriffen. Sie stellen einen gro- 
ßen wirischaftlichen und poUtischea Fortschritt dar: Produktion auf 
großer Stufe, die Niederreißung der Grenzen auf großen Gebieten. 
Und die Kolonialpolitik dieser Kolosse bedeutet die Verbreitung der 
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kapitalistischen Produktionsweise über die ganze Welt. Diesem hi- 
storischen Prozeß sich zu widersetzen, wäre kindisch. Ebenso wie 
die Organisation der Produktion durch die Kartelle und Trusts die 
VoilKdingung für den Sozialismus innerhalb der kapitalistischen 
Staaten war, so bereitet sie ihre imperialistische Expansion in der 
ganzen Welt vor. Nur nachdem der Kapitalismus die ganze Welt- 
kugel siegreich durcheilt haben wird, wird die Zeit des Sozialismus 
gekonunen sein. Aber nicht nur deswegen darf sich das Proletariat 
den imperialistischen Zusammenschlüssen, den Annecionen und der 
Kolonialpolitik nicht widersetzen. Bevor die Stunde des Sozialismus 
geschlagen bat, wird von dem Gedeihen jedes dieser imperialisti- 
schen Staaten das Wohl und Wdie des Proletariats abhängen : das 
Stocken des Absatzes, das Ausbleiben der Rohstoffzufuhren be- 
deutet Arbeitslosigkeit, Notwendigkeit der Auswanderung und so- 
mit Niedergang der Arbeiterbewegung des betreffenden Landes. 
Wie der Ruf: Deutschland, das Land der Organisation!, den die 
Lensch ausstoßen, nur eine Wiederholung desselben Rufes bürger. 
lieber Imperialisten ist — man lese nur Naumanns : „Mitteleuropa" 
und Plenges: „1789 und 1914" — so sind auch diese ungeheuerlich 
neuen Entdeckungen der Cunow, Renner und Lensch, deretwcgen sie 
nicht nur von der Mitwelt der Haenisch, Gnmwald, Cohen, Heil- 
mann, sondern von sidi selbst als große Köpfe gefeiert werden, Ge- 
danke für Gedanke ganz gedankenlos von den Naumann,. Rohr* 
badi, Jaeckh abgeschridien. Diese Feststellung enthebt naturlidi 
nicht der Pflicht, die Unrichtigkeit ihrer Gedankei^änge zu be- 



Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Grenzen der kapitalistisdien 
Staaten ebenso zu eng wurden für die Entwicklung der Produktiv- 
kräfte, wie der Kapitalismus selbst. Aber wie der Kapitalismus 
durch Kartelle und Trusts den Krisen nicht entgdien kann, so kann 
er ihnen auch durch die imperialistische Expansion nicht entgdien. 
Die Erweiterung des Marktes wird immer durch das Wachstum der 
Produktion überflügelt, eine Folge der Unreguliertheit der Produk- 
tion. Die Idee eines kapitalistischen Welttrustes, der nicht nur jeden 
einzelnen Produktionszweig beherrscht, sondern auch die Produk- 
Üonskräfte nach den Bedürfnissen der Menschheit verteilt, ist voU- 
kommoi utopisch. Ihre Voraussetzung bildet die Konzentration des 
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Wdtkapitals in ein paar Händen; denn solange dies nidit der Fall 
wäre, würde jeder neue tecfanisdie Fortschritt die außerhalb der 
einzelnen Kartelle stdienden Kapitalisten zur Errichtung von Kon- 
Icurrenzwerken reizen. Einen Zustand aber, in dem das Weltkapital 
sich nur in ein paar Händen befinden würde, also die Weltproduk- 
tion vollkommen konzentriert wäre und der Kapitalismus nodi 
herrsdien würde, einra Zustand also, in dem ein paar Kapitalisten 
die ganze riesengroße Aufgabe des Sozialismus erledigt habra, wa- 
gen selbst die pessimistischen Sozialisten nicht anzunehmen. 
Worin besteht also die Aufgabe der Imperien? Sie können die Pro- 
duktion in dem Maßstabe des Wettmarktes nicht organisieren. Um- 
gekehrt, suchen sie sie nur in den eigenen Staatsgrenzen zu organi- 
sieren, um den Bewohnern des Imperiums höhere Monopolpreise 
diktieren zu können, obwohl die Vergrößerung des inneren Marktes 
erlauben müßte, die Preise zu ermäßigen. Aber die Monopole er- 
streben eben die Ermäßigung der Produktionskosten und die Er- 
höhung der Preise auf dem vergrößerten inneren Markt, um desto 
erfolgreicher, weil zu ermäßigten Preisoi, auf dem Wdtmarirt zu 
konkurrieren. Das sagt gleichzeitig, daß es eine Legmde ist, wenn 
man von der Aufrichtung der Imperien die Sicherung des Absatzes 
erhofft. Kein noch so großes Imperium wird sich als Absatzgebiet 
genügoi. Besteht es aus kapitalistisch entwickelten Ländern und 
Eingeborenenkolonien, nun, dann muß es damit rechnen, daß sich 
angesichts der Zurfickgebliebenheit der Eingeborenen und ihrer 
großen Ausbeutung ihre Konsumkraft sehr langsam entwickelt. Be- 
stdit es aus kapitalistischoi Industrie- und kapitalistischen Agrar- 
ländern (wie die englischen Selbstverwaltungskolonien Kanada, 
Südafrika, Australien und Neuseeland), so muß es damit rechnen, 
daß jedes dieser Länder selbst zur Industrie übergeht. 
Aber nicht nur den Absatz, den Bezug von Robstoffen kann kein 
Imperium sichern, wenn es nicht die halbe Welt umfaßt, was auf die 
Länge hin unmöglich ist. Denn die Bedürfnisse jedes großen In- 
dustrielandes sind so groß und mannigfaltig, daß sie nur durch die 
ganze Welt gedeckt werden können. Und die Rohstoffländer sind 
dank der geographischen und klimatischen Bedingungen ihrer Pro- 
duktion gewöhnlich an gewisse Spezialkulturen gebunden: für die 
kann wieder auch das große Imperium allein kein genügendes Ab- 
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satzgebiet bilden. Während England seine Baumwolle trotz des 
Besitzes von Indien und Ägypten größtenteils aus den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika bezieht, braucht Australien für seine 
Wolle auch E>eutscbland als Absatzmarkt. Die Weltwirtschaft 
bildet ein unzerreißbares Ganzes. Nur ihre Organisation würde 
einen historischen Fortschritt t>edeuten. Der Imperialismus vollzieht 
ihn nicht, er kann es nicht, weil konkurrierende kapitalistische Grup- 
pen seine Grundlage bilden, die nur mfigticbst große Stücke aus dem 
weltwirtschaftlichen Zusammenhange zu reißai suchen. 
Die auf diese Weise gebildeten Imperien bilden kdnesw^s irgend 
etwas Neues vom Standpunkt der Produktionsweise, sie bilden nur 
eine verschiedene Einteilung der bereits bestehenden Produktions- 
kräfte. Es gibt keinen Grund, dank dem man annehmen müßte, daß 
sie eine historisch notwendige Obergangsstufe zum Sozialismus 
sind, für den in West- und Mitteleuropa, in Nordamerika die wirt- 
schaftlichen Bedingungen audi ohne die weitere imperialistische Ent- 
wicklung reif sind. 

Aber die Kotonialpolitik, die Entwicklung des Kapitalianus in den 
Kolonien, ist das kein wirtschaftlicher Fortschritt? Jawohl; der 
europäische Kapitalismus kann noch dazu bdtragoi, in den unent- 
wickelten Ländern die Produktivkräfte zu entwidceln. Er kann es 
aber nur durch die kapitalistischen Methodm der Aiteit, die wir 
hier nicht zu schildern brauchen. Das Proletariat könnte diese 
Politik nicht unterstützen, selbst wenn die Zeit des Kapitalismus 
noch nicht abgelaufen wäre, wdl es seine Hand nicht zur Vergrö- 
ßerung der Proletariermassen bieten kann. Ethische Flosteln! o'- 
klärt Herr Lensch. Aber wenn das Proletariat Europas sich z. B. 
nidit zur Sklavenhalterei bekennen würde, so würde es dadurch 
doch nur seine heutigen und morgigen Interessen wahren. Denn es 
würde sich von selbst verstehen, daß die Sklaverd in den Kolonien 
nur auf Kosten des Proletariats stattfinden würde, und es würde 
sich dadurch Arbeitskonkiurentra schaffen, die unter der Peitsdie 
zu arbeiten gewohnt wären und seine Lebenslage herabdrüdcen wür- 
den, sobald sie, was gar nidit ausbleiben könnte,auf demeuropäisdien 
Arbeitsmarkte erscheinen würden. Und würde das Proletariat beute 
helfen, die afrikanischen und asiatischen Hirten und Baueni zu 
Sklaven zu machen, wie sollte es dann später versuchen können, sie 
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zu organisieren, um ihren Druck auf die e^ene Lebenshaltung zu 
verringern? Selbst wenn der Kapitalismus die einzige jetzt mi^- 
lidte Entwicklungsform der Produktivkräfte wäre, das Proletariat 
könnte die Kolonialpolitik dennoch nicht unterstützen. Seine Auf- 
gabe würde sich natürlich nicht in platonischen Erklärungen gegen 
die Kolonialpolitik ausdrücken. Es müßte mit voller Energie für die 
Interessen seiner zukünftigen Kampfgenosse eintretai. 
Die Pflicht der Bekämpfung der Kolonialpolitik ist um so größer, 
als in Europa die Bedingungen für den Obergang zum Sozialismus 
bereits- reif sind. Das Interesse des Proletariats an der kolonialen 
Produktion, die der sozialistischen Wirtschaft Europas wie Ameri- 
kas manches wird bieten können, was sie selbst zu produzieroi aus 
klimatischen Gründen außerstande wäre, wird es nldit zur Kon- 
quistadorenpolitik anr^en, sondern zu wiridicher Kulturtiilfe an die 
unentwickelten Völker, die ohne Peitsche und Alkohol in den euro- 
päischen Kulturicreis eintreten würden. 

Der Behauptung der Sozialimperialisten, daß die unentwickelten 
VöÜier durch den Kapitalismus hindurdi müssen, bevor sie zum 
Sozialismus gelangen können, ja bevor die europäischen Völker den 
Kapitalismus niederringen können, widerspricht die ganze Weltge- 
schichte. Immer existierten Kulturkreise von verschiedener Stufe 
nd)eneinander und niemals mußte jedes Volk alle Stufen durchdien, 
die andere durcheilt haben. Der Kapitalismus existieri m Europa, 
obwohl es noch in Afrika Völker gibt, die sich auf der Stufe der Enl^ 
widdung der alten Germanen befinden und er sudit ihnen die mo- 
derne kapitalistische Produktionsweise aufzupfropfen, ohne zu fra- 
gen, ob sie die Zeit des Zunfthandwerks usw. durchgemacht haben. 
Die imperialistischen Ziele, die sich die kapitalistischen Staaten in 
Europa, wie in den unentwickelten Ländern stellten — die Bildung 
imperialistischer Großstaaten, die Entwicklung des kolonialen Ka- 
IMtalismus — , sie sind keine Vorbedingungen für den Sieg des So- 
zialismus, wie es *die Sozialimperialisten behaupten. Umgekehrt, 
sie sind Mittel, zu denen das Kapital greift, um den Widei^prüchen 
sdner Wirtschaftsweise zu entgehen, um sein Leben zu verlängern. 
Sie können deswegen keine Ursache sein für die Unterstützung des 
Imperialismus durch das Proletariat. 
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Dienationalen Fragen. 
Wir zeigten im ersten Kapitel unserer Auseinandersetzung, wie 
wenig sich schon der junge Kapitalismus um die nationalen Gren- 
zen kümmern konnte, wo er bei der Staatsbildung durch mllitärisdie 
oder wirtschaftliche Gründe über die Grenzen der eigenen Nation 
hinausgetrieben wurde. E)er Imperialismus aber verstäiirte unge- 
heuer den Drang der kapitalistischen Bourgeoisien, die nationalen 
Grenzen zu überschreiten. Dieser Drang ist die grundl^ende Tat- 
sache des Imperialismus, seine grundl^ende Tendenz. £>er Im- 
perialismus b^innt eben dort, wo sich die Bourgeoisie nicht mit der 
Ausnutzung der Ware Arbeitskraft der eigenen proletarischen 
Volk^enossen, der Heranziehung fremder Proletarier in das eigene 
Land, der Ausbeutung fremder Völker durch friedlichen Warai- 
export begnügt, wo ihre wirtschaftlichen Kräfte so gewachsen sind, 
daß sie sidi an die Aufgabe wagt, in fremde, noch unentwickelte 
Länder Kapital zu exportieren, um sie später politisch zu l)eherr- 
schen, unter eigener Staatshoheit ihre Volkskraft und ihre Produk- 
tionsmittel sich nutzbar zu machen. Was im Zeitalter des jungai 
Kapitalismus Resultat des Zwanges gewisser geographischer Tat- 
sadien w£ir, nämlich die Oberschreitung der nationalen Grenzen, 
das Ist jetzt Grundtatsache. 

Sie äußert sich in der mannigfachsten Form. Die imperialistischen 
Staaten erobern Kolonien, d. h. Länder auf so niedriger Stufe 
wirtschaftlicher Entwidclung, daß sie keine eigene Boui^eoisie, kdn 
eigenes Kapital haben. Da aber das nationale Bewußtsdn ein Pro- 
dukt der kapitalistischen Entwicklung ist, und ohne sie nicht exi- 
sttert, so äußert sich die koloniale Tätigkeit vorerst nicht in natio- 
naler Unterdrückung, ja, oft führt erst die koloniale Tätigkeit zum 
Verschmelzen des Bewußtseins besonderer Stanuneszugdiörigkeit 
in ein allgemeines nationales Bewußtseüi. Was natürlich erst Re- 
sultat eines langen Prozesses ist. • 
Wenn Kart Kautsky in seiner Broschüre über „Nationalstaat 
und Imperialismus" daraus schließt, daß somit der Besitz von Ko- 
lonien einen imperialistischen Staat nur zum Kolonialstaat madit, 
aber keinesfalls zum Nationalitätenstaat, so vergißt er dabei zwei 
Tatsachen, die den Zweck seiner Feststellung aufheben. Erstens ist 
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es eine Frage der Zeit, wann die wirtsdiafUiche Entwicklung in 
dai Kolonien bei den Eingeborenen das nationale Bewußtsein 
sdiafH. In Indien und Ägypten bildet es sich schon bei der Ober- 
sdiidit der Eingeborenen, und die koloniale Tätigkeit b^j^innt dort 
sdion als national empfunden zu werden. Das wird das englische 
Imperium vor nationale Fragen stellen. Ebenso liegen die Dinge in 
Niederländisch-Indien. Aber schlieBlicb ist das nicht das Wich- 
tigste. Der Zweck der Kautskyschen Feststellung war, den NationaL 
Staat als die beste und dauernde Form des kapitalistischen Staa- 
tes vorzuführen. Aber unabhängig von der Entstehung kolonia- 
ler Nationalfragen, die ihm diesen Charakter rauben, gibt der 
Besitz der Kolonien auch dem Nationalstaat einen ganz anderen 
Charakter. 

Frankreich ist der „ideellste" Nationalstaat Europas. Würde es 
sich aber wegen seines Kolonialbesitzes in den Krieg stürzen, so 
würden, selbst wenn eine Niederlage die nationale Unabhängigkeit 
Frankreichs in Frage stellen würde, die französischen Proletarier, 
indem sie die Unabhängigkeit ,4hres" Staates verteidigen, auch den 
Besitz der Kolonien, um die der Kri^ ausgebrochen wäre, vertei- 
digen. Denn würdfen sie unter der Leitung der herrschenden Klassen 
in den Krieg treten, so würden die Ziele dieser Klassen ihm den Cha- 
rakter des nationalen Verteidigungskri^s nehmen. Es handelt sich 
nidit um die nackte Frage, ob der imperialistisdie Staat vorerst 
national „rein" bleibt, sondern um das, was er besitzt, was er ver- 
teidigt; ganz abgesdien von der Frage der historischen Notwoidig. 
keit des kapitalistischen Staates übertiaupt bei dem jetzigen Grad 
der wirtschaftlichen Entwicklung, die wir schon kurz t>diandelt 
haben. 

Vor dem Weltkrise nahm man an, daB die staatlichen Änderungen, 
die der Imperialismus mit sich bringt, nur in den fremden, unzivili- 
sierten Kontinenten, in Afrika und Asien, vor sich gehen werden. 
Die Erfahrungen des Krieges haben gezeigt, daß, wenn auch die Ziele 
des Imperialismus außerhalb Europas liegen, die W^ zu ihnen über 
die Änderung der europäischen Staats- und Maditvertiältnisse 
führen. E>er deutsche Imperialismus erkannte auf einmal, daß alle 
seine außereuropäischen Erfolge Schdnerfolge sind, solange die 
englische Flotte die Nordsee beherrscht, weil sie ihn jederzeit von 
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seinen Kolonial, von den Weltinlu*kten abschneiden kann. Will ex 
eine wirkliche Freifarit des Handehis, der Expansion besitzen, dann 
muB er durch die Verlängerung der deutschen Küsten, durdi 
Schaffung von maritimoi Stützpunkten, durch eine staike Flotte die 
„Freiheit der Meere" für sich erlangen. 

Wenn der deutsche sozialdemokratische ParteiausschuB in seinen 
vorjährigen Leitsätzen die Freiheit der Meere als Ziel der deutsdien 
AÄeiterklasse aufstellte, es aber auf dem Wege des Vertrages er. 
reichen wollte, so ist das nichts als pure Flunkerei. Wenn der Par- 
teiausschuB wirklich recht hätte, so dürfte man dennoch nidit die 
Augen vor der Tatsache versdilieBen, daB Englands Kapital nie- 
mals auf dem W^e des Vertrages auf ein so bedeutendes Druck- 
und Herrsdiaftsmittel verzichten wird, wie es die Möglichkeit der 
Blockade seines größten Konkurrenten ist. Die Frdheit der Meere 
bedeutet in erster Linie Entscheidung über die Zukunft Belgiens 
und somit die Entstehung einer nationalen Frage inmitten West- 
europas. Darin haboi die Reventlows tausendmal mehr recht, und 
wenn die Sozialpatrioten sie deswegen schelten, so nur, weil sie 
selbst dn Interesse daran haben, diese Konsequenzen zu verhüllen. 
Aber nicht nur nach Westen will der deutsdie Imperialismus freie 
Hand haben: er muB auch im Osten sicheren Rücken haben, wenn 
er frei operieren will. 

So entstand für ihn die Frage eines unabhängigen Polens, d. h. eines 
von Rußland unabhängigen Polens, me sich der Sozialimperialist 
H a e n i s c b kürzlich mit unbewußt naiver Ironie ausdrückte. 
Wenn diese Frage im Sinne des deutschen Imperialismus gelöst 
wird, so wird für Deutschland eine neue nationale Frage im Osten 
entstehen oder verstärkt werden. Da das unabhängige Polen ein 
militärisches Vorwerk gegen Rußland sein würde — die deutsche 
R^ening hat diesen seinen Charakter offen bekannt — , so könnte 
sie den Polen beim besten Willen keine Entscheidungen über alle die 
Fragen überlassen, die irgendwie die Existenzfragen des deutsdien 
Imperialismus berühren. Und weiter: welche Einwiilningen die 
Existenz audi nur eines solchen Polens auf die nationalen Stim- 
mungen und Bewegungen in Preußisch-Polen haben wird, weldie 
Konsequenzen ein polnischer Pufferstaat für die preußische Politik 
haben würde, das alles bildet Bestandteile der Polenfrage, wie sie 
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jetzt die deutsche R^erung eingestandenermaßen beschäftigt und 
die, im Sinne des Imperialismus gelöst, zu der belgisdien eine pol- 
nische Frage gesellen, den Charakter Deutschlands als dnes Na- 
tionalstaates also völlig aufheben würden. 

DIE HALTUNO DER ARBEITERKLASSE. 

Der Sozialpatriotismus. 

Als der Weltkri^ ausbradi, schien die Mehrheit der Parteiführer in 
Österreich, Deutschland und Frankreich alles das vergessen zu 
haben, was sie vorher über die internationalen Gefahren des Im- 
perialismus gelehrt hatte. Sie erklärten in jedem Lande dieses Land 
als ohne Schuld angegriflen, nur bei dem anderen, dem Feinde spiele 
der Imperialismus eine Rolle. Da sie so die Kriegsursachen auf der 
Seite ihres Landes für außerhalb des Imperialismus stehend erldär- 
toi, fiel nach ihrer Meinung die Frage ihrer eigenen Parteipolitik 
in ein ganz anderes Kapitel: das der nationalen Verteidigung, die 
von der Internationale anerkannt war. Aber bald begnügten sie 
sidi nicht mehr mit diesem Argument, sondern gaben auch an, 
was sie verteidigen wollen : den Nationalstaat. 
So erklärten in erster Linie die französischen Sozialpatrioten, deren 
Staat äußerlich dem Typus des Nationalstaates am nächsten steht, 
wenn man seinen Besitz an Kolonien mit dem Mantel patriotisdier 
Vergeßlichkeit verhüllt. Obwohl Deutschland kein reiner National- 
staat ist — besitzt es doch polnische, französische und dänische 
Mitbürger, um wieder von den Kolonien abzusehen — bekannte 
sich auch die Mehrheit der deutschen Parteiführerschaft zum Na- 
tionalstaat und setzte über die Politik des 4. August die Flagge 
der Nation. Vom Bürgertum wurde diese Politik als Wiederkehr 
des verlorenen sozialdemokratischen Sohnes in den Schoß des Va- 
terlandes begrüßt. Die neugeborene sozialpatriotiscbe 
Richtung lehnte diese Begrüßung ab. Sie wies nadi, daß Marx, 
Engels und Lassalle immer gute Patrioten warai, daß die Inter- 
nationale immer die Existenz der Nationen und die Pflicht ihrer 
Verteidigung anerkaimt habe. 
Wie die Sache um Marx, Engels und Lassalle bestellt ist, zeigten 
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wir in dem ersten Kapitel dieser Auseinandersetzung, und daraus 
eipbt sich, daß die Darstellung der David, Haenisch und der klei- 
neren Götter eine rdne historische Fälsdiung ist : historische Köpfe 
wie sie waren, haben Marx und Engels weder den Nationalstaat 
als die einzige Form der staatlichen Existenz angesdien, die jeder 
Nation zukonunt, noch haben sie an und für sich um den deutschoi 
Nationalstaat gekämpft, sondern sie haben in der Ära, in der seine 
Bildung einen historischen Fortschritt darstellte, auf dem Boden 
der zu ihm führenden Strömungoi um die Demokratie gekämpft 
Was aber die Beweisfütirung anbetrifft, daß die Internationale 
immer die Existenz der Nationen anerkannt habe, so ist diese mit 
großer Verausgabung von Kleister geführte Beweisführung d}enso 
notwendig, als wenn die David und Haenisch beweisen wollten, daß 
die Internationale das Bestehen von Händen und Füßen bd dien 
Maischen anerkannte. Die Existenz von Nationen als historisches 
Produkt und die UnmöglichlKit ihrer künstlichen Verwandlung in 
einen anaUonalen Menschenbrei wird von niemandem bestritten. 
Die Frage besteht nur darin, für weldie Form des ZusammenldKns 
der Nationen die Sozialdemokratie jetzt im Anfang des 20. Jahr- 
hunderts in den kapitalistisch entwidielten Ländern einzutreten hat. 
In der Mitte des 19. Jahrhunderts sahen Marx, Engels und Lassalle 
im Nationalstaat die staatliche Form, die für die Entwicklung der 
Volkswirtschaft und damit für das Proletariat Deutschlands am ent- 
sprechendsten war, wobei sie, weil sie für die volle Demokratie nicht 
mit Worten, sondern mit Taten kämpften, keine OhnmachtsanfäUe 
zu bekommen brauchten, wenn die Entwicklungsbedingungen dieses 
Nationalstaates auch SpUtier fremder Völker umfaßten. Was bei 
Marx und Engels ein historisch b^ründeter Standpunkt war, das 
bekommt aber bei den Sozialpatrioten diesseits und jenseits der Vo- 
gesen ein gewaltiges Loch nach dem andern, was nur ein Beweis 
dafür ist, daß ihr Standpunkt sich im Widerspruch zu den jetzt ob- 
waltenden historischen Tendenzen befindet. 
Wenn der Grund der Pflicht der Verteidigung des deutschen und 
französischen Staates darin Uegen soll, daß sie Nationalstaaten 
sind und die Nationalstaaten eine notwendige Bedingung des Si^es 
des Sozifilismus bilden, dann dürften die Proletarier Rußlands und 
Osterreidi-Ungams sich um ihre Staaten nicht kümmern, sind sie 
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doch nicht nur Nationalitätenstaaten, sondern beherbergen Teile 
von Nationen, bedeuten also die Zerreißung von Nationen. Aber zu 
dieser Konsequoiz erheben sich die französisdien Sozialpatriotea 
nur in bezug auf . . . Deutschland, Österreich und die Türkei, deroi 
Zerl^ung in nationale Teile sie propagieren, während die deutschen 
Sozialpatrioten wieder die . . . von Rußland unterworfenen Nationen 
„befreien" wollen, selbst wenn das Proletariat dieser Nationen nidit 
die geringsten Wünsche in dieser Hinsicht ausdrückt Dagegen er- 
kennen die französischen Sozialpatrioten an, daß es als|Etedingung 
für den Si^ des Sozialismus in Rußland genügen wird, wenn dort 
die Unterdrückung der Nationen verschwinden und die Demokratie 
siegen würde. Und der Wortführer der östefreichischen Parteimehr- 
heit, Karl Renner, bekennt sich zu der Auffassung, „daß im 
Wettstreit der Staaten die Geographie stärker ist als die Nationali- 
tät" (österreidis Erneuerung, Wien 1916, S. 7); und die öster- 
reichische Sozialdemokratie setzt sich mit denrgrößten Eifer für die 
Verteidigung des österreichiscb-ungarisdien Staates ein, der doch 
ein Gemisch von einem Dutzend Nationen ist. 
Schon diese Tatsachen zeigen, was von den Salbadereien der reinen 
Sozialpatrioten, die Verteidigtmg der Nation sei der Grund für die 
Verteidigung des Staates, zu halten ist. Der Sozialpatriotismus 
fordert doch vom Proletariat die Verteidigung von nationalen, wie von 
nationalgemischten Staaten. Aber noch mehr. Selbst wenn der So- 
zialpatriotismus dies nicht tun würde, wenn er unter der Führung 
der Bourgeoisie nur den Nationalstaaten zum Siege über die Geg- 
ner verhelfen würde, so könnte er nicht verhüten, daß der Sieger die 
Hand ausstreckt nach dem Preise, um den er kämpft: nach der An- 
gliederung von Kolonien, ja von fremdnationalen Gebieten in Europa, 
wenn seine wirtschaftlichen oder politischen Interessen das erfordern. 
Um dieser offensichtigen Konsequenz zu entgehen, müssen die So- 
zialpatrioten zu einem poUtiscfaen Kunstgriff grmfen:.sie eiidären, 
daß sie nur für die Verteidigung des Vaterlandes kämpfen, aber bei- 
leibe nicht für Annexionen, g^en die sie protestier«!, daß es nur 
so kracht. Aber man braucht nur zu sehoi, wie wenig die Bour- 
geoisie sich um ihre Proteste kümmert, solange sie sich eben zur 
Verteidigung t>ereit erklären. Denn hat sie den Sieg in der Hand, 
dann können seine Folgen nicht ausbleiben. Und man kann die 
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SozialpatriotCD nidit für solche KindskSpfe halten, dafi sie diese 
Zusammenhänge nicht erfassen. 

Was bei einzelnen von ibam anfangs noch eine ideol<^:ische Ma- 
rotte sein mochte, das ist jetzt beim Sozialpatriotismus, als einer 
politischen Richtung, ein taktisches Manöver; sie glauben durdi die 
VoTspi^elung einer rein nationalen VerteidigungspoUtik am Idcfa- 
testen den Einfluß auf die Volksmassen behalten zu können. 
Selbst in der Jugend des Kapitalismus war der Nationalstaat kdnes- 
falls die einzige Form der staatlichen Entwicklung des Kapitalis- 
mus. Im Zeitalter des Imperialismus besitzt jeder kapitalistische 
Staat die Tendenz, über den Rahmen einer Nation — audi der groß- 
ten — hinauszuwadisen, er sucht sich fremde Gebiete zu unterwer. 
fen. In dieser Zmt die Zerschlagung der kapitalistischen Welt in 
nationale Parzellen alsPoUtik des Proletariats zu propagieren, hieße 
eine willkürliche Zerreißung der wirtschaftlichen Zusammenhänge zur 
Vorbedingung des Sozialismus zu machen. D& Sozialismus, der 
die Organisation der Produktion gemäß ihren natürlichen Grund- 
lagen und entsprechend den Bedürfnissen der Gesellsdiaft bedeutet, 
würde durch eine Desorganisation der Produktion gemäß einem 
ausgedachten „Nationalprinzip'* eingeleitet werden. Der Wider- 
sprudi zwischen dieser sozialpatriotischen Ideologie und der Ten- 
denz der Entwicklung ist so offnikundig, daß die sozialpatriotische 
Ideologie ununterbrodien in Gegoisatz zu Tatsachen geraten muß, 
den sie durch Anleihen beim Sozialpazifismus zu verdecken sudit, 
um schließlich beim Sozialimperialismus anzulangen, der ideo- 
logisch itir Antipode ist. 

Verteidigung der Unabhängigkeit des Landes! schreien die Sozial. 
Patrioten, und da stoßen sie auf die harte Tatsadie der wirtschaft- 
lichen Abhängigkeit jedes kapitalistischen Landes von dem Welt- 
markt. So ergänzen sie flugs ihre erste Losung durch die zweite: 
Freiheit der wirtschaftlichen Entwiddung, und erläutern sie mit 
dem Hinweis, daß sie eine Verständigung der Völker erstrd)ai, die 
allen die gemeinsame Ausbeutimg der Kolonien — „offene Tür" 
— die Freiheit der Zufuhren — „Freiheit der Meere" — sichern 
wird. Ihr tretet für die Unabhäi^gkeit und Unversdirtheit des 
Landes ein, — antworten die Sozialimperialisten den Sozialpatrio- 
ten — das ist sehr schön, aber wenn zu ihrer Sicherung in c 
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Zeitalter der Kämpfe eine kleine „Befreiung" im Osten, und eine 
kleine „Garantie" im' Westen notwendig ist, so muß man sie halt 
fordern! Ihr erkennt das Interesse des deutschen Proletariats an 
der „Entwicklung der kolonialen Produktivkräfte" ; \rir auch. Nun, 
dann muß dieses Interesse auch gesichert werden; man darf sidi 
nicht auf solche Illusionen verlassen, daß die französisdim oder 
russischen Kapitalisten die ZSlle in ihren Kolonien aufheben, wäh- 
rend die Engländer daran sind, in den ihrigen den bisherigen Frei- 
handel abzuschaffen. Da muß man sdion ägene Kolonien haben. 
Ihr wollt die Freiheit der Meere? Aber worauf ist ihre Unfreiheit 
begründet? Auf der großen englischen Flotte, auf den vielen eng- 
Usdien Stützpunkten in alloi Meeren. Wer glaubt daran, daß Eng- 
land auf all dies verzichtet? Wenn ihr also die Freihdt der Meere 
im Interesse des Proletariats verlangt, so müßt ihr auch die dazu 
führenden W^e wollen : die Niederringung der englischen Flotten- 
macht durch eine entsprechend große eigene, die auf eine besser ge- 
staltete Küste, auf eroberte Flottenstützpunkte gestützt, mit England 
den Kampf aufnehmen kiSnnte. Also, also! So singen die sozial- 
imperialistischen Sirenen. 

Die Herren Schridemann und Stampfer mOgen sich gegen diese 
Konsequenzen noch so sehr sträuben, sich nodi so sehr auf die 
Grundsätze des Sozialismus berufen, es hilft ihnen nichts. Prak- 
tisch dienen sie vom ersten Tag ihres Umfalls dem Imperialismus, 
theoretisch kGmien sie ihm, sobald sie sich in der Ära des Imperia* 
lismus auf den Boden ix& Vaterlandes gestellt haben, nichts ent- 
gegenstellen als pure Demagogie, die sich die Sozialimperialisten, 
hinter denen nicht nur die logischsten Köpfe des Lagers des 
4. August, sondern, was weit wichtiger ist, die ganze Gewerksdiafts- 
bureaukratie, und was noch mchtiger, die Log^ des Standpunktes 
stehen, auf die Länge hin nicht gefallen lassen werden. Sie mSgen 
aus taktischen Gründen noch eine Zeitlang den Eiertanz der Sozial- 
patrioten dulden, wie sie der Resolution der Parteikonferenz zuge- 
stimmt haben; sich damit b^nügen, daß sie Ihnen von Zeit zu Zeit 
etwas in die Zähne get)en, schließlich werden sie sie doch an die 
Kandare nehmrai. Der Sozialpatriotismus ist nur ein Agitatim»- 
mittel, der Sozialimperialismus ist der Kern. Und ihn gilt es jetzt 
näher anzusdioi. 
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DerSozialimperialismas. 
Während der Sozialpairiotismus die Verteidigung der Nation, die 
Abwehr der Gefahr nationaler Zerstückelung und Unterdrückung 
zum Angelpuiikte der proletarischen Politik macht, gdit der So- 
zialimperialismus von ganz anderen Gesichtspunkten aus. Wohl be- 
nutzt er die nationalen Instinkte, um das Wesen seiner Politik zu 
verschleiern, aber nicht um sie geht es ihm. Die Sozialimperialistoi 
erklären die Vereinigung Deutschlands und Österreichs, Bulgariens 
und der Türkei, also die Zusammenschließung deutscher, slawischer, 
ungarischer und türkischer Völker zu einem wirtschaftlichen Ge- 
biet — Mitteleuropa — als Kriegsziel, obwohl dadurch mit der 
Zeit ganz gewiß die nationale Selbständigkeit jeder der vereinigteo 
Nationen aufgehoben wäre. Indem sie sich mehr oder woiiger klar 
für Annexionen aussprechen, nehmen die Sozialimperialisten nidit 
nur die Aufhebung des nationalen Oiarakters mit in den Kauf, 
sondern auch die gewaltige Verkoppelung von Vfilkem. Obwohl sie 
diese ihre Haltung oft mit nationalen Gründen eridären, weil 
Deutschland angeblich nur durch die Bildung eines großen mittel- 
europäischen Staatenbundes der ihm von allen Seiten drohenden 
Gefdir entgdien kann, so ist es doch klar, daß es sich hier nur um 
die Schaffung einer breiteren Basis für die imperialistische Politik 
handelt, als die, über die Deutschland allein verfügt; denn die Ge- 
fahren, denen die Sozialimperialisten durch Gründung Mitteleuro- 
pas entgehen wollen, entstdien eben aus dem Drang zur imperia- 
listisdien Expansion, nicht aus der bloßen Existenz Deutsdilands, 
und Mitteleuropa soll der Stärkung des deutsdien Imperialismus 
dienen. Es soll eine einheitliche massive militärische Kraft, ein 
großes wirtschaftliches Gebiet abgeben, das es mit den Kolossen 
des englisdien, amerikanischen und russischen Imperiums aufnehmen 
kSnnte. 

Indem die Türkei diesem Staatenbunde angegliedert wird, bekommt 
der deutsdie Imperialismus nicht nur ein großes Gebiet zu seiner 
wirtschaftlidien Ausbreitung, sondern auch die Möglichkeit, auf 
England zu drücken, es zu kolonialen Zugeständnissen zu nötigen, 
und im Falle eines neuen Weltkrieges soll ein einheitliches Gebiet 
von Hamburg bis nach Bagdad, dessen Wirtschaft sdion in Frie- 
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densjahren auf den Kri^ vorbereitet wurde, der englischen ßlok- 
kade ganz anders trotzen können als jetzt Mit diesem historischen 
Inhalt ist die Frage von Mitteleuropa im Feuer des Krieges geboren 
worden, und mit keinem andern. Das geben alle bürgerlichen Be- 
fürworter des mitteleuropäischen Gedankens ohne weiteres zu, denn 
sie wissen, daß eben in dem imperialistischen Charakter dieses 
Kri^szieles nicht nur propagandistische Kraft für die Bourgeoisie 
lic^, sondern die einzige Möglichkeit seiner Verwirklichung: die 
dynastischen und bureaukratischen Elemente, die über die Verwirk- 
lichung in erster Linie entscheiden werden, können nur durch die 
Schwierigkeiten, denen ihre imperialistische Politik ausgesetzt ist, 
wenn sie weiter selbständig betrieben wird, zum Aufgeben eines 
Teils ihrer bisherigen Selbständigkeit gebracht werden. 
Die Sozialimperialisten suchen diesen Charakter des mitteleuro- 
päischen Programms zu verwischen, um es bei den Arbeitern ön- 
zuschmuggeln. Wie sie den Ursprung des mitteleuropäischen Pro- 
grammes mit der Aureole eines Versicherungsmittels gegen nationale 
Gefahren umgeben, so erklären sie: nicht dem Imperialismus, son- 
dern dem freien Verkehr soll Mitteleuropa dienen. „Die Hände 
weg! müssen wir der politisch-militärischen Madifpolitik wie der 
nationalistischen Expansionspolitik zurufen. Behandlung der Sache 
als reine Wirtschaffsfrage!" rief der Führer der österreichischen 
Sozialimperialisten, Herr Renner, auf der Konferenz der deut- 
schen sozialpatriotischen Instanzen, die am 9. Januar 1916 zur Er- 
Örierung der Mitteleuropafrage einberufen wurde. 
Während es bei anderen Imperialismen um Gewaltpolitik, Unter- 
drückung ging, handelte es sich bei dem mitteleuropäischen Pro- 
gramm um einen „freien Bund" von Deutschland, Österreich-Un- 
garn, Bulgarien und der Türkei. „Das ist etwas ganz anderes als 
Imperialismus" — erklärte Renner. („Die Bestrebungen für eine 
wirtschaftUche Annäherung Deutschlands und Osterräcb-Un- 
gams". Berlin 1916. Vorwärtsverlag. S. 22.) Herr Renner ist ein 
zu kluger und klarer Kopf, als daß wir diesen seinen Ausführungen 
guten Glauben zubilligen könnten. Renner weiß sehr gut, auf weldie 
Veränderungen der Landkarte auf dem Balkan hingearbeitet wird. 
Und daß der „freie Bund" morgen die bisherige imperialistische 
Politik aufgibt, eben weil er die Kraft zu ihr bekommen hat, das ist 
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eine solche Zumutung an den gesunden Verstand, daß man gegen 
dieses „Argument" des Herrn Renner gar nidit erst zu polemisieren 
braucht. 

Das mitteleuropäische Programm, zu dem sidi aUe Sozialimpvia- 
listen bekamen, ist das Hauptziel des deutschen Imperialismus, wk 
er sich im Kriege der Bedingungen seiner Entwicklung be\rafit 
wurde. Aber es ist nidit das einzige. I>er deutsche Imperialismus 
begnügt sich keinesfalls mit der ihm durch dieses Programm ge- 
sicherten friedlichen Expansion im nahen Osten, er erstrebt Kolonien 
in Afrika. Und die Herren Sozialimperialisten folgen ihm auch da- 
bin. Die Artikel der Severing und Lenscb werden von der 
Kolonia^esellschaft als Propagandaschriften verbreitet, und Herr 
N s k e , der — mit Respekt zu sagen — Hauptsachverständige 
der Sozialimperialisten in Kolonialfragen, tritt in der „Glodce" mit 
allen Argumenten der Kolonialpolitiker für einen deutschoi Ko- 
lonialbesitz ein. 

Will man aber Kolonien, will man imperialistisdie Politik trdben, 
so muß man sich zum Rüsten zu Land und zu Meer bekramen. Sie 
tun es auch. Nicht nur für die Zukunft. Herr Q u e s s e 1 preist in 
den „Sozialistischen Monatsheften" Tirpitz, den Scfa&pfer der deut- 
schen Flotte, und leistet Abbitte für die bisherige abldinende Hal- 
tung der Sozialdemokratie. Zieht man aber die Möglichkeit neuer 
Kriege in Betracht, und will man für ihren Fall rüsten, so muß man 
auch für die wirtschaftliche Rüstung für den Kri^fall eintreten: 
und so sehen wir Herrn Kaliski die deutsche Schutzzollpolitik 
loben, die Deutschland ermögliche,sichsoglänzendwährend des Krie- 
ges zu ernähren : Schutzzollpolitik immerdar und allewege, sie soll 
Deutschlands selbständige Ernährung im nächsten Kri^e sidiero. 
So stellt der Sozialimperialismus ein abgeschlossenes, konsequentes 
System der Politik dar, das im ganzen wie in allen seinm StüdKn 
dem bisherigen System der Sozialdemokratie entgegengesetzt ist 
Während der Sozialpatriotismus die Sache so darstellt, als handle 
es sich bä seiner Politik um einen rdn vorübergehenden Zustand, 
der mit dem Kriege gekommen und mit ihm verschwinden wird, er- 
klärt der Sozialimperialismus offen und klar: nein; nach diesem 
Kriege drohen die Gefahren neuer Weltkriege, weil die imperia- 
listische Politik weitergeführi werden muß, zu diesen Kriegen müs- 
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sen wir rüsten ; die Arbeiterklasse muß an der Säte der Bourgeoisie 
auch nach dem Kriege stehoi. 

Wir haben die Argumente der Sozialimperialisten, ihre Behaup- 
tung, daß die wirtschaftliche Entwicklung für den Sozialismus 
noch nicht reif sei, daß der Weg zum Sozialismus durch den Im- 
perialismus auch weiterhin führen muß, und daß deswegen die Ar- 
beiterklasse den Imperialismus unterstützen muß, schon untersucht; 
wir brauchen alsoaufdieB^^ündung der sozialimperialistischen Po- 
litik weiter nicht einzugehen. Auch die Untersudiung ihrer Folgen 
kann setir kurz sein. 

„Der sozialdemokratischen Arbeiterpartei erwädist ... die Aufgabe, 
die sdbädlichen Folgen des ImperiaUsmus möglichst abzuwdiren, 
hingegen jene wirtschaftlichen Neugestaltungen, aus denen sidi 
etwas für die Arbeiter herausholen läßt, rücksichtslos im Interesse 
der Arbdtersdiaft auszunutzen, ihre Organisation auszubauen und, 
wenn es sein muß, den neuen Zwecken entsprechend umzubilden, 
kurz die Aiheitersdiaft möglichst wohlbehalten, körperlidi wie 
geistig, durch die neue Entwicklungsperiode zu bringen." So defi- 
nierte Hemrich C u n w in seiner Broschüre „Parteizusammen- 
bruch" (S. 19), die die theoretische Grundlage der sozialimperia- 
Ustischen Richtung bildet, die Aufgaben der Arbeiterklasse. Wir 
sahen, wie das sozialimperialistische Programm diese Aufgabe 
lOsen will: Schutzzölle, Rüstungsausgaben im Frieden, Teilnahme 
an neuen Krisen in der Zukunft, das ist die Abwehr der schädlidien 
Folgen des Imperialismus von den Arbeitern. Und da man nicht 
glddizeitig für die Trennung der Völker durdi Schutzzölle, für die 
Rüstung zq neuen Krisen und für die internationale Verbrüderung 
eintreten kann, so bedeutet das sozialimperialistisdie Programm die 
dauernde internationale Spaltung der Arbeiterklasse. 
Da es aber ausgeschlossen ist, daß doch die Aiheiterschaft auch 
innerhalb der Grenzen eines Staates in ihrer Gesamtheit sich zu 
diesem Programm bekennt, so bedeutet es auch ihre Spaltung im 
nationalen Maßstab. E)ie Praxis der letzten zwei Jahre zeigt volL 
auf, daß es sich hier nicht um Hirngespinste, sondern um die trau- 
rige Wirklichkeit handelt. Was eine so „wohlbehaltene" Arbeiter- 
schaft an politischer IMacht darstellen würde, sidit auch ein Blin- 
der. Würde das sozialimperialistische Programm von größeren 
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Teilen des Proletariats akzeptiert werden, es wäre zur Ohnmadit 
verurteilt, schutzlos allen Folgen des Imperialismus ausgeliefert. 
Der Sozialimperialismus bedeutet somit nicht nur Prdsgabe des 
Sozialismus, er bedeutet die Preisgabe der einfachsten täglichsten 
Arbeiterinteressen. Die Sozialimperialisten verspotten uns als die, 
die wegen Träumens von einer fernen Zukunft die gegenwärtigen 
Interessen des Proletariats übersehen. In Wirklichkeit liefern sie 
diese Interessen den Klassengegnern des Proletariats aus und sind 
als solche zu behandeln. 

Die Sozialpazifisten. 
Die Konsequenzen der sozialpatriotischen wie sozialimperialistisdia] 
Politik liegen so klar auf der Hand, daß ein großer Teil der alten 
Parteiführer nidit ohne weiteres umlernen konnte. Er suchte in 
dem alten pazifistischen Standpunkt der Internationale einen Stütz- 
punkt gegen die neuen Methoden zu finden. 
Die alte Internationale verstand sehr wohl die Unvereinbariceit der 
Interessen der Arbeiterklasse mit der imperialistischen Politik. Sie 
forderte das Proletariat in vielen Resolutionen zum Kampfe gegen 
den Imperialismus auf. Ein solcher Kampf setzt aber in ersta 
Linie die Kenntnis des Zieles voraus. Man muß wissm, welchen 
Zustand man an die Stelle des bekämpften setzoi will. Von dem 
Ziel hängen dann die Mittel des Kampfes ab. Die zweite Inter- 
nationale nannte ein solches Ziel: es war die Organisation einer 
internationalen, eigentlich interstaatUchen Rechtsordnung. Heute 
entscheidet bei allen größeren Gegensätzen zwischen den Staaten 
die Gewalt. Wenn zwei Staaten Appetit auf fremdes Gut haben, 
dann nimmt es der stärkere, und wenn er dem schwächeren einen 
Teil abtritt, dann nur insoweit, als der schwächere ihm Hindemisse 
bereiten kann, also im Ausmaße seiner Macht. Sie müssen sidi da- 
tiei nicht sofort bekämpfen. Es genügt, daß sie sich gegensdtig an 
ihre Macht, das heißt, an die Armeen erinnern. Nur bei Angelten- 
heiten, die eines wirklichen Streites nicht wert sind, lassen sie das 
Urteil der Schiedsgerichte gelten. Dazu haben sie im Haag ein 
internationales Schiedsgericht geschaffen, bei dem der Zar Pate 
stand. 
Nun erstreben bürgerliche Friedensfreunde — Pazifisten nennt man 
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sie, von pax, das beißt Friede — daß alle Streitfälle solchen 
Schiedsgerichten unterbreitet werdoi. Wenn das geschieht, wird 
man auf die Rüstungen verzichten können. 
Die zweite Internationale machte sich dieses bürgerliche pazifistische 
Programm zu eigen, sie forderte die Einführung obligatorischer, 
d. b. alle verpflichtender Schiedsgerichte, allmähliche Rüstungsbe- 
schränlcung mit dem Ziele der Abrüstung, ein internationales Recht, 
auf Onmd dessen die Urieile der Schiedsgerichte gefällt werden 
sollten. Von den bürgerlidien Pazifisten unterschied sie sidi nur da- 
durch, daß, während diese die Errddiuog dieser Ziele von der 
wachsenden Einsidit der Bourgeoisie und der R^eningen erhoff- 
ten, die zwdte Internationale diese Emsicht durch Klassenkampf, 
durch Druck auf die Bourgeoisie ersetzen wollte. 
Der Weltkri^ zeigte, wie gering die „Einsidit", der „gute Wille" 
zur Verständigung bei der Bourgeoisie war: jede wollte einoi mög- 
lichst großen Anteil an der Weltausbeutung haben, und da sie der 
andern nicht traute, so blieb ihr nichts übrig, als zu versuchen, 
durch doi Krieg das Ziel zu erreichen. Ein großer Teil der alten 
Internationale, der früher mit dem Wachstum der friedliebenden 
Elemente in der Bourgeoisie sehr rechnete, sieht sich dadurch keines- 
falls zum tieferen Nachdenken über die Gründe des Zusammen- 
bruches seiner Hoffnungen veranlaßt, sondern baut sie von neuem 
auf den Ruinen auf: der Krieg werde äne solche Verwüstung brin- 
gen, solche Lasten allen Völkern auferlegen, daß sie schließlich ein- 
sehen werden, was für dn schlechtes Gesdiäft der Krieg ist. Das 
StrdKn nach einer dauernden mterstaatlichen Rechtsordnung werde 
im Bürgertum sdir erstarken, und da müsse das Proletariat diese 
pazifistischen Bestrebungen mit seiner ganzen Kraft unterstützen, 
damit aus dem Weltkriege ein vereinigtes Europa hervorgebe, die 
Vereinigten Staaten Europas. 

Dieses Lied vom dauernden Frieden singen nicht nur die Sozial- 
patrioten aller Länder, um das Proletariat mit dem schon im drit- 
ten Jahr sich hinziehenden furchtbaren Krieg zu versöhnen, sondern 
auch Kriegsgegner: so die Vertreter des deutschen Parteizentrums 
Haase, Kautsky, Ledebour, die Unabhängige Arbeiterpartei Eng- 
lands und andere kriegsfeindlidie Genossen, die nidit emsehen wol- 
len, was die Stunde geschlagen hat. 
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Ihre Rechnung b^innt mit einem großen Loch: es ist keinesfaUs 
wahr, da6 der Weltkrieg ein schlechtes Geschäft für das gan2e Ka- 
pital ist. Der Krieg zerreibt und vernichtet die kleinen Kapitalisten, 
bringt manchen mittleren in Schwulitäten, er wird ungeheure Lasten 
auf den Rücken der Arbeiter und Kleinbürger l^en. Aber die gro- 
Ben Fabrikanten, das Finanzkapital und die Großhändler verdienen 
bei den Lieferungen, bei der Unterbringimg von Anleihen, beim Le- 
bensmittelhandel Milliarden über Milliarden. Steinmann 
B u c b e r, der Nationalökonom des Zentralverbandes der deutsdien 
Industriellen, hat vor kurzem bezeugt, daß die Kapitalisten Ge- 
schmack am Kri^e finden. Ja, aber nadi dem Kri^e vörd es sidi 
zeigen, erklären die Pazifisten in unseren Reihen, daß die Madit 
des amerikanischen Kapitals sehr gewachsen ist, daß weiter die Ar- 
beiteilclasse sich gegen die Abwälzung aller Lasten auf äe auf- 
lehnen wird. Wenn die Kaiätalisten jetzt Geschmack an don Kriege 
gewinnen, so wird er ihnen durdi die Kri^folgen gründlich ver- 
salzen werden. Nun, das junge amerikanische Kapital macht in 
diesem Kriege glänzende Geschäfte, aber es war bisher an Europa 
sdir verschuldet: in allen Eisoibahnen, Gruben usw. Amerikas 
steckt ungeheures europäisdies Kapital; wenn dies abgezahlt wird, 
so wird das wohl ein großer Fortschritt für die amerikanisdien Ka- 
pitalisten sein, zum Obergewicht aber über Europa ist es noch weit. 
Aber wenn dies auch eintreten würde, so würden die groBoi Ka- 
pitalisten Europas ihr Kapital mit dem amerikanischen vereinigen, 
um unter der Flagge des amerikanischen „Vaterlandes" ihre Inter- 
essen zu vertreten. Und was das zweite Argument betrifft: sollten 
sich nach dem Kriege die Proletarier Europas auflehnen, so würde 
das nur den Gegensatz des Kapitals zum Proletariat, nidit aber 
zum Kriege verstärken. 

Aber viellddit kann der Kampf des Proletariats dem Kapital die 
interstaatlidie Rechtsordnung aufzwingoi, selbst g^en den Willen 
der Bourgeoisie? Damit sind wir bei der Hauptfrage: bei der Frage 
der Möglichkeit des friedlichen Kapitalismus, bd der Frage der 
Durchführbarkeit des pazifistischen Programmes überhaupt. Das 
pazifistische Programm setzt voraus, daß das Proletariat eventueU 
die Macht haben kann, die Bourgeoisie zu einer internationalen 
Friedensordnung zu zwingen, at)er nodi keine Macht haben wird, 
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das Ruder aus den Händen der Bourgeoisie zu reißoi, den Kapita- 
lismus abzusch^en; denn hätte es die Kraft, so würde es sich doch 
nicht damit abzuquälen haben, die Bourgeoisie zum Frieden zu 
zwuigen, sondern würde die Ursache der Kriege, die kapitalistische 
Konlniirenz, aufheben. 

Wenn dem so ist, 50 würde die Bourgeoisie nach dieser pazifistischen 
Revolution weiter herrschen und ihre Macht über die unentwickelten 
Länder weiter ausbreiten, um ihre BevÖlterung auszubeuten und 
ihre Naturschätze auszuplündern. Jawohl, so wird es sein, gab 
mehrmals Genosse Kautsky, der Haupttheoretiker des Sozial- 
pazihsmus, zu. Wenn don so ist, wenn die Bourgeoisie weiter bei 
der Herrschaft bleibt, so bleiben audi die Gesetze ihrer Wirtschaft 
bestehen. Diese bewirken aber, daß jede kapitalistisdie Gruppe 
nach möglichst großem Profit strebt. Um zu ihm zu gelangen, frißt 
das große Kapital das kleine auf. 

Auf das Gebiet der auswärtigen Politik übertragen, bedeutet das, 
daß die großen Kapitalisten Deutschlands, Frankreichs, Englands, 
Rußlands keineUrsache haben werden, denKapitaUsten derSchwäz, 
der Niederlande, Portugals, Belgiens ihre Kolonien zu öffnen, sie 
zur Ausbeutung Chmas und der Türkei zuzulassen. Und wenn sie 
Appetit auf die Kolonien der Kleinen haben werden, so werden sie 
sich den Teufel um internationale Rechte kümmern, am woiigstoi, 
wenn diese Kol<Hiien so ungeheure Profite abwerfen wie die nieder- 
ländischen, oder so große versprechen, wie Belgiens Kongo mit 
seinem Kupfergebiet Catarga, oder Portugiesisch-Angola mit dem 
ungeheuren Siedlungsgebiet. Wer soll darüber wachen, daß die 
Großmächte sidi um ii^endwelche durch das Proletariat geschaffe- 
nen Völkerrechte kümmern? Soll sich das Proletariat vielleicht zum 
Hüter des Rechts der Kleinstaaten auf Ausbeutung ,4hrer" Kolonien 
aufwerfen? 

Aber gdien wir zu den Beziehungen der Großmächte selbst über: 
Angenommen, sie lassen sich unter dem Drucke des Proletariats da- 
zu herbei, ihren Kolonialbesitz auszugleichen, sich überall in den 
unentwickelten Ländern gleiche Bedingungen der Ausbeutung zu 
gewähren. Wenn morgen, nach ein paar Jahren des Friedens, der 
Druck der proletarischen Armeen weidit, das deutsche Kapital aber 
stärker ist als das französische, das amerikanische stärker als das 
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englische, warum soll es nicht versuchen, auf eigene Faust die inter- 
nationale Satzungen umzustoßen? Aber das Kapital wird nidit 
immer staatlich getrennt bleiboi, antworten die Sozialpazifisten, es 
durchdringt sich gegenseitig immer mehr, deutsches Kapital art}eitet 
in England, englisches in Rußland usw., aus den nationalen Kar- 
tellen werden internationale Weltkartelle. Das sind Redensarten. 
Der Weltkrieg hat eben gezeigt, daß die Verflechtung und Versip- 
pung des Kapitals im Verhältnis zu seiner Gesamtmasse sdir gering 
war. Nach dem Weltkrieg wird die Konkurrenz, der Wirtschafts- 
krieg, noch verschärft werden. Und wenn die Kartelle Obereinkoin. 
men schaffen, wie sie die Preise gestalten, weldier Teil der Welt dem 
einen zur Ausbeutung zufällt, so sind das nur Ausnahmezustände, 
Waffenstillstände, auf die der verschärfte Kampf fofet; jede Ge- 
legenheit zu einem Sonderprofit veranlaßt einen Teil des Welticar- 
tells zum Bruch des Obereinkommens. Damit Weltkartelle wirklich 
die Aufbebung der Konkurrenz unter den Kartellen einzelner Ländo' 
bedeuten sollten, müßte sich das ganze Kapital in den Händen sol- 
cher WeltkarteUe befinden, es müßte keine Möglichkeit bestehen, daß 
ein Outsider, ein außerhalb des Weltkartells stehendes Kapital, die 
Konkurrenz aufnehme. Daß aber das Proletariat eine solche voll- 
kommene Konzentration des Kapitals in ein paar Händen duldoi 
sollte, ist ein unsinniger Gedanke. 

Das ganze pazifistische Programm von Sozialisten gdit von der 
Voraussetzung aus, daß das Proletariat die Macht haben wird, die 
Kapitalisten zu nötigen, sich an die unter dem Druck des Prole- 
tariats geschaffene Friedensordnung zu halten, aber keine Kraft 
haben wird, den Kapilalisten die Macht zu entreißen. Das ist offen- 
sichtlicher Unsinn. Wenn das Proletariat die Macht haben wird, 
den Kapitalisten die Friedensordnung aufzuzwingen und sie immer- 
fort zu nötigen, sie einzuhalten, so wird es auch die Macht haboi, 
dem Kapitalismus ein Ende zu bereiten, dem Sozialismus freie Bahn 
zu Öffnen und so die Wurzel der Kriege auszureißen. 
Ist das Proletariat zu schwach zur sozialen Revolution, so ist das 
ganze pazifistische Programm eine volle Utopie, undurchführbar. 
Ist das Proletariat aber reif zur sozialen Revolution, dann ist es 
lächerUch, von ihm zu fordern, es solle das Joch des Kapitalismus 
tragen und zusehen, wie der Kapitalismus es neuen Völkern aufer- 
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legt, und solle nur dafür sorgen, daß es dabd zu keinen Kriegen 
kommt Das Friedensprogramm der zweiten Internationale war ein 
Friedensseufzer des Proletariats, das stc^ zu schwadi fühlte, wirk> 
lieh um den Frieden zu kämpfen. Es hat auch nur für den Frieden 
demonstriert, niemals gekämpft. Wer dieses Programm wieder auf- 
wärmt, der glaubt entweder weiter nidit an die Möglictikeit des 
Kampfes um den Frieden, oder er steckt diesem Kampf ein falsches 
und irreführendes Ziel. Der dauernde Frieden der kapitalistischen 
Staaten untereinander ist eine Utopie. 

Das sozialpazifistischeProgrammverschleierialso dem Proletariat die 
wirkliebe Sachlage, es stärkt in ihm die reformistischen Tendenzen, 
die den Zusammenbruch der zweiten Internationale verursachten, 
da es ihm das Bild eines friedlldien Kapitalismus vorgaukelt, es zu 
einer Allianz mit dem angeblich friedensfreundlichen Teil der Bour- 
geoisie anspornt. Aber darin erschöpft sich nicht das Wesen des 
Sozialpazifismus. Weil er über den Rahmen des Kapitalismus nidit 
hinausblickt, muß er den kapitalistischen Staat verteidigen, solange 
sidi die ,4n^c>^3^i°n^c Rechtsordnung*' nicht ausgebildet hat. Wir 
sehen eben, wie die Bernstein, Haase usw. erklären: ja wir sind 
O^per des Krieges, erstreben seine Oberwindung durdi Verständi- 
gung der Staaten untereinander, aber solange eben nidit jedes Vater- 
land durch eine solche pazifistische Rechtsordnung gesichert ist, 
solange gilt die Pflicht der Verteidigung. 

Damit wird der Sozialpazifismus zur Brücke zum Sozialpatriotts- 
mus. Und wenn der Krieg zu Ende ist, wird der Sozialpazifismus die 
Fahne sein, unter der sich die Herren Sozialpatrioten aller Länder 
g^en die Internationalisten sammeln werden. Sie werden nicht im. 
Stande sein, als dauernde Politik das g^ensdtige Kri^ühren zu 
proklamieren, und so werden sie erklären : nun sorgen wir gemein- 
sam für den Ausbau der Friedenseinricbtungen, damit wir nicht 
wieder in die unangendime Lage kommen, uns befdiden zu müssen. 
Sie werden dann gegen den Imperialismus, g^en das Rüsten don- 
nern, die Fahne des Friedens schwenken, das Proletariat damit ver- 
wirren und einlullen, damit sie es später, wenn das Kartenhaus des 
Pazifismus wieder zusammenbricht, wieder ausliefern können. 
Natürlidi ist keine Rede davon, daß Männer wie Kautsky, Lede- .. 
bour, Haase, Bernstein, Philipp Snowden oder Modiliani, die das 
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DIE TRAGÖDIE DES 21. OKTOBER. 

Während die bürgerliche und sozialpatriotische Presse das 
Attentat des Genossen Friedrich Adler auf den österreichi- 
schen Ministerpräsidenten nur als Werk eines Verrückten verstehen 
zu kSnnen glaubt, hat die Arbeiteridasse ein Interesse daran, die 
wahren Kräfte kennen zu leinen, die dem ruhigen, keinesfalls ecal- 
tierten Kämpfer den Revolver in die Hand gedrückt haben. Nicht 
um Neugierde handelt es sich, nicht einmal um das sdunerzliche 
Bedürfnis, durch die Aufdeckung der wahren Quellen der Tat den 
Mann gegen all die Vorwürfe zu verteidigen, die nidit nur die bür- 
gerlidie Presse, sondern auch die Stampfer und Austerlitz g^en 
Om ertioben. Die Aufdeckung der Triebkräfte der Tat Friedridi 
Adlers wird gleichzeitig ihre politische Bedeutung darstellen. 
Würde zur Erklärung der Tragödie des 21. Oktober nur die allge- 
meine Not des Krieges oder die besonderen politischen und wirt- 
schaftlichen Kri^szustände Österreichs genügen, man brauchte zu 
ihrer Darstellung keinesfalls zum Manifest der österreichischen In- 
ternationalisten zu greifen, das unter Mitverfasserschaft Friedrich 
Adlers im Dezember 1915 erschien: die bürgerlichen und sozial- 
patriotischen Quellen, die alle die Wiener Zensur passierten, genügen 
vollkommen. 

Hugo G a n z , der langjährige Wiener Korrespondent der „Frank- 
furter Zeitung" tel^af^ieite diesem Blatte eine Woche vor 
dem. Attentat: „Man kann einem Volke, das behandelt wird, als 
wäre es stumm und unmündig, nicht zumutrai, die Opfer zu 
bringen, die drei furchtbare lOiegsjahre von ihm fordern. 
Man kann das Gift, das sidi in drei Kri^jahren im Lande 
angesammelt hat, nicht weiter im Dunkdn sdiwären lassen." 
Und die Wiener „Arbeiterzeitung** schrid) einoi Tag 
vor dem Attentat: „In einer Höhe thront der Graf Stürgkh, die es 
ihm überflüssig macht, die Stimmungai und Gärungen im VoUk 
zu beachten, geschweige denn mit ihnen rechnen zu müssen. Der 
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Tadel erreicht ihn nicht, die Kritik wird weißer Fledc, die politische 
Forderung darf nidit laut werden. Wir wissen nidit, ob unsere 
Klage ihn erreidien wird; aber Itann sich derverantwortliche Staats, 
mann der Frage entschlagen, ob dieser Zustand, der für das Ver- 
hältnis von R^ening und Volk die unbegrenzte Macht 
auf der einen, das zermürbende Gefühl der ab- 
soluten Ohnmacht auf der andern Seite als das 
einzig sachgemäße Verhältnis kennen will, ob dieser Zustand auf 
die Dauer haltbar ist und vor allem, ob er auch dem Staate frommt?" 
Der in diesen beiden, jeder „subversiven" Tendenz baren Auslas- 
sungen geschilderte Zustand allein erklärt keinesfalls, weswegen 
Friedrich Adler zum Revolver griff. Die Eridärung für diese Tat- 
sache kann auch nic^t im Charakter des Genossen Adler gefunden 
werden, der das ruhige Temperament eines Geldirten besaß. Nur 
in den besonderen Verhältnissen der österreichischen Sozial* 
demokratie, in der Adler für die Sache der Internationale kämpfte, 
liegt die Erklärung. 

Als der Kri^ ausbradi, lag die Csterrddiisdie Sozialdemokratie 
zerschmettert und zerklüftet am Boden. Die tschechische SoziaI> 
demokratie, vom Nationalismus zerfressen, konnte selbstverständlidi 
keine Kämpfe für die Internationale liefern. Die polnischen und 
rutheniscben Sozialdemokraten waren von jeher sozialpairiotisdi. 
Die deutsche Sozialdemokratie Österreichs war seit Jahren voll- 
kommen im Banne des Opportunismus. Ihre Führer waren teils 
durch ununterbrodiene Kompromisse mit der R^erung zu einer 
unabhängigen Politik vSIlig unfähig geworden, teils durch ihroi 
großdeutschen Patriotismus (Leuthner, Peraerstorffer, Austeriitz), 
teils durch ihren sdiwarzgelben Patriotismus (Renner) an die 
Bourgeoisie gdcetiet. Dazu kam nodi die politisdie Unselb- 
ständigkeit der Arbeiterklasse, die in Osterreich viel grSßo- 
als sonst irgendwo war. 

Im Jahre 1904 schrieb Fritz Austeriitz aus Anlaß des Godire- 
Konfliktes in der deutschen Partei, in der österreichischen Partei 
gebe es keine öffenUidie Meinung. Das ist bis auf den heutigen Tag 
so geblieben. Der Nationalitätenkampf verleidet nicht nur den Ar- 
beitern die Teilnahme am politischen Leben, sondern er erschwert 
ungeheuer sein Verständnis. Die Politik wird durch eine Handvoll 



dby Google 



DES 21. OKTOBER J9? 

Führergemadit, die sich imCafäundFraktionsziiiimer über die Taktik 
verständigen. Diskussionen über politische wie taktische Fragen in 
den Oi;ganisationen wie in der Presse waren äußerst selten. Was 
für ein Wunder, daß die deutsch-österreichische Arbeiterklasse nicht 
nur keine Kraft hatte, angesichts der Haltung der Führer selb- 
ständig aufzutreten — ni^ends besaß sie diese Selbständigkeit — , 
sondern auch nicht einmal genügend Kraft hatte, sich auch nur zu 
einem Teile zu ermannen und die kleine Schar der der Internationale 
treugebliebenen Männer zu sammeln. 

Dieses Fehlen eines wachsenden Kerns oppositioneller Ar- 
beiterorganisationen erlaubte der österreichischen Parteiopposition 
nicht, ihre Aufgabe richtig zu erfassen. Man lese die beiden Kriegs- 
jahrgänge des „Kampf", die vielen in ihnen zerstreuten Artikel 
Fritz Adlers, man lese das Manifest der Österreichischen Opposition. 
Bis am Ende des Jahres 1915 stehen sie vollkommen auf dem Boden 
der Landesverteidigung. Erst in dem Manifest und später im 
offenen Sdireiben Adlers an Huysmans im Juni 1916 beginnt es der 
österreichischen Parteiopposition klar zu werden, daß im Zeitalter 
des Imperialismus die Landesverteidigung mit den imperialistischen 
Zielen des Krieges unzertrennlich verknüpft ist. Aber nodi jetzt 
entsdieidet Adler diese Frage für sich und seine Freunde nidit, son- 
dern er erklärt: „Dia Internationale wird in Zukunft zu dieser Er- 
kenntnis Stdlung ndimen und die Frage entscheiden müssen." Aber 
das mag man für theoretische Unklarheit c^ne praktische Bedeu- 
tung halten, obwohl es auf die österrdchiscfae Opposition lähmend 
wirken mußte. Aber diese Unklarheit ging Hand in Hand mit dem 
völligoi Fehlen jeder anderen Aussicht. Im Januar 1915 schrieb 
Adler in einem Artikel über die deutsche Sozialdemokratie: „Wäh- 
rend die Kanonen donnern, bleibt dem Sozialis- 
mus nur die Politik des Schweigens übrig". Er ioc- 
derte von der Sozialdemokratie kdnoi Kampf, sie solle nur die Ar. 
bdt der Kanonen nicht beweihräudiem. Die „Internationale der 
Tat" werde erst das Werk der Zeit nach dem Kri^ sein („Kampf", 
April 1915). 

Als der Krieg immer länger und länger dauerte, als Friedrich 
Adler einsah, daß man nicht schweigen dürfe, da forderte er wieder 
kernen Kampf, sondern nur sozialistisdie Prop^anda: „Man kann 
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weder den Ausbruch des Kri^^ mit Gewalt verhindern, nodi ihm 
durch Gewalt ein Ziel setzen. Trotzdem hat die Sozialdemokratie 
eine wichtige Funktion für die Wiedertierstdlung des Friedens zu 
erfüllen Sie allein wäre in der Lage gewesen, die geistige Dispo- 
sition für eine gemeinsame Auffassung der Völker von den Bedin- 
gungen des Friedens herzustellen." Nichts mdir. Man glaube nicht, 
daß diese Beschränkung durch die Zensnrveitiältnisse verursadit 
wurde. In seinem Bericht über die Lage in Österreich, den Adlo* 
am 1. August dieses Jahres in önem intimen Kreise der Zimmer- 
waldisten in Zürich abstatiete, sprach er dKnfalls mit tiefstem Pes- 
simismus über die Aussichten des proletarisdien Kampfes in Oster. 
reich während des Kri^es, von der rein propagandistisdien Ari>eit 
der Opposition. 

Wenn seine Auffassungen in hohem Maße die vollkommtine Zer- 
trümmerung der österreichischen Sozialdonokratie wiederspiegdteo 
— das Wort der „ArbeiterEeitung" von der „absolutai Ohnmacht" 
der Partei bestätigt es — , so erlaubten sie ihrerseits Adler und 
seinen Freunden nicht, diesen Zustand auch teilweise zu überwinden. 
Nur der Kampf kann Leben sdiaffen. 

In diese Stimmung, die durch ununterbrochenen aber zweddosen 
Hader mit den Instanzen noch bedrückter wurde, fielen irgendweldie 
aktuellen Vorfälle, die wir nicht kennen. Am 26. Oktober, einen Tag 
vor dem Attentat, fordert Adler in einer Vertrauensmännersitzuiig 
in Wien die Veranstaltung von Kundgebungen. Die Massen werden 
I die Partei für das Schweigen verantwortlich machen — ruft er. Die 

t Vertrauensmänner lehnen nach scharfon Kampfe seine Forderung 

j mit Stimmenmehrheit ab. Die bisherige rein propagandistische Ar- 

'A beit der Opposition hat aber keinen separaten Aktionskörper ge- 

:%. schaffen. Friedrich Adler kann nicht schweigen, glaut>t nicht schwei- 

.,1 gen zu dürfen; da die Massen schweigen, entschließt er sidi zu 

.:| seiner Tat. Er begeht sie nicht in einer Exaltation, er b^eht sie mit 

I eiserner Ruhe. De Profundis damavi! 

!|. Die Cheomitzer „Volkstimme" (Nr. 297) erklärt; Friedrich Adler 

;| sei dem Beispiel Karl Liebknechts gefolgt; sie übersieht vollkommen 

i| die grundlegenden Unterschiede, die zwischen dem deutsdien und 

österreichischen Milieu und den Wegen, die die büden Männer be- 
schritten haben, bestehen. Friedrich Adler hatte keine Massen hinter 
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sidi, glaubte nicht an ihre Bewi^^ung während des Krieges, jeden- 
falls glaubte er nicht, daß man sie mit gewöhnlichen Mitteln auf- 
bieten, sammeln könne. Desw^en griff er zur individuellen Gewalt, 
die, wie wir sdien werden, nicht nur in ihren Angriffspunkten, son- 
dern auch in ihren Resultaten der Masseittaktik strikte entgegen- 
gesetzt ist 

Es ist eine tiefe menschliche und sozialistische Tragödie, die sich 
in der Nacht vom 20. auf den 21. Oktober im Herzen Friedrich 
Adlers abspielte. Eine menschliche, weil er zum Revolver gegen 
einen andern Menschen griff; eine sozialistische, weil er einen Men- 
sdien tötete, den für den Krieg verantwortlich zu machen ihm seine 
sozialistische Einsicht nicht erlaubte Er wollte in dem Minister- 
präsidenten StOrgkh nur einen der Vertreter des Systems treffen, das 
in allen Ländern Europas herrscht und den Krieg mit all seinen 
schreckUchen Fojgea verursacht hat Es war die Tragödie eines der 
Idee bis in das Grab ergebenen Mannes, dem die Worte des alten 
griechischen Diditers: „Liebe die Sonne nicht zu sehr und nicht zu 
sehr die Sterne; komm, folge mir ins dunkle Grab hinab" in dem 
Wentn klangen, als es von Leid überfloß. 
Friedrich Adler gehöri zum Geschlecht der Sazonow und Kalajew, 
die die Schwäche, den Unglauben, das Mißtrauen zu den Massen 
und eines Teiles der revolutionären Elemente besaßen. Und wie die 
Tat jener die russische Sozialdemokratie vor die Frage des Verhält- 
nisses der Partei zum politischen Terror stellte, so stellt die Tat 
Adlers die Zimmerwalder Bewegung vor diese Frage. Deim auch in 
anderen Ländern können Situationen entstehen, die ähnUche Taten 
auszulösen imstandewären. Das tiefe menschUche Mitgefühl mit dem 
Genossen Adler, der eüier der unsrigen war, darf uns nicht tiin- 
dem, der Arbeiterschaft die G e f a h r e n vor Augen zu führen, die 
ihrem Kampfe auf dem W^e drohen, den Friedrich Adler beschritt. 
Ja, selbst auf die Gefahr hin, viele unserer Freunde momentan g^en 
uns zu haben, müssen wir den Arbeitermassen sagen, was die Er- 
fahrungen der russischen Revolution, der groBoi proletarischen 
Massenbewegung, über den politischen Terror lehren. 
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GEGEN DEN POLITISCHEN TERROR. 

In allen Epochen, in denen die Volksmassen sich unterdrückt fühl. 
ten, entstanden aus ihren Reihen oder aus den mit ihnen fühloi- 
den Schichten Männer, die gegen die Gewalt von oben selbst zur 
Gewalt griffen. Sie wandten sich gegen private oder offizielle Ver- 
treter des unterdrückenden Systems, sei es, um der Verzweiflung, die 
sich in ihrer Brust angesammelt hatte, Ausdruck zu geben, sei es, 
um Schandtaten zu rächen. Die Geschichte des kämpfenden Bauern- 
tums ist ebenso reich an Beispielen des politischen Terrors, wie die 
des Bürgertums. Die Geschichte der Arbeiterklasse, deren Prole- 
tarisierungsprozeß traurig, deren Aufstieg{irozeß unenneBlich 
schwierig ist, ist reidi an einzelnen Taten, wie ganzen Epochen des 
politischen Terrors aller genannten Schattierungen. In der Qiarti- 
stenbew^ung, wie während des Sozialistengesetzes in Deutschland 
und Österreich praktiziert, fand er in der anarchistischen Bewegung, 
wie in der der russischen Terroristen eine abgeschlossene Theorie. 
Die west- und mitteleuropäische Sozialdemokratie bekämpfte ihn 
zur Zeit der ersten, wie der zweiten Internationale aus prinzipiellen 
wie aus taktischen Gründen. Prinzipiell, indem sie erklärte, daß die 
Befreiung der Ari)eiterklasse nur ihr eigenes Werk sein könne: die 
Arbeiterklasse könne nur allmählich im selbständigen Klassenkampfe 
die Einsicht und Kraft erwerben, die ihr zur Eroberung der poli- 
tischen Macht und zur Umwandlung der kapitalistischen Gesell- 
schaft in die sozialistische notwendig seien. Es sei unmöglich, durch 
Gewalttaten der Einzelnen die politische Gewalt zu erobern. Und diese 
Gewalttaten seien, selbst wenn ihr Anlaß noch so empörend ist, geeig- 
net, unaufgeklärte Arbeitersdiichten abzustoßen, sie verzögern also 

— das war der taktische Grund der Ablehnung des politischen Terrors 

— den Zusammenschluß der Artieiter zu einer schlagfertigen Klasse. 
Gleichzeitig aber mit dieser Ablehnung des politischen Terrors, der 
Gewaltakte von Einzelpersonen, für die Länder des entwickelten Ka- 
pitalismus, erkannten ihn Marx und Engels in Rußland an, als die 
Narodnaja Wola (die terroristische Partei des „Volkswillen") ihn in 
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Rußland zu praktizieren begann. Sie erkannten damals den poli- 
tisdien Terror für Rußland an, nicht deswegen, weil Rußland keinen 
Parlamentarismus, keine Preß- und Versammlun^freiheit besaß — 
auch für West- und Mitteleuropa war es in jener Zeit um diese 
Volksfreiheiten sehr schlecht bestellt — sondern weil Rußland da- 
mals noch keinen entwickelten Kapitalismus und keine Arbeiterklasse 
hatte. Die Versuche, die Bauern gegen den Zarismus zu mobili- 
sieren, schlug fehl : die zersplitterte, kulturell außerordentlich niedrig 
stdiende Bauemmasse zeigte sich unfähig zum Kampfe. Die einzige 
Kraft, die sich gegen den Zarismus auflehnte, war die Intelligenz. 
Zu wenig zahlreich, um durch MassenangriHe die Bastille des 
Zarismus zu erobern, suchte sie ihn durch Attentate auf seine höch- 
sten Vertreter zu desorganisieren, zu überrumpeln. Ihr opferreicher 
Kampf schien Aussichten auf Erfolg zu eröHnen, und so zauderten 
unsere Altmeister nicht, ihn anzuerkennen, ihm ihre Sympathien zu 
sdienken. Der terroristische Kampf der russischen Intelligenz, er- 
schütterte zwar momentan den Zarismus, aber schließlich gelang es 
diesem, der mutigsten Kämpfer habhaft zu werden, sie an den Gal- 
gen, in die Kasematten und nach Sibirien zu bringen. Nach einer 
Zdt der Friedhofsruhe in Rußland begann sich mit der fortschreiten. 
den Entwicklung des Kapitalismus die Arbeiterklasse zu re^en. 
Ihre Bew^ungen lösten ein Echo auch in der Intelligenz aus, der 
aber der allmähliche Prozeß des Erwachens der Arbeiterklasse zu 
langsam ging: sie wollte den Kampf der Arbeiterklasse durch At- 
tentate unterstützen und beschleunigen. Sie wollte den Zarismus 
durch Bombenwürfe und Revolverscbüsse mürbe machen; sie hoHte, 
daß die krachenden Bomben immer weitere Schichten des Volkes aus 
dem Schlafe wecken würdm. Der Kampf der terroristischen sozia- 
listisdien Intelligenz Rußlands erweckte heiße Sympathien in der 
europäischen Sozialdemokratie, die seine „Zulässigkeit" mit dem 
Fehlen der gesetzlichen Kampfesmittel erklärte. Die russische Sozial- 
demokratie aber nahm in entschiedenster Weise Stellung gegen die 
Propaganda des politischen Terrors, indem sie in ihm ein politisches 
Kampfmittel sah, das mehr imstande ist, die revolutionäre Arbeiter- 
klasse, als die zarische Regierung zu entnerven und zu desorganisieren. 
Die Masse als solche — eriüärte die russische Sozialdemokratie ~- 
kann keine Attentate ausüben. Selbst wenn der Terrorist den Mas- 
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sen durch seine Tat nur ein Signal geben wollte, erweckt er in ihnen 
die Hoffnung auf die Wundertat der Befreiung von oben. Und falls 
sich in der Masse schon aufgewecicte Elemente befinden, die sidi mit 
der Rolle der zu Befrdenden nicht b^^ügen, die selbst miticämpfai 
wollen, so lockt sie das terroristische Beispiel auf den terroristisdien 
W^. Sie schauen von oben auf die „träge Masse", die sich so lang- 
sam in Bewegung setzt, auch ihnen ist der W^ der Massenorgani- 
sation zu lang, auch sie wollen der Masse durch ihre Opfertat den 
Weg bahnen, ihn kürzen. Der Terror hdrt auf, das Werk spontan 
handelnder Einzelpersonen zu sein, er wird zur Sache besonderer 
Organisationen, die dem Klassenkampf die bestoi, opferfreudigsten 
Elemente entziehen und so die Arbeitennasse entnervoi. 
Dieser Standpunkt der russischen radikalen Sozialdemokraten, die 
der Gewalt der einzelnen Persönlichkeit nicht die LegaUtät, sondern 
den revolutionären Massenkampf entgegenstellten, fand in vielen 
Kreisen der europäischen Sozialdemokratie keine Aneikennung. Be- 
sonders die Opportunisten, die für Westeuropa die Legalität um 
jeden Preis proklamierten, hatten große Sympathien für die Bomben 
in — Rußland, und schalten die russisdie Sozialdemokratie „dok- 
trinär". In Deutschland waren es eboi die Herren Stampfer, in 
Osterreich die Austerlitz und Leuthner, die es für wahnsinnig hid- 
ten, wenn man in Rußland nicht für den Terror war. 
At)er die russische Sozialdemokratie ließ sich nicht beirren. Zwar 
fiel es ihr nicht entfernt ein, zusammen mit den Sdiakalen der Kon- 
terrevolution die Terroristen zu beschimpfen, die zwar inten, aber 
in gutem Glauben ihr Leben opferten. Mer sie bekämpfte den poli- 
tischen Terror in rücksichtsloser Weise als ein Schlotes Kampf- 
mittel. Und die große Prot>e aufs Exempel, die russisdie Revolution, 
zeigte, wie recht die Sozialdemokratie hatte. 
Die Periode der Attentate, die wichtig war als politisches Symp- 
tom, war gldchzeitig das Resultat des Unglaubois an die Masseo- 
bew^rung des Proletariats. Sie war nicht imstande, diese Bewegung ■ 
zu beschleunigen, obwohl z. B. das Attentat auf Plewe im Jahre 
1904 dn großes Aufsehen erregte. Die Erschütterungen des Rus- 
sisch-Japanischen Krieges, die Not, die er erzeig, die unermüd- 
liche, obwohl momentan kdne sichtbaren Erfolge zdtigende geheime 
revolutionäre Agitation der Sozialdemokratie, die Unterstützung, die 
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Sie jeder Äußerung des Klassenkampfes verlidi : das alles erzeuge 
in Rußland die Stimmung, die nach den großen Massakres vom 
22. Januar 1905 die Stunde der Massenrevolution schlagen ließ. 
Und wenn audi diese nicht auf den ersten Hieb siegte, wenn sie dank 
der Unterstützung des Zarismus durch das russische und das inter- 
nationale Kapital, dank den bäuerlichen Bajonetten niedergeworfen 
wurde, so verdankt die russische Arbeiterbew^ung alle die kolossa- 
len Fortschritte, die sie in den letzten 1 Jahren gemacht hat, der 
Massenbew^img der Revolutionsjahre allein. In der Zeit, als die 
Kräfte der Revolution zu versiegen begannen, suchten die Terroristen 
sie durdi Attentate wie durch Morphiumeinspritzungen zu beleben. 
Aber selbst Produkt des Niedergangs der Revolution, waren sie nicht 
imstande, ihr neue Kräfte einzuflößoi : sie desorganisierten sie nur, in- 
danibreOrganisattonen der politischen Provokation zumOpfer fielen. 
Wie selbst bürgerlidie Politiker, wie Lord Courtney, oder oppor- 
tunistische, wie Sidney Webb einsehen, geht die internationale Ar- 
beiterbewegung großen Erschüttenmgoi entgegen. Und der Reife- 
grad der sozialoi Entwicklung, in- dem sich West- und Mitteleuropa 
befindet, er wird der neuen Volksbewegung erlauben, sich höhere 
Aufgaben zu stellen, als es jemals früher der Fall war: ausgehend 
von dem Kampfe um den Frieden, gegen die Teuerung, g^en die 
neuen Steuern, gegen die politische Entrechtung, wird der Kampf 
der Volksmassen sich zum Kampf utn den Sozialismus aus^achsen. 
Wir befinden uns erst in den allerersten Anfängen dieses Kampfes. 
Wir erinnern das Proletariat an die Worte von Zimmerwald und 
Kiental, die sie zur rücksichtlosen Einsetzung ihrer gemeinsamen 
Kräfte als Masse, als Klasse, aufgerufen haben. Es war unserem 
Genossen Friedrich Adler nicht vergönnt, obwohl er diesem Ziele 
dienen wollte, im Sinne des modernen Kampfes der Arbeiterklasse 
durch seine Tat zu wirken. Wir wollen ihm folgen in der heißm 
Liebe zur Sache, aber nicht auf dem Wc^e, der nicht zum Ziele führt. 
Die Sozialpatrioten bekämpfen den politischen Terror. Aber die 
Tendenzen zu ihm können nur die revolutionären Internationalisten 
ausrotten, indem sie durch ihren Kampf gegen den Imperialismus 
den Massen das Vertrauen zu den eigenen Kräften, zu der Zukunft 
des Sozialismus wiedergeben. Sie werden den politischen Terror be- 
kämpfen, im Namen der historischen Aufgaben des Proletariats. 
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„Verkleidung 
Gilt auf dem Markte der Ocschicble nicht. 
Wo im OewUhl die Vfilker dicb nur an 
Der Rüstung und dem Abzeichen erkennen. 
Drum hfille stets vom Scheitel bis zur Sohle 
Dieb kUhn in deines eigenen Banners Farbe! 
Dann probst du aus im ungebeureo Streit 
Die ganze Triebkraft deines wahren Bodens 
Und stehst und fällst mit deinem ganzen KSnncn." 
Lassalle: Siddngen. 
1. 

Die deutsche Sozialdemokratie ist gespalten. Alle Bemühungen 
der Zentrumsleute, so zu tun, als ob diese historische Tat- 
sache von größter Bedeutung nicht vollzogen wäre, sind nur ein 
neues Beispiel dafür, daß diese Leute noch immer nicht verstanden 
haben, daß es den Hals kostet, in großen Dingen schlau sem zu wol- 
len. Die Sozialpatrioten kümmern sich nicht um die lächerlichen 
Bemühut^en des Zentrums, „auf dem Boden der Partei" zu ver- 
bleit>en : sie gründen in Berlin offen ihre e^ene Organisation, treffen 
in allen Städten, wo sie die Mehrheit besitzen, Vorbereitungen zum 
Hinauswerfen der Opposition. Und die Zentrumsleutc sehm das 
Aussichtslose ihres Versteckspiels und ergreifen im stillen Oegen- 
maßregeln. Sie haben eine Leitung ihrer Organisatio- 
nen in der Arbeitsgemeinschaft, sie hielten eine neue Konfe- 
renz ab, in der „Leipziger Volkszeitung" haben sie ihr Z e n t r a 1- 
r g a n. Kurz und gut : sie hat>en eine Partei gebildet, die sich von 
den anderen nur dadurch untersdieidet, daß sie selbst ihre Existtm 
verleugnet, um als Verein verfolgter Unschuldsknaben das Leben 
leichter fristen zu können. Dieser äußerlich amorphe Zustand ent. 
hebt sie der Pflicht, offen das Banner ihrer Partei zu entfalten, er- 
laubt ihnen, vom Zwielicht zu profitieren. Für die Linksradi- 
kalen birgt dieser Zustand die Gefahr der Ver- 
wirrung der eigenen Reihen, weswegen es ihre Pflicht 
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ist, offen und klar zu sagen, was wirklich ist und die p r a k - 
tischen Schlußfolgerungen daraus zu ziehen. 
„Es gibt in Deutschland keine einheitliche sozialistische Partei 
mehr, sondern es gibt drei sozialistische Parteien, nämlidi: 1 . die 
sozialdemokratisdie Partei Deutschlands, 2. die Partei der sozial- 
demokratischen Arbeitsgemeinschaft, 3. die Partei der Spartacus- 
gruppe", schrieb am 22. Januar Friedrich Stampfer, der Oeneral- 
stabschef Scheidemanns, in seiner Korrespondenz. Mag diese Fest- 
stellung seiner Spekulation auf die Teilung der „Opposition" ent- 
stammen, sie entspricht immerhin der Wirklichkeit. Jawohl, die 
ehemals einige Sozialdemokratie Deutschlands ist in drei, nicht in 
zwei Teile gespalten: 1. das Lager des 4. August (Sozialpatrioten 
und Sozialimperialisten), 2. das Zentrum, dessen parlamentarische 
Vertretung die Arbeitsgemeinschaft bildet, 3. die Linksradikalen, 
welche RichtungallerevolutionärenintemationalenSozialdemokraten 
umfaßt, die sich teils in den Gruppen der „Internationale" (Sparta- 
cus),der Internationalen Sozialisten Deutschlands (I. S. D.), der „Ar- 
beiterpolitik" zusammengefunden haben, teils unorganisiert wirken. 
Diese Dreiteilung ist nicht künstlich, sie ist historisdt, oft entgegen 
dem Willen der Beteiligten, entstanden und hat tiefe programma- 
tische und taktische Ursachen zur Grundlage. Daß das Lager des 
4. August ein selbständiges politisches Gebilde ist, braucht man 
nicht erst lang und breit auseinanderzusetzen. Es hat im Kriege 
den Klassenkampf aufgegeben, den Burgfrieden mit der Bourgeoisie 
geschlossen. An die Stelle des Kampfes um Aca Sozialismus hat es 
den Kampf um die Erhaltung des kapitalistischen Staates (Sozial- 
patrioten) und seiner Entwicklung ziun imperialistischen Weltstaat 
(Sozialimperialisten) gesetzt. 

Das Lager des 4. August behält zwar zwecks Irreführung der Ar- 
beitermassen den Namen der Sozialdemokratie bei, hat aber ihr 
Wesen vollkommen aufgegeben. Somit hat die Spaltung mit ihm 
in den Augen eines jeden ernst denkenden Politikers vollkommene 
Berechtigung und die Männer des 4. August erkennen sie auch an, 
indem sie sie vollziehen. Bestehen aber auch zwischen dem Zentrum 
der Partei und den Linksradikalen solche Unterschiede, die die 
Trennung notwendig machen: handelt es stdi hier nicht bloß um 
Unterschiede im Tonpo, Temperamentsdifferenz usw.? 
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Das kann am besten beantwortet werden, wenn man die OesdUcfate 
der Trennung der Linksradikalen vom Zentrum zu Rate zieht Sie 
begann im Jahre 1910, also bereits vor dem Kri^e. Die Erfahrun- 
gen der imperialistischen Epodie haben gezeigt, daß in ihr die Ar- 
beiterklasse zu Massenaktionen übergehen muß, wenn sie auf wirt- 
schaftlichem wie politisdiem Gebiete vorwärts gelangen wll. Die 
Waffe der Wahlen, des Parlamentarismus, der Gewerkschaften 
wurde nicht überflüssig, aber sie stumpfte zusdiends ab, wenn die 
Arbeitermasse nicht selbst m Bewegung trat und ihre Rolle als Pro- 
duktionsfaktor nicht ausnützte. Gegen die Propaganda für die neue 
Taktik zwecks Eroberung des preußischen Ws^lrechts, wie der Ab- 
wehr der Kriegsgefahr wandte sich die Mehrheit der früheren Ra- 
dikaten unter Kautskys, Ledebours und Haases Führung. Sie er- 
klärten diesen Weg als verfrüht und gefährlich. Da sie aber selbst 
■ einen Weg zeigen mußten, so weckten sie in der Arbeiterklasse Hoff- 
nungen auf änen neuen Liberalismus, der der Arbeiteridasse im 
Parlament Zugeständnisse machen werde: sie stimmten der Dämp- 
fung des Wahlkampfes 1911 zu, was bereits em teilweiser Burg. 
friede war. Und dies«- neue Liberalismus sollte die Kri^sgefahr 
eindämmen durch Verständigung der kapitalistischen R^erungen, 
die die Rüstungen einschränken und alle Gegensätze schiedsgericht- 
lich schlichten sollten. Indem die früheren Radikalen, die von 1911 
an Zentrum genannt wurden, an Stelle des verschärften Klassen- 
kampfes, der Massenaktionen, das Zusammengehen mit den Libe- 
ralen, an Stelle des Hinarbeltens auf die soziale Umwälzung die 
Verständigung der kapitalistischen Regierungen zwecks Oberwin- 
düng des Imperialismus gesetzt haben, haben sie sich praktisch mit 
den Revisionisten zusammengefunden. Dies drückten sie aus in der 
Behauptung, der Revisionismus sei eigentlich tot Kautsky in seiner 
Broschüre über die taktischen Differenzen in der Sozialdemokratie, 
Hilferding in seinen Artikeln in der „Neuen Zeit" suchten den Tod 
des Revisionisums in demselben Moment zu beweisen, wo er prak- 
tisch in der Fraktion, dem Parieivorstand wie der ganzen Täti^reit 
der Partei die Oberhand gewann. Somit war das Zentrum einer der 
Väter des 4. August. Es hat die Keime der Aktionen, die, wenn sie 
auch den Krieg nicht hätten verhüten können, doch gewiß einen ge- 
schlossenen, kampffähigen linken Flügel geschaffen hätten, der den 
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voUIoHmnenen Zusammenbruch der Internationale verhütet hätte, 
niedertr^en helfen; es hat die Masse durch die Hoffnung auf die 
liberale Bourgeoisie, auf ihre friedlichen Tendenzen, auf die Un- 
sdiädlichkeit des Revisionismus eingelullt und verwirrt. So hat das 
Zentrum — wenn auch ungewollt — die Auslieferung des Prole- 
tariats an die Bourgeoisie vorbereitet 

Im Kriege ging die Mehrheit der Zentrumsleute ins Lager des 
4. August über. Die Minderheit, die sich dazu nicht entschließen 
konnte, konnte sich auch zum Bruch mit den Sozialpatrioten nicht 
entschließen. Während die Unksradikalen seit den ersten Kriegs- 
tagen den Kampf g^en doi zum Sozialpatriotismus umgeformten 
Revisionismus und seine Politik des Verrats begonnen haben, — in 
den Organisationen wie im Parlament — haben die Zentrumsleute 
um Vertrauen für die Scheidemänner, Eberis und L^ens gebettelt, 
jeden scharfen Kampf gegen sie als Desorganisation der Partei 
denunziert. Sie haben die Hoffnungen auf die Umkehr der „irrenden 
Brüder" in derr Arbeitern gewedrt. Irgendwelche größere Aktionen 
hielten sie für ein Hirngespinst. Und da sie doch irgend einen Aus. 
w^ aus dem Kriege suchen mußten, so weckten sie wieder Hoffnun- 
gen auf die Boui^eoisie, die sich schließlich verständigen werde, 
warn sie einsieht, daß der Krieg ein schlechtes Geschäft ist und die 
Sozialdemokratie ihr das durdi parlamentarische Reden und die 
Bearbeitung der „öffentlichen Meinung" zu Gemüte führen werde. 
An diesen Auffassungen hält das Zentrum der Pariei mit voller 
Zähigkeit fest Von den Sozialpatrioten aus der Partei hinausbe- 
fördert, schreit es immerfort: Einheit, Einheit! Kampf um das Par- 
teirecht, d. h. das Recht, mit den Sozialpatrioten, den Verrätern am 
Sozialismus, zusammen zu bleiben. Noch jetzt weckt es (siehe die 
Artikel der „Bergiscben Arbeiterstimme") die Hoffnung, daß die 
Sozialpatrioten nach dem Kriege wieder gute Sozialdemokraten wer. 
den. Schon nach dem vollkommenen Abbruch aller Aussichten auf 
Verständigung der kapitalistischen Staaten, arbeitet es einzig an den 
besten Plänen, wie der Krieg mit einer dauernden Verständigung 
— nicht Oberwindung — des Kapitalismus beendet werden kann 
(siehe den Artikel Ledebours: Drei Ergänzungen zum Friedens- 
Dianifest vom 7. Januar, „Leipziger Voikszeitung" vom 30.7.). Was 
bedeutet das alles? Zwischen den Linksradikalen und den Zentrums- 
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leuten bestehen Gegensätze 1. im Programm: Während die 
Linksradikalen die nicht nur einzig logisch mögliche, sondern histo- 
risch aktuelle Lösung der imperialistischen Gegensätze im Sozialis- 
mus sehen, stellen die Zentrumsleute als historisches Ziel des Prole- 
tariats in der kommenden Periode der Weltgeschichte die Reform 
des Kapitalismus, seine Umwandlung aus einem imperialistischen 
in einen friedlichen bin. Die Linksradikalen sind Sozialrevolutio- 
näre, die Zentrumsleute sind Sozialpazifisten. Dieser grundlegende 
programmatische Gegensatz zeitigt einen unüberbrückbaren tak- 
tischen Gegensatz: d. h. andere Ziele bedingen andere Wege, eine 
andere Kampfesweise. Da die Linksradikalen auf Grund ihrer An- 
sicht von der Reife der wirtschaftlichen Entwicklung, von der Ver- 
schärfung der sozialen Gegensätze die kommende Epoche als die 
der Massenkämpfe um den Sozialismus betrachten, muB ihre ganze 
Taktik auf die Verschärfung, Vertiefung imd Ausbreitung jedes 
Teilkampfes der Arbeiterklasse zum allgemeinen Kampfe gerichtet 
sein. Sie verlegen Ihre Kaupttätigkeit auf die Propaganda, Agi- 
tation und Organisation soldier Kämpfe, während der Parlamoi- 
tarismus für sie nur insoweit eine Bedeutung hat, als er diese Ziele 
fördert. Für die Zentrumsleute ist der parlamentarische Kampf im- 
mer noch der wichtigste, wobei sie ihn vielmehr als Mittel der Be^ 
einflussung der Regierenden als der Massen handhaben. Während 
sie immer der Regierung die Rezepte für die beste Politik geben, 
sagen sie niem£ils den Massen, was diese zu tun haben, appellieren 
sie nicht an das Volk. Sie sind die Kämpfer für kleine Refonnen 
(selbst die Sdiutzhaft reformieren sie) nicht für die grundsätzliche 
Umwälzung. Weil sie an diese nicht glauben, sie nicht erstreben, 
sehen sie aus den Schrecknissen der imperialistischen Epoche keine 
andere Rettung als durch den Sprung ins Reich der pazifistischen 
Utopie. Bis dieses Reich aber verwirklidit ist, wagen sie nicht offen 
die Pflicht der Verteidigung des Bestehenden abzuldinen, sondern 
verbreiten einen Nebel um alle wichtigsten Fragen. Wie ihr Programm, 
so hat auch ihre Taktik nichts gemeinsam mit der der Linksradikalen. 
Eine Partei ist eine politische Kampfgenossenschaft. Sie läßt 
in ihren Reihen nur insofern Meinungsdifferenzen zu, als sie den 
Kampf für gleiche Ziele mit gleichen Mitteln nicht stören. Von einem 
solchen gemeinsamen Kampf kann zwischen uns und den Zentrums- 
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leuten keine Rede sein. Das hat am besten die Konferenz des 7. Ja- 
nuar gezeigt. ENe Linksradikalen konnten weder dem Kri^splan 
der Zentnunsleute g^en die Sozialpatrioten zustimmen, nodi ibren 
Friedensaufruf, d. h. ihrem Plan des Kampfes gegen den Imperialis- 
mus. Würdoi sie in der Friedensfrage einen eigenen Aufruf ausge- 
arbeitet haben, so wfirde es jedem klar sein, daß ihr Zid wie ihr 
W^ dem zentrümlichen entg^engesetzt ist. Wenn dem so ist, so 
ist der Gedanke an eine gemeinsame Parteibildung 
mit den Zentrumsleuten eine schädliche Utopie. 
Die Linksradikalen müssen, ob die Verhältnisse 
für sie günstig sind oder nicht, an die Bildung 
einer eigenen Partei gehen, wenn sie ihre histo- 
rische Aufgabe erfüllen wollen. 
Dies hält ein Teil der Linksradikalen für verfrüht Mit seinen Ar- 
gumenten wollen wir uns auseinandersetzen, was von selbst zur Be. 
sprechung der praktischen Schritte führen wird, die die Linksradi. 
kalen demnädist untemdmien müssen. 

2. 

Manche Mitglieder der entschiedenen Linken erklären: „Die Ar- 
beitsgemeinschaft hat sich seit dem ersten Nein gegen die Kriegs- 
kredite und seiner recht opportunistischen Begründung entschieden 
weiter nach links entwickelt. Der überwältigende Anschauimgsunter- 
ricbt der Tatsachen und die Kritik der äußersten Linken haben ihre 
vorwärtstreibende Wirkung nicht verfehlt. Aber die Fraktion hat 
sich noch nicht allen vom Kri^e aufgeworfenen Erscheinungen und 
Fragen gegenüber stets mif der nötigen Schärfe und Festigkeit auf 
den Boden des internationalen Sozialismus gestellt, noch ist ihr 
grundsätzliches Bekenntnis hier und da unklar und kompromis- 
selnd, ihr taktisches Verhalten schüchtern und zaghaft, es welkt unter 
dem Reif des Parlamaitarismus." (Gleichheit vom 7. Januar 1917.) 
„CewiB", fährt das Blatt weiter fort, „noch ist es zu keinem dauern- 
den Schutz- und Trutzbündnis zwisdien den verschiedenen Grup- 
pen der Opposition gekommen. Der Selbsttiesinnungsprozeß 
im U^cer der Sozialdemokratie kann nicht das Werk eines 
Tages sein. Es bedarf der Zeit, in der gesichtet, gewogen, gelernt 
werden muß, der Zeit, um alte Irrtümer gegen neue Erkenntnisse 
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Die Konferenz hat bdeuchtet, daß der Selbstbesin. 
ransdimtet EHe Rechte der Opposition beginnt die 

eigenoi Voi^dien, ihrem eigenen Mute za vcrlieiaL 
sich nicht mehr, sie klagt an, sie weicht nidit mehr 
äi zum Kampfe. CWener, unveridausulierter als Ijis- 
^esprochen, was ist Sie ist innerlich und äußerlich 
n Linlcen geicommen und auch ohne Beschlüsse wird 
m Willen von hüben und drübKi ohne Hinopfening 

Oberzeugung ein nötiges Zusammenwirlcoi von 
I möglich sein." 

allen gleich verdirte Genossin Zetldn. Wir würden 
n es so wäre. Leider ist es nicht so und die nächsten 
enossin Zetlün muBten sich auf der Konferenz der 
in überzeugen. Dem Kampfe gegen die Sozialpatrio- 
entrum auf der Konferenz aus. Wenn es die Bd- 
mte, so nicht, weil es, wie es bd der Genossin Zetldn 
ihr kein geeignetes Kampfmittel, sondern weil es in 
rfes Kampfmittd sah.da es den Bruch mit dm So- 
rmeiden wollte. Dem Imperialismus sagte es in dem 
'riedensmanifest einen solchen „Kampf" an, daB es 
jer entschiedenen Linken eine Gewissenspflicht war 
lossin Zetkin schreibt — dieser Kundgebung ihre 
i^en. Also: weder organisatorisch noch politisch 
:hiedene Linke mit dem Zentrum gehen, 
irfung des g^enwärtigen Verhältnisses der beiden 
-t sich selbst in dem Artikel der Genossin Zetkin. 
ssin Dunker auf der Reishskonferenz ein „getrennt 
l>er vereint schlagen" proklamierte, tritt Genossin 
ein Zusammenwirken von Fall zu Fall ein, w(^^;en 

entschiedenen Opposition ist, wenn es sich „ohne 
rundsätzlidier Oberzeugung* erzielen läßt. Die 
an der Wandlung des Zentrums als Ganzes in der 
itschiedenen Linken halten wir für eine völl^e lllu- 
er des Zentrums, die Kautsky, Bernstein, Ledebour, 
1 seit Jahren eine bestimmte Politik, die der reinen 
len Opposition, des Kampfes um die Reform des Im- 
e sind keine Kinder, keine Jünglinge und keine un- 
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aufgddärtoi Arbeiter, die durch unsere Kritik eines Besseren be- 
Idirt werden könnten. Aber wenn die Ereignisse sie eines Besseren 
belebroi werden? Die Ereignisse sind niemals dndeutig, und bevor 
wir nicht in der grundsätzlichen Umwälzung stecken, werden sie 
die Führer des Zentrums nach ihrer Auffassung deutoa, die ein 
Resultat der ganzen vorhergehenden Epoche der friedlichen Arbei- 
terbewegung ist. 

Ja, aber damit ist zugestanden, daß die von ihnen geführten Arbei- 
termassen unseren wie der Ereignisse Lehren zugänglich sind — er- 
klärt ein anderer Teil unserer Freunde, der zwar nicht auf die Um- 
kdir aller Zentrumsführer, aber dafür der Zentrumsmasse rechnet. 
Darin liegt allerdings ein Teil Wahrheit Aber auch nur e i n T e i 1. 
Wie hinter den Scheidemännem auch Arbeiterkreise stehen, die den 
Sozialismus für eine Taube auf dem Dache halten, der ein Sperling 
der bürgerlichen Zugeständnisse vorzuziehen ist, so ist auch ein 
Ten der Zenirumsarbeiter jedem scharfen Kampfe abgeneigt. Die 
Ideologie der Kautsky und Ledebour hängt auch nicht in der Luft; 
sie basiert auf ^ler Stimmung von Arbeiterkreisen, die zwar den 
Ideen des Sozialismus Treue bewahren wollen, die aber den wirk* 
liehen Kampf scheuen, an ihn als eine nahe Möglichkeit glauben. 
Auf diese lö'eise werden wir bis auf weiteres keinen Einfluß haben. 
Aber es unterliegt keinem Zweifel, daß dag^en ein anderer Teil der 
Arbeiterschaft hinter den Ledebours und Haases steht, nur weil er in 
ihnen die Führer im Kampfe sieht. Auf diese Massen dürfen und 
wollen wir nicht verzichten. 

Es entsteht nur die Frage: Wie können wir sie erobern? Kann es 
geschehen, indem wir mit dem Zentrum gehen? Indem wir uns als 
Minorität den Beschlüssen seiner Konferenzen unterwerfen? Wür- 
den wir mit dem Zentrum eine Partei bilden, so könnte es nur unter 
dieser Voraussetzung geschehen. Die Spaltung der Rdchstagsfrak- 
tion ist ein unwiderleglicher Beweis bierfür. 
Solange sich die oppositionelle Minderheit den Beschlüssen der 
Mehiteit, gegen die sie in den Fraktionssitzungen sicher mit Ent- 
sdiiedenheit gekämpft hatte, in der Offentlidikeit unterwarf, war es 
möglidi, daß beide Richtungen organisatorisdi zusammenblieben. 
Als aber schon Liebknecht sdnen eigenen W^ in der öffentlidikeit 
ging, mußte er sich auch organisatorisdi von der Fraktion trennen. 
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und dem selbständigen Vorgdien der Aditzdm vom 21. Dezember 
1915 folgte mit Notwendigkeit die Konstituierung der Ai1)eitsge- 
meinscbaft. Zwei durcb gnindsätzliche Differenzen geschiedoie 
Richtungen Icönnen nur solange in derselben Partei verbläben, als 
die eine von beiden auf ihr selbständiges Auftreten in der (^ent- 
lidikeit verzichtet. Wollen wir also mit dem Zoitrum organisa- 
torisch zusammenbleiben, so kann es nur geschehen, indem entweder 
wir oder das Zentrum auf die selbständige Aldion verziditaL DaB 
wir um den Preis der grundsätzlichen und taktischen Selbständig- 
keit, des Verzichtes auf das eigene politische Leben, die organi- 
satorisdie Verbindung mit dem Zentrum eingehen sollen, ist ganz 
gewiß auch nicht die Meinung der Genossin Zetkin ; sie will dodi 
nur ein Zusammenwirken von Fall zu Fall ohne Gesinnungsopfer. 
Wenn aber die Zentrumsleute eine Partei bilden — und sie tun es, <d> 
sie es sagen oder nicht — so können wir nur mit ihnen von Fall zu 
Fall zusammenwirken, wenn wir eine andere, eine linksradi- 
kale Partei bilden. Es sei denn, daß es Unksradikale gätea 
würde, die es als höchste Taktik ansehen würden, wenn den organi. 
sierten Zentrumsleuten verstreute Linksradikale nadiliefen. Davon 
kann keine Rede sein; nur ein organisierter klarer Kern kann auf 
die radikalen Zentrumsarbeiter Einfluß ausüben. Bis jetzt, solange 
wir auf dem Boden der alten Partei wirkten, konnte man mit der losen 
Verbindung einzelner Linksradikaler auskommen. Jetzt, wo nach der 
Spaltung in vielen Orteh überhaupt keine öffentlichen Organisa- 
tionen zu bilden sein werden, kann nur eine linksradikale Partei 
mit klarem Programm und eigenen Organen die zerstreuten Kräfte 
sammeln, zusammenhalten und vergrößern. Unsere Einwirkung auf 
die eigenen Kräfte, auf die Zentrumsarbeiter, wie die überhaupt ab- 
seits der Partei stehende, aber in Oärui^ b^ffene Masse, kann 
doch nicht in bloßer Kritik der Sozialpatrioten bestdien: wir müssen 
durch Aktion, durch Einmischung in alle Fragen des öffentlidien 
Lebens auf denGang der Ereignisse wirken. Das alles kann ohnegroße 
Vergeudung der Kräfte nur durdi die Organisation der Linksradikalen 
in eine eigene Partei geschehen. Wir können mit dieser Organisation 
nicht warten, bis wir die Mehrheit der oppositionellen Arbeiter 
hinter uns haben, da wir diese Mehrheit nur erobern können, wenn 
alle linksradikalen Gruppen sich sammeln zur einheitlichen Politik. 
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Die Bildung einer eigeaen linksradikalen Partei unter Ausschluß des 
Parteizentrums ist ganz besonders im Hinblick auf die taktische 
Grundlage des Kampfes der Linksradikalen geboten. Das organi- 
satorische Zusammengehen mit dem Parteizentrum würde nichts 
anderes bedeuten als die Fortsetzung der inneren Kämpfe, wie sie 
die Partei in ihrer letzten Epoche durchwühlt haben; denn dieselboi 
tie^;ehenden Gegensätze, die ehedem in der Partei bestanden, wür- 
den in die neue Partei der Gesamtopposition übemonmien werden. 
Es hieße von vornherein die Partei durch mnere Kämpfe in ihrer 
Aktionsfähigkeit nach außen schwächen, wollte man das Zentrum 
mit übernehmen. Es gilt aber, eine Partei zu schaffen, deren innere 
Gegensätze auf das denkbar geringste Maß zurüdcgedrängt sind, 
um so die Stoßkraft der Partei nach außen möglichst groß zu 
machen. Man erinnere sich der mit äußerster prinzipieller Schärfe 
geführten Auseinandersetzungen über die Frage des Massenstreiks, 
wie sie vor dem Kriege zwischen Kautsky und Pannekoek stattfan- 
den; man erinnere sich des leidenschaftlichen Kampfes der Links- 
radikalen gegen die Dämpfungs- und Cunctatorfaktik; man erinnere 
sich des Gegensatzes in der Frage des Imperialismus, wie er in 
Chemnitz hervortrat Und in all diesen Fragen hat das Zentrum 
bis beute noch nicht im mindesten umgdemt. Und wenn in der 
neuesten Erklärung der Arbeitsgemeinschaft zur Ablehnung der 
Kriegskredite die Formel der Abrüstung und der Schiedsgerichte 
unterdrückt wurde, so ist das dasselbe Verfahren, als wenn nach der 
Kritik der Geyerschen Erklärung vom 21. Dezember 1915 die halt- 
lose Formel von der Sicherung der Grenzen und später sogar jeder 
Hinweis auf die Frage der Landesverteidigung in den Erklärungen 
der Arbeitsgemeinschaft verschwand, ohne daß etwas Positives im 
Sinne des Linksradikalismus an die Stelle gesetzt wurde. Man 
nähert sich dem Linksradikalismus nicht dadurch, daß man dm 
wichtigsten politischen Fragen gegenüber Straußenpolitik treibt. Man 
bat in jeder Situation unumwunden seine Meinung zu all diesen 
Fragen zu sagen. Und ganz besonders hat>en das die sozialistischen 
Parlamentarier zu tun, wenn anders sie b^;riffen haben, in weldier 
Weise sie die Parlamentstribüne im Sinne des Linksradikalismus 
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auszunutzen haben. Indem die Arbdtsgemdnschaft darauf bewußt 
verzichtet, beweist sie stets aufs neue, daß zwischen ihr und uns 
kein gemeinsames Wirken Zustandekommen kann. 
Nun unterliegt keinem Zweifel, daß der Klärungsprozeß zwischen 
dem Parteizentrum und den Linksradikalen in den Organisationen 
vorderhand noch nicht soweit vorgesdiritten ist, daß den Arbeitern 
die sachlichen Gegensätze, die zwischen diesen Richtungen bestehen, 
hinreichend zum Bewußtsein gekommen wären. In den Aiteitem 
lebt vielfach noch ein stailces Zusammengehfirigkeitsgefühl mit allen 
Elementen der Opposition, das ihnen das Verständnis für die Not- 
wendigkeit auch der organisatorischen Spaltung mit dem Zentrum 
außerordentlich erschwert Und ganz besonders handelt es sidi da- 
bei um die älteren Arbeiter, die noch in der Tradition des ausschließ, 
liehen Kampfes gegen den Revisionismus befangm sind, während 
den jüngeren Arbeitern bereits die Elemente des neuen historischen 
Gegensatzes zum Parteizeotrum zum Bewußtsein gdcommen sind; 
wie denn überhaupt das fiauptrekrutierungsfeld des Parteizentnmis 
unter den älteren, in der ausschließlichen, intensiven organisatori- 
schen Kleinarbeit ergrauten Arbeitern zu sudien ist Diese Aiiidter 
sind es auch, die, erfüllt von dem rein organisatorisdien Gedanken, 
vor einer nochmaligen Spaltung der Opposition am meisten zurück* 
schrecken, in dieser Spaltung eine Schwächung der neuen Partei 
sehen. Sie sind noch ganz befangen in der Vorstellung, daß die 
Stäj'ke der Organisation nur in der Zahl der Organisierten bestdit 
Demgegenüber erblickt der Linksradikalismus die Bedeutung der 
Organisationen nidit in der numerisdien Größe ihrer Mitglieder- 
zahlen, sondern in ihrer Kampffähigkeit, und die Linksradikalen 
sind auf Grund der Erfahrungen und der Ergebnisse der hinter ims 
li^enden Epoche der Arbeiterbewegung zu der Erkenntnis gelangt, 
daß Kampfkraft und hohe Mitgliederzahl durchaus nicht in geradem 
Verhältnis zu stehen brauchen. 

Die Schwierigkeit der Klärung des Gegensatzes zwischen Partei- 
zentrum und Linksradikalen ist naturgnnäß da am größten, wo 
ganze oppositionelle Organisationen durch die sozialpatriotisdien 
Instanzen ausgeschlossen worden sind; so in Berlin, Leipzig, Bre- 
men. Und die Aussicht für die Linksradikalen, m diesen Organi- 
sationen den entscheidenden Einfluß zu gewinnen, ist wiederum dort 
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am geringsten, wo eine intensive linksradikale Propaganda nicht zu- 
stande kommen konnte. So rächt sich in Berlin jetzt die Zentrums- 
politik des alten „Vorwärts" an den Linksradikalen. Ebenso liegt 
es in Leipzig. Und in Bremen versuchte Henke rechtzeitig, die ihm 
so unbequeme Kritik der Linksradikalen in der „Bi'emer Bürger- 
Zdtung" zu unterbinden, was mit zur Gründung der „Arbeiterpoli- 
tik" geführt hat. 

Nun läßt sich die neue Internationale Sozialistisdie Partei [}eutsdi- 
lands nicht in Zirkdn und Konventikeln von heute auf morgen or- 
ganisier»). Sie kann nur das Produkt des Kampfes gegen das 
Zentrum sein, der wesentlich auf dem Boden der oppositionellen 
Organisationen ausgefoditen werden muß, die aus der alten Partei 
ausgeschlossen wurden. Hier gilt es m der Obei^angszeit, m die 
wir nunmehr eingetreten sind, den Kampf gegoi das Zentrum wei- 
terzuführen, um so für unsere Ideen zu wirken und die Vereine zur 
Entscheidung für uns oder für die ZentrumspoUtik zu bringen. Zu 
diesem Zwecke ist es nötig, daß sich die Linksradikalen überall zu- 
sammenschließen, daß sie sich fortgesetzt untereinander verstän- 
digen, den Resolutionen und Manifesten des Zentrums ihre eigenen 
Entschließungen entgegenstellen. Dieser Kampf wird zur Bildung 
einer besonderen Partei der Internationalen Sozialdemokraten füh- 
ren, in organischer, für die Arbeitermassen verständlicher Weise. 
Es ist nicht ausgesdilossen, daß die Zentrumsleute diesen Prozeß 
durch Gewaltakte gegen die „disziplinlose" Opposition beschleuni- 
gen. Die Vorgänge m Berlin lassen damit rechnen. Aber wir 
brauchen derartige Gewaltakte nicht zu fürchten; sie werden 
den Arbeitern nur noch schneller die Augen darüber öffnen, 
wie notwendig die Trennung von den Zentrumsleuten ist 
In den Orten aber, in denen die Linksradikalen der sozialpatrio- 
tischen Mehrheit g^enüt)erstefaen, wo sie aber formell noch nicht 
ausgeschlossen wurden, gilt es, eigene linksradikale Organisationen 
zu gründen, was den sofortigen Ausschluß zur Folge haben wird. 
Zur Verständigung der Linksradikalen untereinander und zum 
Kampfe g^en Parteizentrum und Sozialpatrioten ist es n&tig, eine 
eigene Presse zu schaffen. Da die äußeren Schwierigkeiten hier sehr 
groß smd, onpfidilt es sich, für grCßere Gebiete ein gemeinsames 
Organ zu gründen. Die speziellen lokalen Bedürfnisse könntoi durch 



dby Google 



4i8 UNTERM EJOBNEN BANNER 

ein besonders am Orte selbst redigiertes und gedrucktes Mitteilungs- 
blatt, das dem Hauptorgan beigelegt würde, berücksichtigt werden. 
Wir fassen unsere Ausführungen zusammen: zentraler und lokaler 
Zusammenschluß der Linksradikalen zwecks gemeinsamen Kampfes 
für die linksradikalen Ideen in den Oppositionsvereinen, die durdi 
die Spaltung der Partei entstanden sind, Schaffung eigener links- 
radikaler Organisationen, wo die Unksradikalen der sozialpatrio- 
tischen Mehrheit gegenütier in aussichtsloser Minderheit sind, Teil- 
nahme an den Konferenzen der Opposition zwecks Klärung der 
Gegensätze zwischen Linksradikalen und Parteizentrum zur För- 
derung des Spaltungsbesdilusses: das ist der W^ zur Bildung der 
linksradikalen Partei. Möge schon die bevorstehende Konferenz der 
Arbeit^l^aneinschaft die Linksradikalen auf diesem Wege zur eigenen 
Partei, zum Kampfe unter dem eigenen Banner in Einigkdt voran- 
schreiten sehen. 
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DAS ZENTRUM DER PARTEI 
UND DIE KRIEGSFRAGEN. 

DIE AUSSICHTEN DES IMPERIAUSMUS^). 

Schon in den ersten Diskussionoi im Jahre 1911, die die Schei. 
düng zwischen Linksradikalen und Zentrum anbahnten, sptelte 
die Frage von der Zukunft des Imperialismus eine entscheidende 
Rolle. Wir vertraten die Auffassung, daß er d i e Politik des Kapi- 
talismus in seiner letzten, dem Sozialismus vorangehenden Epodie 
sd. Nicht als ob er die Interessen aller Schiebten der Bourgeoisie 
direkt verträte. Er vertritt die Interessen nur der führenden Schich- 
ten des Kapitals. Aber dieseSchichten{das Finanzkapital, dieschwere 
Industrie) gewinnen in den kapitalistischen Staaten immer mehr 
an Gewicht, und es ist eine re^üctionäre Utopie, ihre Politik in die 
friedltcb-freihändleriscben Geleise zurückführen zu wollen. Die im- 
perialistische Politik bedeute aber nicht nur die Verschärfung des 
Konkurrenzkampfes auf dem Weltmarkt, sondern auch in der Welt 
politik, und sie müsse schließlich zu einem Weltkrieg führen, wenn 
das Proletariat nicht die Gewalt an sich bringe. So bdiaupteten die 
Linksradikalen. 

Den^egenüber vertrat Kautsky die Auffasstmg, daß die inter- 
nationale Versippung des Kapitals einen wichtigen Friedensfaktor 
darstelle, der durch die Friedensinteressen gewisser Teile der ßour- 

■) Wen Midi aidit zur VocIierEllum der voa der Arbeittstmelaidult tlobcnileMa Kooftrou gcMArie- 
bcB, M «ndKiKS die Artikel Kirl Kintik]'! Ober die KrieglfnKm (Nr. 13, 14, 19 und 30 der 
„Ncnen Zeit") aeiir glBddidi vor Ihr, um die nnldbntidK Politik lo allco ibrcg WldenprOdn rö 
idgca, und dea afmltloDcUtn Arbdleni vorzudemoiutrlenn, diB du „vorllnGge Binoer", du Dmea 
die Zcotnimtlenle mil der uaidHildiKitefi Mleoe in die Hud drikkoi woUoi, kela Kunpfbumer dei 
Soziiliuui, «»«100 cid UM puiBMiichai lud nuUlpilrioUidKii Fetzen zUMnmengefliditer durcb- 
lederter itefenidünn Ist, mit den min ikti kium In die SUnne der Zell hiniiunseo kian. Olcldi- 
idtif mit ds Kauli^vdiea Artikeln erschien In Bern eine BitwchDre Speklitors: „VsterUadner- 
tsidlKimf nod Auswlrtlie Politik der SoiUtdoinkntle" (31 S.}. Sptttitor ist ein direnwertcr Mil- 
srWIer to' „NeiMO Zeit", er hsl racär BOdier gde^B, «Is er verdinai kum. Ein solch (tWirtu 
Ifwa «erdiot scfatungsvoUe Behsndlunc. Ds er iber Kinlil^ nur sbgtcudct hit, wie er sidi ituipert 
nod qNidct, wird er uns oidit veritbeln, wenn wir Dui nur da bennilelMa, wo er die ArfunKole 
KantilTS „tr^Uut". DsB wir den Funnlus nur in FuBnolen beihtndeln. sifordert die Adihin( tot 
d« Magister. 



dby Google 



430 DAS ZENTRUM DER PARTEI 

geoisie, die unter dem Imperialismus ladet, gestärkt werden. Das 
Proletariat müsse die bürgerliche Friedensbewegung unterstützen, 
Abrüstung, Schiedsverträge usw. fordern. Es sei noch zu sdiwadi, 
um den Kapitalismus abzuschaffen, aber es kfinne ihm den Frieden 
aufzwingen. Wir bdcämpften diese Auffassungen und sachten zu 
bewäsen (wir nennen nur die Abhandlung in der besonderen Bei- 
lage der „Bremer Bäi^er-Zeitung" zum Chemnitzer Parteitag 
1912, die die erste Phase der Disicussion abschloß), daß solange die 
Bourgeoisie am Ruder bleibt, es — trotz mancher SttUstandsmomente 
— zu einer immer größeren Verschärfung der internationalen CSe- 
gensätze kommt. Wenn Kautsky auf Teilbündnisse zwischen einzd- 
nen kapitalistischen Staaten hinwdst als auf den Beweis, daß eine 
Verständigung möglich sei, so vergißt er, daß es sich nur um eine 
Konzentration der größten imperialistischen Gegensätze zu desto 
allgemeinerem Kampfe handle. Kommt es zu Verständigung^ über 
Rüstungen, so hantÜe es sich nur um einen vorübergehenden Waf- 
fenstillstand. 

Daß der Gang der Ereignisse uns und nicht Kautsky recht gab, 
brauchen wir nicht erst zu beweisai. Irgendwelche bürgerliche 
Friedensbewegung, die sich dem Kriege oitgegensetzen sollte, war 
nicht vorhanden, die imperialistischen Koalitionen erwiesen sich als 
Mittel der Verallgemeinerung des Kri^es. Wir waren nur insoweit 
im Unrecht, als wir, die angeblichen Cberschätzer der Macht des 
Imperialismus, seine Kraft noch unterschätzten: denn selbst das 
Proletariat erwies sich als akti^% Friedenskraft ohne jede Bedeu- 
tung. Als sich Kautsky von den ersten Kriegsschlägen erholt, die 
erste wichtigste Arbeit erledigt hatte (nämlich zu beweisen, daß die 
Politik des 4. August wohl mit degi Internationalismus zu vereini- 
gen sei, wenn sie nur aus guten, internationalen Rücksiditen getrie- 
ben wird), begann er von neuem sein sozialpazifistisches Lied zu 
singen. Die europäische Bourgeoisie wird kein Geld haben, um nach 
dem Kriege imperialistische Politik zu treiben, der Gegensatz zu den 
Vereinigten Staaten Amerikas wird sie zusammenführen, große Kreise 
des Bürgertums werden g^en den Imperialismus aufstehen usw. 
Also: Proletarier aller Länder, vereinigt euch, um die Bourgeoisie 
zur Verständigung zu bringen, brecht der kapitalistischen Rose die 
Domen ab, aber laßt sie weiter blühai. 
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Wir antworteten auf diese Ausführungen Kautskys in unserer Ar- 
tikelserie „Staat, Nation, Imperialismus", daß die Verarmung 
Europas durch den Krieg nur ^e der Volksmassen (des Proletariats 
und des Kleinbürgertums) sd, daß sie die Bereicherung der führen- 
den kapitalistischen Schichten bedeute, daß, wenn dem Kapital in 
den Kolonialländern große Profite winken werden, es weiter Kapital 
exportieren wird, daß, wenn die Vereinigten Staaten und Japan, 
dank dem Kriege, die Vorherrschaft bekommen, sie eben die imperia- . 
listische Politik treiben werden, daß der Gegensatz zu Amerika 
nidit allgemein sei, daß es un^ekehrt zum Mittelpunkt einer neuen 
imperialistischen Koalition wird. Kurz und gut: Keine Ära des 
Friedens, sondern neuer imperialistischer Kriege stände bevor, und 
nicht die pazifistische Reform des Imperialismus, sondern seine Ab- 
sdiaffung durch eine grundsätzliche Umwälzung müsse das Ziel 
des Proletariats sein. 

Kautsky blieb auf alle diese Argumente die Antwort schuldig. 
„Kennt ihr die Fabel? Ja? Wenn ja, dann kann ich sie euch noch 
einmal erzählen" — so leitet ein jovialer Junker in einer alten pol- 
nischen Komödie die Rezitation von Fabeln ein, die seine Hörer 
schon hundertmal gehSrt haben. So ein Herr Jowialski ist auch der 
führende Theoretiker des Parteizentrums. „Was sich im Imperia- 
lismus durchsetzt, ist ein Streben, das nicht ihn allein kennzeichnet, 
das Streben nach Extraprofit. Dieses freilich ist untrennbar mit dem 
Kapitalismus verbunden i), es kann nur verschwinden mit diesem, 
nur durch den Sozialismus überwunden werden. Aber der Imperia. 
lismns ist nur eines der Mittel, Extraprofit zu gewinnen, nicht das 
einzige. Wird dieser Weg dem Kapital gesperrt, sucht er sich an- 
dere W^e", — erzählt Kautsky zum xtenmale in der „Neuen Zeit" 
vom 16. Februar. Und er weist auf die „Wandlungen" hin, die sich 
in der imperialistischen Politik der Großmächte anbahnen. Schon 
indem ein imperialistischer Staat sich mit den anderen verständigt, 
Bündnisse schließt, hat er „den Weg zu einer erheblichen Modifi- 

■) V«niirter Spditatorl Spitaa Sie dk (Am und idinibai Sic in Ihrer BrOMhOre (S. 39) da Sati: 
,fa huMktt ikli (bd der impoulliliidKa Politik) Immeriiia Uofi um Eitriprofita, nkbl um dea 
Pnn HlbM. Auf ExlnpraSte vcrrictatet nun, mm t» nidil udera gdit" utw. SpdEtitor «didnt 
il> ika tjfot de* mdenKO K>pllali*leB eins) kleioen Krlmer uunufato, der ildi diidit. Du OroB- 
kapitil der Imperidiitiediea Slulen irird um des Eitnprofit bU nun LttzMa Umpteo, bia ee ndl 
d« ExlnproBI zuMimiKn nill. Jelit, DKhdem M ma Kaattkr „«cUM" beglaubigt iil, wird c* wohl 
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kation — beschritten", wiederholt er wie ein Star, denn don Wesen 
des Imperialismus nach müßte jeder von ihnen für seinen eigenen 
Magen Ansprüche stellen. 

Wenn sich nun einige imperialistisdie Staaten verständigen, um 
einer Koalition anderer, gleiche Zwedce verfolgender Staaten die 
Beute abzujagen, warum sollen sie sich nicht überhaupt verständi- 
gen? „Es ist keinesfalls ausgeschlossen, daß der jetzige Kri^ da- 
mit endet, daß die Imperialisten der führenden Großmächte beider 
Lager sich über die Teilung imd Ausbeutung der Welt verständi- 
gen Die imperialistische Internationale mag den Weltfrieden 

bringen, ja unter Umständen sogar sichern, aber um so planmäßiger 
und riesenhafter wird sich in diesem Falle die Ausbeutung der Welt 
durch das internationale syndizierte Finanzkapital gestalten." 
Wie der Leser sieht, hält Kaufsky an seiner Illusion über die Rolle 
der imperialistischeD Bündnisse fest; er wandert weiter wie dn 
Blinder in der vom Weltkrieg erschütterten Welt herum, hält Kri^s- 
Waffen für Friedensinstrumente und träumt seinen Traum vom 
Frieden im Kapitalismus, und schläfert die Arbeiter mit diesem 
Liede eini). Aber, aber tun wir Kautsky nldit Unredit? Sagt er 
doch, daß ein imperialistisdier Weltfriede „nur eine unter vielen an- 
deren Möglichkeiten des Kri^sabschlusses" sei, und daß dieser 
eine „um so planmäßigere und riesenhaftere Ausbeutung der Welt 
durch das international syndizierte Finanzkapital" t>edeuten würde! 
Nein, wir tim ihm nicht Unrecht! Diese theoretischen Zugeständ- 
nisse, die er hier den Linksradikalen nach sechsjähriger Diskussion 
im Punkte des imperialistischen Weltfriedens als Vergrößerung der 
Ausbeutung madit, drücken seiner Politik den Stempel einer durch 
und durch konterrevolutionären Politik auf. 
Würde er wie der brave Spektator^) alle umwälzenden sozialai 

<) Der gute Spektator iltkd ngu iit Rede Herrn BtäuDUm Hollwes* und dk Bemalni^!!!! Mtate 
WilMmi lOr die Sduifhmg elBer „zwUdieiMlullidia OrginiuUod", il* Beireii da Rtalinma der 
nnlramlldKa Politik. Wir wtueo nichl, ob vir den Zentiuin oder Herm Beduunn HoUweg oder 
Wilaon zu dicMia JOiwcr Kxaiilcjt gnlulkrca lollts. 

I) Der KuitakjTKtw Adjntut Spektilor Idint jede UmwilmacipenpckÜn tDr atiMfabare Zeit im 
varhbwii] ab: ,>Wean ea lidi nichl bioB um DwnllidK Kundgebunioi, MKideni mn wiiUidie prole- 
tirifdw Maueiddinple hutdell, (lol ilnd dlcw oidit bald m ennrlen. Jedentalli gerade nictit loloct 
nadi dlwcni Kriege." (S. T.) „DaB auf den Krics •oforf die wilaie Rtvolutioa lolgen «Onlt . . . 
irird wohl kein emat in adimender Menadi bdianptea." (29.) Warn aie aber oidil ,^ort", d. h. an 
einem btatinunlea Datum „bcginnr*. dann muB der ijami ra odunende" -~ mit Reqiekt m tagu — 
Theoretiker da Mancisinui Herrn Betbmann Holimg md Vilaoo a)i dk VeilrilBder de* Wdtfriedn- 
gtdankoa feicm. Und d» lUei wirft nur id nil dem „Mnrusirai*", „Dlnlcktik" an. bernnil 
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MSglichkeiten, die die Krise des Imperialismus eröffnet, in abseh- 
barer Zeit für unmöglich halten, so müßte man auch dann die 
Stärkung des Kapitalismus durch die pazifistische Agitation ab- 
lehnen, aber sein Handeln würde seiner Auffassung von dem Cha- 
rakter der bevorstehenden Epoche entsprechen. Er wäre nur Opfer 
seines Unverstandes. Aber so ist es nicht. Kautsl^ ist überzeugt, 
daß die ökonomischen Vertiältnisse für den Sozialismus schon reif 
sind. (Er hat dies g^en Cunow noch im Jahre 1915 behauptet.) 
Er hält verschiedene Möglichkeiten der Lösung der Weltkrise, die 
seit zweieinhalb Jahren das Proletariat vernichtet, für objektiv ge- 
geben: den B^inn der grundsätzlichen Umwälzung als Folge des 
Krieges ebenso \rie eine Festigung des Kapitalismus durch seine 
internationale Verständigung, eine Verstärkung seiner Ausbeuter- 
kraft. Niemand kann — nach seiner Oberzeugung — sagm, weldie 
Möglichkeit wahrscheinlicher ist. Der Ausgang hängt aber auch 
von der Politik des Proletariats ab, von der Kraft, die es in die Wag- 
schale der Geschichte wirft. Die allgemeine Richtung unserer Pro. 
paganda, unserer Agitation, unserer Aktion, ihr Charakter ist nicht 
nur Resultat der Verhältnisse, sondern auch einer der für die Kraft 
des Proletariats entscheidenden Faktoren. Und trotzdem tut dieser 
führende Theoretiker der 2. Internationale, zu dem noch heute Tau- 
sende und Tausende als zu dem Meister der revolutionären Politik 
aufblicken, nichts, um die politischen Kräfte, die er beeinflußt, in 
die Richtung einer Politik zu lenken, die für eine grundsätzliche Um- 
wälzung arbeitet, sondern er stellt sich praktisch von vornherein auf 
den Boden der zweiten Lösung, der Verständigung der imperialisti- 
schen Staaten, die nach seiner Oberzeugung die Ausbeutung der 
Welt aocb planmäßiger, noch rücksichtsloser gestalten wird. 
Hier ist der unüberbrückbare Gegensatz zwischen uns Linksradi- 
kalen und dem Zentrum. Nicht um theoretische Spintisierereien 
handelt es sich, sondern um die Grundrichtung unserer Politik. Es 
kann sich später herausstellen, daß wir das Tempo der Bewegung 
überschätzt haben. Größere als wir, unsere Altmeister, haben es sogar 
oft überschätzt. Und trotzdem war ihre aus dieser Obersdiätzung 
des Tempos der Entwicklung entstammende Politik richtig. Denn 
wenn es nur unter vielen eine Möglichkeit gibt, eine soziale Krise zu 
lösen, so ist es eine Pflicht jedes Sozialdemokraten, seine Politik auf 
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dieses Ziel einzustellen, denn nur dadurch werden die darauf hio- 
ailieitenden Kräfte — inwiewdt es von der Sozialdemokratie ab- 
hängt — gestärkt. Wobigemerkt: es handelt sich nur um die Ridi- 
tuDg der Propaganda und Agitation und Verschärfung der schon 
bestehenden Konflikte. So haben es Maix und Engels ihr Leben lang 
getan. Aber wer die MQgtidikeit einer Lösung zugibt und nicht aus 
äüen Kräften, mSgen sie klein oder groß sein, für sie eintritt, der 
mag Bibliothdcen über Marxismus zusammengeschrieben haben, 
mag der beste Marxphilologe, Marxapologet sein, mit der marxisti- 
schen Politik bat er nichts zu tun. Wenn er aber dazu, nachdem er 
die Möglichkeit der Lösung der Weltkrise angenommen hat, für eine 
kapitalistische eintritt, indem er die Fahne des Pazifismus im Lager 
des Proletariats aufpflanzt, der gebraucht den Namen des Maras- 
mus nur zur Verdeckung einer ihrem Wesen nach konterrevolutio- 
nären Politik. 

Und da6 die Politik, die Kautsky vertritt, objektiv nichts anderes 
darstellt, als einen Kampf g^en (Üe aufwachenden Kräfte der Inter. 
nationale, als eine Irreführung der sozialistischen oppositionellen 
Arbeiterschaft, das beweisen, wie die Taten des Zentnuns, Kaat^s 
Ausführungen über die Mängel der linksradikalen Formel vom im- 
perialistischen Kri^e. Darüber im zweiten Artitel. 

VOM CHARAKTER DES WELTKRIEGES. 
Der Leser des ersten Artikels könnte sagen : nun gut, Kautsky fehlt 

eine richtige Perspektive, Eiber was den jetzigen Krieg aobetri^ so 
bat er nach 30 Kriegsmonaten schließlich festen Grund unter den 
Füßen. Er hat doch sogar in seinem Friedensmanifest sich auf Zim- 
merwald berufen. Und schließlich handelt es sich in der praktischen 
Politik um das, was man heute tut Die Ausführungen Kautskys be- 
weisen das gerade Gegenteil. Kautsky negiert die Grundlagen einer 
gemeinsamen Haltung des Proletariats dem Weltkriege g^enüber. 
Kautsky hält uns zuerst einen Vortrag darüber, daß der Imperia- 
lismus verschiedener Großmächte dank ihrer verschiedenen ökono- 
mischen und politischen Zustände verschieden sei. England hat eine 
entwidceltere Textil- aber eine weniger entwickelte Schwerindustrie 
als Deutschland und die Vereinigten Staaten Amerikas. Es besitzt 
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Freihandel und keinen entwickelten Militarismus, während Deutsch- 
land schutzzöllnerisch ist und ein stehendes Heer besitzt usw., was 
an soldien Unterschieden sich schon jeder ABC-Scbütze an den Soh. 
len abgelaufen hat. 

„An allen diesen räumlichen und zeitlichen Verschiedenheiten im 
Qiarakter des Imperialismus sowie seiner Komplizierthdt mit den 
mannigfachsten anderen Problemen — an alledem geht acht- 
1 s derjenige vorbei, der meint, die Stellmig zu jedem kriegführen- 
den Staate und in jeder einzelnen Phase des heutigen Krieges sei 
schon mit der Konstatierung gegd)en, daß wir im Zeitalter des Im- 
perialismus leben. Das Bedürfnis, die unoidlidie Fülle der Motive 
und Tenduizen in den verschiedenen Staaten, bei den verschiedenen 
Klassen, unter den wechselnden Situationen auf das eme Schema 
des Imperialismus zu reduzieren, zwingt förmhch zur Blindheit 
gegenüber den Erscheinungen der Außenwelt, so daß man sie nur 
noch in jenem Dunkel sieht, in dem alle Kühe grau und alle Kri^s- 
probleme imperialistisch sind." 

Wir können von Kautsky nicht fordern, daß er alle die Artikel liest, 
die wir innerhalb der letzten zehn Jahre über die imperialistischen 
Fragen in der „Leipziger Volkszeitung", „Bremer Bürger-Zeitung" 
usw. veröffentlicht haben, in denen wir über die besonderen Tendenzen 
des Imperialismus in verschiedenen Ländern dauernd berichteten. 
Aber mindestens die müßte er kennen, die er selbst aus unserer Feder 
in der „N e u e n Z e i t" gd}racbt hat — manche, wie die Marokko- 
krise in den gespanntesten weltpolitischen Situationen — und die es 
Ihm verbieten müßtm, solche Vorwürfe zu erheben. Und so wie wir, 
hat es van Ravensteyn, einer der besten Kenner der Welt- 
politik unserer Richtung getan, dessai letztes Buch: „Werel- 
doorlog" (Zutphen IQ16, Verlag Thieme) — eine Sammlung 
seiner Artikel aus der Kriegszeit — direkt musterhaft die Unter- 
schiede in der Struktur des Imperialismus der verschiedenen Län- 
der herausarbeitet. 

Der Streitpunkt zwischen uns und Kautsky in diesem Punkte ist 
nicht, ob wir blind den Unterschiede im Charakter des Imperialis- 
mus gegenüberstehen und er sie Sidit — wie stark seine Sehkraft 
Ist, bewies er am 3. August 1914, als er nicht wußte, worum es sich 
auf deutscher Seite handelte — , nicht, ob wir an den vorimperia- 
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Ustisdien EleaKnteo in diesem inqieriaUstisdKn Wdftiieg acfaüos 
vorübergingen, sondern in der Frage, ob all die vendiiedenei] Im- 
perialismen trotz ihrer Verschiedenheit gldcfa verdertiliche Folgen 
für das intematicMiale Proletariat haben nnd (A) ihnen allen die 
Internationale mit glädier Entsdiiedeaheit entgegentreten moB. 
Kurz, ob der Weltkrieg einen dohettlidien Charakter bat Kaatsky 
sudit lang und brdt za beweisen, daB versdiiedene Teile der Bour- 
geoisie nidit immer eine reaktionäre Masse bilden. Wu haben im 
Laufe der letzten Jahre diese seine sdiönen Ausführungen x-mal 
gelesen. Aber er wiederholt sie ganz gewiB nidit deswegen, um uns 
die Freude zu bereiten, alte Bekannte wiederzusdien, sondern um 
uns den Schluß nahe zu l^;en : wie wir bd den Untersdiiedeo in der 
Struktur der Bourgeoisie mit einzelnen ihrer Teile ein Stade Wegs 
zusammengdien können, so ist es audi mit dem Imperialismus. 
Und richtig : Kautsky erklärt, das Zentrum „Idme d>enso jene Ver- 
pflichtung (der Unksradikalen. D. V.) zu unbedingter Opposition 
ab, die aus dem imperialistischen Qiarakter des Krieges gefolgt 
wird, wie jene Verpflichtung (der Sozialpatrioten. D. V.) zu unbe- 
dingter Unterstützung der Regierung, die aus dem Grundsatz der 
Landesverteidigung gefolgert wird. Das Zentrum entschddet im 
Kri^e über jeden besonderen Fall nach seinen besonderen Merk* 
malen". Wir wissen, daß Kautsky, der am 3. August 1914 über 
die besonderen deutschen „Merkmale" im unklaren war, später ädi 
durch die französischen Merkmale zur Anerkennung der besonderen 
Lage der französischen Sozialpatrioten bestimmen UeB. (Sidie 
seine Erklärung im „Vorwärts" vom 1. Januar 1916.) Hier ist der 
Unterschied zwischen Kautskys und unserer Position. 
Unsere BUndheit demonstriert Kautsl^ an önem Zitat aus dem 
„Volksrecht" (vom 5. August 1916), das lautet: „Die Klein- 
staaten, die Kolonien besitzen, sind imperialistische Staaten, und die 
belgischen Proletarier, die ihr Blut für die Unabhängigkeit Belgiens 
verspritzen, verspritzen es, wenn auch ungewollt, nicht minder da- 
für, daß die belgischen Bourgeois es den Kongon^rexn abzapfen 
können." Entsetzt fragt Kautsky: „sind der Besitz dieser Kolonie 
und die Unabhängigkeit Belgiens unzertrennlich miteinander ver- 
bunden, so daß man für das eine nicht kämpfen kann, ohne für das 
andere zu kämpfen?" OewiB sind die beiden Dinge nicht unzer- 
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trennlich. Aber helfen die belgischen Proletarier der Entente zum 
Siege, und anders kQnnen sie für die „Unabhängigkeit" ihres Lan- 
des nicht kämpfen, so haben sie auch für die Unzertrennlichkeit des 
Kongos von Belgien gekämpft. Und wenn Kautsky fragt, ob Bel- 
gien w^en des Kongos in den Krieg geraten ist, so würden wir ihm 
sehr die Arbeit des Historikers Rathgen (in den Preußischen 
Jahrbüchern) über die Kongofrage und den Weltkrieg empfdilen. 
Man mag in noch so vielen Punkten mit Rathgen differieren, daß 
die Angst um den Kongo für den Fall eines deutschen Si^es die 
belgische R^enmg sehr starte auf die Ententeseite gedrängt hat, 
kann keinem Zweifel unterliegen. Das haben auch die belgischen 
Genossen bei dem Erwerb des Kongos befürchtet- Sie hatten eben 
zur kapitalistischen belgischen Regierung nicht das Vertrauen des 
Genossen Kautsky; sie glaubten, daß die Aussidit auf Verlust einer 
Kolonie, die allein in Catanga Milliarden an Werten birgt, auf die 
Haltung der Regienuig nicht ohne Einwirkung bleiben würde. 
Noch gekünstelter scheint Kautsky unsere Behauptung, daß durch 
die allgemeinen kapitalistischen Zusammenhänge auch die Bour- 
geoisie der Kleinstaaten, die keine Kolonien besitzen oder sogar keine 
besitzen können, Nutznießer des Imperialismus ist. Daß sie einer- 
seits durdi Investierung ihres Kapitals in den imperialistischen 
Unternehmungen der Großmächte ein Interesse an dem Siege eines 
oder des anderen Lagers haben können, daß andererseits die Anlage 
des fremden Kapitals in den Kleinstaaten die Haltung der Bour- 
geoisie des Kleinstaates oft im Sinne des Geldverleihers beeinflußt. 
Dies alles sei eine „verzweifelte Konstruktion". Und Kautsky stellt 
uns dann zerschmetternde Fragen. Wenn dem so ist, so müßte doch 
z. B. deutsches in Rußland investiertes Kapital ein Interesse an 
Rußlands, französisches in der Türkei investiertes ein Interesse am 
Si^e der Türkei haben? Das sind Spl^elfecfatereien. Das deutsche 
Kapital kann desto besser Rußland und das französische desto 
besser die Türkei ausbeuten, je größer die Macht Deutschlands oder 
Frankreichs ist, denn die Unterstützung der Regierung verschafft 
ihm bessere Bedingungen der Ausbeutung Rußlands, resp. der 
Türkei. 

Diese kann dem Obersee exportierenden Kapital des Kleinstaates 
seine R^erung nicht geben, es lehnt sich an die Großstaaten an. 
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Ohne die Macht des deutschen Imperialismus käme z. B. das 
Schweizer Kapital gar nicht dazu, sich an der Bagdadbahn zu be- 
teiligen, weil sie ohne den Druck Deutschlands nicht gebaut worden 
wäre. Ob es den Schweizer Teilndimem an dem Bau der Bagdad- 
bahn nicht gleidi wäre, wenn sie von Engländern geleitet wäre — 
fragt Kautsky. Nein, werter Genosse Kautsky, denn die Schweizer 
Kapitalisten kennen die Bagdadbahnfrage besser als Sie: wenn 
England in diesem Kriege entscheidend siegt, wird es den größten 
Teil der Bagdadbahn nicht bauen, weil dies seinen Interessen wider- 
spricht. Das würde aber die Profitaussichten sehr mindern, denn die 
Bagdadbabn würde zu einer kleinen Provinzbahn herabsinken. In 
gleicher Weise kann man die anderen zerschmetternden Fragen 
Kautskys beantworten. Aber dies ist nicht nötig. Denn würden die 
Kapitalisten der Kleinstaaten so unbeteiligt an der imperiaüstisdien 
PoÜtik wie der Genosse Kautsky sein, würde in der kapitalistischen 
Welt das Wunder bestehen, daß in ihrer Mitte ganze Staatm mit 
höchstentwickeltem Kapitalismus als von seinen modernen, gewalti- 
gen Tendenzen unberiihrte Oasen, existieren, das alles würde nichts 
an der wichtigsten, durch die Erfahrungen dieses Kri^es erhärte- 
ten Tatsache ändern : kein Kleinstaat, gidchgültig ob er in den im- 
perialistischen Weltkrieg freiwillig eintritt, ob er als Opfer des Im- 
perialismus in ihn hinnngezerrt wird, kann eine selbständige Politik 
treiben, er kämpft als Teil der imperialistischen Koalition, als sehr 
wehrloses Werkzeug für die allgemeinen Interessen des Imperialis- 
mus. Das entscheidet auch die Frage, ob das Proletariat der Klein- 
staaten dieselbe Politik treilien kann, wie das der Großstaaten, oder 
ob es sich an die „besonderen" Merkmale zu haltm hat 
„In dem jetzigen Krieg verfolgen alle kapitalistischen Staaten, selbst 
wenn man anneJimen würde, daß sie gegen ihren Willen in den Krieg 
hineingezogen wurden, imperialistische Ziele." Alle kapitalisti- 
sdien Staaten! Was für ein „Blinder" schrieb das? Gustav Eck- 
stein schrieb diese Worte kurz vor seinem Tode in einem Artikel des 
A V a n t i, Gustav Eckstein, von dem KautsI? im Nekrolog schrieb, 
er habe „die politische Ökonomie gemeistert", Eckstein, dessen Tod 
Kautsky als den Verlust der „rechten Hand" bdda^e. 
Es zeigt sich, daß die linke Hand nicht weiß, was die redite wußte 
und so klar niedersdirieb. Das beweist nur, daß jüngere Theoretiker 
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des Zentrums nach langem Schwanken die Blindheit den Tatsachen 
g^eoüber aufgeben muBtoi, die sich Kautsky als besonderes maixi- 
stisches Verdienst anrechnet. Er sieht Bäume, sieht aber den Wald 
nicht Sieht Imperialismen, aber den Imperialismus, den imperia- 
listischen Kri^ nicht. Deswegen kommt er zu einer besonderen 
Politilc der ArbeiteiUasse jedes imperialistiscben Landes nach seinen 
besonderen Merkmalen, zu einer besonderen Politik des Proletariate 
in den Kleinstaaten. Indem er die Auflösung der Internationale zu 
ihrem Ideal erhebt, erklärt er mit Stolz, das sei der Standpunkt der 
ersten und der zweiten Internationale gewesen. „Wir brauchen nur 
wieder seine allgemeine Anerkennung, brauchen keinen neuen inter- 
nationalen Standpunkt und keine neue Internationale." 
Aber Genosse Kautsky, da haben Sie ja alles, was Ihnen zum Glück 
nötig ist, und Sie können mit Scheidemann, Plechanow, Renaudel 
usw. eine freundlidie Unterhaltung vAxr die „besonderen Merkmale" 
binnen. Es wird ein Symposion sein, das hoffentlich seinen Plato 
findet, ein Symposion der Sozialpatrioten aller Länder. Aber eine 
internationale proletarisdie Aktion wird und kann es nicht fördern. 
Der „Blindheit" der Linksradikalen stellt Kautsky seinen eigenen 
positiven Standpunkt entg^en. Ihn den Lesern zu zeigen ist ein 
besonderer Genuß. Niemals zeigte sich ein Philosoph in einem zer- 
risseneren und zerschabferoi Mantel, als der Theoretiker des 
Zentrums. 

JEDER BESONDERE FALL NACH SEINEN 
BESONDEREN MERKMALEN.« 

»Getreu seinen Traditionen nimmt das marxistische Zentrum auch 
im Weltkrieg eine Mittelstellung ein. Es lehnt ebenso jene Verpflich- 
tung zu unt>edingter Opposition ab, die aus dem imperialistisdien 
Charakter des Krieges gefolgert wird, wie jene Verpflichtung zu un- 
bedingter Unterstützung der R^ierung, die aus dan Grundsatz der 
Landesverteidigung gefolgert wird. Das „Zentrum" entscheidet im 
Kriege über jeden besonderen Fall nadi seinen besonderen Merk- 
malen, aber nicht opportunistisch je nach dem Augenblickserfolg, 
den man dabei erwartet, sondern prinzipiell vom Standpunkt der 
dauernden Interessen des internationalen Proletariats." So definiert 
Karl Kautskyinder „Neuen Zeit" vom 1 6. Februar die Kriegs- 
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Politik des Zentrums. Und um dieser Politik eine höhere Weihe zu 
verleihen, beruft er sich auf den ,,Zentrumsmann Marx", den er so- 
zusagai zum Vorläufer Kautskys ernennt, und er leugnet, dafi das 
Zentrum eine opportunistisdie Politik treibt, eine Politik des Sump- 
fes. „Der Sumpf sucht eine Mittelstellung nur, solange die Ent- 
scheidung nicht gefallen ist Ist sie getroffen, dann hält er sidi 
stets zur augenblicklich stärkeren Seite. Er verträgt es nicht, in 
Minorität zu sein." Nicht so Marx, der oft in Minorität verblieb, 
wenn es nötig war, an seinen von der Mdiilieit abgelehnten Auf- 
fassungen festzuhalten. So treibt es auch das Zentrum. Immerdar 
und allewege! 

Oie Berufung auf die Marxsche Politik ist jetzt schon so diskredi- 
tiert, seitdem die Scheidemanns und L^ens sidi zu Vollstrectem 
seines Testamoits aufwerfen, daß man Kautsl^ Erbansprüdie auf 
sich beruhen lassen könnte: denn schließlich ist es für Marx kein 
größerer Schimpf als Zentrumsmann, wie als Sozialpatriot darge- 
stellt zu werden, und die Arbeiter müssen lernen, mit ihrem eigenen 
Kopfe und nicht mit ein^n fremden, und sei es auch das Löweo- 
baupt Marxens, die verzwickten Fragen zu t>eantworten, die die Ge- 
genwart an sie stellt. Aber wie die Marxsche Methode überhaupt 
den wichtigsten Orientierungsfaden im Labyrinth der imperialisti- 
schen Erscheinungen bildet, so erlaubt auch die Prüfung seiner 
Stellungnahme zu den Krisen des Zeitalters von 1848—71, den 
prinzipienlosen, opportunistischen Charakter der ZentrumspoUtik zu 
entlarven. Kautskys Berufung auf Marx ist do ebensolcher Hum- 
bug, wie die der Scheid»nanns und Legiens. 
Welchen Standpunkt nahm Karl Marx den Kri^fragen gegenüber 
ein? Kautsl^ behauptet, er habe ihn bestimmen lassen zunächst 
durdi die Frage des Kriegsbeginns — auf weldier Seite der Angriff 
und auf weldier die Abwehr liege — , aber dadurch ließ er sidi nicht 
für den ganzen Verlauf des Kri^es binden: dann kam die Frage 
des Kri^sausganges in Bäracht; je nach sdnen Resultaten für das 
internationale Proletariat stellte er sidi auf diese oder jene Sdte. 
Wir müssen bekennen : Eine ähnliche Vulgailsierung des Standpunk. 
tes von Marx würde uns bei Ledebour, der sem htbca lai^r ein 
braver E>emokrat von 1848 war und nicAt mehr, nicht weiter wun- 
dem, aber bei Kautsl^ geht sie doch über die Hutsdmur. 
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Wir werden demnächst Gelegenheit haben, an den zwei Bänden der 
Marxsdiriften, die unlängst vom Genossen Riasanoff heraus- 
g^eben worden sind und die Abhandlungen von Marx und Engels 
über den Krlmkrieg zum größten Teil enthalten, die Haltung von 
Marx an einem konkreten Falle zu analysieren. Hier kann es sich 
nur um die allgemeine Charakterisierung bandeln, die auch vor dem 
Erscheinen der neuoi Marxschriften für uns feststand, die aber kein 
zum Zwecke der Polemik gegen Kautsky konstruiertes Bild ist '). 
Marx' Haltung war durchaus anheitlidi und grundsätzlidi. Er 
ging aus vom Oesamtcharakter der Epoche der Jahre 1848 — 1871. 
Auf ihrer Tagesordnung stand die Überwindung der staatlichen 
Zerklüftung Mittel- und Südeuropas. Die Bildung eines einigen 
Deutschlands, Polens, Italiens, einer Föderation der Balkanstaaten 
war in den Augen von Marx und Engels ein mächtiger Schritt auf 
dem Wege der kapitalistischen Entwicklung, von der er hoffte, daß 
sie bald zur sozialen Revolution fähren würde. Wann und wo ein 
Staat diese Entwicklung hemmte, war er der Feind des internatio- 
nalen Proletariats und ein Kri^ g^en Um ein Instrument vorerst 
der kapitalistischen Entwicklung, dann aber der sozialen Revolution. 
Da fragte Marx nicht nach Angriff oder Verteidigung, sondern weil 
er das Ziel wollte, so predigte er den Angriff. Rußland bedrohte 
1848 die Entwicklung zum einigen Deutschland: Marx predigte den 
Angriffskri^ g^en Rußland. Österreich verteidigte 1848 die Zer- 
stfldcelung Italiens : Marx und Engels waren gegen Österreich. Die 
Orientpolitik des Zaren bedrohte die ganze demokratische Entwick. 
lung Europas: Marx predigte zur Zeit des Orientkrieges 1854 den 
Krieg der Westmächte gegen Rußland. Napoleon der Dritte stellte 
sidi der Einigung Deutschlands in den W^: Marx und Engels 
erklärten im Jahre 1871 das historische Recht auf Deutschlands 
Seite. Als Deutschland zur Annexion Elsaß-Lothringens über- 
ging, sahen Marx und Engels die Gefahr der späteren Stärkung des 
Zarismus darin enthalten, und sie wandten sich ge^en die Politik 
Deutschlands. 

•> Wli gtbta tit Khod Im Jihn l«09 ia <kr „Bnoer BOivei^Zdfamc" ia uncnr ArtlkdKtk: „Die 
wHwlrtlg* Politik der dcslacfao SozUldanokntte", vie mA In der AcoretudKa Revue der polnlKten 
.Jnetloud SoejildtBw tr ttroar". ddoberlKISi Die Polltlii dei Impenalbumu lud du Proktutat, 
S. 4M— 475. DIee« Artikel caUwItBi *ch)o In Umriucd die Haltung, irle wir und lodm Vertreter 
de* LW>r>dik>li«aM *le tfkla pmitiv und kritlMli entwltUt hibn. 
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Die Politik von Marx und Engels war also grundsätzlich orientiert 
durdi ihr Urtdl von der Bedeutung des Entstehens Starter zentrali- 
sierter Staaten in Mittel- und Südeuropa und über die Gefahren, 
die dieser Entwicklung, als Grundlage des Kampfes um den Sozia- 
lismus, sei es seitens Rußlands (dauernd), sei es seitois des napo- 
leonischen Frankreidis (vorütKrgehend) drohten. Marx und Engels 
konnten irren und irrten in Teilfragen (so in der Dbersdiätzung der 
Triebkräfte der polnischen Frage, in der Untersdiätzung der 
Entwicklungsfähigkeit der österreichischen Slawoi) ; aber ihre Poli- 
tik entsprach vollkommen der allgemeinen, von ihnen scharf tAann- 
ten Tendenz der Entwicklung; sie war methodisdi einheitlich, stellte 
als internationale Bedingungen der sozialistischen Politik scharf 
umrissene „Merkmale". Sie war keine „Mittelstellung", sondern 
eine radikale Stellungnahme und wandte sich rücksichtslos 
gegen die Politik Proudhons und- seiner Anhänger, die erklärten, 
diese Fragen seien dem Proletariat gleichgültig, es solle auf die 
friedlidie Umwandlung der kapitalistischen Gesellschaft durdi die 
proudhonistischen Heilmittel warten. Sie war eine revolutionäre 
Politik, weil Marx in ihr nicht nur die Schaffung der Voriiedingun- 
gen der sozialen Revolution sah, weil er nidit nur keinen Augen- 
blick auf die Selbständigkeit des Proletariats verzichtete, sondern 
don Proletariat das Ziel setzte, in den großen Erschütterungen, die 
er von dieser Ära der Kriege erwartete, nach der Macht zu strdxn. 
Kautsky sollte die großen Schatten der Marxsdien Politik ruhen 
lassen. Denn, wie das an die Spitze dieses Artikels gestellte Zitat 
zeigt, hält er es für den Vorzug der Zentrumsopposition, eben dar- 
auf zu verziditen, aus dem allgemeinen Charakter der Ära der im- 
perialistischen Kriege eine allgemeine Politik des internationalen 
Proletariats abzuleiten. Marx faßte die theoretisdien Aufgaben der 
Ära der sogenannten nationalen Kriege scharf ins Auge: die Bil- 
dung der GroBstaaten in I^ttel. und Südeuropa, die E)emokratie. 
Was ist der Giarakter der jetzigen Epodie, was sind ihre Auf- 
gaben? Wir Linksradikalen antworten : das Bürgertum stellt sidi die 
Bildung der imperialistischen Oroßstaaten, der Weltstaaten als 
Aufgabe, aber dieselben Tendenzen, die die Grundlage dieses bür- 
gerlichen Strebens bilden, madien die Erringung des Sozialismus in 
allen kapitalistisch entwickelten Ländern zur historischen Mj^lidi- 
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kdt und somit zur historischen Aufgabe des Proletariats. Welche 
Aufgaben liest Kautsky von der Stim der gewaltigen historisdien 
Kämpfe ab? 

Im Jahre IQll faselte er von der Bildung der Vereinigten Staaten 
von Europa als eines noch zwar kapitalistischen aber friedlichen Ge- 
bildes und sah in der proletarischen Revolution den Weg zu ihnen. 
Jetzt erkannte er, daß dieses sdiöne Ziel ein imperialistisches wäre, 
wenn es möglich sein würde, und er sieht ein, daß es etwas schwierig 
ist, dem Proletariat zu raten für dieses Ziel , Revolutionen zu ma- 
chen. Nachdem er so vom Baume der Itnksradikalen Erkenntnis ge- 
^ssen und die Frucht als bitter befunden hat, b^äbt er schwei- 
gend die Vereinigten Staaten Europas und bleibt ganz ohne Ziel. 
Von Fall zu Fall, diese neue Losung, bedeutet nichts anderes, als 
daß Kautsky der ganzen eisenklirrenden Epoche, in der die Mensch- 
heit von Geburtswehen von etwas Neuem, Großen erschüttert wird, 
keinen allgememen Simi entlocken kann : weder für die Bourgeoisie, 
noch für das internationale Proletariat. Marx und Engels suchten das 
Proletariat selbst in der Epoche der sich erst bildenden kapitalisti- 
schen Staaten auf die großen revolutionären Aufgaben vorzubereiten. 
Kaut^ erkennt die Reife der jetzigen Ökonomischen Verhältnisse für 
die sozialistische Umwälzung, aber er stellt sie nicht als aktuelle 
Aufgabe des Proletariats hin. IDie Verständigung der kapüallsti- 
sdien R^erungen: das ist sein und des Zentrums Ziel. Und dieses 
kurzdärmige und kurzatmige Epigonentum prätendiert auf die Wei- 
terführung des Manischen Werkes, verleumdet Marx als seinen 
Vorläufer! 

Aber nehmen wir an, daß das gefälsdite Bild, das Kautsky von 
Marxens Politik entwirft, richtig ist, daß nämhch Marxens auswär- 
tige PoUtik als Ausgangspunkt der internationalen Stellungnahme 
des Proletariats die Frage: Angriff oder Verteidigung? habe, um 
sidi später nach den internationalen Folgen des Kriegsau^anges 
zu orientieren. Hat Kautsky und das Zentrum nach diesem angd)- 
lidien Vortiild gehandelt? 

Am 3. August 1914 schlug Kautsky die Stimmenthaltung vor: wo 
waren Angriff und Verteidigung? Die Stimmenthaltung konnte 
doch nur bedeuten, daß ihm entweder unbekannt war, wer der An. 
grdfer und wer der Angegriffene sei, oder daß er diesoi Merkmalen 
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keine Bedeutung bämaß. Kautsky wirft den Unksradikalen vor, 
daß s i e dieser Frage keine Bedeutung bdmessen, daß sie aditlos 
an ihr vorüber gdien. Das ist nicht wahr. Die Deklaratioa Karl 
Liebknechts vom 2. Dezember 1914 spricht in dieser Frage eine 
klare Sprache, und wir haben zu ihr nicht weniger klar Stellung 
genommen (siehe Nr. 16 der Arbeiterpolitik vom 7. Oktober 1916). 
Wer zu Uir als Richtung keine Stellung nahm, das war das Zoi- 
trum. Wie es am 3. August damit aussah, wissen wir schon. Die 
Zentrumsleute wollten Oberhaupt von einer Sonderdeklaration nichts 
wissen. Nachher — erklären sie — belehrten sie die diplomatischeo 
Dokumente eines Besseren. Und Gustav Eckstein schreibt in seinon 
schon zitierten Avanti-Artikel, sie hätten gut verstanden, „warum 
unsere französischen Genossen (d. h. die französischen Sozial- 
patrioten D.-V.) in erster Linie ihr Vaterland gegen die feindlidie 
Invasion verteidigen wollten. Selbst die Annahme der Mioister- 
posten durchGuesde und Sembat wurde oft durch die radikalen deut- 
schen Genossen (d.h. das deutsche Zentrum, in dessen Namen 
Eckstein spridit) gutgeheißen, die bisher Gegner jedes Ministerialis- 
mus waroi und die jetzt anerkannten, daß die gefährdete Lage 
Frankreichs selbst solche außerordentliche Maßregel, wie den Ein- 
tritt der sozialdemokratisdien Führer in das Ministerium, dessen 
einzige Aufgabe die Verteidigung des Landes sein sollte, ent- 
schuldigt." 

So dachten die Zentrumsführer nach dem Zeugnis eines der Ihrigen: 
Trotzdem schwiegen sie auf der parlamentfirisdien Tribüne 
und suchten nur in der Presse m den Artikeln Kautsl^ und Bern. 
Steins „Verständnis" für die Politik der Renaudels zu erwiricen. Und 
als schließlich die Zentrumsmänner im März 1916 den Mut fanden, 
von der parlamentarischen Tribüne ihren Standpunkt zu vertreten, 
da verschwiegen die Tapferen ihre von Eckstein 
geschulterte Auffassung von Angst und Vertei- 
digung und erklärten ihre Opposition damit, daß Deutsdiland 
genug gesiegt habe, daß die Grenzen schon gesichert 
seio). Das heißt, sie hielten bis März 1916 am Verteidigungs- 
charakter des Kri^es auf der Seite Deutschtands fest. 
Und wie steht es mit dem zweiten Kriterium, der Bedeutung 
des Kriegsausganges für das internationale Proletariat? 
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Maix trat im zweiten Teile des Krieges 1871 dafür ein, daß es im 
Interesse des internationalen Proletariats liege, daB Frankreich 
siege, weil sonst die Annexion Elsaß-Lothringens Frankreich in die 
Arme des Zarismus treiben würde, was die gesamte Demokratie 
gefährden müßte. Welcher Meinmig sind jetzt Kautsky und das 
Zentrum? Wenn ihr Vorwurf, als beachteten die Linksradifcalen 
nicht den Unterschied zwischen den verschiedenen Imperialismen, 
irgendwelche Bedeutung haben kann, dann nur eine: entweder 
ist der Imperialismus der Ententestaaten oder der der Zentralmächte 
nach der Meinung des Zentrums weniger gefährlich, und es gilt 
den weniger gefährlichen zu unterstützen. Die Renaudels, Hynd- 
mans, Plechanows, Potreßows erklären, der der Entoitemächte sei 
es, die Lensch, Rennert, der der Zentralmächte sei ungefährlicher. 
Dem entsprechend unterstützen die einen die Entente, die anderen 
die Zentralmächte. 

Die Linksradikalen lehnen den einen wie den anderen Standpunkt 
ab, sie erklären, daß trotz aller Unterschiede in der Struktur der im- 
perialistischen Staaten nur das Proletariat den historischoi Fort- 
sdiritt darstellt, und sie richten ihre Politik danach ein : Was ist 
die Meinung des Zentrums? Kautsky deklamiert gegen das Schlag- 
wort von der reaktionären Masse, er fordert, man solle Unterschiede 
machen, aber wo es zum Pfeifen kommen muß, spitzt er den Mund. 
Die Zensur ist gewiß nicht das Hindernis zur Änderung seines 
Standpunktes, denn wenn sie ihm Schweigen gebieten würde, so 
würde man sidi aus der politischen Stellungnahme des Zentrums 
einai Vers auf diesen Standpunkt machen können. Wenn der Fort- 
schritt auf der Seite einer der Koalitionen li^en würde, dann müßte 
das Zentrum g^en den Frieden ohne Si^er und Besiegte sein. Aber 
ein solcher Kri^sausgang ist das A und O des Zentmmsstand- 
punktes. Das ganze Oerede von den „Unterschieden" ist hohl, es 
führt zu keinen poliüsdien Folgerungen. Das Zentrum will den 
Frieden nur, weil der Krieg kein Honig ist. Der bürgerliche Pazi. 
fismus, die Kriegsmüdigkeit der Massen, das ist das Zentrum. 
Wir sind am Ende unserer Ausführungen. Wir haben gezeigt, daß 
die ganze Zentrumspolitik keinen einzigen zu Ende durchdachten 
Gedanken darstellt, daß ihr jede allgemeine Auffassung von der im- 
perialistisdicn Epoche, jede konkrete Auffassung des Wellkrieges 
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fehlt, daß sie dem internationalen Proletariat weder sagt, was es 
jetzt tun soll, noch was es in der Zukunft zu tun hat. Sie drückt nur 
die Tatsache aus, daß, seitdem die Kriegsmüdigkett in den Volks- 
massen zu steigen begann und die Gefahr drehte, daß die Unks- 
radikalen zur Macht werden, ein Teil der Sozialpatrioten sich ge- 
nötigt sah, „oppositionell" zu werden. 

Hat Wurm am 4. August 1914 erklärt, man würde nicht bis nach 
dem Brandenburger Tor gelangen, wenn man die. Kredite ablehnt, 
so hat er später bemerkt, daß umgekehrt die Sache audi brenzlich 
werden kann. Und wie Wurm, so die Zubeil, Dittmann und andere 
„grundsatzliche" Zentrumsführer. Die ganze theoretische B^rnin. 
düng ihres Standpunktes muß dieser opportunistisdien Rechnungs- 
trägerei entsprechen. Und wie sie aus Angst um den Einfluß auf 
die Massen oppositionell wurden, so bleiben sie rein passiv, weil die 
Mehrhdt der Arbeiterschaft sich nicht zum Kampfe entschlossen 
hat. E>ie widerspruchsvolle „Theorie" Kautskys, das Fdilen jeder 
umwälzenden Aussicht, spi^elt nur den faktischen Charakter der 
Zentrumspolitik wieder. Wenn das Zentrum der Opposition vor- 
schlägt, Prinzipienlosigkeit zur vorläufigen Grundlage zu nehmen, 
so schlägt es ihr vor, vorläufig inaktiv zu bleiben. Daß sidi das 
Proletariat dafür bedanken wird, daran zweifeln wir nidit. Dann 
wird vielleicht Genosse Kautsky andere „Merkmale" finden und äe 
mit anderen Zitaten aus Marx bellen. 
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DIE TRIEBKRÄFTE 
DER RUSSISCHEN REVOLUTION. 

DIE SOLDATEN REVOLUTION. 

Keine Revolution ist der vorhe^^angenen ähnlich. Jede trägt 
ein anderes Gesicht. Darum fragte man beim Ausbruch jeder 
Revolution: ist das eine Revolution? Man maß sie mit alten Scha- 
blonen, schüttelte verwundert den Kopf über ihre „Unregelmäßig- 
keiten". Als am 27. Januar 1905 Hunderttausende Proletarier in 
P^ersburg, von einem Popen geführt, vor das Zareapalais mar- 
sdiierten, da rümpfte mancher die Nase: Revolution, vom Popen 
geführt? Auch die Revolution, die am 9. März 1917 in Petersburg 
ilir Haupt erhoben hat, wird j^t gemustert und geprüft 
Was bedeuten die Soldaten, die ihre Vorderszene mit großem Tu- 
mult erfüllen? Die russische Revolution 1905—1907 scheiterte 
äußerlich daran, daß es nicht gelungen war, das Heer auf die Seite 
des aufständischen Volkes herüberzuzidien. 
Wie mannigfaltig audi die tieferen Gründe des Zusammenbruchs 
der Revolution 1905 waren — er war bestimmt in erster Linie durch 
den Obergang der Bourgeoisie auf die Seite des Zarismus, die 
Hilfe, die ihm das ausländisdie Kapital zukommen ließ. Äußerlich 
wurde die Revolution durch die Bajonette der Bauern in Soldaten- 
uniform niedergerungen. In der Revolution 1917 stürmten die 
Soldaten der Petersburger Garnison Arsenale, verteilten Waffen un- 
ter das Volk, übten den stärksten E)ruck auf die Duma. Und dem wi- 
dersetzt sich nicht nur die jüngere Offiziersgeneration nicht, sondern 
selbst vom Widerstand der Anneeführer, der Generale Brussilow, 
Rußkij, Ewerth, vernimmt man einstweilen nichts. Legt dies nicht 
den Gedanken nahe, daß der Anschluß der Soldatenmasse an die 
Albeiter mit Zustimmung der Generalität erfolgte, daß also die 
Revolution eine Militärrevolution sei, eine Reproduzierung der 
jungtürkischen Revolution des Jahres 1908 auf breiterer Basis? 
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Aber dem ist nicht so. Vorerst gut es, die jetzt schon zwdfellose 
Tatsache festzustellen, daB die Revolution mit Arbeiterunruhen, 
Massenstreiks und Demonstrationen begann. Zuerst sdiossen die 
Soldaten vielerorts. Erst später schlössen sie sich in einzelnen 
Trupps den demonstrierenden Volksmassen an, bis schließlich ein 
Feuer die ganze Petersburger Garnison ergrifl. Au! die Arbeiter- 
revolution folgte der Soldatenaufstand; aber zwischen ihnen und 
den sogenannten Militärrevolutionen besteht keine Ähnlichkeit Die 
sogenannten Militärrevolutionen, wie sie die Dekabristen bezweckten, 
wie sie seitdem die Geschichte Spaniens, Portugals, Griechenlands 
und zuletzt die Türkei sah, waren Staatsstreiche des Offizierskorps, 
der einzigen organisierten Kraft der wenig entwickelten Länder. 
Die Soldatenmasse wurde bei ihnen gewöhnlich gar nidit in den 
Kampf hineingezogen, und geschah dies, so nur als eine passive 
rohe, Kraft, die von den Offizieren konunandiert vnirde. In der rus- 
sischen Revolution des Jahres 1917 treten die Soldatenmassoi, nicht 
die Generäle zuerst auf den Plan. Und was stellen diese Soldaten- 
massen dar? Es sind Bauern und Arbeiter, die die Geschichte der 
letzten zwölf Jahre, die Jahre der Revolution und Konterrevolution, 
die zwei und dnhalb Jahre des Krieges erlebt haben, die durch sie 
bis ins Tiefste aufgewühlt wurden. Die Arbeiter, die sdion vor dem 
Kriege sich von den Schlägen der Konterrevolution zu erholen be- 
gannen, die kurz vor dem Kriegsausbruch in Petersburg Barrikaden 
bauten, die durch die stolypinische Agrarreform proletarisierten 
Bauern, die Bauern, die der Krieg von Haus und Acker weg- 
gerissen hat, das ist die Soldatenrevolution. Der Krieg steckte 
die Volksmassen zum großen Teile in den Soldatenrock, abtr er 
verstärkte in ihnen nur die revolutionären Tendenzen. Der Gegen- 
satz zwischen Volk und Armee wurde aufgdioben, indem im Kriege 
das Volk zur Armee wurde. Auch in anderer Hinsicht erleichterte 
der Krieg den Obergang eines Teiles der Armee auf die Seite der 
Arbeiterschaft. Die großen Verluste an Offizieren nötigten die R^e- 
rung, die akademische Jugend, die Volksschullehrer usw. zum 
Offiziersdienst heranzuziehen. Diese demokratischen Elemente konn- 
ten natürlich keinen Damm bilden gegen die revolutionären Tm- 
denzen im Heere. DaB die Generalität gegen diese Tendenzen war, 
braucht man nicht groß und breit zu beweisen. Jede revolutionäre 
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Agitation wurde im russisdien Heere mit ebenso drakonischen Mit- 
tein unferdrüdct, wie in allen anderen. Die Bnissilcw, Ewerts, hat- 
ten gewiß nichts gegen eine Erneuerung der Regierung durch die 
Liberalen, die zur Stärkung der Kriegführung beitragen konnte. 
Aber daß eine Revolution kein Weg zur Stärkung der Kri^sfüh- 
rung des Imperialismus ist, das haben die Generäle ganz gewiß 
verstanden. Wenn sie trotzdem gegen die aufständischen Truppen 
in Petersburg keine anderen gesandt haben, so weil sie damit rech- 
nen mußten — wie es nach dem Beridit der „Tünes" General 
Rußki dem Zaren gesagt hat — daß jedes Regiment, das man nach 
Petersbui^ sendet, auf die Seite der Revolution übergehen würde. 
Die Rolle der Soldaten in der Revolution, die gegen ihren prole- 
tarischen, ihren Volkscharakter zu sprechen schien, spricht für die 
Tiefe und Breite der Revolution. Nicht auf Kommando von oben, 
sondern dank dem elektrischen Funken, der von der Straße in die 
Kasernen sprang, trat die Armee in Bewegung. Und das bestimmt 
auch den Charakter ihres Aufstandes. M5gen auch revolutionär- 
patriotisdie Elemente in der Armee von Einfluß sein, die sich der 
Hoffnung hingeben, an der Spitze der revolutionären Truppen den 
Si^ über den preußischen Militarismus davontragen zu können, 
eine proletarisch-bäuerliche Armee stdit nicht im 32. Kri^[smonaf 
auf, um den Krieg noch 32 Monate zu führen. Der Anteil der 
Armee an der Revolution, der dieser einen ktiegerischen Charakter 
zu geben schien, wird die auf den Frieden hinwirkenden Tendenzen 
der Revolution stärken. Und damit sind wir bei den Trägem der 
imperialistisdien Tendenz angelangt, die die Revolution als Weg 
zum Sr^ gebrauchen wollen, bei der imperialistischen Bourgeoisie, 
deren Teilnahme an der Revolution das zweite Merkmal bildet, das 
das Jahr 1917 vom Jahre 1905 unterscheidet 

DIE IMPERI AUSTISCHEN REVOLUTION ARE. 

In Pskow lud der Moskauer nationalliberale KapitaUst Outschkoff 
und der Konservative Schulzln, Vertreter des Großgnmdbesitzes, 
den Zaren ein, gefälligst die Krone abzusetzen. In der neuen revo- 
lutionären Regierung tritt ein Kapitalist daa andern auf die Hüh- 
neraugen. Ist das eine Wiederholung der Ereignisse vom Januar 
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bis Dezember 1905, als die Kapitalisten den Arbeitern für die Tage 
der politisdien Massenstreiks die Löhne auszahlten, um dann, als 
es sich zeigte, daß das Proletariat nach seinen Si^e über den 
Zarismus den Kampf um den Achtstundentag b^ana, sidi in die 
Arme des Zarismus zu werfen? Oder hat vielleicht die Bourgeoisie 
die Unvereinbarkeit ihrer Interessen mit denen des Zarismus er- 
kannt und sich entschlossen, eine gründliche Revolution zu madien? 
Haben die Opportunisten in der russischen Sozialdemokratie nicht 
recht behalten mit ihrer Behauptung,^ daß die Revolution nur dann 
siegen wird, wenn sich die Bourgeoisie an ihre Spitze stellt? Die 
Tatsachen beantworten diese Frage. 

Die Bourgeoisie war sich in den Anfangsmonaten der Revolution 
von 1902 ihres Gegensatzes zum Proletariat nicht voll bewufit Sie 
hoffte, daß es ihr die Kastanien aus d»n Feuer holen werde. In den 
Jahren des Krieges kehrte sie zu der Jugendeselei nicht mehr zu- 
rück. Sie vergaß keinen Augenblick den zehnjährigen Kampf mit 
d«n Proletariat und sah sich bei jedem Schritt ängstlich um, ob sie 
durch ihre Konflikte mit dem Zarismus die Arbeiterschaft nicht in 
Bewegung setzte. 

Nein, die Wonnen, Irrungen und Wirren der jungen Liebe blieben 
der um zehn Jahre älteren Bourgeoisie völlig versagt. Ist sie also 
eine Vemunftehe mit der proletarische Revolution eing^angen? 
Auf Grund der Rechnung vielleicht, daß sie dem Proletariat zwar 
Zugeständnisse machen wird, aber dafür die Macht in die Hände 
bekommt. Auch das ist nidit der Fall. Die Bourgeoisie hat sich in 
den zehn letzten Jahren mächtig organisiert. Sie hat Kartelle und 
Aktiengesellschaften, Untemebmerverbände ins Leben gerufen, sidi 
im Kri^e in Kriegsindustriekomitees organisiert, sie hat in die 
Hände des Bundes der Städte, der Provinzialverwaltungen, des Ro- 
ten Kreuzes nidit nur die Arbeit der Liet>estätigkeit, sondern einen 
großen Teil der Heeresversorgung genommen. Und sie besorgte 
diese Arbeit nicht als Dienerin der zarischen Kriegspolitik, sondern 
weil sie im Weltkrieg ein Mittel zur Erfüllung ihrer eigenen Inter- 
essen sah. 

Hinter der imperialistische Politik Rußlands stdien keine so brei- 
ten Kreise des Bürgertums wie in England und Deutschland, aber 
es unterliegt keinem Zweifel, daß es breitere Kapitalistenkreise sind, 
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als die, die den Kxitg mit Japan uaterstütztoi. Dit Eroberung Koa- 
staotinopels und Armeniens, die audi Persiens Unabhängigkeit 
ein Ende bereiten würde, würde nicht nur neue Märkte eröHnai, son. 
dem durch Stärkung der Weltposition Rußlands der kapitalbedürf- 
tigen russischen Bourgeoisie günstige Anleihebedingungen vorschaf- 
fen. Der Sieg über Deutschland würde helfen, einen bessere Han- 
delsvertrag zu erringen, d. h. einen, der eine noch höhere Kartell- 
rente unter dan Schutze der eriifihteo IndustriezSIle gewähren würde. 
Auf dem Boden der imperialistischen Politik hat sich die Bour- 
geoisie mit d&n Zarismus seit 1907 zusammengefunden, und in den 
Anforderungen dieser Politik an die Staatsotganisation sah sie 
auch den Weg, auf dem der Zarismus genötigt werden konnte, ihr 
Zugeständnisse in der inneren Politik zu machen. 
Der Verlauf des Weltkrieges bewies, daß, obwohl der russische 
Militarismus seit dem Russisch-Japanischen Kriege größere Fort- 
schritte gemacht hat, als man früher annehmen konnte, die Bureau- 
kratie noch ebenso korrupf und zur Erfüllung der ungeheuren Auf- 
gabe der Verso^:ung der Front, wie der Organisierung des Hinter- 
lande&nocb ebenso unfähig ist. Die eigentliche Arbeit leisteten, wie 
gesagt, die Bourgeoisie und ihre Organisationen. Sie hoffte also, 
daß dieser Zustand auch ein^ politischen Ausdruck finden werde. 
Sie redete auf die Bureaukratie wie auf dn krankes Pferd ein — be- 
kam aber Fußtritte. Sie protestierte — und bekam wieder Fußtritte. 
Da entschied sie sich endlich, das störrische Tier etwas an die Kan- 
dare zu nehmen. Zuerst mit Hilfe der Verbündeten, die einsahen, 
daß die russische Bourgeoisie die Kri^ührung besser organisieren 
kann, als die zarischen Diebe, und länger als sie im Kampf g^en 
Deutschland ausharren werde. Der englische Botschafter Buchanan 
unterstützte demonstrativ die imperialistisch-bürgerlidie Oppositon ; 
Lord Milner kam, nach emer offenen Erklärung des „Manchester 
Guardian", um den Zaren zu Zugeständnissen an sie zu überreden. 
Als auch das nicht half, suchte die Bourgeoisie mit den liberalen 
Admiralen und Generälen Verständigung, um durch gemeinsamen 
Druck auf den Zaren ihn zur Ernennung eines liberalen Mini- 
steriums zu zwingen. Weiter gedachte die Bourgeoisie nicht 
zu gebm. Eine kleine Drohung mit än&a kleinen Putsch, 
Majestät zur Vernunft gebradit, und der Krieg kann flott weiterge. 
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führt werden. Das war der Plan. Man dachte nicht an die Revo- 
lution, wollte sie nicht, fürchtete sie. Und man hat sit auch nidit 
gemacht. 

Noch am 10. März suchte die Bourgeoisie mit dem Zaren Frieden 
zu schließen. Zu ihrem Unglück wollte der Zar kein Kompromiß. 
Dazu kam noch ein neuer Faktor, der der Bourgeoisie über den Kopf 
wuchs : das Proletariat und die Soldaten, die am 8. März auf den 
Straßen Kämpfe mit dem Zarismus ausfochten. Und sie stellten die 
Bourgeoisie vor eine vollkommen neue Situation. In Petersbu^ 
stand ein bewaffnetes Volk da, der Zar war geflohoi, d. h. er bat der 
Bourgeoisie den Krieg erklärt. Sollte sie nunmehr auch auf die Hilfe 
des Volkes verzichten? Das wäre Selbstmord. Das Bürgertum ging 
zu einer kleinen Familienauseinandersetzung mit don Zaren und 
geriet in die Revolution hinein. 

Die Revolution hat das Proletariat in Bluse und Montur gemacht 
„Die Revolution sdieint begonnen zu haben als Soldatenaufstand, 
gestützt durch die Arbeiterschaft, aber die Duma nahm sdmell und 
fest die Macht in ihre Hände", schrieb die' „Times" am 16. März. 
Dieses Urteil des großen englischen konservativen Blattes, geschrie- 
ben unter dem ersten frischen Eindruck der Erdgnisse, trifft den 
Nagel auf den Kopf und straft die „Times" LOgen, wenn sie jetzt 
die russische Arbeiterschaft bezichtigt, nicht sie habe die Gewalt 
erobert, sie solle also kuschen und der Boui^eoisie helfen zu si^en. 
Die arme „Times" hatte sich geirrt, als sie am 16. März die Hoff- 
nung aussprach, daß die gefährlichsten Tage vorüber seien, d.h. daß 
die Revolution vorüber sei. Sie ist erst im Anfange, und die Ar- 
beiterklasse wird in ihr die entscheidende Rolle spielen. Darum gilt 
es, zu sehen, was sie bisher getan hat Daraus werden sidi die 
Grundlinien ihrer Politik audt in Zukunft ergd>ra. 

DIE ROLLE DER ARBEITERKLASSE. 

Die treibende Kraft dieser Revolution, wie der des Jahres 1905, 
bildet die Arbeiterklasse. Die Gärung im Kleinbürgertiun, das 
Streboi der Bourgeoisie nach Macht, bildeten nur die günstigen Be- 
dingungen, unter denen das revolutionäre Drängen des Proletariats 
sich so schnell in Revolution umwandeln und vorerst dem Zarismus 
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einen betäubenden Schlag versetzen konnte. Ohne Unterstützung 
des Kteinbürgerhims in Land und Stadt wird das Proletariat die 
Revolution nicht siegreich durchführen können, und sollte es über die 
Bourgeoisie siegen, so wird es sich in einem agrarischen Lande wie 
Rußland ohne Hilfe der Bauern eine längere Zeit nicht behaupten 
können. Wir unterstreichen diese Momente einstweilen nicht, zwecks 
Aufstellung einer Perspektive der Entwicklung — das wird die Auf- 
gabe weiterer Artikel sein — sondern um zu zeigen, daß unsere Auf- 
fassung von der Rolle des Proletariats nicht der Überschätzung 
seiner Kraft entspringt. Wir sehen ihre Grenzen, aber das schafft 
die Tatsache nicht aus der Welt, daß die Bourgeoisie 1917 ebenso- 
wenig wie 1905 die treibende Kraft der Revolution war, daß es viel- 
mdir, damals wie heute, die Arbeiterklasse ist. 
Die Revolution begann 1905 mit dem „Bittgang" des Proletariats 
zum Zaren am 22. Januar, und ihr Siegeslauf wurde beendet mit 
ihrer Niederlage im Moskauer Aufstand im Dezember 1905. Im 
Jahre 1906 suchte sie die eroberten Positionoi in den blutenden 
Händen zu halten, at>er die Stockprügel auf den Magen, die ihr das 
Kapital versetzte, die Füsiladen des Zarismus warfen sie zu Boden. 
Noch einmal richtete sich die Arbeiterschaft Periersburgs auf, als 
die sozialdemokratischen Abgeordneten der zweiten Duma vor das 
zarische Gericht geschleppt wurden. Die Proletarier Petersburgs 
fcuerien die letzten Patronen ab, um ihren Vertrauensmännern auf 
dem schweren Weg zuzurufen: Wir sind da! Dann aber senkte 
sidi die Finsternis der Konterrevolution ober das Proletariat, und 
nur aus den Gefängnissen kam Kunde von den Kämpfern, die aus 
seinen Reihoi gerissen waren. 

Wenn auch ein Teil der Sozialdemokratie, die Liquidatoren, kapi- 
tulierte, teils die Reihen der Partei verließ, teils annahm, die einzige 
Arbeit, die vor den Sozialdemokraten stehe, sei, allerhand legale 
Organisationen zu bilden, die allmählich der Arbeiterschaft erlauben 
würden, sich Positionen zu erringen in dem Rußland, das den Weg 
der bürgerlichen Revolution schon endgültig verlassen und den Weg 
langsamer bürgerlicher Entwicklung betreten hat, — so hielten die 
Radikalen der Partei, die Bolschewiks, ihre revolutionären Ziele auf- 
recht. Solange der Zarismus und die Bourgeoisie die Bauern nicht 
befriedigt haben, gilt es an dem Ziel der gewaltsamen Niederringung 
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des Zarismus festzuhalten, den Kampf der Partei auf dieses Zid, 
nicht auf Reformen einzustelloi, alle legalen Positionen nur für 
diesen Zweck zu gebraudien. Zwischen diesoi zwei Standpunkten, 
den der Liquidatoren, die die Revolution als beendet, die Reform als 
nächste Aufgabe betrachteten, und dem der Bolscbewiks gab es 
dne mittlere, hauptsädilich von Trotzky repräsentierte Richtung, i 

die zwar auf die Revolution nicht verzichtete, aber den Weg zu ilir i 

im Kampfe um TeJlreformoi sah. Als im Jahre 1912 dank der Bes- | 

serung der wirtschaftUdien Konjunktur die in den Jahroi 1906/07 I 

niedergeworfene Arbeiterbew^ung meder ihr Haupt zu eiitd>eii be> I 

gann, als sie nach den Lenametzdcien stürmischen Charakter an> , 

nahm, mtschied der wirkliche Gang der Erdgnisse über den Strdt 
in der Partei. Die Mehrheit des Proletariats, die wirklich zu kämp- | 

fen anfing, stellte sich nicht die Reformierung des Zarismus, sondern j 

seine Niederringung als Zid. Sie wollte nicht einmal als Aus- 
gangspunkt den Kampf um Reformen nehmen, sondern rückte dem I 
Zarismus auf doi Ldb. Im Juli 1914, im letzten Monat vor dem 
Kri^ausbnich, konnte Poincari in Petersburg Barrikaden, demon- 
strierende Massen sehen. Vielleicht wäre das Resultat dieser Kämpfe 
nur die Eroberung von Reformen, nicht der Sieg ül>er den Zarismus 
gewesen, wenn der Krieg nicht alle Gegensätze so ungeheuer ver- 
sdiärft hätte. Aber auch dann würde die Geschichte alle die, die im 
Kampfe um die Reformen den Weg zur Revolution sehen, Idiren, 
daß sie noch dne andere Dialektik kenne, als die, durch den 
Kampf um Reformen zur Revolution zu gdangen : die Reformen als 
Resultat des Strebens zur Revolution. Die Geschidite hat den BoL 
schewiks schon völlig redit g^eben gegenüber den Liquidatoren, 
wie den Vermittlem. Wie redit sie in ihrer Politik der Trennung 
von den Liquidatoren hatten, zeigte die Umwandlung der Mdiitaeit 
der Liquidatoren in Sozialpatrioten. 

Dtx Kri^ hat die Arbeiterklasse in ihrem Kampfe vorerst zurück- 
geworfen. Die antikri^crische Haltung der Bolscbewiks, ihre Pro- 
paganda des revolutionären Massenkampfes wurde von den Sozial- 
patrioten des Auslandes als bedeutungslos daigestdlt: kleine Grup- 
pen von Ideologen, verbitteri gegen den ZfU^smus, die nidits zu ver. 
Heren haben. Selbst als aus Rußland Nachrichten vom Kampfe 
immer mehr wachsender Tale der Arbdterschaft, von Munitions- 



dby Google 



RUSSISCHEN REVOLUTION 445 

Streiks, Demonstrationen kamen, hielt man sie für symptomatisdi, 
aber real genommen für bedeutungslos. Die Losung der Bolscbe- 
wiks: Nicht Burgfrieden sondern Bürgeikri^! ersdiien manchem 
zentrümlidien „Realpolitiker" als eine Obertreibung, die das Leben 
selbst korrigieren werde: es ist genug, wenn die Sozialdemokratie 
die Hände rein behält, keine Verantwortung übernimmt. 
Jetzt steht Rußland im Bürgerkrieg, im budistäblicbsten Sinne des 
Wortes. Er ist gegen den Willen der Bourgeoisie ausgebrochen; 
unter dem Druck des Proletariats wurde der Zar abgesetzt und fest- 
genommen, wurden die Schergen der Reaktion arretiert, wurde dem 
Großfürsten Nikolai Nikolajewicz das Oberkonunando genommen. 
Das Proletariat rief sofort die Arbeiterdelegiertenräte ins Leben, 
dieses im Jahre 1905 aus den Massen herauswachsende Instnmient 
ihres Kampfes, die direkte Vertretung der Klasse, es bewaffnet sich. 
Gegen woi? Gegen die noch lebendigen Kräfte des alten Regimes 
wie gegen das neue Regime der Bourgeoisie. Das neue R^ime ist 
noch nicht gesichert vor einem Streidi der Reaktion. Einstweilen ist 
nur der Zar besiegt, aber die Demokratie noch nicht durchgeführt. 
Ist es nicht zu früh, wenn schon jetzt die radikale Sozialdemokratie 
das Volk zum weiteren Kampfe rüstet, wenn sie weiter gehende For- 
derungen nicht nur auf dem Gebiete der Demokratie — Republik — 
sondern auf sozialem Gebiete aufstellt: wenn sie den Achtstunden- 
tag für die Arbeiter, Grund und Boden für die Bauern fordert? Da 
sich diese Forderungen nicht nur gegen die früheren, sondern auch 
g^^ die heutigen Machthaber richten, spricht die Ententepresse 
von der konterrevolutionären Aktion der Bolschewiks und der Ar- 
beiterklasse überhaupt. Aber ein Blick auf die Kräfte der Reaktion 
und die äußere Lage der Revolution wird zeigen, dziS die Revolution 
umsonst für die Arbeiterklasse und Bauern stattgefunden hätte, wenn 
sie von der Sozialdemokratie als beendet erklärt würde. 



DIE TAKTIK DER ARBEITERKLASSE. 
„Da Rußland freudig das neue Regime begrüßt hat, ist es eine 
augenscheinliche Lächerlichkeit, von der Möglichkeit der Wiedo*- 
herstellung der Herrschaft der Reaktion zu sprechen; aber die Ex- 
tremisten (d. h. revolutionäre Sozialdemokraten, K. R.) bestehen 
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darauf, daB es gefährlich ist, wenn die Arbiter üi die Fabriken, die 
Soldaten zu ihren Pflichten zurficldc^ea" — tel^rapbierte am 
20. März der Korrespondent der „Thnes'*, dessen Korrespondenzen 
trotz ihrer Pfiffigkeit noch die besten Einblicke in die gegensätz- 
lichen Strömungen der Revolution gewähren. Und in einer offiziösen 
Note des Pariser „Temps" vom 27. März hdßt es: „Die jetzige Re- 
gierung hat wenig zu fürchten von einem reaktionären Rückschlag. 
Es scheint aber, daß sie von den Sozialisten zu fürchten hat, die 
sich revolutionär erweisen in der ganzen Bedeutung des Wortes." 
Nicht das alte Regime, das Proletariat ist d i e Gefahr, das ist die 
Losung, die das Finanzkapital Englands und Frankreichs der rus- 
sischen Bourgeoisie ausgibt. Und das ist auch ihr Standpunkt Aber 
zu schwach, sofort mit dem Proletariat abzurechnen, sucht die rus- 
sische Bourgeoisie es einzulullen mit dem ersten Teil der konter- 
revolutionären Losung, mit dem Freudenruf: das alte Regime ist tot! 
Niemals haben die Kräfte der Reaktion ohne die veizweifelste Ge- 
genwehr die Waffen gestreckt. Die russischen Junter und Bureau- 
kraten werden es am wenigsten tun: Jahr für Jahr untergräbt die 
wirtschaftliche Entwicklung und ihre eigene Lotterwirtschaft ihre 
Grundlagen als halbfeudale Großgrundbesitzer; die Staatsmacht 
ist ihr letzter Rettungsanker. Für den Troß der bureaukratischen 
Aussauger und Diebe ist sie die einzige Quelle von Geld und Macht. 
Wollen sie nicht untergehen, so müssen sie auf Leben und Tod 
kämpfen. Sie wurden durch die Ereignisse überrumpelt, sind sidi 
noch im unklaren, was sie von einzelnen Truppenteilen zu erwarten 
haben. Sie wollen abwarten, bis die durch das Anwachsen der 
proletarischen Bewegung erschrockenen Bourgeois sich ihnen in die 
Arme werfen. 

Kann sich das Proletariat dagegen durch „Mäßigung" wdiren? 
Nun, verziditet es auf den Kampf um Brot, Freiheit und Frieden, 
dann werden ihm die jetzigen Bourgeois Lobreden spenden, sie 
werden sich gegen die Nikolajew halten können, aber die Ar- 
beiter werden weiter bluten für den Imperialismus und werden am 
Schlüsse mit leeren Händen ausgehen. Es gibt nur einen W% der 
Sicherung gegen das alte Regime. Es ist die Verschanzung und 
Verbarrikadierung der Revolution: politisch und sozial. Die soziale 
Revolution besteht darin, daß das Proletariat sich sofort bewaffnet. 
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sofort die Wahlen zu den Kommunen der Städte erzwingt, den Ver- 
waltungsapparat in die Hände nimmt, die Obdachlosen in die 
Wohnungen der Reichen bringt und gegen die Kri^swucherer dra- 
konisch vorgeht. Die städtischen Verwaltungen müssen sofort die 
Bildung von Bauemgemeindeverwaltungen anr^en, die Bauern an- 
spornen, sidi in den Besitz des Orund und Bodens der OroBgrund- 
besitzer zu setzen, ihnen Hilfskräfte zur Bebauung des Landes zur 
Verfügung stellen. Es wird Sache der großen Kommissionen und 
der Arbeiterdel^ertenräte sein, laut die Forderung zu erheben, daß 
Fabriken Ackergeräte liefern, daß Bauemsoldaten nach der Heimat 
beurlaubt werden zur Bestellung ihres Ackers. Das letzte ist un- 
möglich ohne Einstellung jeder offensiven Bew^ung, die dem rus- 
sischen Imperialismus Persien, Armenien, die Dardanellen sichern 
sollen ohne defensives Verhalten an der deutschen Front. 
Und das führt zu den politischen Forderungen: sofortiger 
Waffenstillstand, Friedensverhandlungen, Achtstundentag, Wahlen 
zur Konstituante auf Grund der allgemeinen, gleichen Wahlen für 
Mann und Frau, die Romanows vor Gericht. Kann man sich stär- 
kere Rufe vorstellen? Und wie der Kampf für alle diese Ziele auf- 
rüttelnd auf das Proletariat wirken wird, so wird er die Arbeiter- 
wie Bauemmasse Rußlands so sehr mit den Geschicken der Revo- 
lution verketten, daß die Reaktion weder auf die Unaufgeklärtheit 
der Bauern, noch auf die Müdigkeit der Arbeiter rechnen können 
wird. 

Ist das nidit ein „Plan" revolutionärer Alcbimisten, die in ihrer 
Studierstube Rezepte aushecken? Wer aufmerksam das Wirrwarr 
der Telegramme liest, die die große Presse aus Petersburg bringt, 
der wird bemerkt haben, daß wir nur systematisiert haben, was die 
radikale Arbeiterschaft schon an Ort und Stelle unter dem Drang 
der Notwendigkeit durchführt. Selbst von der Forderung der Sol- 
daten, daß ältere Jahrgänge zur Bestellung der Acker entlassen wer- 
den, berichtete die „Times" vom 24. März. 
Es kann nicht anders sein. Das Proletariat muß suchen, den Sieg 
in seinem Interesse auszunützen. Und diese Ausnützung des eigenen 
Sieges für die eigenen Interessen des Proletariats, das ist die Anar- 
chie, Fanatismus, Extremismus der „unbekannten Redner" aus dem 
Arbeiterdelegiertenrate, gegen die der „Temps" wie die „Times" so 
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sdiimpfen. Antäus, der die Mutter Erde za berühren sudit, um 
Kraft zu gewinnen I 

Und weil es so ist, wird diese Schanzarbeit des Proldariats früher 
odo' später zum Zusammenstoß mit der ^euen R^erung** der im- 
perialistischen Bourgeoisie fütiren, wobei sie sich mit den Männern 
des alten Regimes zusammenhnd.en wird. Das Proletariat erstid>t 
momentan den Sturz der neuen Regierung nicht, es will sidi nur 
gegen üire langen Finger wehren, die ihm alle Früchte des Sieges 
nehmen wollen. Aber weil es sich der ,^euen Regierung" der altoi 
Ausbeutung nicht auf Onade und Ungnade ausliefern will, wird 
es nach aller Voraussicht zwischen ihm und ihr zum Kampf auf 
Leben und Tod kommen. 

Sein Ausgang wird von der Wirkung abhängen, die die nissisdie 
Revolution auslöst 

DER KAMPF UM DEN FRIEDEN. 

Im Zentrum aller Fragen der Revolution steht die Kriegs- und Frie. 
densfrage. Wenn auch die historisdien Wurzeln dieser Revolution 
viel tiefer liegen — ist sie doch nicht nur ein Resultat des Krieges, 
sondern des langen Zersetzungsprozesses Rußlands, wie der langen 
revolutionären Kämpfe — so wiu-de sie ausgelöst durch den Krieg. 
Die Bourgeoisie kam in Opposition zum Zarismus, weil sie den 
Krieg energischer führen zu können glaubte, die Volksmassen er- 
hoben sich, weil sie gegen die schrecklichen Kriegsfolgen kämpfen 
wolltm. Aber nicht nur diese Entstehung der Revolution aus don 
Krieg stellt die Kriegsfrage ins Zentrum aller Kri^:sprobleme. Der 
Zarismus ist gestürzt; aber ein neues Gebäude ist noch nicht errich- 
tet. Da entsteht die Frage: wie wird die Weiterführung des Kri^es, 
Sern Ausgang auf den inneren Ausbau Rußtands wirken? So kon- 
zentrieren sidi alle Widerspruche der Revolution, alle ihre Oegen- 
Sätze auf die Frage: Krieg oder Frieden? 

Die imperialistische Bourgeoisie will den Krieg bis 
zun Siege. Dieses Sieges w^;en hat sie zwar gegen den Zarismus 
frondiert und dazu beigetragen, die Lage zu schaffen, in der der 
Sieg der Revolution möglich wurde. Und indem sie den Krieg Ins 
zum Ende propagiert, erklärt sie, dem Werke der Demokratisierung 
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Rußlands zu dienen. Nur wenn Rußland seine imperialistischen 
Ziele verwirklicht hat, in erster Linie, wenn es Konstantinopel 1»- 
sitzt, die freie E>urchfahrt durch die Dardanellen, hat es Aussicht 
auf eine gedeihliche wirtschaftliche Entwicklung, ohne die der 
innere Ausbau unmöglich ist. Nur die Zertrümmerung Österreichs, 
die Niederlage Deutschlands, der allgemeine Sieg der Entente, wird 
ein demokratisdies Europa entstehen lassen, in dem Rußland vor 
den konterrevolutionären Eingriffen Deutsdilands geschützt sein 
wird. Und darum ist jeder ein Verräter an der Revolution, der nicht 
für den imperialistisdien Krieg der Herren Gutschkow und Mil- 
jukow eintritt. Die mssisdien Arbeiter werden diesem Rattenfänger- 
lied nicht folgen. Vorerst kennen sie die Herren Miljukow und 
Outsdikow, d. h. die großen Kapitalisten, liberalen Junker und Pro- 
fessoren zu gut Die Revolution von 1917 weiß von keinen IHitter- 
wodien. Alle ihre Akteure kamen in der Zeit 1907—1916 m so 
nahe Berührung, daß sie für einander keine Oberrasebungen mehr 
t>e^en. Die liberalen Bourgeois vom Zeichen Miljukows klagten 
zwar in dieser Zeit den Zarismus an, aber sie waren immer bereit, 
mit ihm gegen die Demokratie zu konspirieren; sie kämpften nicht 
um die Niederwerfung des Zarismus, sondern um seine Zustutzung, 
Modernisierung. Und noch am 14. März, nach dem Siege der Re- 
volution, erklärte sich Miljukow für die konstitutionelle Demokratie, 
ge^en die Republik. Wenn schließlich das Zentralkomitee seiner 
Partei, der Kadetten, sich für die RepubUk erklärte, so geschah das 
unter dem wachsenden Druck der Massen und kann deshalb bei 
ihnen kein Vertrauen erwecken. Mit Herrn Outschkow und seiner 
Partei, den Oktobristen, liegen die Dinge noch klarer. Es gibt keine 
Schandtat des Zarismus nach 1905, an der diese Partei der Groß- 
kapitalisten, der geschworenen Feinde des Proletariats, nicht mit- 
schuldig wäre. Und das sollen die Verteidiger der Demokratie sein^ 
sie sollen einen Krieg führen, der die Sicherung der Republik in 
Rußland zum Ziel haben sollte? Nur durch den Kampf gegen 
sie, den Kampf bis aufs Messer, den Kampf mit dem Ziele ihres 
Sturzes, kann man die Demokratie in Rußland sidiem. Dieser 
Kampf gilt auch ihren Kriegszielen. Sie bilden nicht nur teine 
Vort>edingung einer gedeihlichen wirtschaftlichen Entwicklung Ruß- 
lands, sondern umgdcehrt; verwirklicht, werden sie Rußland die 
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größten Lasten auferlegen. Konstantinopel und die E}urdi{ahrt 
durch die Dardanellen sind für die friedliche Eatwicklui^ Ruß- 
lands wertlos. Wenn Rußland mit der Türkei im Frieden lebt, kann 
es seine kombeladenen Schiffe so oft in die Welt hinaussendoi, wie 
es ihm gefällt. Die Dardandlen sind Rußland nur dann nötig, 
wenn es an die weitere Raubpolitik des Imperialisious daikt, wenn 
es im Mittelmeer auf Abenteuer ausgdien will. Das bedeutet aber 
neue ungeheure Rüstungen, neues Schürzen von Knoten, zu derm 
£>urchhauen''dann wieder Millionen russischer Bauern und Arbeiter 
ihr Leben hergeben müßten. 

Das Kri^sziel der Kadetten wie das der Oktobristen erfordert den 
Kri^ bis zum Weißbluten Europas, den Krieg, der die Kriegs- 
lasten zu einem zermalmenden BÖrge anwachsen ließe. Und soUte 
dieses Ziel erreicht werden, so müssen die russischen Bauern und 
Arbeiter sich auf neue Kriege vorbereiten. Es ist klar: die Inter- 
essen der russischen Revolution erfordern den Kampf auf Lä>en und 
Tod gegen die Kadetten und Oktobristen, g^en die provisorisdie 
Regierung, die ihre Ziele verfolgt. Es verrät die Revolution — mS- 
gm seine subjektiven Absichten noch so gute sein — wer, wie der 
kleinbürgerliche Demokrat Keroiski, in dieser Regierung sitzt. 
Ja, wir müssen gegen die imperialistischen Kriegsziele kämpfen, 
aber wir kSnnen trotzdem die Waffen nicht niederlegen, ehe der 
preußische Militarismus, ehe die HohenzoUem nidit tiesiegt sind. 
Kommen sie aus diesem Kriege heil heraus, so wird es keinen Platz 
für die russische Republik geben. Wir müssen die junge russische 
Freiheit solange mit Bajonetten verteidigen, bis die ibr von außen 
drohende Gefahr durch den Sieg der Entente überwunden wird. So 
erklären nicht nur die offenen Sozialpatrioten, die Pledianow im 
Ausland, die Potressow, Tschenkeli in Rußland, sondern auch die 
Zentrumsmänner wie der Abgeordnete Tscheidse, Skobelew und 
seine Anhänger, die formell die Zimmerwalder Beschlüsse aner- 
kennen. Auf diesem Standpunkt steht die Mehrheit des Petersburger 
Arbeiter- und Soldatendelegiertenrates, die Vertretung der Volks- 
massen Petersburgs. Triumphierend berichtet die Ententepresse: mit 
Ausnahme der „Extremisten", der Bolschewiks, die gekaufte Agen- 
ten Deutschlands oder fanatische Narren sind, sind alle Sozialisten 
Rußlands für die Weiterfuhrung des Krieges, den sie als einen Ver- 
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teidigungskrieg darstellen. Und würden die Sozialpatrioten wie 
Zentnunsleute Aussicht haben, das Obergewicht, das sie einstweilen 
in dem Arbdterdel^iertenrate besitzen, zu behaltoi, die Entente 
hätte allen Gnuid, sie an ihren Busen zu drücken: denn die Herrn 
Sozialpatrioten, wie die Zentrumsleute dienen durch ihre Arbeit 
nicht nur den Zielen der Entente, ihres Imperialismus, sondern sie 
arbeiten den Miljukows und Gutschkows, also den Gegnern des 
Si^es der Revolution, den Gegnern der Republik in die Hand. 
Die Herren Sozialpatrioten und Zentrumsleute erklären: ja, wir 
sind gegen die imperialistischen Kriegsziele, ja, wir sind dagegen, 
daß um die Eroberung der Dardanellen und Konstantinopels das 
Biut der russischen Bauern und Proletarier fließe. Wir wollen nur 
die russiscbe Republik vor den preußischen Bajonetten verteidigen. 
Das ist sehr schön. Aber wenn die imperialistische Bourgeoisie am 
Ruder bleibt, wenn die Outsdikows und Miljukows die R^erung 
in der Hand behalten, dann gelten dodi nicht die Wünsche der So- 
zialpatrioten und Zentrumsleute, sondern die Kriegsziele des nis- 
sisdien Imperialismus und der Entente Sollte die Entente mit Hilfe 
der russisdien Sozialpatrioten und Zentrumsleute siegen, so wird es 
der Sieg des Imperialismus sdn und nicht der Friede ohne An- 
nexionen und Kontributionen, den der Arbeiterdelegiertenrat als sein 
Ziel proklamiert. Würden die russisdien Arbeiter und Bauern die 
provisorische R^erung der imperialistischen Bourgeoisie stürzen, 
alle imperialistischen Bündnisse und Verpflichtungen, die der Zaris- 
mus eingegangen ist und die provisorische Regierung anerkannt hat, 
aufbeben, dann kOtmten sie sagen : wir haben die Republik gesichert, 
die keine Eroberung will, dann könnten sie sagen, wer gegen uns 
ist, der führt einen Eroberungskrieg, dann könnten sie an das Prole- 
tariat aller Länder appellieren, es aufrufen ziun Friedensschluß 
aller Völker. Dann würde die russische Revolution sagen können: 
Friede der Völker gegen den Imperialismus, oder das Jahr 1793 
des russischen Proletariats und Bauontums, der Kampf der rus- 
sischen Revolution gegen alle reaktionären Kräfte der Welt Wir 
werden noch sehen, ob die Vorbedingungen für einen solchen revo- 
lutionären Krieg gegeben sind; — jetzt wollen wir nur feststellen, 
daß es direkt lächerlich ist, wenn die Tschddses und Skobelews sich 
in die Pose der Dantons werfen. Einstweilen helfen sie den Gegnern 
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der russischen Kepublik, nicht nur den Girondisten, sondern sogar 
den Feuillants der russischen Revolution, nidit nur den Kadetten, 
sondern den Oktobristen. Denn was bedeutet praktisch die Losung: 
wir führen den Verteidigungskrieg weiter? Sie bedeutet nicht nur, 
daß die russischen Soldaten einstweilen weiter ihr Blut für die im- 
perialistisdien Ziele verspritzen, sie bedeutet den Bu^frieden im 
Innern. 

Der Arbeiter- und Del^ertenrat kann Tag für Tag mit der pro- 
visorischen R^erung hadern, wie es die Blätter berichten. Mxx 
er darf nicht den Arbeitern ss^en: führt, wie ihr im Dezember 1905 
getan habt, den Kampf um eure proletarischen Rechte I Denn wür- 
den die SozJalpatrioten und Zentrumsleute dies tun, sie würden die 
Kriegsfütining ungeheuer schädigen, da die Munitionsproduktion 
gestört und geschwächt würde. Wollen die Sozialpatrioten und 
Zentrumsleute „einstweilen" das Vaterland verteidigen, so dürfen 
sie nicht auf die sofortige Demokratisierung des Heeres drängen, 
auf die M)scliaffung der Vorrechte der Offiziere, denn durch den 
Kampf um diese Ziele sdiwädien sie momentan die Schlagkraft der 
Armee. Wollen die Sozialpatriofoi die alte Generalität bdialten, 
deren Abschaffung die jetzige Schlagkraft der Armee zweifelsohne 
mindern würde, so dürfen sie nicht den Bauern sagen: nehmt den 
feudalen Großgrundbesitzern den Grund und Boden sofort w^. 
Würden sie dies tun, so würden die Herren Generäle, die mit dm 
Junkern versippt und verschwägert sind, ganz gewiß sich erst über- 
legen, ob es sidi ihnen lohnt, ein so undankbares Vaterland zu ver- 
teidigen. 

Kurz zusammenfassend: die Sozialpatrioten und die Zentrumsleute 
wollen einstweilen unter Führung der Gutschkow und Miljukow das 
Vaterland verteidigen, damit die junge russische Freiheit dem preu- 
ßischen Militarismus nicht unterliege. Aber diese Freiheit kann nur 
gesichert werden — wie es die Geschichte aller Revolutionen be- 
weist — wenn die Arbeiterklasse und das Bauerntum ohne auf die 
konstituierende Versammlung zu warten, die Demokratie von unten 
durchführen, wenn sie die faktische Macht erobern, sie sozial ver- 
ankern. Auf diese wirkliche Sicherung der Revolution müssen die 
Sozialpatrioten und Zentrumsleute verzichten, wenn sie unter der 
Leitung der imperialistischen Bourigeoisie den Krl^ weiterführen 



dbyGOOgI' 



RUSSISCHEN REVOLUTION 



wollen. Die Revoluüoa, deren Sicherung ihr Ziel ist, wird den Geg- 
nem der Revolution ausgeliefert Das einzig Reale was bleibt, ist 
der Kampf um die imperialistischen Ziele. 
Aber zum Olfick fflr die Revolution ist ihre Logik stäricer, als die 
der Sozialpatrioten und Zentrumsleute. Trotz der Bemühungen der 
liberalen Bourgeoisie und ihrer sozialpatriotischen und zentrQm- 
lidien Helfershelfer läßt sich der Titan schwer bändigen. Wie die 
große Ententepresse zähneknhschend meldet, geht der Kampf der 
Arbeiterschaft um Durchführung der Demolcratie und den Acht- 
stundentag, um Grund und Boden weiter. Dieser Kampf riditet 
sich aber gegen die weitere Kriegführung. Und er findet seine 
Träger in den Sansculotten, den Vorkämpfern der russischen Revo- 
lution, in den revolutionären internationalen Sozialdemokraten Ruß- 
lands, den Bolschewiks, die sich der vorübergehenden Welle re- 
publikanisdi-revolutionärer Illusionen entgegenstemmen. Und nichts 
beweist besser das Wachstum ihrer Kraft, wie die Wut, mit der sie 
von der „Times", dem „Temps", diesen ausgesprochensten Organen 
des europäisdien Finanzkapitals, bekämpft werden. 
Die Geschicke der russischen Revolution, der europäischen Umwäl- 
zung, des Friedens hängen m der nächsten Zeit von den Geschicken 
dieser proletarischen Partei ab. Die Frage nach ihrem Stand- 
punkte und ihrem Kampfe, die wir demnächst bebandeln werden, 
fällt zusammen mit der Frage nach den Aussichten der russischen 
Revolution. 

DIE HALTUNO DER BOLSCHEWIKS. 

Die russischen revolutionären Sozialdemokraten, die Bolsche- 
wiks, die von allen Teilen des russischen Sozialismus den ener- 
gischsten, konsequentesten Kampf g^en den Zarismus geführt 
haben, die in der Zeit des Wütens der Konterrevolution unentw^ 
für den Sturz des Zarismus gearbeitet haben, brauchen nidit erst 
zu beweisen, daß sie die Revolution gegen alle Frinde verteidigen 
wollen, daß sie ihre treueste Wacht bilden. Die russisdien revolutio- 
nären Sozialdemokraten, die vom Kriegsausbruch an in schärfster 
Form seinen imperialistischen Charakter demonstrierten und dem- 
enfsprediend in Zimmerwald und Kiental eine allgemeine Kampf- 
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front gegen alle ünperialistiscbeD R^eningen herbeizuführen such- 
ten, verhaiTai auf ihrem Standpunkt. Darüber werden sich auch die 
Zentralmächte nidit die geringsten Illusionen machen. Aber in der 
Politik handelt es sich nicht um die Absichten, sondern um die Re- 
sultate, ob sie gewollt oder ungewollt sind. Welches sind die Vor- 
aussetzungen d^ bolschewikischen Politik, und wddie 
Folgen kann sie haben? Auf diese vollkommen berechtigte Frage 
gilt es zu antworten. 

Im Innern geht sie von der Voraussetzung aus, daß, wie die Träger 
der russischen Revolution nur in der Arbeiterklasse imd dem unzu- 
friedenen, armoi ßauemtiun und Kleinbürgertum zu suchen sind, — 
wobei die Arbeiterklasse der einzig konsequente und bewußte Vor- 
kämpfer der Revolution war und ist, ~- die Demokratie in Rußland 
nur im Kampfe gegen das Großkapital aufgerichtet werden kann. 
In dem Stadium der Entwicklung, in dem sich Rußland jetzt be- 
findet, wo enorme proletarische Massen dem konzentrierten Kapital 
gegenüberstehen, wo in den Dörfern die größte Unzufriedenheit 
herrscht, wo junge Nationen an den Grenzmarken Rußlands auf- 
wachen, wird das nissische Kapital bestrebt sein, eine m^Iidi^ 
große Gewalt in seine Hände zu bdcommen, die E)emokratie einzu- 
dämmen. Seinen Parteien, den Kadetten und Oktobristen, ist nicht 
über den Weg zu trauen. Das Proletariat muß jetzt schondie 
Demokratie realisieren. Dabei wird es auf den schärfsten 
Widerstand nidtt nur des russischen, sondern auch des auslän- 
dischen Kapitals stoßen. Die Ententepresse sudit die russischen 
Revolutionäre mit dem Gespenst der preußischen Bajonette zu er- 
schrecken. Aber ihre Presse pocht sdion selbst — siehe die Aus- 
lassungen des „Figaro"!— darauf, daß die ausländisdien Geldgeber 
das Recht haben, zu fordern, daß Ordnung in Rußland herrsche. 
Man braucht nidtt weit zu gehen, um die Gründe dafür ausfindig 
zu machen: die Demokratie bedeutet in einem kapitalistischen Lande 
mit einer regen, klassenbewußten Arbeitersdiaft die hödiste An- 
spannung in den Kämpfen um den Achtstundentag, um gute Ar- 
beiterschutzgesetzgebung, um politiscbe Kontrolle. Das alles ist 
schon direkt gegen die ungehemmte Heirsdiaft des Kapitalismus 
gerichtet — audi des ausländischen, das in der Volkswirtsdiaft 
Rußlands eüie große Rolle spielt — , wenn man dazu in Betracht 
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zieht, daß das nissische Kapital imperialistische Politik treiben will, 
daß das ausländische Kapital Rußland m dieselbe Riditung treibt, 
so ist es klar, daß dieses wie jenes sich g^en den Si^ der Revo- 
lution sträuben muß. Der Kampf auch nur um die Demokratie be- 
deutet also für die nissisdie Arbdterklasse den Bruch nicht nur mit 
dem eigenen Kapital, sondern schärfsten Kampf g^en das Welt- 
kapital. 

Diesen Kampf gilt es in einer Situation zu führen, wo äußerlich ge- 
nommen keine einheitliche Front des Weltkapitals besteht, wo der 
Kampf zwischen dem Kapital der Zentralmächte und dem der 
Entente das höchste Stadium erreicht. Ein Blick auf die Lajge zeigt, 
daß der nächste Feind, der den Ausbau der Demokratie mit allen 
Kräften hemmen, verzögern wird, die russischen Kapitalisten selbst 
sind. Sie haben jetzt die Macht. Sie werden vom englischen und 
französischen Kapital unterstützt. Sie gebraudien die „deutsche 
Gefahr", um den Prozeß der E)emokratisierung Rußlands zu ver- 
schieben, damit sie ihn später eindämmen können. Wer sidi mit 
ihnen verbündet, der tötet die Revolution. Duckt sich die russische 
AilKiterklasse unter das Regime ihrer Kapitalisten, t>eschränkt sie 
ihre proletarischen Ziele, um die Revolution nach außen zu schüt- 
zen, so liefert sie sich den innem Gegnern aus. Entfaltet sie ihre 
Kraft, so wirft sie die inneren Gegner. 

Die Aufrollung der Perspektive emes proletarischen 1793 bedeutet 
die Antwort auf die Frage der Sozialpatrioten und Zentrumsleute. 
Wollt ihr die russische Revolution dem äußeren Feinde ausliefern? 
Die Bolschewiks antworten darauf: Weder dem äußeren 
noch dem inneren Feinde! Aber wie wir den inneren 
Feind der Revolution, das russische Kapital nicht besiegen können 
im Bunde mit dem äußeren Feind, dem Weltkapital oder seinen 
einzelnen Teilen, so können wir auch den äußeren Feind nicht besie- 
gen im Bunde mit dem inneren. Wenn wir zusammen mit den 
Gutschkows und Miljukows für die deutsche Niederlage eintreten 
vmrden, so würden wir nicht nur dem anglosächsischen Kapital — 
dem stärkten Teil des Weltkapitals — zur Ausbeutung der Wdt, 
sondern audi Plünderung Rußlands helfen. Das russische Prole- 
tariat kann direkt nur die eigene Bourgeoisie bekämpfen. 
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Die Entente vertiratet in Rußland NadirichteD von einer drohen. 
dm deutschen Offensive gegen Petersbu^. Und die neuen 
russischen Machthaber helfen diesen Nachrichten zur größten Ver- 
breitung. Und man soll sich darüber keine Illusionen machen : die 
breiten Massen des Kleinbürgertums wie ein Teil der Arbeiterschaft 
glaubt daran. Die neuen Machthaber Rußlands verbreiten die 
Nachrichten aus konterrevolutionären, imperialistischen Gründen. 
Die Gefahr der deutschen Invasion iiat im Sommer 1915 den rus- 
sischen Sozialpatriotismus aus der Taufe gehoben. Aus Furdit vor 
Kontributionen, vor der Hemmung der wirtschaftlidien Entwick- 
lung Rußlands, hat ein Teil der Arbeiterschaft den Sozialpatrioten 
Gehör geschenkt, die da sagten : mit dem russischen Zarismus wer- 
den wü* mit der Zeit fertig; wird aber die wirtschaftliche Entwick- 
lung Rußlands gehemmt, so werden auch die antizariscfaen Kräfte 
gefesselt. Also verteidigen wir das Land trotz des Zarismus! Diese 
Stünmung erlaubte den Bourgeois einen Teil der Arbeiterschaft für 
die Mitarbeit an den Kriegsindustriekomitees zu gewinnen. Jetzt, 
wo die Revolution den Zarismus niedergeworien hat, wo die Bour- 
geois sich bemühen müssen, möglichst viel vom alten R^me zu 
retten, jetzt, wo die Entfalttmg der Revolution den Kampf um den 
kommenden Frieden zu entfachen droht, jetzt ist die deutsche Gefahr 
das einzige Mittel, das die revolutionären Kräfte der Arbeiterschaft 
lähmen kann. Das Spiel der russischen Imperialistoi ist klar: Sie 
wollen unter der Losung: Das Vaterland ist m Gefahr! die anti- 
kriegerischen Tendenzen der Arbeiterklasse niederhalten, üiren Haß 
g^en die Gefahr der nationalen Unterdrückung als Wasser auf die 
Mühle des Kampfes um die imperialistischen Kriegsziele leiten. 
Aber was den imperialistischen Machthabem imperialistische, kon- 
terrevolutionäre Mache ist, das ist für die Volksmassen in Rußland 
bitterer Ernst. Sie haben erst geblutet für die demokratischai Rechte, 
haben den Zarismus gestürzt, kämpfen um die Republik, von der sie 
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im Überscbwange des ersten Sieges alles Heil erwarten. Da sagt 
man ihnen: die deutsche Re^ening bat Anno 1871 den französi- 
schen Junkern die in Deutschland gefangenen französischen Trup. 
pen zur Verfügung gestellt, um die Kommune von Paris niederzu- 
werfen. Da sagt man ihnen : Deutschland hat dem Zarismus gehol- 
fen die russischen Revolutionäre zu verfolgen: in Frankreich, Eng- 
land konnten sie sich vor dem Kriege frei bewegen, in Deutschland 
waren sie gehetztes Wild. Da sagt man ihnen endlich: Deutsch-" 
land ist ehie Monarchie, die im Westen an eine Republik grenzt; 
kann es nun auch noch einen republikanischen Nachbar im Osten 
ertragen? Das wird den russischen Volksmassen gesagt, und ein 
Teil von ihnen zieht den Schluß: Deutschland will die Revolution 
in Rußland ausnutzen, um im Osten den Hauptschlag gegen die 
Entmte zu führen; wird Rußland geschlagen, dann hilft Deutsdi- 
land den Romanows, die dafür Zugeständnisse in der auswärtigen 
Politik machen werden, wieder auf den Thron. Also scjiließt die 
Reihen um Gutschkow und Miljukow, ihr verteidigt die Revolution, 
ihre jetzigen und zukünftigen Errungenschaften. 
- Es unterliegt keinem Zweifel — wir wiederholen es — , daß diese 
Agitation bei einem Teil der russischen Arbeiterschaft, vom Klein- 
bürgertum gar nicht gesprochen, großen Erfolg hat und die Kriegs- 
stimmung stallet, daß sie die Position unserer Gesinnungsgenossen, 
der ßolschewiks, bedroht, die in dem unerschrockenem Klassen- 
kampf gf^en den Krieg und die russischen Imperialisten das beste 
Mittel sdien, Verteidiger der russischen Revolution auch in an- 
deren Ländern in Bewegung zu setzen. 

Die deutschen Sozialpatrioten, die nidits dagegoi hätten, wenn die 
Revolution in Rußland den Frieden bringen würde, sind über die 
Verdächtigungen der Msichten des deutschen Imperialismus sehr 
empört Und sie bombardieren Herrn Bethmann Hollweg, er' solle 
doch eine Erklärung abgeben, daß die deutsche Regierung solche 
Absichten nicht hege. Und Herr Bethmann Hollw^ hat am 
29. März im Reichstag erklärt, Deutschland habe sich niemals in 
die russischen Dinge eingemischt und wolle es auch jetzt nicht tun; 
wenn Rußland einen ehrenvollen Frieden haben will, so kann es ihn 
haben. Ob diese Erklärung des Herrn Bethmann HoUw^ die Be- 
sorgnisse der russischen Volksmassen aus der Welt schaffen kann. 
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ist sdir zweifelhaft. &.t werden sidi sagen: es ist nidit die Pflicht 
eines Staatsmannes, dem Feinde die Wahitieit zu sagen, nnd kann 
die Regiening den sieb im Westen versteüenden Krieg im Osten ent- 
sdidden, so wird sie mü ihren wahren Plänen nicht herausrücken. 
Ob diese Entschddiing im Osten m^Iich ist, werden die Militärs 
beurteilen können. Man mag es l)edauem, daß die Sdieidonanns 
den russischen Arhdtem den rücksichtslosen Glauben an die Er- 
klärungen der deutschen Regierung nicht beigetn'adit haben, aber 
dieser Mangel wird dadurch nicht aus der Welt gesdiafft. 
Ja, aber Herr Noske hat ausdrüddidb gesagt: „Ich eiidäie, dafi wir 
allen Bestrebungen, die darauf hinauslaufm, die russischen Ver- 
hältnisse zu Eroberungszielen auszunutzen, mit aller Entschieden- 
heit entgegentreten." Nun ist Herr Noske ein mächtiger Herr. Aber 
Herr Noske fordert ebenso „entschieden" das preußische Wahlredit, 
wie er entsdiieden der Ausnutzung der russischen Verhältnisse zu 
Eroberungszwecken entgegentritt. Und einstweilen lehnt die R^;ie. 
rung seine entschiedenen Forderungen ab, und was sie mit seinem 
entschiedenen Protest gegebenenfalls tun würde, wissen wir audi nicht. 
Das wird die russische imperialisüscbe Presse den russischen Volks- 
massen ganz gewiß sagen, und sie wird vielleicht zur Beleuchtimg 
der „Entschiedenheit" der Noske und Co., eine Stelle aus dmi „Vor. 
wärts" vom 18. März zitieren, in der es hieß: „Innere Kämpfe wäh- 
rend des Krieges wollen wir nicht. Das politisdi reife Volk E>eutscfa- 
lands begreift, daß wir uns in der Lage, in der wir uns befinden, 
diesen Luxus nicht erlauben können, und darum erträgt es die Be. 
lastungsproben, die flun auferl^ sind, in einer Weise, die den 
Reichskanzler zu Ausdrücken der Bewunderung hinreißt" Wenn die 
Sozialpatrioten sich den Luxus innerer Kämpfe nicht lasten kei- 
nen, wie kiJnnen sie dann irgend einem Volke etwas garantieren, 
was ohne ,4nnere Kämpfe" gegebenenfalls nidit garantiert werden 
kann? 

So werden die Volksmassen in Rußland sagen, in denen der Zusam- 
menbruch der Internationale denOlauben an dieVolksg^ragewicfate 
gegen die Regierungspolitik zertrümmert bat. Die Internationale, 
die Arbeiterklasse, befindet sich in dem ersten mtscheidenden Wende- 
punkt seit dem Kriegsausbruch. Ein heroisdies Proletariat hat den 
Zarismus zu Boden geworfen. Aber allein auf die dgenen Kräfte 
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angewiesen, kann es den Frieden nicht bringen. Dieser kann nur das 
Resultat internationaler Bemütiungen sein. Mag der entschiedenste 
Teil des russischen Proletariats sein Herzblut hergeben, mag es 
wie Winkelried alle Spieße in seiner Brust auffangen, um dem inter- 
nationalen Sozialismus, dem Frieden den Weg zu bahnen, es wird 
verbluten, wenn sein heroischer Kampf nicht die internationalen 
Kräfte auslöst, wenn den russischen Arbeitern, dem russischen 
Volke nicht gezeigt wird, daß der russischen Revolution keine Ge- 
fahren drohen. Und das kann das internationale Proletariat nur 
tun, wenn es seine eigenen Interessen, die solidarisch sind mit denen 
der russischen, Arbeiterklasse mit allen Kräften vertritt. Wer seine 
eigenen Interessen nicht verteidigt, der kann niemanden Bürgschaft 
leisten. Die internationale Arbeiterklasse befindet sidi in einer 
Schicksalsstunde. Zum erstenmal seit dem Kriegsausbruch 
steht eine Wendung in greifbarer Nähe bevor. Die Arbeiterklasse 
wird mit ihrer ganzen Zukuift dafür büßen, wenn sie ihr Interesse 
nidit versteht und es nicht mit allen Kräften verteidigt. 
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Solange der Krieg dauert, keine „Neuorienüerung", keine inneren 
Refonnen — erklärte bisher die deutsche Re^ening. Tiefer 
greifende Reformen müssen den schärfsten Kampf der Parteien her- 
vorrufen, denn wenn man dem einen gibt, so muß man dem andern 
nehmen. Solche Kämpfe sind aber dem Burgfrieden, der Einheit der 
Nation nicht bekömmlidi, und ohne Burgfrieden wiederum kann 
man keinen Krieg führen. Diese Argumentation der deutschen Re- 
gierung fand volle Zustimmung bei däi Konservativen, Freikonser- 
vativen und Nationalliberalen, d. h. bei den Vertretern der schweren 
Industrie und des Agrariertums. Nur die Freisinnigen, die Ver- 
treter der Handelsbourgeoisie, wagten sofortige Reformen zu fordern, 
ohne jedoch den Kampf um sie zu entfalten. Und vom Standpunkt 
des Imperialismus ließ sich gesen die Vermeidung der Kämpfe um 
die Refonnen so wenig sagen, daß auch die Sozialpatrioten keinen 
stärkeren Druck auf die Regierung riskierten, obwohl ihnen bei üirer 
Abhängigkeit von breiteren Volksmassen in .erster Linie diese Be- 
ruhigungsmittel notwendig erscheinen mußten. 
Auf einmal setzte ein neuer Wind ein. Im Reidistag trat nidit nur 
der Freisinnige Müller-Meiningen mit einer Philippika auf, 
in der er in energischsten Tönen sofortige Reformen forderte, in der 
er rief: öffnet die Ventile!, auch der Nationalliberale, Syn- 
dikus des Industriellenverbandes, Herr Stresemann, donnerte in 
flammenden Worten gegen die Herrschaft des Militärabsolutismus 
und drohte, daß, wenn die R^erung nicht sofort zu Reformen 
schreite, der Reidtstag das Werk in die Hand nehmen müsse. Und 
die Sozialpatrioten Noske und David wandten sich zwar g^en alle 
Versuche, die deutschen Verhältnisse mit den russischen zu verglei- 
cben, aber sie beschworen den Reichst!^ und die Regierung der 
VollföStimmung Rechnung zu tragen; sie verlasen eine ganze Litanei 
von Reformen, deren Durchführung sie sofort forderten. Das Wun. 
der geschah, daß der Reichstag mit allen Stimmen g^en die der 
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Konservativen die Einsetzung einer Verfassungsreform- 
kommission beschloß, die sich die notwendigsten Reparaturen 
am stolzoi Bau des Reiches ansehen $oll. 

Die Regiening erklärte durch den Mund des Reidiskanzlers, daß 
sie auch für eine Neuorientierung sei, aber sie könne nicht so ohne 
weiteres itire Meinung über die Gefahr solcher Neuorientierungen 
im Kri^e ändern, eine Meinung, die bisher die Mehrheit der bür- 
gerlidten Parteien teilte. Aber dn schroKes Nein hat Herr Beth- 
mann Hollweg nicht ausgesprochen. 

Nun ma^ die Regierung nadbgeben oder nicht, wenn die Herren 
Freikonservativen, Nationalliberalen, Freisinnigen und Sozialpatrio- 
ten Sich zusammentun, so werden sie ganz gewiß kein Werk zusam- 
menbauen, das den Volksmassen auch in „normalen" Zeiten munden 
könnte. Sie können weder die Ungleidiheit der Reichstags-Wahl- 
kreiseinteilung aufheben, noch das preußische Wahlunrecbt wirk- 
lich abschaffen, sie können weder die Verantwortung der Regierung 
vor dem Parlamente, noch die Demokratisierung des Heeres be- 
sdilieBen. Selbst wenn der Hohe Bundesrat all diesen Herrlichkeit^] 
zustimmen würde, die Vertreter des Kapitals würden sie ihm nicht 
vorschlagen. Aus dem einfachen Grunde, weil niemand neben seinoi 
eigenen Schatten springen kann, und die Vertreter des Kapitals dem 
arbeitenden Volke in Deutschland keine demokratisdien Rechte ge- 
währen können. Demokratische Rechte bedeuten in einer so kapita- 
listisch zerklüftetoi Nation wie der deutschen und besonders bei der 
ungeheuren Zuspitzung der sozialen Gegensätze, wie sie der Krieg 
mit sich brachte, eine Auslieferung der Kampfpositionen an die 
Volksmassen, auf die man eben 1^ Milliarden Mark Steuern lädt. 
Wenn die Herren bürgerlichen Abgeordneten und die Sozialpatrioten 
so furchtbar nach der Neuorientierung schrien, so ist ihre Anstren- 
gung viel mehr darauf zurückzuführen, daß sie sich von ihrem 
lauten Geschrei wunder was versprachen, als daß sie in diesem Ge- 
schrei ihre Sehnsudit nach Demdcratie ausdrückten. 
Aber nehmen wir einmal an, daß die Herren ernste politische Re- 
formen durchzuführen geneigt wären und daß die Junker und die 
Bureaukratie sich ohne G^enwehr in so freundlidi parlamenta- 
rischer Weise das Genick brechen ließen, wie sie es nebenbei ge- 
sagt — niemals und nirgend in der Geschichte getan haben. Poli- 
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tische Reformen — auch die gründlichsten — bedeuten die Öffnung 
des Weges zu sozialen Reformen. Ihr Zweck ist, den Volksmassen 
zu zeigen, daß sie zwar langsam, aber friedlich, ihre Lage bessern 
können. Kann dieser Zweck in den durch den Krieg geschaffenen 
Verhältnisse! erreicht werden? 

Und wie denken die Herren eine Staatsschuld von 100 Mil- 
liarden Mark zu reformieren, gerecht zu zerlegen? Wir fanden bisher 
in der finanzpolitischen Literatur keine Vorschläge dafür. Alle die ge. 
macht werden, drehen sich nur um die Erfindung neuer Lasten. 
Denn wenn die schönste Frau nicht mehr gd>ai kann als ^e hat, so 
kann auch der beste Finanzkalkulatur 100 Milliarden Staatsschul- 
den nicht verzinsen — von anderen Folgen des Krieges, die schwere 
Milliarden jährlich schlucken werden, gar nicht zu sprechen — (dme 
die breitesten Volksmassen schwer zu belasten. 
Wie man die Sache audi dreht und wendet, dieReformatoren 
sind etwas spät aufgestanden. Die preu6isdie Wahl- 
reform konnte Anno 1911, als dleHerren Revisionisten und Zen- 
trumsleute den Kampf um sie unterdrückten, ein Sdiladitruf sein. 
Heute sie auf das Banner des Kampfes zu setzen, ist lädierlich. 
Der Organismus der Staaten und der Oesellsdiaft fordert ganz 
andere Heilmittel. 

Wir glauben keinen Augenblick, daS die Staatsmänner der Bour- 
geoisie und die Scheidemänner des Sozialpatriotismus dies verstdien 
werden. Niemand kann „verstehen", daß er sidi den Orund unter 
den Füßen weggraben soll. Aber es ist ein Z&äien der Zeit, daß die 
Arbeitsgemeinschaft mit einem „Reformprogramm" in 
dem Moment auf den Plan gerückt kam, ai^ der Schrei nadi Re- 
formen von allen bürgerlichen Parteien und den Sozialpatrioten 
ausgestoßen wurde. Nicht einmal darum handelt es üch hier in 
diesem Moment, daß dieses Programm der Arbdtsgemeinsdiaft, das 
wir noch analysieren werden, jedem wahrhaft demokratisdien 
Orundsatz ins Oesicht schlägt, daß es rein politisch ist, während 
die soziale Frage die brennendste ist 

Das Charakteristische ist, daß die alten und jungen Herren von der 
Arbdtsgemeinschaft die Möglichkeit der schmerzlosen Reform un- 
terstützen, daß sie direkt erklären, sie drohoi nicht Das beweist, 
daß sie nur der linke Flügel des bürgerlichen Reichstages, nicht 
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seine sozialistischen Antipodoi sind, dafi sie nidtt einmal die Harfe 
sein können, auf der der neue Wind der Geschiclite sein Stunnlied 
singt, geschweige denn, daß sie selbst das Ued der Zeit verstünden. 
Refonnation! Reformation! Wohl bekomm's, ihr Herren! 
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